MASTER 
NEGA  TIVE 
NO.  93-81173 


MICROFILMED  1993 
COLUMBIA  UNIVERSITY  LIBRARIES/NEW  YORK 


as  part  of  the 
"Foundations  of  Western  Civilization  Preservation  Project" 


Funded  by  the 
NATIONAL  ENDOWMENT  FOR  THE  HUMANITIES 


Reproductions  may  not  be  made  without  permission  from 

Columbia  University  Library 


COPYRIGHT  STATEMENT 


The  Copyright  law  of  the  United  States  -  Title  17,  United 
States  Code  -  concerns  the  making  of  photocopies  or 
other  reproductions  of  copyrighted  material. 

Under  certain  conditions  specified  in  the  law,  libraries  and 
archives  are  authorized  to  furnish  a  photocopy  or  other 
reproduction.  One  of  these  specified  conditions  is  that  the 
photocopy  or  other  reproduction  is  not  to  be  "used  for  any 
purpose  other  than  private  study,  scholarship,  or 
research.*'  If  a  user  makes  a  request  for,  or  later  uses,  a 
photocopy  or  reproduction  for  purposes  in  excess  of  **fair 
use,"  that  user  may  be  Nable  for  Copyright  infringement. 

This  Institution  reserves  the  right  to  refuse  to  accept  a 
copy  Order  if,  in  its  judgement,  fulfiilment  of  the  order 
would  involve  violation  of  the  Copyright  law. 


AU  THOR: 


HIPPEL  ROBERT  VON 


TITLE: 


TIERQUÄLEREI  IN  DER 

STRAFGESETZBUNG.. 

PLACE: 

BERLIN 

DATE: 

1891 


COLUMBIA  UNIVERSITY  LIBRARIES 
PRESERVATION  DEPARTMENT 

DIBLIOGRAPHIC  MTCROFORM  TARHFT 


Master  Negative  U 


Restrictions  on  Use: 


Original  Material  as  Filmed  -  Existing  Dibliograpliic  Record 


■■  '^""^K^flLilVwffew«. 


"iiiMiin—irihiiii  m  ^1 


"~  ■■  / 


<T 


kfMitWMi 


4M» 


esßfeoeibuTiQ    des  nn-unaJ^usl^Tiaes  » —J 


ler  I  iTi 


189 


14762 


0.   .Öt.l98p. 


-.  -<  I  w"!  i'fa'^iiiiifiiiliiiiiiiiii'ii   Ulli iKiiii 


l 


>«p>'^WC9^%awiP4tM((;<<' ' 


TECHNICAL  MICROFORM  DATA 

FILM     SIZE: Ä£'a^^^^^_  REDUCTION     RATIO-         //k 

IMA^E  PLACEMENT:   lA  (IiaT  IB    IIB  --^ 

DAfE     FILMED:__3^^z33_ INITIALS        ^^ 

HLMEDBY:    RESEARCH  PIJDLICATION.q,  INC  WOOnÖRrnnP  rr 


^^. 


X. 


^  v^.^ 


o 


c 


Association  for  Information  and  Image  Management 

1100  Wayne  Avenue,  Suite  1100 
Silver  Spring.  Maryland  20910 

301/587-8202 


Centimeter 

12345 


I   IT 


Inches 


1 


iiiiiiiiiiiii 


6         7        8        9       10       n       12       13       14       15   mm 

iiiilimlinilii 


T 


#  o         y         lu        I  I        iz 

llilliiiliiiiliMiliiiiliii|liiii 


LMihml 
TTTTI 


1.0 

1^    |2.8 
u 

■ibii, 

2.5 
22 

l.l 

2.0 
1.8 

1.6 

1.25 

1.4 

MflNUFflCTURED   TO   flllM  STANDARDS 
BY  APPLIED  IMAGE,    INC. 


^  — - 


-i  ,        _--v^    t  ' 


Z'  '''■^i 


3^'" 


•>.  -^/i 


^-L^: 


\t:^4if.. 


i'^'"'- 

%> 


.•^, 


4ipj 


-^ 


<iiSS^"^t- 


*   .."M        ^ 


-.ÜJ" 


.1  f 


■*'' 

«:>.''• 


-^^^^^ 


^^ 


i^^^KT 


-^^f^X% 


^^ 


ti'S: 


>5t^ 


,ih;-^^-'^: 


^^€*^     ^^t^^i?:^^ 


K?*>^ 


Ml 

!>o 


7^ 


• --.  .^ 


söTJ 


*?6i;sH 


^?^1#^ 


4_ 


Kezensior 


mülar 


Die  Tierquälerei 


in  der 


« „■ 


Strafgesetzgebung  des  In-  und  Auslandes, 


historisch,  dogmatisch  und  kritisch  dargestellt, 


nebst 


Vorschlägen  zur  Abänderung  des  Reichsrechts 


von 


Dr.  jur.  Robert  von  Hippel, 

Privatdozent  an  der  Universität  zu  KieL 


Berlin  1891. 

Verlag  von  Otto  Liebmann, 

Buchhandlung  für  Rechts-  und  Staatswissenschaften. 

W.  Lützowstrafse  27. 


Alle  Rechte  vorbehalten. 


Seinem  lieben  Vater 


Geh., Medizinalrat  Prof.  Dr.  Arthur  von  Hippel 


in   Dankbarkeit   sevridmet 


vom 


Verfasser. 


186762 


"""""T* 


Inhalt. 

~  Seite 

VTT 
Einleitung ^^ 

Erster  Teil. 
Das  Deutsche  Recht. 

I.  Abschnitt. 

Geschichte  der  Deutschen  Gesetzgebungen  bis  1870. 

§    1.    Allgemeiner  Überblick ^ 

§   2.    Sachsen ^ 

§   3.    Die  Thüringischen  Staaten  und  Anhalt 6 

§   4.     Württemberg "^ 

§   5.    Hessen-Darmstadt ^" 

Preufsen. 

§   6.    Die  altpreufsischen  Gebiete 12 

8   7     Die  im  Jahre  1866  erworbenen  Gebiete  . 18 

I.  Kurhessen ^° 

II.  Hannover •    •  ^^ 

III.  Frankfurt 19 

IV.  Hessen-Nassau ^ 

§   8.    Bayern,  Waldeck,  Braunschweig,  Oldenburg 20 

§   9.    Baden ^'^ 

§10.    Mecklenburg ^5 

§  11.    Die  freien  Städte 25 

II.  Abschnitt. 

Der  heutige  Zustand  auf  Grund  des  Reicbs-Strafgesetzbuchs. 

§  12.    Das  Verordnungsrecht ^7 

§13.    Dogmatische  Darstellung  des  §  360  *»  des  Reichsstrafgesetzbuchs    .      36 

III.  Abschnitt. 

Vergleich  des  Reichsrechts  mit  den  Bestimmungen  der  Deutschen 

Einzelstaaten  vor  1870. 

§14 ^ 


il 


VI 


§15. 
$5  16. 
§17. 

§  18. 
§19. 


§20. 
§21. 
§22. 
§23. 
§24. 


§25. 
§26. 


lulialt. 

Zweiter  Teil. 

Das  Recht  des  Auslandes.  seue 

England ^^ 

Frankreich,  Belgien,  Luxemburg 53 

Italien ^^ 

Die  Niederlande "^ 

Die  nordischen  Rechte ^^ 

I.  Norwegen "' 

II.  Schweden ^^ 

III.  Dänemark "^^ 

IV.  Finnland •* 

Österreich-Ungarn '^ 

•  77 

Rulsland ' ' 

Schweiz ^^ 

Spanien,  Portugal,  Serbien,  Griechenland,  Südamerika 90 

Nordamerika ^''- 

I.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 92 

II.  Canada ^^ 

Australien ^^ 

Rückblick ^^l 


Dritter  Teil. 


Der  Rechtsgrund  für  die  Bestrafung  der  Tierquälerei. 


§27. 

§28. 


Der  Stand  der  Gesetzgebung  . 
Überblick  über  die  Litteratur 


106 
110 


Vierter  Teil. 
Kritik  und  SchluFsfolgerung. 

§  29.    Die  Tierquälerei  als  Sittlichkeitsdelikt 124 

§  30.    Das  Wesen  der  Tierquälerei  und  der  Umfang  des  Strafschutzes     .  127 

§  31.    Vorschläge  zur  Umgestaltung  des  Reichsrechts 130 

Nachtrag  (Dänemark) 1^- 

Anhang  (enthaltend  Gesetze). 

I.  England 1^5 

n.  Schweiz ^^^ 

III.  Nordamerika 1^^ 

IV.  Victoria  (Australien) . ^^^ 


Eiuleitung. 


Wiederholt  ist  im  Laufe  gerade  des  letzten  Jahrzehnts  eine 
Abänderung  unserer  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  (§  360  ^^ 
R.-Str.-G.-B.)  gegen  Tierquälerei  beantragt  worden,  wiederholt  hat 
der  Streit  um  die  Berechtigung  solcher  Anträge  unsere  gesetzgeben- 
den Körperschaften  beschäftigt.  Noch  heute  ist  dieser  Streit  nicht 
geschlichtet,  jeden  Tag  kann  der  Kampf  nach  kurzem  Waffen- 
stillstand aufs  Neue  entbrennen. 

Die  von  dem  Preufsischen  Kultusministerium  s.  Z.  gemachten 
Konzessionen  befriedigten  die  Gegner  nicht.  Und  insbesondere 
wurde  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  25.  Februar 
1885  von  verschiedenen  Seiten  energisch  die  Vorlage  einer  aus- 
führlichen Denkschrift  über  die  Angelegenheit  verlangt. 

Diesem  Wunsche  will  die  folgende  Arbeit  entgegenkommen. 
Gegenstand  derselben  ist  das  gesamte  strafrechtliche  Vorgehen 
gegen  Tierquälerei,  aber  auch  nur  dieses.  Alle  sonstigen  dem 
sog.  Tierschutze  dienenden  Bestimmungen,  —  mögen  dieselben  der 
Beschädigung  von  Tieren  als  Sachbeschädigung  zum  Zwecke  des 
Eigentumsschutzes  entgegentreten,  mi)gen  sie  aus  demselben  Grunde 
Mafsregeln  zur  Verhütung  von  Viehkrankheiten  geben,  mögen  sie 
das  Ausrotten  von  nützlichen  oder  dem  Menschen  angenehmen 
Tieren  verhüten  wollen  oder  anderen  Zwecken  dienen,  —  gehören 
nicht  in  den  Rahmen  meiner  Abhandlung. 

Ausgehend  von  der  Ansicht,  dafs  nur  eine  genaue  Kenntnis 
und  Beherrschung  des  vorhandenen  Stoffes  zu  sicher  begründeten 
legislativen  Ergebnissen  führen  kann,  habe  ich  mich  bemüht,  das 
Recht  des  In-  und  Auslandes,  wie  es  historisch  geworden  ist  und 
wie  es  heute  besteht,  in  möglichster  Vollständigkeit  zur  Dar- 
stellung zu  bringen.    Auf  Grund  dieser  Darstellung  und   unter 
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Berücksichtigung  der  Litteratur  über  die  Frage  habe  ich  sodann 
meine  persönliche  Ansicht  entwickelt  und  meine  Vorschläge  zur 
Ausgestaltung  des  heutigen  Kechts  gemacht. 

Schon  ein  Blick  auf  diese  Vorschläge  dürfte  davon  über- 
zeugen, dafs  ich  entschiedener  Anhänger  einer  gesunden  und  mafs- 
voUen  Tierschutzbewegung  bin.  Ebenso  entschieden  aber  ver- 
damme ich  Auswüchse  dieser  Bewegung,  wie  sie  sich  leider  auch 
bei  uns  in  Deutschland,  insbesondere  in  dem  reklamehaften  Treiben 
der  „Vereine  zui'  Bekämpfung  der  wissenschaftlichen  Tierfolter", 

breit  machen. 

Praktisch  erreichbare  und  berechtigte  Ziele,  wie  ich  sie  an- 
gegeben zu  haben  hoffe,  sind  anzustreben.  Und  wenn  diese  Ziele 
gesetzlich  durchgeführt  sind,  dann  handelt  es  sich  weiter  darum, 
die  einzelnen  Fälle  von  Mifshandlung  auch  wirklich  zur  Anzeige 
und  Bestrafung  zu  bringen.  In  beiden  Richtungen  bietet  sich  den 
Tierschutzvereinen  ein  weites  Feld  segensreicher  Wirksamkeit. 

Auf  diesem  Felde  mögen  sie  ihre  Thätigkeit  entfalten,  an- 
statt, wie  bisher  vielfach,  ohne  ausreichende  medizinische  Kennt- 
nisse und  unter  Mifsachtung  der  ärztlichen  Wissenschaft  gegen 
das  Tierexperiment  zu  hetzen  oder  selbst  Gesetzesvorschläge  zu 
machen,  welche  das  Unsichere  Tasten,  die  über  das  Ziel  hinaus- 
schiefsende  Heftigkeit  des  Laien  nur  zu  deutlich  verraten. 

Kiel,  Juni  1891. 

Der  Verfasser. 


Erster  Teil. 

Das  Deutsche  Recht. 


I.  Abschnitt. 

GescMclite  der  Deutschen  Gesetzgebungen  bis  1870. 

§  1.    Allgemeiner  Überblick. 

Nächst  England,  dessen  Gesetzgebung  über  Tierquälerei  die 
älteste  ist^),  sind  es  Deutsche  Staaten,  —  und  unter  ihnen  Allen 
voran  Sachsen  — ,  welche  zuerst  allgemeine  Strafvorschriften  in 
dieser  Richtung  erlassen  haben. 

Aber  bereits  lange  vor  dem  Sächsischen  Kriminalgesetzbuche 
vom  30.  März  1838  finden  wir  in  Deutschland  Fälle,  in  welchen 
man  gegen  einzelne  Akte  derartiger  Grausamkeit  strafend  ein- 
schritt. ,     .    C. 

So  verurteilte  die  juristische  Fakultät  der  Universität  Leipzig-) 
1765  einen  Angeklagten,  welcher  einer  Kuh  die  Zunge  zur  Hälfte 
herausgeschnitten  hatte,  zu  6  Wochen,  1766  einen  Postillon,  welcher 
seine  Pferde  zu  Tode  gehetzt  hatte,  zu  12  Tagen  Gefängnis, 
wegen  ihres  .unmenschlichen  Beginnens\  Man  betrachtete  , das 
Begangene  selbst  als  eine  ahndungswürdige  Bosheit  an  sich**  und 
gründete  das  Kecht  der  Bestrafung  in  Ermangelung  anderer  Vor- 
schriften darauf,  dafs  Grausamkeit  gegen  Tiere  unter  den  Pan- 
dektentitel  de  extraordinariis  criminibus  zu  rechnen  sei  und  infolge- 
dessen mit  einer  poena  arbitraria  geahndet  werden  könne. 

1)  Vgl.  die  dortige  DarsteUung,  S.  48  ff. 

^)  So  Hommel:  Rhaspodia  quaestionum  in  foro  qiiotidie  obvenientiuin  nee 
tarnen  legibus  decisarum.   .Observatio  256. 

V.  Hippel,  Tierquälerei. 
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2  I.  Geschichte  der  Deutschen  Gesetzgebungen  bis  1870. 

Freier  noch  gestaltete  sich  die  Auffassung  in  der  Folgezeit, 
wo  man  auf  Grund  der  sehr  verbreiteten  Annahme,  dafs  die  Ver- 
waltungsbehörde an  positive  gesetzliche  Bestimmungen  überhaupt 
nicht  gebunden  sei,  vielfach  gegen  die  Tierquälerei  ohne  weiteres 

polizeilich  vorging. 

Noch  in  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  steht  diese 
Theorie  —  wenn  auch  nicht  unbestritten  —  an  vielen  Orten  in 
Kraft.  In  dem  Mafse,  als  sie  ins  Schwanken  gerät,  drängt  sich 
das  Bedürfnis  nach  Ersatz  durch  bestimmte  Vorschriften  mit  Not- 
wendigkeit auf. 

Dieses  Bedürfnis  aber  ist  nicht  ein  lediglich  lokales,  es  tritt 
nicht  nur  da  zu  Tage,  wo  eine  veränderte  Anschauung  den  bisher 
vorhandenen  Zustand  zu  beseitigen  droht.  Es  erscheint  vielmehr 
als  das  Resultat  einer  bestimmten,  fortgeschrittenen  Kulturent- 
wickelung; und  wie  diese  von  den  Deutschen  Staaten  annähernd 
zu  derselben  Zeit  erreicht  wird,  so  kommt  auch  spontan  das  Ver- 
langen nach  Bestrafung  der  Tierquälerei  in  den  verschiedensten 
Territorien  fast  gleichzeitig  zum  Ausdruck. 

Den  Gang  dieser  Entwickelung  im  Einzelnen  zeigt  die  fol- 
gende Darstellung. 

§  2.   Sachsen. 

Schon  die  Stüberschen  Entwürfe  des  Kriminalgesetz- 
buchs für  das  Königreich  Sachsen  von  1821^)  und  1824 
bestimmen:  („Von  den  Vergehen  gegen  die  Sicherheit  und  Sitten- 
polizei**). 

,§  930.  Es  ist  nicht  erlaubt,  Tiere  zu  mifshandeln,  sollten  sie 

sich  auch  in  Jemandes  Eigentum  nicht  befinden. 

,§  931.  Einer  Milshandlung  der  Tiere  machen  sich  diejenigen 
schuldig,  welche  einem  Tiere,  das  sie  in  ihrem  Besitz  haben,  die 
zu  dessen  Erhaltung  nötige  Abwartung  versagen,  oder  ein  Tier 
zu  ihrem  Gebrauche,  ohne  dringende  Not,  über  die  Kräfte  des- 
selben anstrengen,  oder  eines  Tieres  sich  auf  eine  für  dasselbe 
qualvolle  Art  bemächtigen,  oder  ein  Tier  auf  eine  solche  Art  um- 
bringen, da  sie  doch  ohne  diese  Qualen  desselben  habhaft  werden 


«• 

1)  Derselbe  ist  nicht  gedruckt  worden.  Hier  citiert  nach  Abbeg:  über 
die  Bestrafung  der  MUshandlung  von  Tieren.  Neues  Archiv  des  Kriminalrechts 
Band  XII.  1830  S.  620  ff. 


§  2.   Sachsen.  3 

oder  solches  töten  konnten,  oder  ein  Tier  bei  irgend  einer  anderen 
Gelegenheit  oder  zu  irgend  einem  anderen  Zwecke  martern. 

,§  932.  Dergleichen  Milshandlungen  der  Tiere  haben  Ge- 
fängnisstrafen bis  zu  6  Wochen  zur  Folge.**  — 

Unmittelbare  praktische  Bedeutung  gewannen  diese  Vorschläge 
nicht.  Denn  der  Tod  Stübels  (1828)  führte  zur  Ausarbeitung 
eines  neuen  Entwurfs'-),  welcher  keine  Strafbestimmungen  gegen 
Tierquälerei  enthielt.  Und  erst  in  den  ständischen  Deputa- 
tionen, an  welche  derselbe  am  10.  März  1836  gelangte,  kam 
es  auf  Antrag  des  Domherrn  Günther  zur  Einschaltung  folgenden 

Artikels  '* )  i 

.Boshaftes  oder  mutwilliges  Quälen  von  Tieren  ist 
mit  Gefängnisstrafe  bis  zu  4  Wochen  oder  mit  verhältnis- 
mäfsiger  Geldbufse  zu  bestrafen.'* 

Zur  Begründung  bemerkt  die  ständische  Schrift :  ^Dergleichen 
Handlungen  sind  nicht  nur  dem  öffentlichen  Sittlichkeitsgefühl 
entgegen,  sondern  bereiten  auch  das  Volk,  indem  sie  die  Koh- 
heit  befördern  und  das  Mitleid  abstumpfen,  zu  wirklichen  Ver- 
brechen vor***). 

Neben  dieser  kriminellen  Bestrafung  der  boshaften  und 
mutwilligen  Quälerei  sollte  nach  dem  Antrage  Günthers  das 
Einschreiten  gegen  diejenigen,  welche  Tiere  bei  deren  an  sich 
erlaubten  Gebrauche  mifshandeln,  dem  polizeilichen  Wir- 
kungskreise überlassen  bleiben. 

Diesem  Wunsche  hat  die  Gesetzgebung  entsprochen :  Die  von 
den  Kammern  angenommene  Vorschrift  ist  in  das  Kriminal- 
gesetzbuch vom  30.  März  1838  Kap.  16  .Verletzungen  der 
Sittlichkeit*  als  Art.  310  übergegangen,  aufserdem  aber  durch 
Verordnung  vom  31.  Juli  1839^^)  unter  Nr.  5  festgesetzt: 

„Die   Bestrafung   des  Exzesses    in    der    an    sich    er- 
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'-)  Verfasser:  Geh.  Ober-Justiz-Rat  Dr.  Gross. 

3)  Landtagsakten  1836/37  Abt.  II  Bd.  I  S.  490  if.  -  Abt.  III  Bd.  H  S.  789. 
—  Mitteilungen  Bd.  H  S.  1134  ff.,  Bd.  V  S.  4143.  —  Die  Genehmigung  erfolgte 
in  beiden  Kammern  ohne  Debatte. 

*)  Landtagsakten  Abt.  I  Bd.  HI  S.  631. 

»)  „Die  Erledigung  einiger  Zweifel  über  die  Kompetenz  der  Justiz-  und 
Verwaltimgsbehörden  in  Beziehung  auf  mehrere  Bestimmungen  des  Kriminal- 
gesetzbuchs betr."  -  Ges.  u.  Verordn.  Blatt  S.  203.  -  Die  Verordnung  ist  von 
den  Ministerien  des  Innern  und  der  Justiz  erlassen. 

1* 
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4  I.  Geschichte  der  Deutschen  Gesetzgebungen  bis  1870. 

laubten    Benutzung    der    Tiere    kommt    der    Polizeibe- 
hörde zu." 

Eine  Veränderung  dieser  Kompetenzabgrenzung  zwischen 
Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  und  zugleich  eine  erheblich 
schärfere  kriminelle  Bestrafung  der  Tierquälerei  bringt  sodann 
das  Strafgesetzbuch  vom  13.  August  1855  mit  seiner  Be- 
stimmung   in    Kap.  17    ,Von    Verletzungen    der    Sittlichkeit^") 

Art.  361: 

'  „Wer  Tiere  mutwillig  quält  oder  durch  rohe  Mifs- 
handlung  derselben  öffentliches  Ärgernis  giebt,  ist  mit 
Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  zu  bestrafen.  In  Fällen,  wo 
die  Strafe  nicht  6  Wochen  übersteigt,  kann  statt  des 
Gefängnisses  auf  Geldbufse  bis  zu  150  Thalern  erkannt 

werden." 

Es  sollte  durch  diese  Vorschrift  die  gerichtliche  Bestrafung 
auf  diejenigen  Fälle  ausgedehnt  werden,  in  welchen  die  Mifs- 
handlung  —  ohne  schon  unter  den  Begriff  des  Quäle ns  zu  fallen  — 
doch  infolge  ihrer  Rohheit  öffentlichen  Anstofs  erregte"). 

Die  Verordnung  vom  31.  Juli  1839  blieb  daneben  in  Wirk- 
samkeit^). 

Das  läfst  schon  eine  weitere  Verordnung  der  Kreisdirektion 
Dresden  vom  29.  November  1856  erkennen,  welche  die  Polizei- 
behörden des  Regierungsbezirks  „zu  strenger  Absichtführung,  nach 
Befinden  polizeistrafrechtlichem  Einschreiten"  gegen  die  Führer 
von  Hundefuhrwerken  auffordert. 

Es  ergiebt  sich  aber  ferner  mit  Sicherheit  aus  einem  König- 
lichen Dekret  gelegentlich  der  Revision  des  Sächsischen  Straf- 
rechts im  Jahre  1868. 

Das  revidierte  Strafgesetzbuch  vom  1.  Oktober  1868 
selbst  hat  nämlich  keine  Bestimmungen  gegen  Tierquälerei  aufge- 
nommen, erklärt  aber  in  seiner  Publikations- Verordnung  unter 
Nr.  XV : 


§  2.    Sachsen. 


-    5 


«)  Hier,  wie  im  Kiiminalgesetzbuch  von  1838,  bildet  unser  Artikel  den 
Schlufs  des  Abschnitts.  Der  vorausgehende  §  behandelt  beide  Male  die  Ver- 
letzung der  SittUchkeit  durch  unzüchtige  Handlungen  oder  Schriften,  die  frü- 
heren gelten  den  eigentlichen  FleischesdeÜkten. 

')  So  die  Motive:  Landtagsakten  von  1854  Abt.  I  Bd.  II  S.  230. 

»)  Falsch  Knig,  Kommentar,  nach  dessen  Meinung  sich  durch  die  erwei- 
terte Fassung  des  Art.  361  die  Bestimmung  der  Verordnung  erledigt. 


?> 


Die   in  Art 361    des   Strafgesetzbuchs  vom 

11.  August  1855  behandelten  Vergehen  der  ....  Tier- 
quälerei sind  von  den  Polizeibehörden  zu  untersuchen 
und  zu  bestrafen.  Dieselben  können  entweder  bis  zu 
8  Wochen  Gefängnis  oder  auf  eine  Geldbufse  bis  zu  200 
Thalern  erkennen." 

Dazu    bemerkt    das    erwähnte    Königliche    Dekret   vom 

25.  Januar  1868'^: 

„Was  das  Vergehen  der  Tierquälerei  anlangt,  so  fehlt  auch 
ihm  das  Moment  des  kriminell  Strafbaren.  Es  liegt  in  ihm  der 
Ausdruck  einer  boshaften  und  niedrigen  Gesinnung;  allein  die 
blofse  UnSittlichkeit,  ohne  Verletzung  irgend  welcher  Eechte,  reicht 
nicht  hin,  die  kriminelle  Strafbarkeit  zu  begründen.  Das  Moment 
des  öffentlichen  Ärgernisses  ist  ebenfalls  hierzu  nicht  ausreichend, 
selbst  abgesehen  davon,  dafs  es  ein  aufserordentlich  schwankendes 
und  unsicheres  ist.  Dazukommt,  dafs  die  unangemessene,  die  Körper- 
kraft des  Tieres  übersteigende  und  daher  harte  Behandlung  des- 
selben ziemlich  nahe  an  die  rohe  Behandlung  anstreift  und  die 
Grenzlinie  zwischen  beiden  eine  sehr  feine,  oft  nicht  erkennbare 
ist,  von  ihr  aber  bisher  der  Unterschied  der  kriminellen 
und  der  polizeilichen  Strafbarkeit  abhing.'' 

Die  Sächsische  Vergangenheit  vor  1870  zeigt  sonach 
Schwankungen  in  der  Zuständigkeit  der  Behörden  wie  auch  in  der 
Höhe  des  Strafmafses,  vollkommene  Einheitlichkeit  aber  in  An- 
sehung des  überhaupt  —  gerichtlich  oder  polizeilich  —  unter 
Strafe  gestellten  Thatbestandes.  Dieser  ist  aufserordentlich  um- 
fassend : 

Strafbar  ist  jede  nicht  einem  erlaubten  Zwecke  die- 
nende oder  selbst  beim  Vorliegen  eines  solchen  das  Mafs 
des  Notwendigen  überschreitende  Grausamkeit  gegen 
Tiere^«). 


] 


«)  „Den  Entwurf  eines  Gesetzes,  die  Aufhehung  beziehentlich  Abänderung 
einiger  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  betr.*'  Landtagsakten  1867/68  Abt.  I 

Bd.  III  S.  555. 

»»)  Erwähnt  sei  noch,  dafs  auf  Antrag  des  Tierschutz-Vereins  Dresden  vom 
Sächsischen  Ministerium  des  Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts  wiederholt  Ver- 
ordnungen (z.  B.  am  1.  April  1842,  7.  März  1844,  18.  September  1852)  erlassen 
sind,  in  welchen  Geistliche  und  Lehrer  aufgefordert  werden,  in  ihrem  Amte 
gegen  die  Tierquälerei  zu  wirken. 
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6  I.  Geschichte  der  Deutschen  Gesetzgebungen  bis  1870. 

§  3.   Die  Thüringischen  Staaten  und  Anhalt. 

Durch  ihr  Alter  wie  auch  durch  die  Ausführlichkeit  ihrer 
Bestimmungen  beansprucht  hier  in  erster  Linie  eine  Verordnung 
für  das  Fürstentum  Schwarzburg-Sondershausen  vom 
5.  März  1840  das  Interesse. 

Sie  will  der  „unser  Zeitalter  entehrenden  Behandlung  der 
Tiere  %  welche  den  Menschen  entwürdige  und  verhärte,  auch  die 
Grenzen  seiner  Eigentumsrechte  überschreite,  in  erster  Linie  durch 
Belehrung  der  Jugend  entgegengetreten  wissen. 

Ferner  aber  verordnet  sie: 

J.  Dais  jeder,  der  absichtlich  ein  Tier,  sei  es  in  seinem  Eigen- 
tume  oder  nicht, 

1.  auf  eine  ungewöhnliche  und  zugleich  mehr  als  nötig  schmerz- 
liche Weise  tötet,  oder 

2.  ihm,  ohne  einen  herkömmlichermafsen  als  erlaubt  geltenden 
Zwecke  zu  verfolgen,  Schmerzen  oder  Qualen  zufügt, 

3.  oder  doch,  selbst  bei  vorliegendem  erlaubten  Zwecke,  die 
Schmerzen  unnötiger  Weise  erhöht, 

4.  der  ein  Tier  durch  Entziehung  der  zu  seiner  Existenz  er- 
forderlichen Nahrung  und  Pflege  quält,  und 

5.  der  ein  Tier  gegen  dessen  Natur  oder  über  dessen  Kräfte 
durch  grausame  Behandlung  zur  Erreichung  seiner  Zwecke 
anstrengt, 

der  Tierquälerei  für  schuldig  erachtet  und  mit  Gefängnis 
bis  zu  6  Wochen  oder  nach  Befinden  mit  einer  verhältnis- 
mäfsigen  Geldbufse  bestraft  werden  soll. 

JL  Der  Grund  der  bei  Verübung  der  That  zu  Grunde  ge- 
legenen Bosheit  oder  moralischen  Yerderbtheit  und  die  Gröfse  der 
dem  Tiere  zugefügten  Qual  sollen  bei  Bestimmung  der  Strafe  den 
hauptsächlichsten  Maisstab  abgeben. 

„m.  In  Wiederholungsfällen  sind  hinsichtlich  der  Straferhöh- 
ung die  in  dieser  Beziehung  allgemein  angenommenen  Grundsätze 
in  Anwendung  zu  bringen. 

JV.  Die  Eltern,  Vormünder  und  Lehrherren  derer,  welche  sich 
der  Tierquälerei  schuldig  machen,  sollen,  wenn  sie  um  den  Frevel 
gewufst,  und  diesen  nicht  zu  verhindern  gesucht  haben,  als  Teil- 
nehmer an  der  Vergehung  zur  Strafe  gezogen  werden.*^  — 

Dieser   ausgedehnte   Strafschutz   aber  hat   in   Schwarzburg- 
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Sondershausen  nur  vorübergehend  bestanden.  Denn  bereits  am 
10  Mai  1845  kam  es  dort  zur  Einführung  des  Sächsischen 
Kriminalgesetzbuchs  von  1838,  dessen  Artikel  310  damit  an 
die  Stelle  der  obigen  Verordnung  trat^). 

Auch  in  den  übrigen  Thüringischen  Staaten  und  in 
Anhalt  gut  dieser  Artikel  oder  das  wörtlich  damit  überein- 
stimmende Thüringische  Strafgesetzbuch  Art.  306^):  „Boshaftes 
oder  mutwilliges  Quälen  von  Tieren  ist  mit  Gefängnis- 
strafe bis  zu  4  Wochen  oder  mit  verhältnismäfsiger  Geld- 
bufse zu  belegen.** 

Und  zwar  besteht  diese  Vorschrift  in  Sachsen-Weimar  seit 
1839  (5  April),  in  Sachsen-Altenburg  seit  1841  (3.  Mai),  in 
Sachsen-Meiningen  seit  1844  (1.  August),  in  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Anhalt-Dessau,  Sachsen-Gotha  und  Sachsen- 
Coburg  seit  1850  (26.  April,  28.  Mai,  12.  Juli  und  29.  November) 
in  Reufs  j.  L.  seit  1852  (U.April),  in  Anhalt-Bernburg  end- 
lich, wo  von  1852  bis  zur  Vereinigung  der  beiden  Herzogtümer 
(1864)  das  Preufsische  Strafgesetzbuch  in  Kraft  war,  seit  1864. 

§  4.  Württemberg. 

Fast  gleichzeitig  wie  in  Sachsen  geht  man  auch  in  Württem- 
berg gelegentlich  der  Einführung  des  Polizeistrafgesetzes  vom 

2.  Oktober  1839  vor. 

Der  den  Ständen  1838  vorgelegte  Entwurf  enthält  noch 
keine  Bestimmungen  über  Tierquälerei.  Der  Bericht  der  Straf- 
gesetzgebungs-Kommission^)  über  denselben  aber  spricht  sich 
entschieden  für  die  Notwendigkeit  solcher  aus.    Es  heifst  dort: 

,Die  Notorietät,  wie  oft  der  Mann  von  sittlichem  Gefühl  sich 
nicht"  enthalten  kann,  solche  öffentliche  Mifshandlungen  wenigstens 
durch  Verweis  zu  rügen,  und  wie  viel  öfter  er  es  thun  würde, 
wenn  er  nicht  von  dem  rohen  Quäler  eine  beleidigende  Berufung 
auf  sein  Recht,  mit  seinem  Eigentum  nach  Gefallen  zu  verfügen. 


1)  Am  25.  März  1850  tritt  in  Folge  der  Einführung  des  TMlringischen 
Strafgesetzbuchs  dessen  (gleichlautender)  Art.  306  in  Wirksamkeit. 

2)  Seine  systematische  Stellung  ist  genau  dieselbe  wie  im  Sächsichen  Kri- 
minalgesetzbuch.   Vgl.  S.  4  Anm.  6. 

§  4.     1)  Verhandlungen  der  Kammer  der  Abgeordneten.    Landtag  1838 
Bd.  xil  Beilageheft  2  S.  373. 
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I.  Geschichte  der  Deutschen  Gresetzgebungen  bis  1870. 


ZU  besorgen  hätte ;  ferner  die  Notorietät,  dafs  die  Polizeibehörden 
über  ihre  Befugnis,  Tierquälerei  zu  bestrafen,  sehr  verschiedener 
Meinung  sind,  und  dafs  diejenigen,  welche  sie  bestrafen,  sich  auf 
den  in  seiner  Allgemeinheit  unzulässigen  Grundsatz  berufen,  dafs 
die  Polizei  keines  Gesetzes  bedürfe;  endlich  der  Umstand,  dafs  in 
der  neuesten  Zeit  sich  Vereine  bilden,  welche  entweder  den 
Mangel  einer  gesetzlichen  Bestimmung  ersetzen  oder  die  Gesetz- 
gebung auf  solchen  aufmerksam  machen  und  ein  Gesetz  herbei- 
führen wollen:  alles  dieses  wird  unseres  Erachtens  bestimmend 
genug  sein,  den  theoretischen  Satz  der  Polizei  Wissenschaft,  dafs 
Tierquälerei  mit  Strafe  zu  bedrohen  sei,  weil  sie  das  sittliche  Ge- 
fühl abstumpfe,  zur  Menschenquälerei  und  überhaupt  zur  Grau- 
samkeit führe,  auch  im  positiven  Gesetze  anzuerkennen.  Eben  in 
dieser  Ansicht  der  Wissenschaft  liegt  auch  die  Beschränkung,  in 
welcher  nur  die  Gesetzgebung  ein  Verbot  mit  Strafdrohung  er- 
lassen kann;  es  darf  nicht  jeder  Quälerei  nachgespürt,  sondern  es 
kann  nur  diejenige  bestraft  werden,  welche  Ärgernis  giebt  und 
dadurch  einen  sittlich  verderblichen  Einfluss  hat.** 

Auf  Grund  dieser  Ausführungen  beantragt  die  Kommission 
folgenden  Artikel:  „Wer  Tiere  zur  Belustigung,  aus  Mutwillen, 
in  der  Züchtigung  oder  der  Übertreibung  ihrer  Kräfte  zu  öflfent- 
lichem  Ärgernis  quält,  soll  das  erste  Mal  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5  Gulden  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  4  Tagen  gestraft  werden. 

Beim  ersten  Eückfall  soll  die  Strafe  verdoppelt,  auf  weitere 
Rückfälle  soll  die  Bestimmung  des  Art.  94^)  angewendet  werden." 

Gleichzeitig  streben  zahlreiche,  an  die  Regierung  und  die 
Ständeversammlung  gerichtete  Petitionen  von  Tierschutz- Vereinen 
und  einzelnen  Personen  die  Erreichung  desselben  Zieles  an. 

Der  von  der  Regierung  im  Jahre  1839  vorgelegte  Ent- 
wurf bestimmt  demzufolge  in  Art.  54. 

„Wer  durch  rohe  Mifshandlung  von  Tieren  Ärgernis 
giebt,  ist  mit  Verweis,  Geldstrafe  bis  zu  15  Gulden  oder 
Arrest  bis  zu  8  Tagen  zu  bestrafen.'* 

Dieser  Artikel  steht  in  einem  eigenen  Abschnitt  VIT  „Mifs- 


2)  Derselbe  lautet:  „Wegen  Rückfalls  kann,  wo  das  Gesetz  nichts  Anderes 
bestimmt,  die  für  den  ersten  Fall  festgesetzte  achttägige  Arreststrafe  bis  auf 
4  Wochen  und  eine  höhere  Strafe  auf  6  Monate  erstreckt  werden. 

Geldstrafen  können  wegen  RückfaUs  bis  auf  das  Doppelte  des  im  Gesetze 
bestimmten  Höchstmafses  geschärft  werden." 
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handlung  von  Tieren",  welcher  sich  den  .Handlungen  gegen  die 
Sittlichkeit* '')  anreiht.  Bei  Begründung  desselben  betont  der  Re- 
gierungsvertreter, Geheimrat  von  Schlayer*),  unter  Hinweis  auf  die 
Gesetzgebung  Englands  und  Sachsens  sowie  das  Schwanken  der 
Württembergischen  Praxis,  dafs  das  Vorgehen  gegen  die  Tier- 
quälerei als  eine  Verletzung  sittlicher  Normen  zunächst  Aufgabe 
der  Schule  und  Kirche  sei;  «insofern  aber  die  Erscheinung  dieser 
gewöhnlich  öffentüch  hervortretenden  Mifshandlungen  das  Sittlich- 
keitsgefühl anderer  teils  beleidigt,  teils  auf  dessen  Abstumpfung 
hinwirkt  und  in  beiden  Beziehungen  die  öffentliche  Moral  verletzt," 
sei  ein  strafrechtliches  Einschreiten  begründet. 

Bei  der  Bestimmung  des  Ai^t.  54  sei  deshalb  ,der  Gesichts- 
punkt festgehalten,  dafs  in  der  schädlichen  Einwirkung  der  Tier- 
quälerei auf  andere  Personen  das  strafrechtliche  Moment  sich 
darstelle,  während  übrigens  die  Fassung  so  gewählt  wurde,  dafs 
Mifshandlungen,  denen  die  Triebfeder  des  Eigennutzes  zu  Grunde 
liegt,  ebensowohl  als  die  aus  Mutwillen  entsprungenen  Quälereien 

unter  denselben  fallen." 

Die  Eegierungsvorlage  führt  in  der  Sitzung  der  Kammer 
der  Abgeordneten  vom   2.  Mai    1839'^)    zu    einer  lebhaften 

Debatte. 

Im  Verlaufe  derselben  werden  mehrfach  geäufserte  Wünsche 
nach  einer  genaueren  Umschreibung  des  Thatbestandes  mit 
dem  Hinweis  darauf  bekämpft,  dafs  bei  einer  solchen  Spezialisie- 
rung der  Artikel  gröfser  werden  würde  als  das  ganze  Gesetz, 
ohne  doch  alle  möglichen  Fälle  zu  erschöpfen. 

Das  Ärgernis  selbst  kann,  wie  wiederholt«)  ohne  Wider- 
spruch ausgeführt  wird,  sowohl  durch  die  Mifshandlung  unmittel- 
bar als  auch  durch  deren  späteres  Bekanntwerden  verursacht 
werden.  ,Es  ist  absichtüch  vermieden  worden,  öffentliches 
Ärgernis  zu  setzen,  weil  sich  Fälle  der  empörendsten  Grausam- 
keit denken  lassen,  die  nicht  öffentlich  begangen,  aber,  wenn  sie 
bekannt  werden,  gleichwohl  das  gröfste  Ärgernis  erregen." 


^)  Letztere  enthalten  zunächst  die  Fleischesdelikte ,   dann  die  Erregung 
öffentlichen  Ärgernisses  durch  unzüchtige  Handlungen  oder  Schriften. 

*)  Verh.  d.  Kammer  d.  Abg.  auf  dem  Landtag  v.  1839.    Bd.  XII  BeUage- 

heft  2  S.  39. 

•   ^)  Verhandlungen  u.  s.  w.  —  Bd.  III.   36ste  Sitzung.   S.  21.  ff. 
«)  Abgeordneter  Rümelin  von  Weinsberg;  Obertribunalsrat  von  Prieser. 
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I.  Geschichte  der  Deutschen  Gesetzgebung-en  bis  1870. 


Die  Vivisektion  endlich  soll  durch  den  Entwurf  wie  der 
Eegierungskommissar  (v.  Schlayer)  auf  Anfrage  ausdrücklich  er- 
klärt, nimmermehr  verboten  werden.  Aus  dem  Hause  (Prälat 
V.  Flatt)  wird  darauf  der  Wunsch  geäufsert,  die  Regierung  möge 
durch  das  Medizinalkollegium  ein  Eeglement  zur  Verhütung  etwa 
dabei  vorkommender  Mifsbräuche  ausarbeiten  lassen. 

Das  Endergebnis  aller  Erörterungen  ist  die  Aufnahme  des 
Art.  54desEntwurfsals  Art.  55  in  das  Polizeistrafgesetz- 
buch vom  2.  Oktober  1839  mit  dem  folgenden,  die  Anwendbar- 
keit des  Art.  99^  auf  den  Rückfall  ausschliefsenden  Zusätze: 

»Bei  Rückfall  kann  die  Geldbufse  bis  auf  25  Gulden  oder 
die  Arreststrafe  bis  auf  U  Tage  erstreckt  werden.'' 

Dieses  Gesetz  hat  bis  zur  Einführung  des  R.-Str.-G.-B.  keinerlei 
Veränderung  erfahren**). 

Bestraft  wurde  sonach  in  Württemberg  vor  1870  „wer 
durch  roheMifshandlung  von  Tieren  Ärgernis  giebt%  mag 
dieses  durch  die  That  selbst  oder  durch  deren  späteres  Bekannt- 
werden entstanden  sein.  Auf  das  Motiv  des  Handelns,  (Bosheit, 
Mutwillen  oder  Eigennutz)  kommt  es  ebensowenig  an  als  auf  die 
Öffentlichkeit  der  Begehung.  Das  Strafmafs  ist  im  Vergleich 
zu  dem  in  Sachsen  angewandten  gering. 

§  5.    Hessen-Darmstadt. 

Nachdem  mehrfache  frühere  Anträge  im  Hessischen  Land- 
tage (1832/33  und  1840)  ^)  den  Anstofs  dazu  gegeben,  kam  es  im 
Jahre  1846  zur  Aufnahme  folgenden  Artikels  (218)  in  den 
Regierungsentwurf  eines  Polizeistrafgesetzes  für  das 
Grofsherzogtum  Hessen  (, Übertretungen  der  sittenpolizeilichen 
Vorschriften**  Titel  XVIII.  No.  3): 

')  Identisch  mit  Art.  94  des  Entwurfs.    Vgl.  S.  8  Anm.  2. 

*)  LedigUch  Spezialvorschriften  gegen  einzelne  Arten  von  Tierquälerei 
enthalten  daneben  die  Verfügungen  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  Okt. 
1845  und  16.  Mai  1868  „betr.  den  Transport  der  zum  Schlachten  bestimmten 
Kälber  und  Schweine"  und  vom  27.  Oktober  1853  „betr.  die  Behandlung  der 
Frösche  beim  Sammeln  von  Froschschenkeln".  In  Ansehung  der  Bestrafung 
verweisen  dieselben  auf  Art.  55  Pr.  Str.-G.-B. 

§  5.  »)  Schon  in  den  dreifsiger  Jahren  hatte  das  Grofsherzogliche  Ober- 
konsistorium der  Frage  sein  besonderes  Interesse  zugewandt.  Verordnung  an  die 
Dekane  der  Provinzen  vom  24.  Septbr.  1833;  Ausschreiben  vom  6.  Novbr.  1838; 
gegen  Schuüdnder  soUte  danach  nötigenfalls  körperliche  Züchtigung  eintreten. 


§  5.  Hessen-Dannstadt. 
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„Wer  durch  rohe  Mifshandlung  von  Tieren  Ärgernis 
giebt,  ist  mit  Geldbufse  von  1  bis  10  fl.  öder  Gefängnis 
bis  zu  8  Tagen  zu  bestrafen''. 

Diese  Bestimmung  selbst  ist  dem  Württembergischen  Rechte 
entlehnt^);  ebenso  schliefsen  sich  die  Motive^)  den  dortigen  Aus- 
führungen an*). 

Der  Regierungsentwurf  aber  fand  nicht  den  Beifall  der  Kam- 
mer-Ausschüsse, welche  vielmehr  übereinstimmend  eine  ver- 
änderte Fassung  beantragten,  dahin  gehend: 

„Rohe  Mifshandlung  von  Tieren  aus  Eigennutz,  Bosheit  oder 
Mutwillen  wird  mit  Geldbufse  von  1  bis  10  fl.  oder  Gefängnis  bis 
zu  8  Tagen  bestraft,  welches  in  Fällen  ausgezeichneter  Bosheit 
geschärft  werden  kann."'^) 

Bei  Beratung  dieses  Artikels  im  Plenum  der  zweiten 
Kammer^)  wurden  von  verschiedenen  Seiten  Bedenken  laut,  es 
könnte  unter  die  Bestrafung  der  Tierquälerei  aus  Eigennutz,  auch 
die  Züchtigung  eines  halsstarrigen  Tieres  oder  die  notwendige 
Anstrengung  und  schlechte  Behandlung  zur  Erreichung  erlaubter 
Zwecke  gerechnet  werden.  Aufserdem  wurde  darauf  hingewiesen, 
dafs  andere  Gesetzgebungen  nur  das  boshafte  und  mutwillige 
Quälen  bestraft  hätten.  Die  Kammer  trat  daher  dem  von  ihrem 
Präsidenten  gemachten  Vorschlage  bei,  aus  dem  Kommissions- 
antrage das  Wort  „Eigennutz"  zu  streichen.  - 

Diese  Änderung  wurde  Seitens  der  ersten  Kammer')  an- 
standslos genehmigt,  während  die  ferner  noch  von  der  zweiten 
Kammer  beschlossene  Beseitigung  der  Worte  „welches  in  Fällen 
ausgezeichneter  Bofsheit  geschärft  werden  kann"  auf  energischen 
Widerstand  stiefs.  Doch  auch  mit  diesem  Beschlüsse  drang  die 
zweite  Kammer  durch;  das  Polizeistrafgesetz  vom  2.  November 
1847  enthält  den  Artikel  (als  Art.  207)  in  folgender  Fassung: 


*■')  Vgl.  S.  8.  9   ' 

■*)  Verhandl.  d.  II.  Kammer  Beilageband  V  Beilage  Nr.  240  S.  115. 

*)  Vgl.  S.  9. 

^)  Diese  Schärfung  besteht  in  Vollziehung  der  Strafe  bei  Wasser  und 
Brod  je  um  den  anderen  Tag. 

«)  Sitzung  vom  18.  März  1847.    Vgl.  Verhandl.  Bd.  VHI  S.  55  if. 

')  Sitzung  vom  19.  Mai  1847  (Verhandl.  Bd.  HI  S.  1585).  Als  Begrün- 
dung wurde  angegeben,  dafs  bei  jeder  „rohen  Mifshandlung",  Bosheit  mit  Eigen- 
nutz zusammentreffe,  die  Aufnahme  des  Wortes  daher  überflüfsig  sei. 


:-.-*»-.-i- 
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^Rohe  Mifshandlung  von  Tieren  aus  Bosheit  oder 
Mutwillen  wird  mit  Geldbufse  von  1  bis  10  fl.  oder  Ge- 
fängnis bis  zu  8  Tagen  bestraft."  Diesen  Wortlaut  ebenso 
wie  die  Stellung  unter  den  Übertretungen  der  sittenpolizeilichen 
Vorschriften^)  hat  die  Bestimmung  auch  im  Polizeistrafgesetze 
vom  30.  Oktober  1855  Art.  212  beibehalten. 

Die  Grofsherzoglich  Hessische  Gesetzgebung  vor  1870 
sieht  demnach  bei  Bestrafung  der  Tierquälerei  einerseits  von  den 
Merkmalen  der  Öffentlichkeit  und  des  Ärgernis-Erregens  völlig  ab, 
verlangt  aber  andererseits  das  Zusammentreffen  der  Momente 
,roh"  und  „boshaft**  bezw.  „mutwillig\ 

Preufsen. 
§  6.    Die  altpreafsischeii  Gebiete. 

Die  Preufsische  Gesetzgebung  über  Tierquälerei  verdankt  ihre 
Entstehung  dem  persönlichen  Eingreifen  des  Königs,  welcher 
am  22.  März  1836  folgende  Kabinetsordre  an  die  Minister 
Mühler  und  von  Eochow  richtete: 

»Die  Eegierung  in  Liegnitz  erzählt  in  ihrem  letzten  Zeitungs- 
blatt wieder  einen  Fall  von  Tierquälerei  und  bringt  den  Mangel 
gesetzlicher  Strafbestimmungen  für  Vergehen  dieser  Art  in  Er- 
innerung. Sie  erhalten  hierbei  eine  Abschrift  des  betreffenden 
Passus  zur  Kenntnisnahme  und  näherer  Erwägung  in  legislativer 
Hinsicht.** 

Infolge  dieser  Kabinetsordre  wurde  durch  den  Justizminister 
von  Kamptz  ein  ausführliches  «Votum,  die  Mifshandlung  der 
Tiere  betr.**^)  ausgearbeitet  und  am  28.  September  1840  der 


^)  Dieselben  enthalten:  1)  Konkubinat,  2)  Tierquälerei  und  Verfolgung  nütz- 
licher Vögel,  3)  öffentliche  Lustbarkeiten,  4)  Trunksucht,  5)  Sonntagsheiligung, 
6)  Schulpflicht  und  7)  verbotene  Spiele. 

§  6.  1)  Bei  Temme  (Lehrb.  d.  Pr.  Strafrechts  1853,  S.  1092)  findet  sich  fol- 
gende Bemerkung:  „Die  landrechtliche  Praxis  hatte  die  Tierquälerei  auch  unter 
den  §  183  n.  20  gebracht".  Irgend  welche  Belege  für  diese  Behauptung,  welche 
sich  anscheinend  auf  die  eigene  Erfahrung  des  Verfassers  gründet,  habe  ich 
nicht  beizubringen  vermocht.  Es  erscheint  daher  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dafs  jene  „landrechtliche  Praxis"  jedenfaUs  keine  allgemeine  gewesen  ist.  Dem 
entspricht  auch  der  Inhalt  des  v.  Kamptz'schen  Votums,  welches  die  Not- 
wendigkeit positiver  Bestimmungen  gegen  Tierquälerei  einfach  damit  begründet, 
dais  das  „neuere  Strafrechtssystem"   ein  Einschreiten  ohne   gesetzliches  Verbot 


zur  Kevision  des  Strafrechts  ernannten  Kommission  des  Staatsrats 
(Immediat-Kommission)  zur  Prüfung  und  demnächstigen  Berück- 
sichtigung vorgelegt^). 

,Das  Ressort  der  Polizei,  ganz  vorzüglich  aber  das  des 
öffentlichen  Unterrichts**  sind  nach  Ansicht  dieses  Votums 
„die  Verwaltungszweige,  vor  welche  dieser  Gegenstand  hauptsäch- 
lich gehört;  die  Bestrafung  der  durch  sie  nicht  verhinderten  Ver- 
gehen gehört  dagegen  in  das  Gebiet  des  Strafrechts/ 

Danach  unterscheidet  das  Votum  die  zur  Bekämpfung  der 
Tierquälerei  anzuwendenden  Mafsregeln  in  drei  Gruppen: 

^I.  Mafsregel  zur  Vorbeugung  derselben*: 
Hier  kommt  in  erster  Linie  der  religiöse  und  sittliche 
Unterricht  durch  Geistliche  und  Lehrer  in  Betracht,  „und 
dürfte  es  nicht  unzweckmäfsig  sein,  gegen  Schüler  der  Schul- 
disciplin  eine  Wirksamkeit  einzuräumen".  Weiter  erhofft  der 
Minister  von  der  Thätigkeit  der  Tierschutzvereine,  dafs  sie 
die  in  jenem  Unterricht  eingeflöfsten  Ansichten  lebendig  erhalten 
würden. 

„Endlich  gehört  zu  den  Vorbeugungsmitteln  die  Einwirkung 
der  Polizei,  teils: 

„a)  durch  polizeiliche  Aufsicht  und  durch  Rüge  der  zu 
ihrer  Kenntnis  gekommenen  Kontraventionen,  teils  und 
vorzüglich  aber 
„b)  durch  nähere  Vorschriften  gegen  die  gewöhn- 
licheren Mifshandlungen  von  Tieren,  ....  deren 
Sündhaftigkeit  wegen  ihrer  allgemeinen  Ausübung  von 
einem  grofsen  Teil  derjenigen,  welche  sie  begehen,  oft 
kaum  mehr  geahnet  wird." 

„IL  Mafsregel  zur  Ausführung  der  erlassenen  Verbots- 
gesetze." 

Neben  Polizei  und  Tierschutzvereinen  können  hier  auch 


<i 


für  unzulässig  halte,  während  von  §  183  11.  20  A.-L.-R.  mit  keinem  Worte  die 
Rede  ist.  —  Dieser  4^  lautet:  „Mutwillige  Buben,  welche  auf  den  Strafsen  oder 
sonst  Unruhe  erregen,  oder  grobe  UnsittUchkeiten  verüben,  sollen  mit  ver- 
hältnismäfsigem  Gefängnis,  körperlicher  Züchtigung  oder  Zuchthausstrafe  be- 
legt werden."  — 

2)  Dieses  Votum  ist  —  ebenso  wie  die  erwähnte  Kabinetsordre  —  in  der 
Litteratur  völlig  unbekannt.  Nur  Gottdammer  (Materialien  Bd.  II.  S.  723  Anm.  1) 
erwähnt,  dafs  es  sich  bei  den  Staatsratsakten  befinde. 
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andere  Beamte,  z.  B.  Thorwachen  und  Thoreinnehmer,  desgL 
die  Dienst-  und  Lehrherren,  Schullehrer  u.  s.  w.  erfolgreich  wirken, 
^und  würde  es  daher  ratsam  sein,  ihnen  hierauf  Aufmerksamkeit 
zu  empfehlen  und  selbst  zur  Pflicht  zu  machend 

„in.  Strafmafsregeln": 

„Die  Grenze,  an  welcher  die  Strafbarkeit  der  Tierquälerei 
anfängt,  ist  im  allgemeinen  nicht  füglich  scharf  zu  bestimmen, 
da  der  Umfang  des  erlaubten  Gebrauchs  derselben  ebenso  relativ 
ist,  als  das  Mafs  der  anzuwendenden  Mittel  um  zu  diesem  Ge- 
brauch zu  gelangen.  Im  Allgemeinen  dürfte  hierbei  von  dem 
Grundsatz  auszugehen  sein,  dafs  die  schmerzhafte  Behandlung  der 
Tiere  nur  zu  einem  erlaubten  Zweck  und  dann  auch  nur  in  dem 
zu  dessen  Erreichung  notwendigen  Mafse  zu  gestatten  sei.  Da 
aber  dieser  Grundsatz  in  der  Anwendung  schwierig  ist;  so  möchte 
es  genügen,  die  Strafbestimmung  auf  boshafte  und  mutwillige 
grausame  Behandlungen  und  zum  Gebrauche  der  Tiere  nicht  not- 
wendigen Mifshandlungen,  sowohl  der  zahmen,  als  wilden  Tiere, 
zu  beschränken.  ** 

Auch  hier  aber  werde  sich  ein  strenges  Verfahren  anfänglich 
nicht  empfehlen,  ein  Einschreiten  in  den  Fällen  öffentlicher  Be- 
gehung oder  an  die  Behörde  erstatteter  Anzeige  vielmehr  sich  als 
ausreichend  erweisen. 

Die  Strafe  selbst  sei  „zu  desto  grösserer  Sicherung  ihrer 
Anwendung  nicht  so  hoch  zu  stellen,  wie  die  Bosheit  des  Ver- 
gehens es  oft  verdient  ^ 

„Ob  Geld-  oder  Gefängnisstrafe  die  angemessenste  sei?  ist  im 
Allgemeinen  zweifelhaft.  Die  Englische  Gesetzgebung  hat  als 
Prinzipalstrafe  eine,  zur  Hälfte  zur  Bestreitung  der  Kirchspiels- 
kosten zu  verwendende,  zur  andern  Hälfte  aber  dem  Denunzianten 
anheimfallende  Geldstrafe.  Das  letztere  würde  ich  auf  keinen 
Fall,  dagegen  aber  befürworten,  dafs  auch  prinzipaliter  auf  eine 
zum  Besten  der  Ortsarmenkasse  zu  verwendende  Geldstrafe  er- 
kannt werde,  da  hierdurch  die  Aufmerksamkeit  des  Publikums 
auf  diesen  Gegenstand  und  dessen  Interesse  an  demselben  ver- 
stärkt werden  wird.  Da  aber  auf  der  anderen  Seite  nicht  zu 
verkennen  ist,  dafs  die  Geldstrafe  entweder  in  minimo  unverhält- 
nismäfsig  und  auffallend  niedrig  bestimmt  werden  müfste,  oder 
höchst  selten  zur  Ausführung  kommen  würde,  so  geht  mein  An- 
trag dahin,  elektive  viertägige  bis  sechswöchentliche  Gefängnis- 


oder verhältnismäfsige,  der  Ortsarmenkasse  anheimfallende  Geld- 
strafe festzusetzen." 

Die  Untersuchung  und  Bestrafung  werde  zweckmäfsig  durch 
die  Polizeibehörden  zu  erfolgen  haben,  weil  sie  sich  hierdurch 
energischer  und  unmittelbarer  gestalte.  „Hiernach  würde  ich," 
so  schliefst  das  Votum,  „folgende  §§  vorschlagen: 

§• 

Bofshafte  und  mutwillige  grausame  Behandlung 
zahmer  und  wilder  Tiere  und  zu  ihrem  Gebrauche  un- 
nötige Mifshandlungen  derselben,  sollen  mit  viertägiger 
bis  sechswöchentlicher  Gefängnisstrafe  oder  verhältnis- 
raäfsiger,  der  Ortsarmenkasse  anheimfallender  Geldstrafe 
geahndet  werden. 

§• 

Die  Untersuchung  und  Bestrafung  solcher  Vergehen 
gehört  vor  die  Polizeiobrigkeit,  tritt  aber  nur  ein,  wenn 
dieselben  öffentlich  begangen  oder  ihr  angezeigt  sind^). 

Das  Ergebnis  des  von  Kamptz'schen  Votums  ist  die  Aufuahme 
folgender  Bestimmung  in  den  „EntwurT  des  Str.-G.-B.  für  die 
Preufs.  Staaten  nach  den  Beschlüssen  des  Kgl.  Staatsrats" 
von  1843  (Titel  25  Gemeingefährliche  Verbrechen:  Polizeiliche 
Vorschriften)*)  §  543: 

„Wer  durch  bofshaftes  Quälen  oder  rohe  Mifshand- 
lung  von  Tieren  zu  Ärgernis  Anlafs  giebt,  ist  mit  Gefäng- 


''^)  In  einer  Anlage  sind  diesem  Votum  folgende  Gesetze  bezw.  Ver-  , 
Ordnungen  über  Tierquälerei  beigelegt:  England,  Gesetze  vom  9.  September  1835 
und  24.  August  1839  (in  deutscher  Übersetzung);  Hessen-Darmstadt,  Konsisto- 
rialverordnung  vom  24.  September  1833  und  Ausschreiben  vom  6.  November 
1838;  Sachsen,  Str.-G.-B.  1838;  desgl.  Sachsen -Weimar  1839;  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Konsistorialverordnung  vom  August  1839;  Württemberg,  Polizei- 
Str.-G.-B.  1839;  Ofen  (Ungarn),  Stadthauptmannsch.-Verordg.  vom  3.  Februar 
1840;  Baiem,  Ministerialreskript  vom  16.  Juni  1839;  Nürnberg,  Verordnung  1838; 
Schwarzburg-Sondershausen,  Verordnung  vom  5.  März  1840.  —  Dieses  Material, 
soweit  von  Interesse,  wird  bei  Darstellung  der  betreffenden  Staaten  Berück- 
sichtigung finden. 

*)  Der  Entwurf  hat  keine  Dreiteilung  der  strafbaren  Handlungen.  Er 
unterscheidet  „Verbrechen ''  und  „Polizei vergehen",  bringt  aber  letztere,  eben- 
falls systematisch  eingeordnet,  jedesmal  am  Schlüsse  des  betreffenden  Abschnitts 
über  die  Verbrechen  unter  der  Bemerkung:  „Polizeiliche  Vorschriften". 


16 


I.  Geschichte  der  Deutschen  Gesetzgebungen  bis  1870. 


Preufsen.    §  6.  Die  altpreiifsischen  Gebiete. 


nis  bis  zu  6  Wochen  oder  mit  Geldbulse  bis  zu  50  Thalern 

zu  bestrafen/ 

Die  Erwägungen,  welche  den  Staatsrat  zu  einem  derartigen 
Abweichen  von  den  Vorschlägen  des  Justizministers  bestimmten, 
sind  in  der  , Denkschrift  über  die  zur  ständischen  Beratung 
gestellten  Fragen  des  Staatsrats"**)  vom  Jahre  1843  nieder- 
gelegt: 

Vom  sittlichen  Standpunkte  aus  betrachtet  danach  auch  der 
Staatsrat  jede  übei-flüssige  Tierquälerei  für  verwerflich.  Ein  ge- 
setzliches Verbot  in  dieser  Ausdehnung  aber  würde  den  Begriff 
des  Delikts  zu  einem  äufserst  schwankenden  gestalten  und  gleich- 
zeitig ^in  das  Gebiet  des  Strafrechts  Handlungen  hineinziehen,  die, 
wenn  auch  unmoralisch,  doch  nicht  verbrecherisch  sind.*'  Nur  die 
öffentliches  Ärgernis  erregende  Mifshandlung  schädige  durch  Ab- 
stumpfung des  Sittlichkeitsgefühls  die  Gesamtheit;  nur  sie  recht- 
fertige daher  auch  ein  strafrechtliches  Einschreiten. 

Auf  diese  Begründung  hin  erkennen  sämtliche  Provinzial- 
landtage  die  Notwendigkeit  einer  gegen  Tieiquälerei  gerich- 
teten Strafbestimmung  an  und  erklären  sich  gleichzeitig  mit  der 
in  §  543  des  Entwurfs  gewählten  Fassung  einverstanden.  Nur 
die  Sächsischen  Stände  wünschen  *  die  Einschiebung  des  Wortes 
.öffentlich '^  vor  ^Ärgernis%  ein  Antrag,  welcher  jedoch  in  der 
Revision  des  Entwurfs  des  Strafgesetzbuchs  von  1843'^  (Band  III 
S.  85  Berlin  1845)  mit  dem  Bemerken  abgewiesen  wird,  dafs  darin 
eine  zu  grofse  Ein>chränkung  des  Thatbestandes  enthalten  sei, 
welche  zu  der  Deutung  Anlafs  geben  könne,  als  müsse  die 
Quälerei,  um  strafbar  zu  sein,  geradezu  auf  öffentlicher  Strafse 
geschehen  sein.") 

Der  „revidierte  Entwurf'  von  1845")  hat  denn  auch  die 
Vorschrift  des  §  543   wörtlich   in  §  427   aufrecht  erhalten,   ihr 


«)  Frage  Nr.  59:  „Ist  eine  Straf bestimmung  gegen  die  Tierquälerei  auf- 
zunehmen ?~ 

«)  Diese  Erklanmg  ist  in  den  Motiven  zum  Entwürfe  des  Jahres   1847 

wiederholt.  — 

')  Dieser  Entwurf  ist  hier  citiert  nach  Abegg  (Archiv  des  Kriminalrechts. 
Neue  Folge  1851  S.  102  ff.),  welcher  nach  seiner  Angabe  die  Mitteilungen 
hierüber  dem  damaligen  Justizminister  von  Savigny  verdankt.  —  Die  Entwürfe 
von  1846  (§  433)  und  1847  (§  442)  stimmen  mit  demjenigen  von  1845  genau 
überein,  und  auch  die  Beratungen  des  ständischen  Ausschusses  von  1848 
{Sitzung  von  3.  März)  bringen  keinerlei  Abweichung. 
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jedoch  eine  veränderte  systematische  Stellung  in  Teil  III  „Von 
den  Polizei  vergehen  und  deren  Bestrafung",  Titel  III  „Vergehen 
in  Bezug  auf  die  öffentliche  Sittlichkeit"**)  eingeräumt. 

Eine  weitere  Änderung  enthält  dann  der  „Entwurf  eines 
Str.-G.-B.  für  die  Preufsischen  Staaten"  Dezember  1850. 
Er  stellt  seinen  §  312  Nr.  7  unter  die  „Übertretungen  in  Be- 
ziehung auf  die  Sicherheit  des  Staates  und  die  öffentliche  Ord- 
nung" und  formuliert  ihn  folgendermafsen :  „Wer  öffentlich 
Tiere  boshaft  quält  oder  roh  mifshandelt." 

Strafbar  soll  also  jetzt  nicht  mehr  jede  Tierquälerei  sein, 
welche  Ärgernis  erregt,  —  wie  früher  geplant,  —  sondern  nui' 
die  öffentlich  begangene,  diese  aber  freilich  ohne  Eücksicht 
darauf,  ob  sie  jemand  in  seinem  Sittlichkeitsgefühl  verletzte 
oder  nicht. 

Dafs  dem  Gesetzgeber  selbst  diese  bedeutende,  inhaltliche  Ab- 
weichung völlig  unklar  war,  ergeben  die  Motive-'),  in  welchen 
es  zu  §  312  Nr.  7  des  Entwurfs  heilst:  „Derselbe  giebt  den 
§442^®)  in  gröfserer  Übersichtlichkeit  wieder." 

In  der  Kommission  der  zweiten  Kammer  wurden  bei 
Beratung  des  Entwurfes  Bemerkungen  laut,  „dafs  es  angemessen 
erscheinen  möchte,  das  Wort  ,öffentlich^  fortzulassen,  um  den 
Schein  zu  vermeiden,  dafs  man  die  boshafte  Tierquälerei,  wenn 
sie  nicht  öffentlich  ist,  billige."  Ferner  wurde  der  Antrag  ge- 
stellt, „statt  ,Tiere'  zu  setzen  ,Last-,  Zug-  und  Haustiere',  weil 
man  nur  diese  wegen  ihrer  näheren  Beziehungen  zum  Menschen 
zu  schützen  nötig  habe".  Beide  Vorschläge  aber  fanden  nicht  die 
genügende  Unterstützung,  „weil  es  hier  nur  darauf  ankomme,  das 
Hervortreten  dieser  Lieblosigkeit  und  die  öffentliche  Eohheit 
zu  verpönen,  andererseits  die  Bezeichnungen  ,boshaft  quält'  und 
,roh  mifshandelt'  der  Staatsanwaltschaft  das  Mafs  in  die  Hand 
geben  würden,  nach  welchem  sie  sich  bei  Strafanträgen  zu  richten 
habe"!^. 

Zu  einer   weiteren   Erörterung   der  Frage  im  Plenum  eines 


**)  Dieselben  behandeln  in  zwei  Paragraphen  lediglich  die  Übertretung 
der  zur  Beschränknng  der  Unzucht  erlassenen  Polizeiverordnuugen  und  die 
Tierquälerei. 

»)  Stenogr.  Berichte  d.  II.  Kammer  Bd.  IH,  Aktenstück  Nr.  32  S.  183. 
^^)  Des  Entwurfs  von  1847.    Vgl.  S.  16  Anm.  7. 
")  Vgl.  Stenogr.  Berichte,  Bd.  IV,  Aktenstück  Nr.  86  S.  644. 

V.  Hippel,  Tierquälerei.  2 
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der  Häuser  kam  es  bei  der  unveränderten  Annahme  des  gesamten 
Entwurfs^'-)  nicht. 

Das  Preufsische  Strafgesetzbuch  vom  13.  Mai  lautet 
demnach  folgendermafsen :  „Übertretungen  in  Beziehung  auf  die 
Sicherheit  des  Staates  und  die  öffentliche  Ordnung/ 

§  340.    ,Mit  GeldbuTse  bis  zu  50  Thalern  oder  Gefängnis  bis 

zu  6  Wochen  wird  bestraft 10)  Wer  öffentlich  Tiere 

boshaft  quält  oder  roh  mifshandelt." 

Neben  dieser  allgemeinen  Bestimmung  sind  dem  Wunsche 
des  von  Kamptz'schen  Votums  gemäfs  in  den  einzelnen  Regie- 
rungsbezirken SpezialVerordnungen  auf  Grund  des  Gesetzes 
über  die  Polizeiverwaltung  vom  11.  März  1850  §  11  und  12^^) 
erlassen  worden*^).  Sie  richten  sich  gegen  die  Mifs brauche 
beim  Yiehtransport  und  verbieten  z.  B.  die  Beförderung  des 
kleinen  Viehes  auf  Lasttieren,  das  Hetzen  mit  Hunden,  den  Trans- 
port auf  Wagen  derart,  dafs  die  Tiere  übereinander  geschichtet 
werden  oder  mit  den  Köpfen  überhängen  u.  s.  w.  Der  Zuwider- 
handelnde wird,  sofern  nicht  §340,  10  Platz  greift,  mit  Geld-^'^), 
hilfsweise  mit  entsprechender  Gefängnisstrafe  bedroht. 

§  7.    Die  im  Jalire  1866  erworbenen  Gebiete. 

I.  Kurhessen. 

Im  Kurfüi-stentum  Hessen  besteht  eine  Verordnung  vom 
11.  Juni  1819  „wider  das  Hetzen  des  Schlachtviehes"^),  welche 
„damit    einesteils    die   Grausamkeit    des    erwähnten    Verfahrens 


1«)  Am  5.  und  12.  April  1851. 

**)  §  11.  ,.Die  Bezirksregierunj^eu  sind  befugt,  für  mehrere  Gemeinden  ihres 
Verwaltungsbezirks  oder  für  den  ganzen  Umfang  desselben  gültige  Polizeivor- 
schriften zu  erlassen  und  gegen  die  Nichtbefolgung  derselben  Geldstrafen  bis 
zum  Betrage  von  10  Thalem  anzudrohen." 

§  12.  „Die  Vorschriften  der  Bezirksregierungen  können  sich  auf  die  im 
§  6  dieses  Gesetzes  angeführten  und  aUe  anderen  Gegenstände  beziehen,  deren 
polizeiliche  Regelung  durch  die  Verhältnisse  der  Gemeinden  und  des  Bezirks 
erfordert  wird." 

1^)  Z.  B.  von  der  Königl.  Regiening  Arnsberg  am  12.  Dezember  1853;  — 
Gumbinnen  am  12.  Februar  1858;  —  Königsberg  am  4.  August  1858;  —  Pots- 
dam am  18.  November  1859  u.  s.  w. 

**)  Regelmäfsig  bis  zu  10  Thalem. 

§  7.    *)  Gesetz-  u.  Verordnungsbl.  S.  87. 


aufhöre",  anderenteils  im  Interesse  der  Gesundheitspolizei  „das 
Hetzen  der  Kälber  und  Hammel  beim  Fortbringen  durch  die 
Metzger  mit  4  Thalern  Strafe,  mit  Bewilligung  der  Hälfte  der- 
selben für  den  Angeber'-)  bedroht". 

Andere  Strafvorschriften  gegen  Tierquälerei  waren  vor  1866 
nicht  vorhanden. 

II.  Hannover. 

Die  Gesetzgebung  des  ehemaligen  Königreichs  Hannover 
stimmt  mit  der  Württembergischen  —  von  einer  geringen  Ver- 
änderung des  Strafmafses  abgesehen  —  vollkommen  überein. 

Die  betreffende  Vorschrift  ist  in  dem  Polizeistrafgesetz- 
buche vom  25.  Mai  1847  unter  den  „Vergehen  gegen  Sittlich- 
keit und  Ordnung"^)  enthalten. und  lautet: 

§  126.  „Eohe,  Ärgernis  erregende  Mifshandlung  von 
Tieren  ist  mit  Verweis,  Geldbufse  bis  zu  5  Thalern  oder 
mit  verhältnismäfsigem  Gefängnis  zu  ahnden." 

III.   Frankfurt. 
Schon    eine    Bekanntmachung    des    Polizeiamts    vom 
2.  Mai  1853  verbietet  bei  Geld-  und  Gefängnisstrafe 
„1.  das  Überladen  und  Mifshandeln  der  Pferde, 
„2.  das  Mifshandeln  des  Schlachtviehes   beim   Transport,  ins- 
besondere durch  Hetzen  mit  Hunden, 
„3.  das  Einspannen  der  Hunde  zum  Ziehen^)."  — 
Diese   Vorschrift    wird    sodann    durch    das   Polizei-Straf- 
gesetz vom  16.  September  1856  aufser  Kraft  gesetzt,  welches 
seinerseits  in  Art.  5  Nr.  4*  lautet: 

„Wer  durch  Mifshandeln,  durch  Überladen  oder  durch 
Hetzen  auf  dem  Transporte  sich  einer  Grausamkeit  ge- 
gen Tiere  schuldig  macht,   (oder  einheimische  Singvögel  ein- 

'-)  Ahnliche  Vorschriften  sind  bereits  in  den  Polizeiverordnungen  vom 
25.  Januar  1735  und  28.  Juli  1747  sowie  einem  Regulativ  vom  1.  Juni  1791 
für  den  Stadtbezirk  Kassel  gegeben,  haben  aber  wohl  lediglich  die  Tendenz, 
den  Verkauf  gesundheitsschädlichen  Fleisches  zu  verhüten.  — 

^)  Ein  Sammelabschnitt,  welcher  aufserdem  z.  B.  Vorschriften  über  Trunken- 
heit, Unzucht,  Glücksspiel,  Bettelei,  Landstreicherei,  Religionsvergehen  und 
Schulversäumnis  enthält. 

*)  Die  unter  Nr.  4  gegen  das  Einfangen  einheimischer  Singvögel  gerich- 
tete Bestimmung  gehört  nicht  hierher. 

2* 
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fängt  oder  ihre  Nester  zerstört),  wird  mit  einer  Geldbufse  bis  zu 
zehn  Gulden  eiiischliefslich  bestraft. 

IV.   Hessen-Nassau. 

In  Hessen-Nassau  haben  meines  Wissens  vor  1866  keine 
Strafbestimmungen  gegen  Tierquälerei  bestanden.  Doch  mufs 
ich  diese  Behauptung  immerhin  als  zweifelhaft  hinstellen,  da  es 
mir  nicht  gelungen  ist,  das  einschlägige  Material  vollständig  zu 
erhalten. 


§  8.   Bayern.   Waldeck.   Braunschweig.   Oldenburg. 

Auf  dem  Preufsisclien  Rechte ,  beruht  die  Gesetzgebung  über 
Tierquälerei  in  Bayern,  Waldeck,  Braunschweig  und  Oldenburg. 
Sie  soll  daher  auch  hier  in  unmittelbarem  Anschlüsse  an  jenes 
ihre  Stelle  finden. 

I.  In  Bayern  verordnet  bereits  am  16.  Juni  1839  ein  Mi- 
nisterialreskript  an  die  Kreisregierungen: 

„1.  Vor  Allem  liaben  sie  dahin  zu  wirken,  dafs  dui'ch  Erzielmng 
und  Unterricht  in  den  Schulen  der  Jugend  Abscheu  gegen 
das  Martern  der  Tiere  aller  Art  eingei)rägt  werde; 

„2.  die  Distrikts-  und  Polizeibehörde  zur  abmahnenden  und 
strafenden  Einschreitung  gegen  jede  grausame  Behand- 
lung von  Tieren,  die  exekutiven  Organe  der  Polizeibehörden 
zur  Aufsicht  und  zur  Anzeige  der  wahrgenommenen  That- 
sachen  dieser  Art  anzuweisen; 

,3.  durch  angemessene,  den  Lokalverhältnissen  entsprechende 
Anordnungen  allmählich  die  besonders  in  Behandlung  des 
Schlachtviehes  angewöhnten,  zum  Teil  veralteten  Mifsbräuche 
abzustellen,  und  auf  diesem  Wege  einem  Ubelstande  ein 
Ziel  zu  setzen,  der  fortwährend  zu  lauten  Klagen  Anlafs 
giebt,  und,  möge  er  nun  in  Mangel  an  Überlegung  und  in 
der  Macht  der  Gewohnheit  oder  in  Gefühllosigkeit  und  Roh- 
heit des  Volkes  seine  Wurzeln  finden,  jedenfalls  abstellende 
Malsregeln  in  Anspruch  nimmt**  M. 
Selbständige   Strafbestimmungen   enthält   erst   das  Polizei- 


*)  Schon  ein  Jahr  früher  hatte  der  Magistrat  von  Nürnberg  die  Tierquä- 
lerei „mit  einer  Strafe  von  1 — 3  Thalern,  nach  Umständen  mit  Arrest"  bedroht. 


§  8.   Bayern.  Waldeck.  Braunschweig.  Oldenburg. 
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Strafgesetzbuch  vom  10.  November  1861  (Übertretungen 
in  Bezug  auf  die  Sittenpolizei)  Art.  100 -).    Er  lautet: 

„Wer  Tiere  roh  mifshandelt  oder  boshaft  quält,  wer 
den  zur  Verhütung  einzelner  Arten  von  Tierquälerei 
durch  Verordnung  erlassenen  Bestimmungen  zuwider- 
handelt, wird  an  Geld  bis  zu  25  Gulden  oder  mit  Arrest 
bis  zu  8  Tagen  gestraft"^). 

In  dem  Gesetzgebungsausschusse  der  Kammer  der 
Abgeordneten  hatte  sich  der  Referent  (Abgeordneter  Edel)  gegen 
die  hier  ausgesprochene  Zulassung  des  Verordnungsrechtes  erklärt, 
„da  der  Richter  bei  dem  festgestellten  Begriffe  der  Übertretung 
in  jedem  einzelnen  Falle  das  Vorhandensein  der  strafbaren  That 
ermitteln  könne"*).  Er  hatte  weiter  „im  Anschlüsse  an  die  Ge- 
setzgebung anderer  Deutscher  Staaten"  (Preufsen)  die  Aufnahme 
des  Wortes  „öifentlich"  in  den  Thatbestand  beantragt.  Beide 
Änderungen  jedoch  wurden  abgelehnt,  die  erste  „um  einer  ungleich- 
artigen Praxis  möglichst  vorzubeugen"'^),  die  letztere  namentlich 
in  Folge  eines  Hinweises  des  Ministers  des  Innern  darauf,  dafs 
Württemberg  das  Erfordernis  der  Öffentlichkeit  nicht  aufstelle. 

Bayern  straft  sonach  ebenso  wie  die  Preufsische  Gesetz- 
gebung das  boshafte  Quälen  oder  rohe  Mifshandeln  von  Tieren, 
geht  aber  über  die  letztere  dui^ch  Absehen  von  dem  Merkmale 
der  Öffentlichkeit  beträchtlich  hinaus®). 

Derselbe  Rechtszustand  besteht  in  Waldeck  und 
Braunschweig. 

IL  In  Waldeck  beruht  er  auf  §  340  No.  14  des  Straf- 
gesetzbuchs vom  15.  Mai  1855"),  nach  welchem  „wer  Tiere 


-)  Ein  «weiter  Absatz  dieses  Artikels,  gerichtet  gegen  die  Ausrottung 
nützlicher  Vögel,  berührt  unser  Thema  nicht.  —  Der  Abschnitt  umfafst  fol- 
gende Materien:  1)  Konkubinat,  2)  öffentliche  Verletzung  der  Schamhaftigkeit, 
3)  gewerbsmäfsige  Unzucht,  4)  Trunkenheit,  5)  verbotener  Wirtshausbesuch, 
6)  Tierquälerei. 

ä)  Der  Entwurf  vom  Juni  1860  hatte  ein  doppelt  so  hohes  Strafmafs  in 
Aussicht  genommen.  Vgl.  Verhandlung  d.  Kammer  d.  Abg.  d.  Bayr.  Landtages 
1859/61  Beilageband  II  S.  73. 

*)  Ebenda  S.  226. 

*)  So  die  Motive  ebenda  S.  108  Nr.  8. 

")  Die  ausdrückliche  Zulassung  des  Verordnungsrechts  kann  als  Erweite- 
rung gegenüber  den  Preufsischen  Zuständen  nicht  betrachtet  werden.  Vgl.  S.  18. 

')  Es  ist  das  Preufsische  von  1851  mit  wenigen  Abänderungen. 
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bofshaft  quält  oder  roh  mifsliandelt'*  mit  Gefängnis  bis  zu 
6  Wochen  oder  Geldbufse  bis  zu  50  Thalern  bedroht  wird'*). 

III.  Genau  dieselbe  Vorschrift  findet  sich  im  Braun- 
schweigischen Polizei-Strafgesetzbuch  vom  18.  August 
1855  §  173  (Vergehen  wider  die  Sitten**)  wieder.  Nur  wird  als 
Strafe  daselbst  Geldbufse  bis  zu  5  Thalern,  bei  Eückfall  von 
1—10  Thalern  oder  Gefängnis  von  1—14  Tagen  angedroht. 

IV.  DasOldenburgische  Strafgesetzbuch  vom  3.Juli  1858 
endlich,  eine  Nachahmung  des  Preufsischen,  stimmt  mit  demselben 
auch  in  seiner  Vorschrift  gegen  Tierquälerei  völlig  überein  ^^), 
straft  mithin  nur  bei  Öffentlichkeit  der  Begehung.  Die  Materie 
ist  in  Art.  318  §  1  enthalten. 


§  9.    Baden. 

In  Baden  trifft  auf  Grund  einer  Verordnung  des  Grofsh. 
Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Juni  185P)  Geldstrafe 
bis  zu  25  Gulden  oder  Gefängnis  bis  zu  14  Tagen,  in  Wieder- 
holungsfällen aber  stets  Gefängnisstrafe,  jeden,  welcher  Tiere 
quält  oder  auf  rohe  Weise  milshandelt. 

Bei  Schaffung  des  Polizeistrafgesetzbuchs  im  Jahre  1863 
wollte  man  die  Bestimmung  in  dieser  Ausdehnung  nicht  mehr  bei- 
behalten, andererseits  aber  doch  der  durch  Tierquälerei  leicht 
herbeigeführten  Verrohung  wirksam  entgegentreten'-). 

Der  Regierungsentwurf^  schlägt  daher  in  §76  folgende 
Fassung  vor: 


"*)  Die  systematische  Stellung  des  Paragraphen  ist  ebenso  wie  in  Preufseu 
unter  den  ^Übertretungen  in  Beziehung  auf  die  Sicherheit  des  Staates  und  die 
öffentliche  Ordnun 


er 


»)  Sie  behandeln  in  5  Abschnitten:  A.  Konkubinat  und  Verletzung  der 
Schamhaftigkeit.  B.  Gaukeleien.  C.  Glücksspiel.  D.  Tierquälerei.  E.  Besude- 
lung von  Bauwerken. 

»^)  Vgl.  8.  18. 

§  9.  1)  ^Die  Bestrafung  der  Tierquälerei  betr."  (Verordnungsblatt  f.  d.  Mit- 
telrheinkreis Xr.  12  S.  37).  Gegen  einzelne  Mifsbräuche  richten  sich  überdies  zwei 
weitere  Verordnungen  vom  17.  November  1852  „Das  Schlachten  der  Schweine 
betr.",  und  vom  26.  Februar  1853  ,.Das  Spannen  der  Euter  der  Kühe  betr."  — 
(Verordnungsbl.  f.  d.  Mittelrheinkreis  Xr.  12  S.  96  und  Xr.  4  S.  16.)  — 

'-)  So  die  Motive.  Vgl.  Verhandlungen  d.  Ständevers.  1861  '63,  Beilageheft  IV, 
zweite' Hälfe  S.  591. 

=')  Ebenda  S.  473  b  ff. 


§  9.   Baden. 
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^Wer  durch  rohe  Mifshandlung  von  Tieren  öffent- 
liches Ärgernis  erregt,  wird  an  Geld  bis  zu  25  Gulden  oder 
mit  Gefängnis  bis  zu  8  Tagen  bestraft." 

Die  Kommission  der  zweiten  Kammer  beantragt*)  in 
ihrem  über  diesen  Entwurf  an  das  Plenum  erstatteten  Berichte, 
«mit  Kücksicht  auf  die  im  einzelnen  Falle  schwer  zu  treffende 
Bestimmung,  ob  öffentliches  Ärgernis  erregt  worden  sei  oder  nicht, 
an  die  Stelle  dieses  Erfordernisses  die  Öffentlichkeit  der  Ver- 
übung überhaupt  zu  setzen  **. 

In  der  Sache  selbst  ist  dies  nach  Ansicht  der  Kommission 
keine  grofse  Änderung,  ^da  regelmäfsig  eine  öffentlich  verübte 
Tierquälerei  auch  öffentliches  Ärgernis  erregen  wird." 

Weiter  will  die  Kommission  durch  einen  ,dem  Bayrischen 
Polizeistrafgesetzbuche  Art.  100  No.  7  entnommenen  Beisatz  der 
Grofsh.  Regierung  Gelegenheit  geben,  das  Polizeipersonal  auf 
einzelne  besondere  Arten  von  Tierquälerei  aufinerksam  zu  machen, 
wie  dies  auch  bereits  durch  frühere  Verordnungen  geschehen". 

Sie  wünscht  danach,  §  76  folgendermafsen  zu  fassen: 

^Wer  Tiere  öffentlich  roh  mifshandelt  oder  boshaft 
quält,  wer  den  zur  Verhütung  einzelner  Arten  von  Tier- 
quälerei durch  Verordnung  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt,"  wird  u.  s.  w.  (wie  der  Regierungsentwurf.) 

Die  zweite  Kammer  tritt  in  der  Sitzung  vom  27.  April  1863'^) 
im  Einverständnisse  mit  dem  Regierungskommissar  dem  Kom- 
missionsantrage bei,  unter  gleichzeitiger  Verwerfung  mehrerer, 
auf  Erhöhung  des  Strafmafses  gerichteter  Abänderungs- Vorschläge. 

Das  Zustandekommen  des  Paragraphen  in  diesem  Wortlaute 
aber  scheitert  an  dem  Widerstände  der  ersten  Kammer. 
Hier  wünscht  die  Kommission  im  Anschlüsse  an  das  bisherige 
Recht  jedes  rohe  Mifshandeln  oder  boshafte  Quälen  zu  bestrafen 
und  daher  das  Merkmal  der  Öffentlichkeit  fallen  zu  lassen.  Im 
Plenum  aber  entscheidet  sich  das  Haus  am  9.  Juni  1863^)  für 
die  Annahme  des  ursprünglichen  Regierungsentwurfs  mit 
einem  das  Verordnungsrecht  gestattenden  Zusätze. 

Die  Kommission  der  zweiten  Kammer  erklärt  sich  darauf 


^)  Berichterstatter  Eckhard.   Ebenda,  Beilagenheft  VI,  erste  Hälfte  S.  393. 
*)  Verhandlungen  1861/63,  enthaltend  die  Protokolle  der  zweiten  Kammer 


S.  397. 


«)  Verhandlungen  1861/63  Beüageheft  VI,  zweite  Hälfte  S.  774. 
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§  10.  Mecklenburg.     §  11.  Die  freien  Städte. 
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in  einem  erneuten  Berichte  mit  dieser  Fassung  des  §  76  einver- 
standen. Allerdings  sei  es  nicht  zu  billigen,  —  so  führt  sie  aus, 
—  dafs  danach  öffentlich  verübte  Tierquälereien  dann  straflos 
blieben,  wenn  bei  der  oft  grofsen  Eoheit  der  Zuschauer  ein  öffent- 
liches  Ärgernis  sich  nicht  gerade  kund  gab.  Jndessen  ist  nicht 
zu  verkennen,  dafs  auf  diesem  noch  immer  sehr  zweifelhaften  Ge- 
biete des  Polizeistrafrechts  jede  Fassung  ihre  Bedenken  haben 
wird,  und  es  schlägt  Ihnen  deshalb  die  Kommission  in  der  sicheren 
Erwartung,  dafs  die  Praxis  bei  der  einen  wie  bei  der  anderen 
Fassung  das  Richtige  treffen  werde,  die  Zustimmung  zu  der 
Fassung  der  ersten  Kammer  vor." 

Diese  Zustimmung  wird  von  der  zweiten  Kammer  denn 
auch  thatsächlich  am  25.  Juni  1863  erteilt. 

§  76  der  Vorlage  gelangt  dadurch  als  §  78  ins  Polizei- 
strafgesetzbuch vom  31.  Oktober  1863.  Er  hat  seine  Stellung 
unter  den  ,, Übertretungen  in  Bezug  auf  religiöse  Einrichtungen, 
Erziehung  und  Sittlichkeit*^  ")  gefunden  und  lautet  nunmehr: 

„Wer  durch  rohe  Mifshandlung  von  Tieren  öffent- 
liches Ärgernis  erregt,  wer  den  zur  Verhütung  einzelner  Arten 
von  Tierquälerei  durch  Verordnung  erlassenen  Bestimmungen  zu- 
widerhandelt, wird  an  Geld  bis  zu  25  Gulden  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  8  Tagen  bestraft.** 

Die  Gesetzgebung  Badens  nähert  sich  hiemach  der  Württem- 
bergischen ^)  an;  doch  ist  der  unter  Strafe  gestellte  Thatbestand 
insofern  ein  engerer,  als  die  Erregung  öffentlichen  Ärgernisses 
verlangt  wird. 

Die  Höhe  der  Strafe  selbst  entspricht  den  Vorschriften  des 
Bayerischen  Polizeistrafgesetzbuchs ")  ebenso,  wie  die  ausdrückliche 
Zulassung  des  Verordnungsrechtes  **^). 


Ü' 


')  Auch  hier  finden  wir,  ähnlich  wie  in  Hannover,  die  verschiedensten 
Bestimmungen  vereinigt.  Unser  Paragraph  insbesondere  steht  zwischen  den- 
jenigen über  verbotenen  Wirtshausbesuch  und  unerlaubtes  Spiel 

^)  Vgl.  S.  8,  10. 

»)  Vgl.  S.  21. 

*^)  Auf  Grund  des  letzteren  wird  vom  Ministerium  des  Innern  am  22.  Ok- 
tober 1864  eine  neue  Verfügung  erlassen,  welche  neben  einer  Wiederholung 
der  in  den  beiden  früheren  Verordnungen  enthaltenen  Vorschriften  genaue  Be- 
stimmungen über  die  beim  Transport  von  Kälbern  auf  Wagen  zu  beobachten- 
den Vorsichtsmaisregeln  enthält  (Regierungsblatt  S.  786). 


§  10.    Mecklenburg. 

In  Mecklenburg,  woselbst  in  früherer  Zeit  die  Polizeibehörde 
auch  ohne  bestimmtes  Strafgesetz  gelegentlich  einschritt,  schreibt 
^  eine  Verordnung  vom  10.  April  1865^),  ,da  es  bisher  an  aus- 
reichenden Bestimmungen  zum  Schutze  der  Tiere  gegen  Mifshand- 
lung und  Quälerei  gefehlt  haf,  vor: 

,,Wer  Tiere,  sie  mögen  ihm  eigentümlich  gehören 
oder  nicht,  auf  rohe  und  böswillige  oder  mutwillige  Art 
mifs handelt  oder  quält,  ist  von  der  Polizeibehörde  des  Ortes, 
wo  die  That  begangen  ist,  nach  Beschaffenheit  des  Falles  mit 
einer  Geldbufse  bis  zu  50  Thalern  oder  im  Unvermögensfalle  mit 
Gefängnisstrafe  bis  zu  4  Wochen  zu  bestrafen/ 

Es  entspricht  diese  Bestimmung  —  abgesehen  von  dem  Straf- 
mafse  —  vollkommen  dem  im  Grofsherzogtum  Hessen'-)  gelten- 
den Rechte. 

§  11.    Die  freien  Städte. 

I.   Bremen.  ^ 

In  Bremen  verbietet  zunächst  eine  „Polizeiliche  Verord- 
nung wider  Mifshandlung  der  Pferde  oder  sonstige  Handlungen 
der  Tierquälerei*  vom  22.  Januar  1846,  das  Überladen  der 
Lastfuhrwerke  bei  angemessener  Strafe.  ,Die  Polizeibediensteten'', 
heifst  es  dann  weiter,  „sind  angewiesen,  darauf,  dafs  diesem  Ver- 
bote nicht  zuwider  gehandelt  werde,  sorgfältig  Acht  zu  geben  und 
die  Übertretungen  desselben,  gleich  wie  sonstige  Handlungen 
der  Tierquälerei,  vor  welchen  bei  nachdrücklicher  Strafe  ge- 
warnt wird,  sofort  anzuzeigen.** 

Am  21.  März  1857  ergeht  sodann  die  „Bekanntmachung 
der  Polizeidirektion,  die  Mifshandlung  von  Tieren,  insbesondere 
vor  Wagen  gespannten  Hunden  betreffend." 

Es  wird  darin  zunächst  an  die  Vorschrift  der  Verordnung 
vom  22.  Januar  1846  erinnert,  „wodurch  jede  Mifshandlung 
oder  Quälerei  von  Tieren  mit  nachdrücklicher  Strafe  bedroht 
ist",  ferner  aber  wird  jede  übertriebene  Anstrengung  eingespannter 
Hunde,   das   Besteigen   der  Hundefuhrwerke  durch  den  Besitzer 


»)  Regierungsblatt  1865  S.  100,  101, 
2)  Vgl.  S.  12. 
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I.  Geschichte  der  Deutschen  Gesetzgebungen  bis  1870. 


sowie   das  Alleinlassen   derselben   ohne  Aufsicht   bei  „nachdrück- 
licher Gefängnis-  oder  Geldstrafe"  untersagt. 

Der  den  Tieren  gewährte  Schutz  ist  danach  in  Bremen  ein 
recht  weitgehender.  Denn  —  von  den  Spezial -Vorschriften  ab- 
gesehen —  wird  „jede  Mifshandlung  oder  Quälerei"  bestraft. - 

Eine  Veränderung  dieses  Eechtszustands  war  auch  im' 
Jahre  186 8  gelegentlich  des  Entwurfs  eines  Strafgesetzbuchs  nicht 
geplant.    Vielmehr  bemerken  die  Motive  dazu  (S.  151)  ausdrück- 
lich: „AVie   bisher,  wird  diese  Unsittlichkeit  nur  als  Polizeiüber- 
tretung zu  behandeln  sein." 

II.  Hamburg. 

Hamburg  untersagt  bereits  durch  eine  Polizeiverfügung 
vom  14.  April  1836  „den  aus  niedriger  Gewinnsucht  entspringen- 
den Mifsbrauch  des  Blendens  von  Singvögeln." 

Allgemeine  Strafvorschriften  aber  enthält  erst  das  Straf- 
gesetzbuch vom  30.  April  1869,  welches  in  Anlehnung  an  die 
Sächsisch -Thüringische  Gesetzgebung^)  im  Teil  II,  Titel  8  „Ver- 
brechen'-) wider  die  Sittlichkeit"  bestimmt: 

„Boshaftes  oder  mutwilliges  Quälen  von  Tieren  ist 
mit  Gefängnis  bis  zu  4  Wochen  oder  mit  Geldstrafe  zu  bestrafen." 

III.  Lübeck. 

Lübeck  endlich  besitzt  vor  1870  nur  Spezialbestimm- 
ungen  über  unsere  Materie.  So  verbietet  eine  Senats-Verordnung 
(die  Hundefuhrwerke  betreffend)  vom  28.  September  1853  No.  6 
die  „unverhältnismäfsige  Belastung  eines  Fuhrwerks  mit  Personen 
oder  Sachen"  bei  Geldstrafe  bis  zu  15  Mark  oder  verhältnis- 
mäfsiger  Gefängnisstrafe ;  und  eine  weitere  Senatsverordnung 
vom  17.  November  1860  wendet  sich  gegen  Mifshandlungen  beim 
Transport  des  zum  Schlachten  bestimmten  Viehes,  welche  sie  mit 
Geldstrafe  bis  zu  30  Mark  oder  angemessener  Gefängnisstrafe 
bedroht. 


')  Vgl.  S.  3-7. 

-)  Das  Gesetz  bezeichnet  sämtliche  strafbare  Handhmg-en  als  „Verbrechen". 


§12.    Das  Verordnungsrecht. 
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n.  Abschnitt. 

Der  heutige  Zustand  auf  Grund  des  Reichs- 

strafgesetzbuchs, 

§  12.    Das  Verordniingsrecht. 

Wie  regelmäfsig  in  der  früheren  Deutschen  Gesetzgebung,  so 
besteht  auch  heute  neben  dem  allgemeinen  Verbote  (§  360^^ 
R.-St.-G.-Bs.)  eine  grofse  Anzahl  von  SpezialVerordnungen 
gegen  Tierquälerei: 

Als  für  das  ganze  Reich  gültig  ist  unter  ihnen  zunächst 
eine  Bekanntmachung  des  Reichskanzleramts  vom  13.  Juli 
1879,  „betreffend  Bestimmungen  über  die  Verladung  und  Be- 
förderung von  lebenden  Tieren  auf  Eisenbahnen**^)  zu  er- 
wähnen. 

Sie  enthält  neben  einer  Reihe  in  erster  Linie  der  Schnellig- 
keit und  Sicherheit  des  Transportes  dienender  Anordnungen  auch 
solche,  welche  die  Verhütung  der  Tierquälerei  unmittelbar  zum 
Gegenstande  haben.  So  verbietet  sie  das  Knebeln  des  Viehes 
gänzlich  und  gestattet  das  Aufgeben  desselben  in  Säcken,  Käfigen 
u.  s.  w.  nur  dann,  wenn  diese  hinlänglich  geräumig  und  luftig 
sind.  Weiter  bestimmt  sie  die  gröfste  Zahl  der  in  einen  Wagen 
aufzunehmenden  Tiere  dahin,  dafs  Grofsvieh  nicht  an  einander- 
geprefst  stehen,  Kleinvieh  aber  genügenden  Raum  haben  soll,  um 
sich  zu  legen,  und  schliefslich  schreibt  sie  bei  Beförderung  von 
mehr  als  24stündiger  Dauer  eine  Tränkung  der  Tiere  vor. 

Die  Bekanntmachung  richtet  sich  an  die  Eisenbahnverwal- 
tungen; Straf bestimmungen  enthält  sie  selbst  nicht. 

Wohl  aber  sind  partikularrechtlich  solche  mehrfach  fest- 
gesetzt-), wie  denn  überhaupt  die  Verwaltungsbehörden  der 
Einzelstaaten  eine  aufserordentliche  rege  Thätigkeit  in 
dem  Erlassen  von  SpezialVerordnungen  entwickelt  haben. 


1)  Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  1879  S.  479. 

-)  Vgl.  z.  B.  Sächsische  Verordnung  vom  16.  September  1879  (Ges.  u. 
Verordnungsbl.  S.  881),  welche  Versender  und  Transportbegleiter  —  sofern  nicht 
die  Vorschrift  des  §  360  ^'^  Platz  greift  —  mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mark  oder 
entsprechender  Haft  bedroht. 


i1 
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28         n.  Der  heutige  Znstand  auf  Grand  des  Reichsstrafgesetzbiichs. 

Unter  den  letzteren  sind  von  hervorragendem  Interresse  die  auf 
die  Vivisektion  und  das  Schächten  bezüglichen  Vorschriften. 
Denn  gerade  bei  diesen,  -—  und  in  Deutschland  insbesondere  bei 
der  ersteren  Frage,  —  hat  ein  Kampf  weitgehendster  Bestrebungen 
des  Tierschutzes  gegen  das  heute  geltende  Eecht  eingesetzt.  Es 
sei  daher  hier  eine  etwas  ausführlichere  Darstellung  gestattet. 

Die  Agitation  gegen  das  wissenschaftliche  Tier- 
experiment beschäftigte  in  der  ersten  Hälfte  der  achtziger  Jahre 
vielfach  unsere  gesetzgebenden  Körpei^chaften: 

Am  30.  April  1880  und  wiederholt  am  16.  Januar  1882 
ging  zunächst  die  Petitionskommission  und  ihr  folgend  am 
23.  Januar  1882  auch  das  Plenum  des  Eeichstages  über 
mehrfache  derartige  Anträge  zur  Tagesordnung^)  über.  Die  Petenten 
wandten  sich  darauf  an  das  Preufsische  Abgeordnetenhaus. 
Aber  auch  hier  beantragte  die  Kommission  für  ünterrichtswesen 
die  motivierte  Tagesordnung^),  indem  sie  gleichzeitig  die  Zulässig- 
keit  der  Vivisektion  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  bejahte. 

Im  Plenum  kam  es  am  16.  April  1883  zu  einer  sehr  aus- 
führlichen und  lebhaften  Debatte,  aus  welcher  als  höchst  be- 
merkenswert namentlich  die  Eeden  der  Regierungs Vertreter'')  her- 
vorzuheben sind.  Mit  aller  Energie  begründeten  dieselben  in 
eingehender  Darstellung  den  Standpunkt,  dafs  die  Zweckmälsig- 
keit  und  Notwendigkeit  der  Vivisektion  nach  dem  Urteil  der  Fach- 
leute anzuerkennen,  ein  Verbot  derselben  daher  unthunlich  sei, 
(auch  die  Kompetenz  der  Landesgesetzgebung  überschreite).  Mifs- 
bräuche  seien  allerdings  möglich,  liefsen  sich  alsdann  aber  im 
Disziplinarwege  beseitigen.  Der  Nachweis  solcher  sei  überdies 
für  Preufsen,  wo   sich   die  ärztliche  Wissenschaft  auf  gesundem 


§  12.   Das  Verordnungsrecht. 
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^)  Dracksachen  des  Reichstages  1880  Nr.  168;  1882  Nr.  87;  Stenograph. 
Berichte  S.  871  ff.  Abweichende  Anträge  von  Hohenlohe-Langenburg  (1880) 
und  von  Minnigerode  (1882),  welche  die  Petitionen  dem  Reichskanzler  znr  Er- 
wägung überweisen  wollten,  wurden  abgelehnt.  —  Die  Regierungsvertreter  be- 
tonten unter  Benifung  auf  das  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation 
für  Medizinalwesen  die  Unentbehrlichkeit  der  Vivisektion.  Danach  könne  es 
sich  nicht  um  ein  Verbot  von  Reichswegen,  sondern  höchstens  um  den  Erlafs 
näherer  Verordnungen  durch  die  einzelnen  Regierungen  handeln,  wie  eine 
solche  in  Bayern  bereits  seit  1880  bestehe  (vgl.  darüber  unten  S.  30  Amn.  7). 

*)  Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  1882/83  Nr.  82. 

*)  Kultusminister  von  Gofsler,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Althoff. 


Wege  befinde,  nicht  erbracht,  ihr  Vorhandensein  deshalb  auch 
nicht  anzunehmen. 

Infolge  dieser  Ausführungen  lehnte  das  Haus  einen  auf  wesent- 
liche Einschränkung  der  Vivisektion  gerichteten  Antrag  (Janfsen) 
ab.  Andererseits  aber  fand  auch  der  Kommissionsvorschlag  keinen 
Beifall;  vielmehr  gelangte  ein  Antrag  v.  Minnigerode's  zur  An- 
nahme: „Die  Petition  in  Bezug  darauf,  ob  und  in  welchem  Mafse 
die  Vivisektion  als  Mittel  des  Unterrichts  auf  den  öffentlichen 
Lehranstalten  zu  entbehren  ist,  ob  eine  Anregung  in  Bezug  auf 
strafgesetzliche  Bestimmungen  gegen  den  Mifsbrauch  der  Vivisek- 
tion für  die  Reichsgesetzgebung  geboten  sei,  der  königl.  Staats- 
regierung zur  Erwägung  zu  überweisen." 

Auf  Grund  dieses  Beschlusses  richtete  der  Kultusminister 
—  nach  vorheriger  Enquete '0  —  ^^  2.  Februar  1885  einen 
Erlafs  betr.  die  Vivisektion  an  die  medizinischen  Fakul- 
täten Preufsens.  Der  Minister  erklärt  zunächst,  durch  die 
Seitens  der  Fakultäten  erstatteten  Berichte  in  der  Überzeugung 
bestärkt  zu  sein, 

„dafs  auf  unseren  Landesuniversitäten  bei  Anwendung  und 
Ausführung  der  Versuche  am  lebenden  Tiere  nach  mafsvoUen  und 
billigenswerten  Grundsätzen  verfahren  werde.** 

„Um  aber  in  dieser  Richtung  auch  für  die  Zukunft  allen 
Zweifeln  vorzubeugen,"  verordnet  er  im  Anschlufs  an  „die  der 
bisherigen  Praxis  zu  Grunde  liegenden  Gesichtspunkte"  Folgendes: 

„l.  Versuche  am  lebenden  Tiere  dürfen  nur  zu  ernsten 
Forschungs-  oder  wichtigen  Unterrichtszwecken  vorgenommen 
werden. 

„2.  In  den  Vorlesungen  sind  diese  Versuche  nur  in  dem  Mafse 
statthaft,  als  dieses  zum  vollen  Verständnis  des  Vorgetragenen 
notwendig  ist. 

„3.  Die  operativen  Vorbereitungen  zu  den  Vorlesungsversuchen 
sind  der  Regel  nach  noch  vor  Beginn  der  eigentlichen  Demonstra- 
tion und  in  Abwesenheit  der  Zuhörer  zu  bewerkstelligen. 

„4.  Tierversuche  dürfen  nur  von  den  Professoren  und  Docenten 
oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  ausgeführt  werden. 

„5.  Versuche,  welche  ohne  wesentliche  Beeinträchtigung  des 


®)  Durch  Erlafs  vom  13.  Dezember  1883  in  der  Weise  veranstaltet,  dafs 
den  Fakultäten  11  Fragen  zur  Beantwortung  vorgelegt  wurden. 


30         n.  Der  heutige  Znstand  auf  Grund  des  Reichsstrafgesetzbuchs. 

Eesultats  an  niederen  Tieren  gemacht  weiden  können,  dürfen  nur 
an  diesen  und  nicht  an  höheren  Tieren  vollzogen  werden. 

„6,  In  allen  Fällen,  in  welchen  es  mit  dem  Zweck  des  Ver- 
suchs nicht  schlechterdings  unvereinbar  ist,  müssen  die  Tiere  vor 
dem  Versuch  durch  Anästhetika  vollständig  und  in  nachhaltiger 
Weise  betäubt  werden/  — 

AhnlicheVer Ordnungen  zur  Verhütung  von  Mifsbräuchen 
bei  der  Vivisektion  sind  auch  in  einer  Reihe  der  übrigen 
deutschen  Staaten  erlassen  worden"). 

Die  Gegner  des  Tierexperiments  aber  haben  sich  mit  diesem 
Erfolge  nichts  weniger  als  zufriedengestellt  erklärt.  Schon  in 
der  Sitzung  des  Preufsischen  Abgeordnetenhauses  vom  25.  Februar 
1885  ^)  mufste  der  Minister  weitergehende  Forderungen  bekämpfen, 
und  zu  erneuten  Debatten  kam  es  dann  auf  Grund  einer  Petition 
des  Hannoverschen  ,  Vereins  zur  Bekämpfung  der  wissenschaft- 
lichen Tierfolter"  am  20.  März  1886  im  Herrenhause").  — 

Ruhiger  als  dieser  teilweise  ins  Mafslose  gehende,  von  einer 
tendenziösen  Flugschriftenlitteratur  übelster  Sorte  geschürte  Kampf 
gegen  die  Vivisektion  ist  die  Erörterung  über  die  beim 
Schlachten  des  Viehes  vorkommenden  Mifsbräuche  und 
über  die  jüdische  Methode  des  Schächtens  insbesondere  ver- 
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')  Dafs  in  Bayern  eine  solche  bereits  seit  1880  besteht,  wurde  weiter 
oben  erwähnt.  Sie  unterscheidet  sich  von  der  präziser  gefal'sten  Preul'sischen 
im  Wesentlichen  nur  durch  ihren  ij  1 :  „Die  Vivisektionen  dürfen  nur  in  den 
vom  Staate  dazu  autorisierten  medizinischen  Anstalten,  niemals  aber  in  Privat- 
häusem  gemacht  werden." 

*)  Bereits  am  29.  Januar  1884  hatte  der  Abgeordnete  von  Minnigerode 
eine  Diskussion  über  die  Angelegenheit  angeregt,  der  Minister  jedoch  das  Ein- 
gehen darauf  mit  Rücksicht  auf  die  noch  schwebenden  Ermittelungen  abgelehnt. 

")  Mit  dem  Ergebnis,  dafs  über  die  Petition,  in  Erwägung,  dafs  der  Er- 
folg des  Erlasses  vom  2.  Februar  1885  abzuwarten  sei,  „bevor  deshalb  weiter- 
gehende Anträge  an  die  Staatsregierung  zu  stellen  sind^  insoweit  zur  Tages- 
ordnung übergegangen,  dieselbe  jedoch  „in  weiterer  Erwägung,  dafs  rücksicht- 
Hch  der  im  Ressort  des  Ministers  der  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten 
vorkommenden,  derartigen  Versuche  Ermittelungen  und  einschränkende  Anord- 
nungen nicht  bekannt  gegeben  sind^  insoweit  der  Regierung  zur  Erwägung 
überwiesen  wurde.  -  Thatsächlich  hatte  der  Minister  der  Landwirtschaft,  Do- 
mänen und  Forsten  bereits  durch  Reskript  vom  14.  März  1886  den  Erlafs  des 
Kultusministers  auch  als  malsgebend  für  die  tierärztlichen  Hochschulen  zu 
Hannover  und  BerUn  sowie  für  die  landwirtschaftliche  Akademie  zu  Poppels- 
dorf  erklärt. 


laufen:  Im  Jahre  1887  bereits  bestanden  in  97  öffentlichen 
Schlachthäusern  Deutschlands  genaue  Eeglements  über  das 
bei  Tötung  der  Tiere  zu  beobachtende  Verfahren.  Vielfach  (etwa 
in  28  Häusern)  war  danach  das  Schächten  ausdrücklich  gestattet, 
nirgends  ausdrücklich  verboten  ^*^),  häufig  aber  durch  nähere  Be- 
stimmungen über  das  Niederlegen  der  Tiere  u.  s.  w.  geregelt.  Zu 
erneuter  Thätigkeit  gab  auch  auf  diesem  Gebiete  das  Vorgehen 
der  Tierschutzvereine  den  Anstofs. 

Nachdem  mehrere  frühere  Anträge  ergebnislos  geblieben  ^^), 
richtete  nämlich  der  Vorstand  des  Verbandes  Deutscher 
Tierschutzvereine  in  der  Session  1885/86  und  wiederholt  im 
folgenden  Jahre  an  den  Reichstag  das  Ansuchen: 

«Dafs  das  Schlachtvieh  nur  nach  vorausgegangener 
Betäubung  durch  Blutentziehung  getötet  werden  dürfe, 

„Schlachtungen  überhaupt  nur  durch  geprüfte  licensierte 
Personen  und  in  allgemeinen  Schlachthäusern  nur  durch  an- 
gestellte Schlächter  ausgeführt  werden  dürfen." 

Zur  Begründung  wurde  auf  die  geradezu  zur  Gewohnheit 
gewordenen  Tierquälereien  beim  Schlachten  überhaupt,  wie  bei 
der  Methode  des  jüdischen  Schächtens  insbesondere  hingewiesen. 

Dieser  Antrag  rief  einen  wahren  Adressensturm  ^'^)  von 
Seiten  israelitischer  Gemeinden  hervor,  welche  sich  gegen 
jede  Einschränkung  des  Schächtens  als  mit  der  Gewissensfreiheit 
der  jüdischen  Bevölkerung  unvereinbar  verwahrten.  Gleichzeitig 
brachten  die  Petenten  etwa  50  Gutachten  medizinischer  Sach- 
verständiger und  Autoritäten  (darunter  z.  B.  Virchow,  Dubois- 
Reymond  etc.)  bei,  wonach  ihre  Schlachtmethode  an  sieh  eine 
Tierquälerei  nicht  enthalte. 

Dieses  höchst  gewichtige  Material  verfehlte  den  gewünschten 
Eindruck  nicht,  überwiegend  war  man  auf  Grund  desselben  in 
der  Kommission  wie  im  Plenum  des  Reichstages^'^)  der 
Ansicht,  dafs  zu  einem  Einschreiten  in  dieser  heiklen,  das  religiöse 
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***)  So  die  Allgaben  des  Regierungskommissars.  Stenogr.  Berichte  d.  Reichs- 
tages 1887,  Anlageband  II,  Aktenstück  Nr.  97.  —  So  bezüglich  des  Schächtens 
z.  B.  die  Hausordnung  für  den  Bremischen  Schlachthof  von  1882  §  19. 

")  Gesuche  des  Münchener  Tierschutzvereins  1877,  des  ersten  und  zweiten 
Kongresses  Deutscher  Tierschutzvereine  im  September  1879  und  Dezember  1881. 

**)  Über  2000  Petitionen. 

")  Stenogr.  Berichte,  Anlageband  ü,  Aktenstück  Nr.  97,  Bd.  II  S.  631  ff. 
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32         II-  I^er  heutige  Zustand  auf  Grund  des  Reichsstrafgesetzbuchs. 

Gefühl  weiter  Kreise  berührenden  Frage  keine  Veranlassung  vor- 
liege. Andererseits  glaubte  man,  den  zahlreichen  sonstigen  Quä- 
lereien beim  Schlachten  des  Viehs  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gebung entgegentreten  zu  sollen.  Demzufolge  beschlofs  der 
Reichstag  (am  18.  Mai  1887),  die  Petition  der  Tierschutzvereine 
„dem  Herrn  Reichskanzler  zur  Erwägung  zu  überweisen,  ob  und 
auf  welche  Weise,  insbesondere  durch  Abänderung  des  R.-Str.-G.-Bs , 
den  in  der  Petition  geltend  gemachten  Mifsständen  entgegenzu- 
treten sei,  insofern  aber  die  Petition  sich  auf  das  jüdische  Schächten 
beziehe,  über  dieselbe  zur  Tagesordnung  überzugehen."  — 

Auf  die  Reichs-Gesetzgebung  hat  dieser  Beschlufs  bisher 
keinen  Einflufs  gehabt,  wohl  aber  hat  er  die  Verwaltungs- 
behörden einzelner  Bundesstaaten  zum  Erlafs  weiterer  Vor- 
schriften bestimmt. 

Füi-  Preufsen  insbesondere  sind  solche  in  den  an  die 
Königl.  Regierungen  gerichteten  Ministerialverfügungen  ^*) 
vom  14.  Januar  1889  (betr.  Mafsregeln  zur  Vermeidung  un- 
nötiger Tierquälereien  bei  der  jüdischen  Methode  des  Vieh- 
schlachtens),  16.  Dezember  1889  und  25.  März  1890  (betr. 
Mafsregeln  zur  Vermeidung  unnützer  Tierquälereien  beim  Schlachten 
des  Viehes)  ergangen. 

Sie  empfehlen  den  Regierungen  die  Beförderung  der  Er- 
richtung von  Schlachthäusern  und  den  Erlafs  von  Polizeiverord- 
nungen gegen  unnötige  Tierquälereien  beim  Schlachten  überhaupt 
wie  bei  dem  jüdischen  Schächten  ^'^)  insbesondere.    Ferner  bringen 

*^)  Erlassen  von  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem  Kultusministerium 
gemeinschaftlich.    Vgl.  Ministerialblatt  f.  d.  innere  Verwaltung  1890. 

^^)  Die  in  dieser  Beziehung  zur  Beachtung  aufgestellten  Gesichtspunkte 
sind  folgende: 

1.  Das  Niederlegen  der  gröfseren  Tiere  soll  hauptsächlich  durch  Winden 
oder  ähnliche  Vorrichtungen  bewerkstelligt  werden.  Diese  Winden  sowie  die 
dabei  gebrauchten  Seile  etc.  soUen  haltbar  sein  und  stets  geschmeidig  gehalten 
werden,  sodals  die  Ausführung  ohne  Verzug  erfolgen  kann. 

2.  Während  des  Niederlegens  soll  der  Kopf  des  Tieres  gehörig  unter- 
stützt und  geführt  werden,  damit  ein  Aufschlagen  desselben  und  ein  Bruch 
der  Hörner  vermieden  wird. 

3.  Bei  dem  Niederlegen  des  Tieres  soU  der  Schächter  bereits  zugegen 
sein  und  mimittelbar  darauf  die  Schächtung  vornehmen.  Letztere  soU  schneU 
und  sicher  ausgeführt  werden. 

4.  Nicht  nur  während  des  Schächtungsaktes,  sondern  auch  für  die  ganze 
Dauer  nach  dem  Halsschnitte  eintretenden  Muskelkrämpfe  soll  der  Kopf  des 
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sie  zwei  derartige  Verordnungen  der  Regierungen  zu  Erfurt  (vom 
1.  Oktober  1889)  und  Düsseldorf  (vom  4.  November  1889)  zur 
allgemeinen  Kenntnis. 

Ob  dieser  heutige  Eechtszustand,  insbesondere  auch 
in  Ansehung  der  Vivisektion,  den  Bedürfnissen  entspricht, 
ob  und  wie  event.  Änderungen  desselben  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung anzustreben  wären,  wird  später  zu  untersuchen  sein. 
(Vergl.  §  81.)  An  dieser  Stelle  kam  es  lediglich  darauf  an,  das 
geltende  Verordnungsrecht  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Ungemein  zahlreich  sind  innerhalb  des  letzteren  auch  die 
Bestimmungen  über  den  Transport  der  Tiere  ^«)  (aufserhalb 
der  Eisenbahnen). 

Sie  verbieten  das  Hetzen  des  Viehs  mit  Hunden,  das  Zerren 
am  Leitseil,  Prügeln  mit  Knitteln,  Stofsen  mit  Fäusten  oder  Füfsen, 
das  Knebeln  namentlich  der  Kälber  und  Schaafe  bei  Beförderung 
auf  Wagen  ^').  Sie  verlangen  weiter,  dafs  die  Tiere  nicht  in 
mehr  als  einer  Schicht  übereinanderliegend  oder  derartig  trans- 
portiert werden,  dafs  die  Köpfe  von  dem  Fuhrwerk  herabhängen 

Tieres  festgelegt  werden,  da  andernfaHs  der  bewegliche  Kopf  des  in  Muskel- 
krämpfen liegenden  Tieres  nicht  selten  in  der  heftigsten  Weise  am  Boden  auf- 
geschlagen und  namentlich  an  den  Hörnern  verletzt  wird. 

5.  Endlich  soll  die  Schächtung  nur  durch  erprobte  Schächter  ausgeführt 
werden. 

»«)  Hierher  gehören  z.  B.  in  Preufsen  (aufser  den  älteren  Verordnungen 
der  Regierungen  Königsberg  und  Potsdam,  welche  fortbestehen:  vgl.  S.  18 
Anm.  U) :  Verordnung  der  Königl.  Regierung  zu  Arnsberg  vom  24.  Februar 
1874  (Amtsblatt  S.  114)  und  die  mit  dieser  übereinstimmenden  Verordnungen 
der  Regierungen  Frankfurt  a.  0.  vom  16.  November  1874  (Amtsblatt  S.  279) 
und  Gumbinnen  vom  13.  Dezember  1875  (Amtsblatt  S.  455);  die  Polizeiver- 
ordnungen der  Regierungen  Königsberg  vom  15.  Juni  1872  (Amtsblatt  S.  158) 
und  Wiesbaden  vom  16.  Februar  1875  (Rg.  Amtsblatt  S.  80).  —  In  Sachsen 
die  Verordnung  vom  4.  April  1878  (G.  u.  V.-Bl.  S.  39).  —  In  Württemberg  d. 
Ministerialverf.  vom  20.  März  1877  betr.  den  Transport  der  zum  Schlachten 
bestimmten  Kälber  und  Schweine.  —  Im  Grofsherzogtum  Hessen  übereinstim- 
mende Reglements  fast  sämtlicher  Kreise  betr.  den  Transport  von  Schlacht- 
kälbern (ün  Kreise  Giefsen  vom  24.  März  1873).  —  In  Bremen  die  Strafsen- 
polizeiordnung  vom  15.  Mai  1879  §  57-60.  -  In  Hamburg  dieselbe  vom 
26.  Oktober  1881  §  4.  —  In  Lübeck  dieselbe  vom  3.  März  1880  §  49—52  (an 
Stelle  der  bis  dahin  gültigen  Verordnung  von  1860  getreten);  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

*')  Die  Sächsische  Verordnung  vom  4.  April  1878  und  die  Württembergi- 
sche Verfügung  vom  20.  März  1877  gestatten  das  Knebeln,  geben  aber  genaue 
Anweisungen,  wie  dasselbe  zu  geschehen  hat. 

▼.  Hippel,  Tierquälerei.  3 
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oder  gar  an  den  Rädern  anschleifen.  Die  Fuhrwerke  selbst  sollen 
so  geräumig  sein,  dafs  das  Vieh,  ohne  geprefst  oder  gescheuert  zu 
werden,  nebeneinander  stehen  oder  liegen  kann;  sie  sollen  mit 
einer  Strohunterlage  versehen  werden.  Geflügel  darf  regelmäMg 
nur  in  Käfigen  oder  anderen  Behältern  von  genügender  Gröfse 
befördert  werden.  Der  Transport  desselben  in  Säcken  ist  ebenso 
untersagt,  wie  das  Zusammenbinden  einzelner  Tiere  oder  das 
Tragen  an  den  Füfsen  u.  s.  w.  Den  Zuwiderhandelnden  treffen, 
soweit  nicht  §  360'='  R.-Str.-G.-B.  Platz  gi-eift,  verschieden  nor- 
mierte Geld-  oder  Freiheitsstrafen. 

Genaue  Regelung  hat  weiter  vielfach  die  Benutzung  der 
Hunde  als  Zugtiere  erfahren  ^^).  Dieselbe  ist  nur  gegen  einen 
nach  tierärztlicher  Untersuchung  auszustellenden  Erlaubnisschein 
gestattet,  der  neben  einem  genauen  Signalement  die  Angabe  des 
Gewichtes  enthält,  welches  der  Hund  zu  ziehen  vermag.  Jede 
Überladung  ist  verboten.  Im  Winter  mufs  der  Führer  mit  einer 
Decke  versehen  sein,  welche  dem  Hunde  während  der  Ruhe  unter- 
zulegen ist,  im  Sommer  mit  einem  Trinkgeschirr.  Das  Besteigen 
des  Wagens  seitens  des  Führers  oder  anderer  Personen  ist  ver- 
boten u.  s.  w. 

Ähnliche  Vorschriften  verbieten  allgemein  die  Verwendung 
lahmer  oder  abgetriebener  Tiere  zum  Ziehen,  sie  unter- 
sagen die  allzuschwere  Belastung  der  Fuhrwerke^^)  die 
Benutzung  des  Doppeljochs-^)  u.  s.  w. 

Das  Verhältnis  aller  dieser  und  ähnlicher  Verord- 
nungen zu  §  360^'*  R.-Str.-G.-Bs.  ist  folgendes: 

1.  Wo  die  reichsrechtliche  Bestimmung  zutrifft,  kann 
selbstverständlich  nur  sie  zur  Anwendung  kommen;  andere 
Strafvorschriften  daneben  sind  bedeutungslos.  Das  Prügeln  des 
Viehs  mit  Knütteln  z.  B.  fällt  danach,  wenn  es  „öffentlich'*  oder 


»'*)  Vgl.  z.  B.  Verordnung  d.  Kgl.  Reg.  Kassel  vom  20.  August  1875  und 
23.  September  1887;  —  Verordnung  für  die  Stadt  Hannover  vom  12.  Dezember 
1885  —  f.  d.  Kreis  Giel'sen  vom  19.  Dezember  1883  (analoge  bestehen  in  den 
übrigen  Kreisen  des  Grofsherzogtums).  —  Hamburg,  Stralsen-Pol.-Ordn.  §  43 
und  Bekanntmachung  vom  10.  März  1886.  —  Lübeck,  Stral'sen-Pol.-Ordn.  §  9. 
—  Nach  den  Stuttgarter  Stral'senvorschriften  ist  das  Einspannen  von  Hunden 
überhaupt  verboten. 

»")  So  die  Strafsenpolizeiordnungen  für  Bremen  §§  8, 13;  Hambui'g  §§  9, 13  r 
Lübeck  §  9;  Stuttgart  5?§  6,  8. 

'-*^)  Polizeiverordnung  für  den  Kreis  Gielsen  vom  27.  Oktober  1885. 
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„in  Ärgernis  erregender  Weise"  geschah,  lediglich  unter  §  360^^ 
R-Str.-G.-B. 

2.  Keine  nach  Reichsrecht  strafbare  Handlung  ferner 
darf  von  der  Landesgesetzgebung  für  straffrei  erklärt 
werden.  Wenn  daher  z.  B.  vSchlachthausordmmgen  das  Schächten 
gestatten,  so  hat  dies  rechtlich  nur  unter  der  Voraussetzung  irgend- 
welche Bedeutung,  dafs  diese  Schlachtraethode  keine  „rohe  Mifs- 
handlung"  enthält. 

8.  Von  diesen  Einschränkungen  abgesehen  bestehen 
die  landes-  und  lokalpolizeilichen  Verordnungen  neben 
§  360^=^  R-Str.-G.-B.  zu  Recht.  Denn  letzterer  enthält  keine 
„Materie",  welche  bereits  „Gegenstand  des  Strafgesetzbuchs  für 
das  Deutsche  Reich"  2^)  wäre,  d.  h.  er  ist  nicht  bestimmt,  die  Be- 
strafung der  Tierquälerei  endgültig  und  unter  Ausschlufs  der 
Landesgesetzgebung  zu  regeln."--) 

Dies  dürfen  wir,  gestützt  auf  die  herrschende  Ansicht,  in 
Wissenschaft  und  Rechtsprechung"-^*),  schon  infolge  der  Stellung 
unseres  §  in  dem  systemlosen  Sammelabschnitte  von  den  „Über- 


-»)  §§  2,  5  Einf.-Ges.  Str.-G.-B. 

'-'-)  Wenn  Landesgesetze  das  Erlassen  von  Verordnungen  in  unserer  Frage 
ausdrücklich  gestatten,  so  kann  dies  lediglich  die  Bedeutung  einer  der  Verwal- 
tungsbehörde unter  der  Voraussetzung  erteilten  Erlaubnis  haben,  dafs  das 
Reichsrecht  überhaupt  ergänzt  werden  darf.  Über  die  letztere  Frage  ent- 
scheidet lediglich  die  Auslegung  des  R.-Str.-G.-Bs.  selbst.  Hierher  gehört 
Art.  7  des  Württembergischen  Polizeistrafgesetzbuchs  vom  27.  Dezember  1871: 
„Der  Strafe  des  §  360  R.-Str.-G.-Bs.  unterliegt  aufser  den  daselbst  bezeichneten 
FäUen  weiter:  2)  wer  aufser  dem  Falle  des  §  360^=^  R.-Str.-G.-Bs.  den  zum 
Schutze  von  Tieren  gegen  Mifshandlungen  erlassenen  Vorschriften  zuwider- 
handelt." 

-=»)  Hälschuer,  Gem.  Deutsch.  Strafr.  Bd.  I  S.  114;  v.  Liszt,  Lehrbuch  IV.  Aufl. 
S.  96;  —  R.-G.  L  25.  Mai  1882  (Entsch.  VI.  329);  L  2.  November  1882  (Entsch. 
VII.  201).  Hier  heifst  es:  „Es  ist  als  im  aUgemeinen  durchgreifende  Regel 
festzuhalten,  dafs  durch  das  Str.-G.-B.  der  Staatsgewalt  der  einzelneu  Bundes- 
t-erritorien  ....  kein  Hindernis  geschaffen  wird,  .  .  .  polizeiliche  Strafnormen 
wirksam  auch  in  Bezug  auf  solche  Angelegenheiten  zu  erlassen,  die  in  dem, 
ein  abgeschlossenes  System  im  Ganzen  nicht  ausprägenden,  Abschnitt  von  den 
,tjbertretungen'  bereits  in  irgend  einer  Richtung  teilweise  Regelung  erfahren 
haben."  Zur  gegenseitigen  Annahme  würde  „der  unzweideutige  Nachweis  er- 
forderlich sein",  dafs  die  Materie  in  dem  betr.  Paragraphen  „ausnahmsweise 
abschliefsend  geregelt"  und  der  Landesgesetzgebung  entzogen  sei.  —  In  diesem 
Sinne  auch  Olshausen,  Kommentar  III.  Aufl.  S.  11,  12;  ähnlich  Binding,  Handb. 
L  S.  291;  H.  Meyer,  Lehrb.  IV.  Aufl.  S.  146  und  andere. 
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tretungen"  behaupten,  welcher,  —  wie  die  Motive  selbst  bemerken, 
—  „das  Besondere''  der  Partikulargesetzgebung  oder  der  autonomen 
Bestimmung  der  Verwaltungsbehörden  überlassen  wollte.  Weiter 
aber  spricht  dafür  der  Umstand,  dafs  §  360^'^  dem  Preufsischen 
Eechte  entlehnt  worden  ist'-^).  Er  sollte  also  nicht  neue,  selb- 
ständige Bahnen  einschlagen,  sondern  nur  den  bislierigen  Zustand 
im  wesentlichen  aufrecht  erhalten.  Es  ist  daher  das  Fort- 
bestehen der  älteren,  die  Befugnis  zum  Erlassen  neuer 
landespolizeilicher  Vorschriften  anzunehmen. 

Ob  und  inwieweit  etwa  de  lege  ferenda  eine  Abschaffung  des 
Verordnungsrechtes  anzustreben  wäre,  hängt  von  der  zukünftigen 
Fassung  und  Stellung  der  reichsrechtlichen  Bestimmung  ab.  Es 
wird  diese  Frage  daher  in  Anschlufs  an  die  Vorschläge  zur  Ab- 
änderung des  §  360^^  weiter  unten  ihre  Erledigung  finden. 

§  13.   Dogmatische  Darstellung  des  §  360  ^^  des  Beichs- 

strafgesetzbuchs. 

Jeder  Vergleich  des  heute  geltenden  Kechts  mit  demjenigen 
der  früheren  Zeit,  jeder  Vorschlag  einer  Abänderung  desselben 
für  die  Zukunft,  setzt  eine  genaue  Kenntnis  seiner  gegenwärtigen 
Bedeutung  und  Tragweite  voraus.  -Diese  aber  wiederum  erlieischt 
eine  Auslegung  der  einzelnen  im  §  360^^  E.-Str.-G.-Bs.  enthaltenen 
Begriffsmerkmale. 

Unser  Paragraph  lautet: 

§  360.  „Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft 
wird  bestraft 

13)  „Wer   öffentlich    oder   in   Ärgernis    erregender 
Weise  Tiere  bofshaft  quält  oder  roh  mifshandelt/' 

I.  „Offen tlich*"  begangen  ist  nach  den  Motiven,  welchen 
fast  ausnahmslos  Theorie  und  Praxis  gefolgt  sind,  eine  Handlung, 
wenn  sie  in  einer  Art  und  Weise  vor  sich  ging,  dafs  sie,  un- 
bestimmt von  welchen  und  wie  vielen  Personen,  wahrgenommen 
werden  konnte,  ohne  Eücksicht  darauf,  ob  der  Thatort  selbst  ein 
öffentlicher  war  oder  nicht  ^). 

^^)  Dessen  Vorschrift  man,  um  vielfach  geäufserten  Wünschen  von  Tier- 
schutzvereinen entgegenzukommen,  ledigUch  die  Worte  „oder  in  Ärgernis  er- 
regender Weise"  hinzufügte. 

§  13.  1)  So  R.-G.  II.  10.  Februar  1880  (Entsch.  I.  S.  202);  —  R.-G.  1. 12.  Juü 
1880  (Entsch.  II.  S.  196);  —  R.-G.  II.  22.  Februar  1881  (Entsch.  III.  S.  361): 
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IL  Auch  bezüglich  des  weiteren  Erfordernisses  ,in  Ärger- 
nis erregender  Weise"  darf  man  heute  von  einer  gemeinen 
Meinung  sprechen.    Sie  läfst  sich,  wie  folgt,  darstellen: 

a)  „Ärgernis"  bedeutet  „Anstofs,  Verletzung  des  Sittlichkeits- 
gefühls"-). 

b)  Die  Handlung  mufs  so  geartet  sein,  dafs  sie  dem  all- 
gemeinen moralischen  Gefühl,  dem  gesunden  Sittlichkeits- 
bewufstsein  der  Gesellschaft  zuwiderläuft,  nicht  etwa  nur 
einzelnen,  besonders  empfindlichen  Personen  zu  nahe 
treten^)  konnte. 

c)  Andererseits  ^ber  genügt  diese  blose  Möglichkeit,  Ärger- 
nis zu  erregen,  nicht,  vielmehr  ist  erforderlich,  dafs  im  ein- 
zelnen Falle  thatsächlich  irgend  jemand  in  seinem  Sitt- 
lichkeitsgefühle verletzt  wurde.  Diese  Ansicht  finden  wir 
teilweise    bezüglich    des  §  360^^^  K.-Str.-G.-Bs.   selbst  aus- 


—  R.-G.  III.  13./15.  März  1884  (Entsch.  X.  S.  296).  —  Dafs  der  Begriff  der 
Öffentlichkeit  in  g  183  R.-Str.-G.-Bs.,  von  welchem  die  ersten  drei  citieiten  Ent- 
scheidungen handeln,  kein  anderer  sei  als  in  §  360 *3,  bemerkt  ausdrücklich 
R.-G.  I.  12.  April  1880  (Entsch.  I.  S.  357),  femer  Meves  in  Goltdammers  Archiv 
Bd.  XXXV  S.  309.  Übereinstimmend  auch:  von  Liszt,  Lehrbuch  IV.  Aufl. 
S.  394;  —  Hälschner,  d.  Gem.  Deutsche  Strafr.  Bd.  n.  Abt.  2  S.  695;  —  H. 
V.  Meyer,  Lehrbuch  IV.  Aufl.  S.  1000;  —  Schütze,  Lehrbuch  IL  Aufl.  S.  228. 
Femer  die  Kommentare  von:  Oppenhoff  X.  Aufl.  i^  85  Nr.  2,  3;  —  Olshausen 
m.  Aufl.  §  110  Nr.  5;  —  von  Schwarze  V.  Aufl.  §  85  Nr.  5;  —  Rüdorff-Steng- 
lein  III.  Aufl.  §  183  Nr.  2;  —  Puchelt  S.  168;  —  dagegen  Rubo,  Kommentar 
1^  85  Nr.  1  und  Lange,  Die  Tierschutzbewegung  und  g  360  ^-^  R.-Str.-G.-Bs.,  Ge- 
richtssaal XLII.  S.  43  ff.,  welche  die  Öffentlichkeit  für  eine  Eigenschaft  des 
Ortes  der  That  halten. 

Abweichend  auch  Berner,  Lehrbuch  XV.  Aufl.  S.  460,  welcher  Wahrnehm- 
barkeit durch  „eine  gröfsere  Anzahl  von  Personen"  verlangt;  ähnlich  Meves, 
Goltdammers  Arch.  XXXV  S.  309  ff. 

•-)  So  ausdrücklich:  R.-G.  I.  12.  JuU  1880  (Entsch.  IL  197);  von  Liszt 
a.  a.  0.  S.  394;  —  H.  v.  Meyer  a.  a.  0.  S.  1000;  Bemer  a.  a.  0.  S.  677:  —  Ols- 
hausen a.  a.  0.  §  166  Nr.  7,  §  183  Nr.  9,  §  360 1«  a.;  —  Oppenhoff  a.  a.  0.  i^  183 
Nr.  3;  —  Rüdorff-Stenglein  a.  a.  0.  §  183  Nr.  3;  —  Rubo  a.  a.  0.  §  166  Nr.  3 
und  andere. 

=^)  So  am  deutlichsten:  R.-G.  I.  12.  JuU  1880  (Entsch.  IL  197);  Olshausen 
a.  a.  0.  g  183  Nr.  9;  Berner  a.  a.  0.  S.  677;  Schütze  a.  a.  0.  S.  341;  Puchelt 
a.  a.  0.  S.  348;  unrichtig  Stenglein  (Gerichtssaal  XLII.  S.  56  in  einem  Nach- 
wort zu  der  erwähnten  Arbeit  von  Lange),  nach  dessen  Ansicht  die  Vivisek- 
tion deshalb  geeignet  ist,  Ärgernis  zu  eiTegen,  weil  „Vegetarianer  und  andere 
ehrliche  Gegner""  daran  Anstofs  nehmen. 
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gesprochen*),  teilweise  aucli  bei  Auslegung  der  §§  166,  183 
E.-Str.-G.-Es.*^)  vertreten.  Letztere  aber  darf  auf  unseren 
Fall  ohne  weiteres  übertragen  werden.  Denn  „Ärgernis  er- 
regende Weise"  läfst  sich  grammatisch  nicht  anders  auflösen, 
als  „eine  Weise,  welche  Ärgernis  erregt**.  Das  aber  ist  mit 
„dem  Ärgernis  giebt"  der  §§  166,  183  gleichbedeutend'^). 
Andernfalls  wäre  ja  der  Ausdruck  auch  rein  überflüssig,  da 
ein  „boshaftes  Quälen*^  oder  „rohes  Mifshandeln",  wie  es  unser 
§  erfordert,  eben  stets  geeignet  ist,  Ärgernis  zu  erregen "). 
d)  Die  Verletzung  des  Sittlichkeitsgefühls  muls  unmittelbar 
durch  die  Handlung  selbst,  nicht  etwa  erst  durch  deren 
späteres  Bekanntwerden  herbeigeführt  worden  sein.  Dieser 
Satz  ^nrd  vielfach^)  ausdrücklich  hervorgehoben;  er  ergiebt 
sich  aber  auch  aus  dem  oben  unter  c)  angeführten  von  selbst. 
Denn  wenn  die  Tierquälerei  zur  gerichtlichen  Bestrafung  ge- 


*)  Ausdrücklich  bei  Rotering,  Polizeiübertretungen  und  Polizeiverordnuugs- 
recht  S.  49.  —  Durch  Hinweis  auf  die  entsprechenden  Ausführungen  bei  §  166 
oder  183  R.-Str.-G.-Bs.  in  den  Kommentaren  von  Olshausen  §  360  Xr.  13  a, 
Oppenhoff  i?  360  Xr.  89,  Rubo  J:?  360  Xr.  25  und  bei  Meves,  Gerichtssaal  XXVIl 
S.  399.     Dagegen  Rüdorff  a.  a.  0.  S  360  Nr.  13. 

'')  So  R.-G.  I.  12.  Juli  1880  (Entsch.  II.  197)  „Ärgernis  ist  erst  dann  ge- 
geben, wenn  Jemand  Ärgernis  nimmt.  AnderenfaUs  müfste  die  Strafhorm 
lauten:  Wer  eine  zur  Erregung  von  Ärgernis  geeignete  unzüchtige  Handlung 
vornimmt.  Nur  das  verletzte  Sittlichkeitsgefühl  wird  vom  Gesetze  geschützt, 
nicht  soll  dasselbe  bewahrt  werden  vor  Handlungen,  welche  es  verletzen 
können." 

In  demselben  Sinne  R.-G.  II.  u.  III.  10.  Oktober  1887  (Entsch.  XVI.  245); 
von  Liszt  a.  a.  0.  S.  394;  Hälschner  a.  a.  0.  Bd.  II.  Abt.  2  S.  696;  H.  v.  Meyer 
a.  a.  0.  S.  1000:  Berner  a.  a.  0.  S.  431  u.  460;  Schütze  a.  a.  0.  S.  341.  Da- 
gegen: von  Schwarze  a.  a.  0.  §  183  Xr.  4.  • 

Schwankend  die  frühere  Rechtsprechung  des  Preufs.  Obertribunals:  dafür 
in  der  Entscheidung  vom  2.  März  1871  (^Oppenhoff,  Rechtsprechung  II.  129), 
dagegen  in  denjenigen  vom  5.  Oktober  1854  (Justizmin.-Bl.  S.  403)  und  22.  Juni 
1876  (Oppenhoff,  Rechtspr.  XVII.  453). 

Schwankend  auch  Wahlberg;  dafür  in  v.  Holtzendorff,  Rechtslexikon  s.  v. 
Rehgionsverbrechen.  dagegen  in  v.  Holtzendorff,  Handbuch  Bd.  III.  S.  267. 

♦*)  Wie  auch  Stenglein  (in  Rüdorft-Stenglein,  Kommentar  §  350)  zugesteht. 

')  Das  giebt  auch  Lange  a.  a.  0.  S.  53  zu  und  erklärt  daher  diese  in  der 
Praxis  überwiegend  angenommene  Auslegung  für  ,. durchaus  nicht  so  fern- 
liegend*', wenn  ihr  auch  der  „natürliche  Sinn  (?)  der  fraglichen  Wendung,  an 
und  für  sich  betrachtet",  entgegenstehe. 

^)  Bei  Besprechung  des  S  360  ^='  selbst  von  Puchelt  a.  a.  0. ;  gelegentlich 
der  Interpretation  von  §  166  oder  183  bei:  v.  Liszt  a.  a.  0.  S.  394;  —  Hälschner 


langt,  so  wird  ein  Ärgernis  durch  die  Handlung  oder  deren 
späteres  Bekanntwerden  stets  —  regelmäfsig  bei  dem  An- 
zeigenden, aber  auch  z.  B.  bei  dem  Vertreter  der  Staatsanwalt- 
schaft —  entstanden  und  nachweisbar  sein.  Verlangt  man 
daher  ein  Vorhandensein  des  Ärgernisses  nur  in  diesem 
Sinne,  so  wäre  die  obige  Unterscheidung  völlig  bedeutungslos, 
„Ärgernis  erregend"  und  ,,Argernis  zu  erregen  geeignet" 
wären  identische  Begriffe. 

III.  Der  Ausdruck  „boshaft"  in  unserem  Paragraphen  be- 
zeichnet die  Absicht,  ein  „boshaftes"  Quälen  mithin  ist  ein  Quälen 
lediglich  um  des  Quälens  willen,  ein  Quälen  verbunden  mit  der 
Lust  an  dem  Schm.erze  des  gequälten  Opfers'*). 

IV.  „Quälen"  bedeutet  die  länger  fortdauernde  oder  sich 
wiederholende  Verursachung  erheblicher  Schmerzen  oder  Leiden  ^^). 
Ahnlich  wird  der  Begriff  auch  von  Eotering  definiert,  und  ebenso 
sagt  V.  Liszt  bei  Auslegung  des  §  251  Str.-G.-Bs.:  „Marterung,  (ver- 
wandt mit  dem  Quälen  in  §  360^^)  erfordert  länger  andauernde  Zu- 
fügung  körperlicher  Schmerzen  von  einer  bestimmten  Heftigkeit"  ^^). 

Wenn  Lange  (a.  a.  0.  S.  51)  dem  gegenüber  meint,  dafs  in 
dem  AVorte  „quälen"  der  Begiiif  „boshaft"  mit  eingeschlossen  sei, 
so  ist  diese  Ansicht  irrtümlich.  Schon  in  der  Deutschen  Ver- 
gangenheit finden  wir  neben  dem  „boshaften"  häufig  das  „mut- 
willige" Quälen  angeführt^-);   und  auch  heute  wird  niemand  Be- 


a.  a.  0.  Bd.  IL  Abt.  2  S.  696;  —  H.  v.  Meyer  a.  a.  0.  S.  1000;  —  Olshausen 
a.  a.  0.  §  183  Nr.  6;  —  Oppenhoff  a.  a.  0.  §  183  Nr.  3;  —  VUlnow  (Gerichts- 
saal XXXI.  S.  360);  —  Meves  (Gerichtssaal  XXVII.  S.  338);  —  Obertribunal 
17.  Januar  1873  (Rechtspr.  XIV.  S.  68). 

«)  So  auch  Binding,  Grundrifs  §  49  IX;  Normen  IL.  S.  604:  ^Der  Bös- 
willige freut  sich  entweder  an  der  Rechtswidrigkeit  seiner  That  oder  an  ihrer 
verderblichen  Wirkung  als  solcher."  —  Olshausen  a.  a.  0.  §  360 '^b;  —  v.  Liszt 
a.  a.  0.  S.  587;  —  Hälschner  a.  a.  0.  Bd.  H.  Abt.  2  S.  842;  —  Oppenhoif  a.  a.  0. 
§  360  Nr.  89a  unter  Verweisung  auf  Köln  21.  April  1881  (Rheinisches  Archiv 
72  IL  46);  —  Rotering  a.  a.  0.  S.  49;  —  Wallmann  (Juristische  Zeitung  V. 
296) ;  —  Lange  a.  a.  0.  S.  50,  tibereinstimmend  gegen :  von  Schwarze  a.  a.  0. 
§  360»». 

^^)  Die  Alternative  ist  gewählt,  weil  man  gewöhnlich  die  durch  Hunger 
und  Durst,  Hitze  und  Kälte  etc.  erzeugten  Empfindungen  nicht  als  „Schmerzen" 
bezeichnet. 

")  Ähnlich  Merkel,  Lehrb.  S.  324;  Rubo,  Komm.  §  251  Nr.  3;  derselben 
Auflegung  neigt  auch  Olshausen  a.  a.  0.  §  251  Nr.  3  zu. 

'-)  Vgl.  Sachsen  S.  3,  Thüringen  S.  7,  Hamburg  S.  26. 
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denken  tragen,  das  Abziehen  lebender  Aale,  das  Kochen  lebender 
Krebse  etc.  als  eine  „Quälerei"  zu  bezeichnen,  obgleich  diese  Hand- 
lungen regelmäfsig  nicht  aus  Lust  an  dem  Schmerze  der  Opfer 
sondern  infolge  schlechter  Gewohnheit  zwecklos,  d.  h.  mutwillig 
(vergl.  unten  S.  43),  vorgenommen  werden.  —  Ebensowohl  aber 
können  „Quälereien"  auch  zur  Erreichung  an  sich  erlaubter 
Zwecke  vorkommen.  Man  denke  beispielsweise  nur  an  ein  Hungern- 
lassen aus  Sparsamkeit,  an  ein  Übereinanderschichten  gefesselter 
Tiere  zwecks  rascherer  und  bequemerer  Beförderung  u.  s.  w.  In 
allen  solchen  Fällen  entspricht  der  Ausdruck  „quälen"  vollkommen 
unserem  Sprachgebrauch.  Und  auch  in  der  früheren  Deutschen 
Gesetzgebung  finden  wir  niemals  das  „Quälen"  an  sich,  sondern 
immer  nur  das  „boshafte"  oder  „mutwillige"  Quälen  im  Gegen- 
satz zu  dem  „Excefs  in  der  an  sich  erlaubten  Benutzung  der 
Tiere"  gebracht.  — 

V.  „Roh"  ist  nach  Eotering  (a.  a.  0.  S.  49)  diejenige  Mifs- 
handlung,  „welche  eine  gemeine  Gesinnung  dokumentiert,  die  sich 
nichtachtend  über  den  Schmerz  eines  lebenden  Wesens  mit  vollem 
Bewufstsein  hinaussetzt",  Avelche  —  so  Berner  (a.  a.  0.  S.  676)  — 
„eine  Gleichgültigkeit  des  Thäters  gegen  die  Leiden  des  Tieres 
bekundet."  Es  stimmt  diese  Auslegung  mit  dem  Sprachgebrauche  ^ä) 
überein. 

VI.  Der  Begriff  der  „Mifshandlung"  im  Sinne  unseres  Para- 
graphen darf  mit  demjenigen  des  §  223  R.-St.-G.-Bs.  nicht  ohne 
weiteres  auf  dieselbe  Stufe  gestellt  werden. 

Zunächst  schliefst  er  —  entgegen  der  Terminologie  jenes  — 
die  Fälle  der  Gesundheitsschädigung  zweifellos  ein.  Anderenfalls 
würde  man  gerade  die  schwersten  Grausamkeiten  (sofern  sie  sich 
noch  nicht  als  „boshafte  Quälerei"  darstellen)  straflos  lassen  müssen, 
wählend  die  minder  bedeutenden  den  Thatbestand  des  §  360^^ 
erfüllen  würden. 

Wenn  ferner  bei  Auslegung  des  §  223  Str.-G.-Bs.  lebhafte 
Meinungsverschiedenheit  darüber  herrscht,  ob  man  bereits  jede 
gegen    den  Körper    eines   Anderen    gerichtete   Thätlichkeit  ^*) 
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^)  Für  dieselbe  auch  Olshausen  a.  a.  0.  §  360  ^=»  c.  —  Falsch  Lange  (a.  a.  0. 
S.  49) :  „Mit  dem  durchschnittlichen,  in  der  Gesellschaft  herrschenden  Mensch- 
lichkeitsgefühl in  Widerspruch.'     Vgl.  unten  S.  42  zu  Anm.  23. 

'^)  So  V.  Schwarze  a.  a.  0.  S.  620;  Herbst  (in  Goltdamniers  Archiv  XXVI 

S.  32). 
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bezw.  jede  Beeinträchtigung  des  körperlichen  Wohlbefindens 
oder  Erregung  körperlichen  Mifsbehagens^'')  sowie  auch  die 
entstellende  Beeinträchtigung  der  körperlichen  Integrität  ^^)  als 
Mifshandlung  anzusehen,  oder  eine  Störung  der  körperlichen 
Unversehrtheit  von  gewisser  Intensität^'),  eine  erheb- 
liche Störung  des  Wohlbefindens^^)  bezw.  die  Erregung  von 
Schmerzen  ^^)  zu  verlangen  habe,  so  brauchen  wir,  glaube  ich, 
in  diesen  Streit  nicht  einzutreten.  Denn  die  gegen  das  Tier 
gerichtete  Thätigkeit  wird  bei  dessen  gröberer  Veranlagung  immer 
nur  dann  als  „Mifshandlung"  empfunden  werden  können,  wenn  es 
sich  um  wirklich  intensive  Eingriffe  handelt.  In  Übereinstimmung 
mit  Eotering  (a.  a.  0.  S.  49)  darf  man  daher  sagen:  „Mifshandlung" 
im  Sinne  des  §  360^^  R. -Str.-G.-Bs.  bedeutet  die  Erregung  er- 
heblicher Schmerzen  oder  Leiden-*^). 

Ob  diese  letzteren  dabei  durch  ein  Handeln  im  engeren 
Sinne  oder  durch  ein  Unterlassen,  —  sofern  die  Pflicht  zum 
Handeln  bestand  —  hervorgerufen  sind,  ist  völlig  gleichgültig^^). 
Die  entgegengesetzte  Ansicht"-^)  entbehrt  jeglicher  Begiiindung,  wie 


i"^)  Olshausen  a.  a.  0.  S.  223  Nr.  4;  —  Oppenhoff  a.  a.  0.  §  223  Nr.  17; 
Rüdorff-Stenglein  a.  a.  0.  §  223  Nr.  2;  —  Bemer  a.  a.  0.  S.  516;  —  Schütze 
a.  a.  0.  S.  395 ;  —  Geyer  in  v.  Holtzendorff,  Handbuch  des  Strafr.  III.  534,  IV. 
364;  —  Hecker  (Goltd.  Archiv  XXXIII.  S.  78);  —  von  Wächter  (Vorlesungen 
S.  340)  verlangt  „eine  Störung  des  Wohlbefindens  oder  eine  Erzeugung  erheb- 
licher Schmerzen". 

^'^)  So  Olshausen  a.  a.  0.  §  223;  —  Hecker  a.  a.  0.;  —  Geyer  in  v.  Holtzen- 
dorf,  Handb.  IV.  364  sieht  jede  Beeinträchtigung  der  körperlichen  Integrität 
als  Körperverletzung  an. 

1')  So  V.  Liszt  a.  a.  0.  S.  325. 

18)  So  H.  V.  Meyer  a.  a.  0.  S.  529. 

lö)  So  ßubo  a.  a.  0.  §  223  Nr.  3 ;  —  Merkel,  Lehrb.  S.  297 ;  —  Hälschner 
a.  a.  0.  Bd.  II.  Abt.  1  S.  85  sagt :  „Die  Mifshandlung  wird  immer  eine  schmerz- 
erregende sein  müssen,  mag  man  auch  in  Bücksicht  auf  das  Mafs  desselben  ihn 
etwa  als  Übelbefinden,  Unbehagen  bezeichnen." 

-'^)  So  auch  Olshausen  a.a.O.  §316^^  —  Mit  Recht  weist  Rotering  darauf 
hin,  dafs  diese  Definition  auch  allein  geeignet  sei,  den  weiteren  Deliktsmerk- 
malen des  Gesetzes  zu  entsprechen. 

"-^)  So  auch  Rotering  a.  a.  0.;  —  Obertribunal  5.  Oktober  1865  (Recht- 
sprechung VI.  361);  —  Knapp  (Erläuterungen  zum  Württembergischen  Polizei- 
strafgesetzbuch 1840),  welcher  das  „Stehenlassen  ohne  Obdach  bei  sehr  schlechter 
Witterung"  als  unter  den  Begriff  faUend  bezeichnet;  —  femer  neuerdings  Ols- 
hausen §  360  ^^  c  (anders  noch  in  der  II.  Aufl.). 

-'-)  Vertreten  durch  v.  Schwarze  a.  a.  0.  S.  620;  —  Oppenhoff  a.  a.  0. 
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eine  solche  auch  von  keinem  ihrer  Vertreter  versucht  worden  ist. 
Sie  stützt  sich  offenbar  auf  die  allerdings  richtige  Thatsache,  dafs 
man  im  laienhaften  Gebrauche  des  Wortes  zunächst  an  ein  positives 
Handeln  denkt,  ohne  zu  berücksichtigen,  dafs  dies  bei  anderen 
Ausdrücken,  z.  B.  töten,  beschädigen,  ebenfalls  zutrifft,  während 
es  doch  keinem  Zweifel  unterliegt,  dafs  Tötung  und  Sachbeschädigung 
auch  als  Unterlassungsdelikte  vorkommen  können.  Die  Vertreter 
jener  Meinung,  mit  Ausnahme  v.  Schwärze's,  widerlegen  sich 
übrigens  selbst  dadurch,  dafs  sie  im  Falle  des  §  223  R.-Sti\-G.-Bs. 
die  Möglichkeit  einer  Mifshandlung  durch  Unterlassung  zugestehen. 

VII.  Aus  der  vorstehend  gegebenen  Begriffsbestimmung  erhellt, 
dafs  durchaus  nicht  jede  „Mifshandlung"  als  ,.roh"  und  daher 
strafbar  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  erscheinen  braucht,  dafs  die 
Ansicht  Lange's,  welcher  die  Nebeneinanderstellung  beider  Aus- 
drücke für  überflüssig  und  irreleitend  hälf--^),  vom  Standpunkte 
des  geltenden  Rechts  aus  entschieden  zurückzuweisen  ist.  Wer 
ein  Tier  aus  Wissensdrang  seciert,  „mifshandelt"  dasselbe  zweifel- 
los. „Roh"  aber  ist  diese  „Mifshandlung"  an  sich  nicht;  denn  sie 
läfst  keineswegs  auf  Gleichgültigkeit,  auf  gemeine  Gesinnung  des 
Thäters  schliefsen.  Nach  heutigem  Rechte  mufs  daher  Straflosig- 
keit eintreten,  auch  wenn  die  That  von  einem  Laien  ohne  medizi- 
nische oder  naturwissenschaftliche  Fachbildung  vorgenommen 
wurde  •-^).  Inwieweit  für  die  Zukunft  eine  Abänderung  dieses 
Zustandes  anzustreben  ist,  wird  später  zu  untersuchen  sein  (vergl 
§  31). 

VIII.  Liegt  sonach,  —  wie  ich  entgegen  Lange  behaupte,  — 
weder  in  dem  „boshaften  Quälen"  noch  in  der  „rohen  Mifshand- 
lung" unseres  Paragraphen  an  sich  ein  Pleonasmus,  so  ist  ein 
solcher  doch  in  der  Nebe  neinander  Stellung  beider  Ausdrücke 
entschieden  gegeben.  Denn  die  Grausamkeit  aus  blofser  Freude 
an  den  Leiden  des  Opfers  (Bosheit)  mufs  notwendig  als  Roheit 
erscheinen.  Selbst  wenn  man  daher  die  Ausdrücke  „Quälen'^  und 
,Milshandeln"  als  Synon^^ma  betrachten,  nicht  aber,  wie  wir  oben, 

§  360;  —  Eüdorif-Sten^lein  a.  a.  0.  §  360,   unter  Berufung  auf  Wolffenbüttel 
9.  Februar  1877. 

-«)  Indem  er  sie  willkürlich  unter  die  gleiche  Definition  „mit  dem  Mensch- 
lichkeitsgefühl in  Widerspruch  stehend"  bringt. 

-^)  Vgl.  auch  Olshausen  §  360  ^^  d.  —  Die  an  die  medizinischen  Fakiütäten 
gerichteten  Ministerialerlasse  ändern  hieran  nichts. 
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den  ersteren  Begriff  für  den  engeren  erklären  wollte,  würde  das 
Ergebnis  sein:  Die  Worte  „boshaft  quält"  in  §  360^^  R.-Str.- 
G.-Bs.  sind  überflüssig. 

IX.  Das  Merkmal  der  „Öffentlichkeit"  hat  im  Zusammen- 
hang unserer  Bestimmung  nach  deren  heutiger  Auslegung  seine 
gute  Berechtigung.  Wo  es  zutrifft,  tritt  Bestrafung  ein,  auch 
wenn  kein  Anwesender  in  seinem  Gefühl  verletzt  wurde. 

Überall  hingegen,  wo  in  früherer  Zeit  etwa  das  Ärgernis 
bereits  als  gegeben  angesehen  wurde,  wenn  die  Handlung  ge- 
eignet war,  ein  solches  zu  erregen  oder  wenn  es,  —  was  das- 
selbe bedeutet -•'*),  —  erst  durch  das  spätere  Bekanntwerden 
der  That  entstand,  wäre  die  Erwähnung  der  Öffentlichkeit  daneben 
praktisch  wertlos.  Denn  ein  Ärgernis  in  diesem  Sinne  ist  eben 
in  jedem  vor  den  Richter  gelangenden  Falle  vorhanden. 

X.  Mehrfach  finden  wir  in  der  früheren  deutschen  Gesetz- 
gebung den  Begriff  des  „Mutwillens"  verwertet.  Derselbe  be- 
zeichnet „das  vorsätzliche  Handeln  ohne  Bezweckung  des  Erfolges"-**), 
„aus  überquellender  Thatenlust",  welches  „die  Rechtswidrigkeit 
der  Handlung  in  den  Kauf  nimmt" ^'),  also  dasbewufst  zweck- 
lose Handeln.  Es  ist  dieser  Begriff  demnach  ein  anderer,  und 
zwar  engerer,  als  derjenige  der  „Roheit"  (vergl.  oben  S.  40). 
Dann  wenn  einerseits  jede  bewufst  zwecklose  Mifshandlung  eines 
Tieres  als  Roheit  empfunden  werden  wird,  so  sind  andererseits 
gerade  die  rohen  Mifshandlungen  zur  Erreichung  bestimmter  Zwecke, 
z.  B.  des  Gelderwerbs,  der  Zeitersparnis  u.  s.  w.  aufserordentlich 
häufig. 

Diese  Ansicht  entspricht  auch  vollkommen  der  früheren 
deutschen  Anschauung,  nach  welcher  z.  B.  „die  rohe  Mifshandlung 
aus  Bosheit  oder  Mutwillen"  -^)  unter  Strafe  gestellt  oder  gar  aus- 
drücklich erklärt  wurde,  dafs  der  Ausdruck  „rohe  Mifshandlung" 
ebensowohl  diejenigen  Fälle,   „welchen  die  Triebfeder  des  Eigen- 


•^•'^)  Vgl.  oben  S.  39. 

-")  So  V.  Liszt  a.  a.  0.  S.  588. 

'-')  So  Binding,  Nonnen  II.  S.  604,  Grundr.  S.  97:  —  Olshausen  a.  a.  0. 
§  134  Nr.  3;  —  ähnlich  Hälschner  Bd.  II.  Abt.  2  S.  842  (der  Mutwüle  suche 
seine  Befriedigung  in  der  Handlung  selbst,  ohne  sie  auf  einen  beabsichtigten 
Erfolg  oder  weiteren  Zweck  zu  beziehen)  und  andere. 

'-»)  Vgl.  Hesseu-Darmstadt  S.  12,  Mecklenburg 'S.  25. 
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nutzes  zu   Grunde   liegt,    als  die    aus  Mutwillen   entsprungenen 
Quälereien"-'*)  treffen  solle. 


III.  Abschnitt. 


Vergleich  des  Reichsrechtes  mit  den  Bestimmungen 
der  Deutschen  Einzelstaaten  vor  1870. 

§  14. 

Ein  Vergleich  des  geltenden  Eechts  mit  demjenigen  der 
Deutschen  Vergangenheit  wird  nicht  überall  zu  sicheren  Ergeb- 
nissen führen  können.  Denn  wenn  heute  schon  die  Auslegung 
unserer  reichsgesetzlichen  Bestimmung  Schwierigkeiten  bereitete, 
so  gilt  dies  in  sehr  viel  höherem  Mafse  noch  von  den  Vorschriften 
aus  früherer  Zeit.  Trotzdem  wird  sich  mit  einiger  Bestimmtheit 
Folgendes  sagen  lassen: 

I.  Eine  Anzahl  Deutscher  Staaten  ist  in  Bestrafung  der 
Tierquälerei  erheblich  weiter  gegangen  als  das  Reichsrecht. 
Hierher  gehören  zunächst  Sachsen  und  Bremen,  welche  Jede 
Mifshandlung  oder  Quälerei  von  Tieren"  ^)  verbieten,  ferner  Bayern, 
Braunschweig  und  Wal  deck,  woselbst  bestraft  wird  „wer  Tiere 
boshaft  quält  oder  roh  milshandelt"  -).  Alle  diese  Gesetzgebungen 
sehen  von  den  Momenten  der  Öffentlichkeit  und  des  Ärgernis- 
Erregens  völlig  ab,  sie  strafen  die  That  an  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Art  ihrer  Begehung  oder  den  Eindruck,  welchen  sie  her- 
vorrief. 

IL  Schwer  zu  ermitteln  ist  die  Bedeutung  des  in  Württem- 
berg und  Hannover  geltenden  Rechts.  Ihrem  Wortlaute  nach 
sind  die  dortigen  Bestimmungen  ')  enger  als  §  360^'^  R.-Str.-G.-Bs., 


'^)  Vgrl.  Wttrttembersr  S.  9. 

§  14.  ^)  So  die  Bremer  Verordnung  von  1857  (vgl.  S.  25).  In  Sachsen  hat 
der  gleiche  Gedanke  —  teilweise  infolge  der  gekünstelten  Scheidung  zwischen 
krimineller  und  polizeilicher  Strafbarkeit  —  eine  bedeutend  weniger  einfache 
und  glückliche  Fassung  gefunden  (vgl,  S.  2  ff.). 

^)  Vgl.  S.  20  ff. 

•^)  Sie  untersagen  die  rohe,  Ärgeniis  erregende  Mifshandlung  (vergl. 
S.  8  ff.,  19). 


insofern  ihnen  das  Merkmal  der  Öffentlichkeit  abgeht.  Inhaltlich 
jedoch  würden  sie  bedeutend  weiter  gehen,  falls  man  etwa  damals 
die  Erregung  eines  Ärgernisses  durch  das  spätere  Bekanntwerden 
der  Handlung  als  ausreichend  ansah.  Denn  alsdann  wäre  auch 
nach  diesen  Gesetzen  thatsächlich  jede  rohe  Mifshandlung  straf- 
bar *).  Welche  Auffassung  aber  in  der  Praxis  wirklich  geherrscht 
hat,  wird  sich  mit  Sicherheit  kaum  feststellen  lassen.  Für  Württem- 
berg steht  den  in  der  Kammer  hierüber  abgegebenen  Erklärungen  ^) 
die  Ansicht  von  Hepp  (Kommentar  z.  Str.-G.-B.  1839,  B.  III.  S.  544) 
entgegen,  nach  welcher  „es  genügt,  dafs  schon  einem  oder  dem 
anderen  Anwesenden  ein  Ärgernis  gegeben  wurde". 

III.  Wenn  Baden  denjenigen  bestraft,  welcher  „durch  rohe 
Mifshandlung  von  Tieren  öffentliches  Ärgernis  erregt,"**)  so  steht 
diese  Vorschrift  hinter  §  360^'^  R.-Str.-G.-Bs.  einerseits  zurück, 
insofern  sie  nämlich  die  Verletzung  des  Sittlichkeitsgefühls  eines 
weiteren  Personenkreises  erheischt,  andererseits  aber  ist  sie 
auch  wieder  umfassender  als  das  heutige  Recht.  Denn  ob  jene 
Verletzung  durch  die  Handlung  selbst  oder  „nach  Verübung 
derselben,  z.  B.  durch  Bereden"  eintrat,  ist  danach  gleichgültig '). 

IV.  Ahnlich  wie  in  Baden  verhält  es  sich  in  Hesse n -Darm - 
Stadt,  Mecklenburg,  den  Thüringischen  Staaten,  Anhalt 
und  Hamburg.  Die  „rohe  Mifshandlung  aus  Bosheit  oder  Mut- 
willen"^), das  „boshafte  und  mutwillige  Quälen"^)  sind  engere 
Begriffe  ^^)  als  die  „rohe  Mifshandlung"  des  heutigen  Rechts.  Er- 
füllt aber  andererseits  eine  Handlung  jene  Erfordernisse,  so  ist  sie 
auch  ohne  Weiteres  strafbar;  auf  den  Nachweis  der  Öffentlichkeit 
oder  des  Ärgernisses  kommt  es  dann  nicht  mehr  an. 


*)  Vgl.  ohen  S.  39. 

'*)  Vgl.  S.  9. 

«)  Vgl.  S.  24. 

')  So  ühereinstimmend  die  Kommissionen  der  Kammern  (vgl.  S.  23)  und 
die  Erläuterungen  zum  Polizeistrafgesetzhuche  von  Dr.  JoUj^  damaUgen  Präsi- 
denten des  Ministeriums  des  Innern. 

*)  Vgl.  Hessen-Dannstadt  S.  12,  Mecklenburg  S.  2.5. 

*)  Vgl.  Thüringen  und  Anhalt  S.  7,  Hamburg  S.  26. 
***)  Dafs  dies  auch  die  frühere  Anschauung  war,  geht  z.  B.  daraus  hervor, 
dafs  man  das  Sächsische  Strafgesetzbuch  von  1855  mit  seinem  Zusätze  ,.oder 
durch  rohe  Mifshandlung  öffentliches  Ärgernis"  giebt,  als  Ausdehnung  der 
Vorschrift  des  Kriminalgesetzbuches  von  1838  ansah.    Vgl.  S.  4. 
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V.  Eine  verschiedene  Interpretation  läfst  das  Frankfurter 
Polizeistrafgesetz  vom  Jahre  1856  ^^)  zu: 

Fafst  man  den  dortigen  Begriff  des  „Mifshandelns"  als  den 
allgemeinen,  unter  welchen  das  „Überladen"  und  „Hetzen"  als 
besondere  Fälle  zu  subsumieren  wären,  so  steht  die  ganze  Be- 
stimmung auf  einer  Linie  mit  dem  in  Sachsen  und  Bremen  gelten- 
den Eechte  '-).  Nimmt  man  umgekehrt  einen  Gegensatz  der  ver- 
schiedenen Ausdrücke  an,  —  was  dem  Wortlaute  entsprechen  dürfte, 
—  so  wird  das  ^Mifshandeln"  als  damnum  corpore  corpori  datuni, 
also  etwa  als  dem  „Stofsen  und  Schlagen"  des  Preufsischen  Straf- 
gesetzbuchs (§  187)  identisch  zu  betrachten  sein.  Die  Vorschrift 
stände  dann  in  ihrer  Tragweite  denjenigen  der  unter  IV  behan- 
delten Staaten  gleich. 

VI.  Hinter  dem  Reichsrechte  zweifellos  zurück- 
bleibend ist  der  gegen  Tierquälerei  gewährte  Schutz  nur  in 
Preufsen  und  Oldenburg  ^=^),  welche  Öffentlichkeit  der  bos- 
haften Quälerei  oder  rohen  Milshandlung  verlangen,  sowie  im  Kur- 
fürstentum Hessen,  in  Hessen-Nassau  und  in  Lübeck  ^^),  woselbst 
nmn  allgemeine  Bestimmungen  überhaupt  nicht  entwickelt  hat. 

Als  Gesamtergebnis  unserer  Betrachtung  können  wir 
demnach  hinstellen:  Die  Reichsgesetzgebung  enthält  in 
Bestrafung  der  Tierquälerei  fünf  Deutschen  Staaten 
(Bayern,  Sachsen,  Braunschweig,  Bremen  und  Waldeck) 
gegenüber  zweifellos,  gegenüber  Frankfurt,  Württem- 
berg und  Hannover  möglicherweise  eine  Einschränkung. 
Im  Verhältnisse  zu  Baden,  Hessen-Darmstadt,  Mecklen- 
burg, den  Thüringischen  Staaten,  Anhalt  und  Hamburg 
stellt  sie  sich  als  eine  Veränderung,  im  Vergleich  mit 
Preufsen,  Oldenburg,  Kurhessen,  Hessen-Nassau  und  Lü- 
beck endlich  als  eine  Erweiterung  der  früheren  Bestim- 
mungen dar. 

Die  in  §  360^'  R.-Str.-G.-Bs.  angedrohte  Strafe  (Geld- 
strafe bis  zu  150  Mark  oder  Haft)  ist  verhältnismäfsig  hoch. 

Sie  bleibt  in  ihrer  Dauer  nur  hinter  derjenigen  des  Sächsischen 


")  Vgl.  S.  19. 

»2)  Vgl.  S.  5,  25. 

»«)  Vgl.  S.  18,  22. 

")  Vgl.  S.  18,  20,  26. 


§  14. 
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Rechts  ^^)  zurück,  stimmt  mit  der  in  Preufsen,  Oldenburg  und 
Waldeck  angesetzten  überein,  und  übertrifft  diejenige  sämtlicher 
anderer  deutschen  Staaten,  —  soweit  wenigstens  ein  Vergleich 
möglich ^^),  —  teilweise  sogar  sehr  beträchtlich^"). 

Die  heutige  Straf art  „Haff  darf  gegenüber  dem  früheren 
Gefängnis  nicht  ohne  Weiteres  als  milder  bezeichnet  werden. 

Denn  denjenigen  Staaten,  welche  Gefängnis  verhängen,  war 
die  Haft  ausnahmslos  unbekannt,  Gefängnisstrafe  sonach  die 
mildeste  Form  der  Freiheitsentziehung.  Eine  Untersuchung,  ob 
und  inwieweit  dieselbe  sich  im  Vollzuge  der  heutigen  Haft  gegen- 
über als  härter  darstellte,  würde  zu  lokal  recht  verschiedenen 
Ergebnissen  führen. 


**)  Gefängnis  bis  zu  8  Wochen  oder  Geldbulse  bis  zu  200  Thalern.  Vgl.  S.  5. 

^*)  Er  ist  mehrfach  in  Folge  der  Androhung  arbiträrer  Strafen  ausge- 
schlossen. 

*')  Die  Strafen  in  diesen  Staaten  sind:  Gefängnis  bis  zu  4  Wochen  oder 
verhältnismäfsige  Geldbufse:  in  Thüringen,  Anhalt,  Hamburg;  —  Geldbufse  bis 
zu  50  Thalern  oder  im  Unvermögensfalle  Gefängnis  bis  zu  4  Wochen,  in 
Mecklenburg;  —  nachdrückliche  Strafe:  in  Bremen;  —  Verweis,  Geldbulse  bis 
zu  5  Thalern  oder  verhältnismäfsige  Gefängnisstrafe,  in  Hannover;  —  Geld- 
bulse bis  zu  25  Gulden  oder  Gefängnis  (resp.  Arrest)  bis  zu  8  Tagen  in  Baden 
und  Bayern;  —  Geldstrafe  bis  zu  5  Thalern,  bei  Rückfall  von  1—10  Thalem, 
oder  (Tcfängnis  von  1 — 14  Tagen  in  Braunschweig;  —  Verweis,  Geldstrafe  bis 
zu  15  Gulden  oder  Arrest  bis  zu  8  Tagen,  bei  Rückfall  bis  zu  25  Gulden  oder 
Arrest  bis  zu  14  Tagen  in  Württemberg;  —  Geldbulse  bis  zu  10  Gulden  in 
Frankfurt. 
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Zweiter  Teil. 

Das  Recht  des  Auslandes. 


§  15.    England. 

Wie  bereits  früher  erwähnt,  ist  England  in  Bestrafung  der 
Tierquälerei  allen  andern  Staaten  zeitlich  vorangegangen;  bis  er- 
heblich in  das  vorige  Jahrhundert  reicht  seine  Gesetzgebung  zurück. 

Archenholz  in  seinem  Werke:  „England  und  Italien",  Leipzig 
1785  (Band  I,  S.  317)  berichtet  darüber  Folgendes: 

„Zu  den  sonderbaren  Gesetzen  dieses  Landes  gehören  auch 
zwei,  die,  wie  ich  sehr  zweifle,  wohl  nicht  in  irgend  einem  Kodex 
unseres  AVeltteils  zu  finden  sind.  Kein  reisender  Schriftsteller  hat 
je  ihrer  Erwähnung  gethan,  weil  Tausende,  selbst  von  den  Landes- 
einwohnern, nicht  einmal  die  Existenz  derselben  wissen." 

Als  erstes  Gesetz  führt  Archenholz  sodann  das  Verbot  des 
Fluchens  an  und  föhrt  fort: 

„Das  andere  Gesetz,  dessen  ich  oben  gedachte,  ist  wider  die- 
jenigen, die  mit  dem  Vieh  unbarmherzig  umgehen. 

„Da  die  Tiere  sich  leidend  verhalten  müfsten,  so  ist  es  der 
Menschheit  einer  aufgeklärten  Nation  würdig,  sie  wider  die  Grau- 
samkeit der  Menschen  zu  schützen.  Solche  Anklagen  ge- 
schehen weit  öfter,  als  die  vorerwähnten,  auch  werden  sie 
mit  keiner  Nachsicht  behandelt. 

»Die  Geldstrafen  sind  5  Schilling,  10  Schilling,  auch 
mehr,  nach  Ausspruch  der  Magistratspersonen  und  Friedensrichter, 
die   hierin  nach  Beschaflenheit  der  Umstände  verfahren." 

„Das  Hahnengefechte,  das  keiner  Bestrafung  unterworfen  ist, 
scheint  zwar  hier  ein  Widerspruch  zu  sein,  der  aber  in  den  Augen 


der  Engländer  keiner  ist,  weil  die  Hähne  keine  leidende  Kolle 
spielen,  sondern  selbst  um  ihre  Haut  kämpfen"^). 

Aus  unserem  Jahrhundert  sind  namentlich  zu  erwähnen 
die  Gesetze  vom  9.  September  1835  (5  u.  6  William  IV  c.  59), 
9.  Aug.  1844  (7  u.  8  Vict.  c.  87),  1.  Aug.  1849  (12  u.  13  Vict. 
c.  92)  14.  August  1850  (13  u.  14.  Vict.  c.  92)  31.  Juli  1854 
(17  u.  18  Vict.  c.  60)  u.  15.  Aug.  1876  (39  u.  40  Vict.  c.  77). 
Soweit  dieselben  gegenwärtig  noch  zu  Recht  bestehen,  sind  sie 
am  Schlufs  der  Arbeit  in  einem  Anhang  beigefügt  worden.  Die 
Darstellung  an  dieser  Stelle  kann  sich  daher  auf  einen  Überblick 
über  den  Inhalt  und  das  wechselseitige  Verhältnis  aller  jener  meist 
sehr  ausführlichen  Bestimmungen  beschränken. 

Das  Gesetz  von  1835-)  hat  heute  nur  noch  historische 
Bedeutung.  Wie  bereits  sein  Titel ^)  angiebt,  war  sein  Zweck,  an 
die  Stelle  mehrerer  älterer  Vorschriften*)  neue  eingehendere  Be- 
stimmungen zu  setzen.  Es  galt  zunächst  nur  für  England,  wurde 
aber  durch  die  Akte  1  Vict.  c.  66  vom  15.  Juli  1837  auch  auf 
Irland  ausgedehnt.     Bestraft  wurde  danach: 

1.  Wer  Haustiere   quält,   schlecht  behandelt,   oder  überhaupt 
mifsbraucht. 

2.  Wer  beim  Viehtreiben  durch  Nachlässigkeit  oder  schlechten 
Gebrauch  sich  vergeht. 

3.  Wer  Plätze  zu  Tierkämpfen  hält  oder  solchen  Kämpfen  bei- 
wohnt. 


*)  Näheres  über  dieses  älteste  Gesetz  vermoclite  ich  leider  nicht  zu  er- 
mitteln. 

-)  Hier  behandelt  nach  der  deutschen  Übersetzung  von  v.  Ehrensteiu,  wie 
sie  die  Anlage  der  v.  Kamptz 'sehen  Denkschrift  (vgl.  S.  15  Anm.  3)  enthält. 
AUe  übrigen  Gesetze  liegen  mir  im  Original  vor. 

'^)  An  Act  to  consolidate  and  amend  the  several  laws  relating  to  the 
cruel  and  improper  Treatment  of  Animals,  and  the  Mischiefs  arising  from  the 
driving  of  Cattle,  and  to  make  other  Provisions  in  regard  thereto. 

*)  Unter  ihnen  ist  vor  allen  Dingen  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1822  (3  Geo. 
IV  c.  71)  hervorzuheben.  Danach  triift  Geldstrafe  von  10  ShiUing  bis  5  Pfund 
denjenigen,  welcher  „shall  wantonly  and  cruelly  beat,  abuse,  or  iU  treat  any 
Horse,  Marc,  Gelding,  Mule,  Ass,  Ox,  Cow,  Heifer,  Steer,  Sheep,  or  other 
Cattle."  —  Hülfs weise  tritt  Freiheitsstrafe  (House  of  Correction  or  some  other 
Prison  within  the  Jurisdiction  within  which  the  Offence  shaU  have  been  com- 
mitted)  bis  zu  3  Monaten  ein.  Die  Verfolgung  ist  nur  innerhalb  10  Tagen 
nach  Begehung  der  That  zulässig.    Frivole  Klagen  werden  bestraft. 

V.  Hippel,  Tierquälerei.  "* 
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4.  Wer  Haustiere  einsperrt  und  es  unterläfst,  sie  mit  dem 
nötigen  Futter  zu  versorgen.  Jeder  Dritte,  welcher  diese 
Versorgung  auf  sich  nimmt,  hat  einen,  nötigenfalls  durch 
das  Verkaufsrecht  an  dem  Tiere  gesicherten  Anspruch  auf 
Ersatz  gegenüber  dem  Eigentümer  und  zwar  bis  zur  doppel- 
ten Höhe  des  von  ihm  geleisteten  Wertes. 

5.  Wer  den  ausführlichen  Bestimmungen'*)  über  den  Betrieb 
der  Schlächtereien  zur  Tötung  alter,  abgetriebener  Tiere  zu- 
widerhandelt. 

Die  Strafe  beträgt  zu  1  und  2:  5—40  sh;  zu  3:  10  sh  bis 
5  Pfund;  zu  4:  5  Sh  täglich;  zu  5  je  nach  der  Art  der  Über- 
tretung: lOsh— 5Pfund  oder  5— 40  sh.  Subsidiär  tritt  Freiheits- 
strafe bis  zu  14  Tagen  ein.  Die  Strafverfolgung  verjährt  in 
3  Monaten.  Die  sonstigen,  zahlreichen  Vorschriften  des  Gesetzes 
sind  prozessualer  Natur. 

Letzteres  gilt  auch  überwiegend  von  dem  Inhalte  der  Akte 
7  IL  8Vict.  c.  87**)  (9.  August  1844),  welche  nochmals  Bestim- 
mungen zur  Beaufsichtigung  der  erwähnten  Schlächte- 
reien giebt.  Von  materiell  rechtlicher  Bedeutung  ist  es  nur,  wenn 
daselbst  erhöhte  Strafe  gegen  diejenigen  verhängt  wird,  welche 
sich  Quälereien  in  den  Lokalen,  der  mit  einer  obrigkeitlichen  Ge- 
nehmigung zum  Schlachten  versehenen  Personen  zu  Schulden 
kommen  lassen"). 

Das  heute  in  Grofsbritannien  geltende  Recht  beruht 
auf  den  Gesetzen  vom  1.  August  1849,  14.  August  1850, 
81.  Juli  1854,  und  15.  August  1876.  Auch  sie  erklären  im 
allgemeinen  lediglich  die  Quälerei  von  Haustieren  für  strafbar. 
Weitergehend  ist  nur  das  absolute  Verbot  der  Tierkämpfe^j, 
sowie  die  Einschränkung  der  Vivisektion,  welche  sich  auf 
alle  Wirbeltiere,  erstreckt.  Im  einzelnen  ist  die  Bedeutung 
dieser  Gesetze  folgende: 


§  15.   England. 
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*)  Dieselben   entsprechen    in  der  Hauptsache   denjenigren   der  Akte   von 
1849  (vgl.  Anhang). 

")  An  Act  to  amend  the  law  for  regnlating  Places  kept  for  slanghtering 
Horses. 

•)   Geldstrafe  bis   zn  5  Pfnnd    an  SteUe    der  früher  angedrohten  5—40 
Shilling. 

^)  Gilt  für  alle  Tiere,   wether  of  domestic   or  wild  nature.   Vgl.  Anhang. 


Die  Akte  12  u.  13  Vict.  c.  92»)  (1.  August  1849)  enthält 
allgemeine,  umfassende  Bestimmungen  gegen  Tierquä- 
lerei. Sie  beseitigt  die  früheren  Gesetze  5  u.  6  William  IV 
c.  59  und  1  Vict.  c.  66  ausdrücklich  und  macht  durch  ihre  No.  II 
auch  die  erwähnte  Vorschrift  der  Akte  7  u.  8  Vict.  c.  87  that- 
sächlich  überflüssig.  Ihr  Geltungsbereich  erstreckt  sich  auf  Eng- 
land und  Irland.  In  breiter,  kasuistischer  Darstellung 
verordnet  sie  namentlich: 

Wer  Haustiere  grausam  schlägt,  mifshandelt,  über- 
treibt, mifsbraucht  oder  quält  oder  eine  derartige  Behand- 
lung veranlafst,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund  bestraft 
(No.  II  des  Gesetzes).         * 

Das  Halten  von  Plätzen  für  Tierkämpfe,  sowie  die 
Veranstaltung  solcher  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund  für 
jeden  Tag  bestraft.  Gleiche  Strafe  trifft  Anstifter,  Gehilfen  und 
jeden  bei  solchen  Kämpfen  Anwesenden  (No.  III). 

Wer  ein  Haustier  einsperrt,  mufs  es  mit  dem  genügen- 
den Futter  und  Wasser  versorgen.  Den  Zuwiderhandelnden  trifft 
eine  Strafe  von  20  Shilling  für  den  einzelnen  Fall.  Dauert  die 
Unterlassung  über  12  Stunden,  so  hat  jeder  das  Recht,  dem  Tiere 
auf  Kosten  des  Eigentümers  Unterhalt  zu  gewähren  (No  V  u.  VI). 
Die  No.  VII  bis  XI  geben  genaue  Bestimmungen  über  die 
bereits  in  den  früheren  Gesetzen  behandelten  Schlächtereien. 
Der  Transport  von  Haustieren  auf  Wagen  in  einer 
Weise,  dals  die  Tiere  dadurch  unnötigen  Qualen  oder  Leiden  aus- 
gesetzt werden,  wird  mit  Strafe  bis  zu  3  Pfund  für  den  ersten, 
von  5  Pfund  für  jeden  weiteren  Übertretungsfall  geahndet.  Gleiche 
Strafe  trifft  den  Anstifter  (No.  XII). 

Die  Strafverfolgung  verjährt  in  einem  Monat,  das 
Prozefsverfahren  ist  ein  abgekürztes.  Die  weiteren,  sehr  aus- 
führlichen Vorschriften  über  letzteres  bieten  kein  besonderes  Inter- 
esse. Bemerkenswert  ist  nur  noch,  dafs  die  Hälfte  der  Geldstrafe 
dem  Kläger  oder  auch  nach  Befinden  des  Gerichts  einer  anderen 
Person  zufällt  (No.  XXI),  dafs  ferner  bei  Aburteilung  durch  ge- 
wisse Gerichte  (No.  XVIII)  Freiheitsstrafe  verhängt  werden 
kann,  während  dieselbe  sonst  nur  hülfs weise  an  Stelle  der  Geld- 
strafe tritt. 


■*)  Vgl.  Anhang. 
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Diesem  Gesetze  j2:egenüber  enthält  die  Akte  17  u.  18  Vict. 
c.  60^«)  (31.  Juli  1854)  in  No.  I  lediglich  eine  Ergänzung.  Sie 
stellt  daselbst  das  Recht  des  Dritten,  welcher  ein  vernach- 
läfsigtes  Tier  ernährt,  gegen  den  Eigentümer  wieder  in  dem  frü- 
heren Umfange  des  Gesetzes  5  u.  6  William  IV  c.  59  her.  —  In 
No.  II  dehnt  sie  das  bereits  in  einer  Akte  2  u.  3  Yict.  c.  47  für 
den  hauptstädtischen  Bezii^k  ausgesprochene  Verbot  der  Be- 
nutzung von  Zughunden  auf  das  ganze  Reich  aus. 

Das  Recht  Schottlands  beruht,  von  dieser  letzteren  Be- 
stimmung abgesehen,  auf  dem  Gesetze  13  u.  14  Vict.  c.  92 
(14.  August  1850),  welches  sich  seinem  Iniialte  nach  im  wesent- 
lichen als  eine  Wiederholung  des  Englischen  Gesetzes  12  u.  13  Vict. 
c.  92  (vom  1.  August  1849)  darstellt^'). 

Für  das  ganze  Reich  endlich  gilt  die  cruelty  to  ani- 
mals  act  vom  Jahre  1876^-),  welche  sich  lediglich  mit  der 
Frage  der  Vivisektion  beschäftigt. 

Sie  macht  die  Vornahme  von  Experimenten  an  lebenden  Tieren 
von  der  Erteilung  einer  license  seitens  eines  der  Principal 
Secretaries  of  State  abhängig.  Eine  derartige  license  ist  frei 
widerruflich,  ihre  Erteilung  oder  Verweigerung  an  keinerlei  Vor- 
schriften gebunden.  Lediglich  in  der  Hand  der  Verwaltuns-s- 
behörde  liegt  es  danach,  ob  überhaupt  Vivisektionen  vorgenonnnen 
werden  können,  ferner  durch  welche  Personen,  wo  und  in  welchem 
Umfange  sie  geschehen  dürfen,  ob  die  Vornahme  derartig  erschwert 
werden  soll,  dafs  sie  zur  praktischen  Unmöglichkeit  wird  u.  s.  w. 
Bezüglich  der  Experimente  selbst  ist  bindend  vorgeschrieben,  dafs 
das  Curare  nicht  als  Betäubungsmittel  anzusehen,  sowie,  dafs  die 
öffentliche  Vornahme  von  Vivisektionen  absolut  verboten  sei. 
Jeder  der  anderen,  scheinbar  aufserordentlich  weit  gehenden  An- 
ordnungen folgt  die  Ausnahme  auf  dem  Fufse,  so  dafs  der  Wert 
dieser  sämtlichen  Gebote  oder  Verbote  lediglich  von  deren  prak- 

^^)  Vgl.  den  Anhang. 

")  Vgl.  den  Anhang.  Es  fehlen  in  dem  Gesetze  besondere  Vorschriften 
über  das  Einsperren  und  Transportieren  von  Haustieren. 

*-)  Die  Akten  24  u.  25  Vict.  c.  96  u.  c.  97  enthalten  keine  Bestim- 
mungen über  Tierquälerei  als  solche.  Die  erste,  ein  ausführliches  Gesetz  über 
den  Diebstahl,  behandelt  in  diesem  Zusammenhange  auch  den  Diebstahl  von 
Tieren  und  die  unberechtigte  Ausübung  der  Jagd  und  Fischerei.  Die  letztere 
bestraft  das  Töten,  Verstümmeln  und  Verwunden  von  Tieren  als  besondere 
FäUe  der  Sachbeschädigung. 


tischer  Handhabung  durch   die  Secretaries  of  State  abhängt. 
Die  von  dem  Gesetz  angedrohte  Strafe ^'^)  ist  sehr  hoch.  — 

Im  Verhältnis  zum  Deutschen  Eechte,  geht  sonach  die 
Englische  Gesetzgebung  weiter,  insofern  sie  ohne  Rück- 
sicht auf  Öffentlichkeit  oder  Erregung  von  Ärgernis 
einschreitet,  ferner,  soweit  sie  besondere  Vorschriften  über  die 
Vivisektion  giebt.  Dafs  der  erstere  Gedanke  an  Stelle  einer 
einfachen,  grundsätzlichen  Entscheidung  vermöge  langatmiger,  in 
ihrer  Kasuistik  geradezu  ermüdender  Einzelbestimmungen  zum 
Ausdruck  gebracht  worden  ist,  entspricht  völlig  dem  sonstigen 
Charakter  des  Englischen  Rechts  und  läfst  sich  auch  nui'  durch 
diesen  rechtfertigen.  Enger  ist  der  in  England  gewährte  Schutz, 
insoweit  er  sich  im  allgemeinen  nui^  auf  Haustiere  erstreckt. 

§  16.    Frankreich,  Belgien,  Luxemburg. 

I.   Frankreich. 

Das  erste  und  heute  noch  einzige  Französische  Gesetz, 
welches  die  Tierquälerei  unter  Strafe  stellt,  ist  die  loi  Grammont  ^), 
relative  aux  mauvais  traitements  exerces  envers  les  animaux  do- 
mestiques,  vom  2.  Juli  1850.     Sie  lautet: 

Alt.  unique:  Seront  punis  d'une  amende  de  cinq  ä  quinze 
fi-ancs  et  pourront  Tetre  d'un  ä  cinq  jours  de  prison,  ceux  qui 
auront  exerce  publiquement  et  abusivement  de  mauvais  traite- 
ments envers  les  animaux  domestiques. 

La  peine  de  la  prison  sera  toujours  appliquee  en  cas  de 
recidive. 

L'article  483"-)  du  Code  penal  sera  toujours  applicable. 
Strafbar  ist  demnach  in  Frankreich  lediglich  die  mifsbräuch- 
liche,  schlechte  Behandlung  von  Haustieren  und  auch  diese  nur, 
wenn  sie  öffentlich  geschah  =^):  L'abus  n'existe  qu'autant  que  les 

»'»)  Für  den  ersten  Fall  Geldstrafe  bis  50  Pfd.,  für  jeden  folgenden  bis 
100  Pfd.  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten.    Vgl.  den  Anhang. 

§  16.     1)  Nach  dem  Antragsteller,  General  Grammont,  benannt. 

■-)  Er  lautet:  II  y  a  recidive  dans  tous  les  cas  prevus  par  le  present  livre, 
lorsqu'il  a  ete  rendu  contre  le  contrevenant  dans  les  douze  mois  precedents,  un 
Premier  jugement  pour  contravention  de  police  commise  dans  le  ressort  du  meme 
tribunal. 

=0  Die  Zahl  der  Verurteilungen  auf  Grund   dieses  Gesetzes   ist   seit   der 
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mauvais  traitements  constituent  des  actes  graves  de  brutalite,  de 
nature  ä  revolter  le  sentiment  public  et  ä  causer  une  sorte  de 
scandale  *). 

Selbst  dieses  enge  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  aber  hat  noch 
weitere  Einschränkungen  durch  die  Praxis  desKassatioushofs 
erfahren:  Derselbe  erklärte  am  5.  Juni  1862  eine  Person,  welche 
ein  Tier  lange  ohne  Nahrung  gelassen  hatte,  für  straffi'ei,  da  das 
Gesetz  nur  von  mauvais  traitements  rede*^).  Und  am  2.  Januar 
1875  und  30.  November  1888  sprach  er  sich  dahin  aus,  dafs  die 
loi  Grammont  nur  auf  den  Eigentümer  oder  denjenigen,  dessen 
Fürsorge  das  Tier  anvertraut  worden,  nicht  aber  auf  sonstige 
Personen  anwendbar  sei**).  Bei  Mifshandlung  fremder  Tiere  können 
daher  regelmäfsig  nur  die  Bestimmungen  über  Sachbeschädigung 
herangezogen  werden. 

Eine  wesentliche  Verbesserung  dieses  unbefriedigenden  Zu- 
standes  wird  voraussichtlich  der  gegenwärtig  erst  im  Entwurf 
vorliegende  code  rural  für  Frankreich  bringen.  Auch  er 
hält  allerdings  an  der  Beschränkung  des  Schutzes  auf  Haustiere 
fest.  Diesen  Schutz  gewährt  er  dann  aber  gegen  jede,  auch  die 
nicht  öffentliche  Mifshandlung  und  beugt  einer  allzu  einschränken- 
den Interpretation  des  Wortes  ^mauvais  traitements*"  durch  die 
Anführung  einer  Keihe  von  Spezialfällen  vor. 

Seine  Artikel  39  und  40  (Livre  III,  titre  III,  cliap.  IV,  sect.  I) 
lauten: 

Art.  39.  II  est  interdit  d'exercer  des  mauvais  traitements 
envers  les  animaux  domestiques;  de  leur  imposer  des  surcharges 
de  travail  excedant  leurs  forces;  de  les  revetir  ou  charger  d'appa- 
reils  ou  de  fardeaux  pouvant  les  blesser  ou  leur  occasionner  des 
souffrances,  et  de  les  loger  dans  des  bätiments  non  ventiles. 

Art.  40.    II   est  egalement   interdit   de   priver  les  animaux 


zweiten  Hälfte  der  70  er  Jahre  bedeutend  gestiegen,  wesentlich  unter  dem  Ein- 
flufs  der  association  protectrice  des  animaux,  welche  die  Polizeiorgane  zu  mög- 
lichst scharfem  Vorgehen  zu  veranlassen  sucht.  Diese  Mitteilung  verdanke  ich 
Herrn  Prof.  Dr.  Garraud  (Lyon). 

*)  Chauveau  et  Helle,  Theorie  du  Code  penal  VI  433. 

^)  Anderer  Ansicht  freilich  Chauveau  et  Helle,  welche  für  strafbar  halten : 
„La  privation  abusive  de  soins  de  tonte  nature,  de  Uberte,  d'air,  de  lumiere, 
meme  de  secours  en  cas  de  maladie  ou  d'accident." 

*)  So  Rolland  de  Villargues,  Les  Codes  criminels  Bd.  11  S.  3;  —  Biületin 
des  arrets  de  la  Cour  de  Cassation  1888  S.  541. 


domestiques  de  nourriture  ou  d'eau  d'abreuvement  pendant  une 
duree  de  plus  de  12  heures. 

Mit  besonderer  Ausführlichkeit  regelt  der  Entwurf  dann  weiter 
die  Eisenbahn-  und  sonstigen  Transporte  von  Tieren  in  den 
Artikeln  41 — 44;  über  Einrichtung  und  Lüftung  der  dazu  zu  be- 
nutzenden Wagen,  über  Tränkung  und  Fütterung  des  Viehs  giebt 
er  Bestimmungen;  und  schliefslich  räumt  er  (Art.  45)  noch  den 
Präfekten  die  Befugnis  zum  Erlassen  von  SpezialVerordnungen 
über  die  Behandlung  des  Schlachtviehs  ein"). 

Steht  sonach  das  geltende  Französische  Recht  hinter  dem- 
jenigen Deutschlands  und,  wie  wir  sehen  werden,  auch  der  Mehr- 
zahl der  übrigen  Kulturstaaten  wesentlich  zui'ück,  so  dürfte  dieser 
Zustand  doch  nur  noch  von  kurzer  Dauer  sein.  Die  zukünftige 
Gesetzgebung  der  Republik,  wie  sie  wenigstens  das  projet  du  code 
rural  vorsieht^),  wird  derjenigen  England's  in  der  Hauptsache 
entsprechen. 


')  Die  Artikel  lauten:  41.  Les  wagons  et  autres  vehicules  employes  par 
les  compagnies  des  chemins  de  fer  pour  le  transport  des  animaux  domestiques 
devrout  etre  pourvus,  ä  chaque  extremite  de  deux  tampons  ä  ressorts;  en 
outre,  le  plancher  de  ces  vehicules  sera  recouvert  de  litiere  ou  de  sable  frais, 
et  amenage  avec  des  traverses  de  bois  ou  autre  appui  pour  les  pieds.  Ces 
vehicules  seront  couverts  et  ventiles;  on  ne  pourra,  en  outre,  y  loger  qu'un 
certain  nombre  d'animaux,  pour  eviter  l'entassement  excessif  et  epargner  a 
ceux-ci  des  souffrances. 

42.  Les  Cies  d.  eh.  d.  f.  seront  tenues  de  fournir  gratuitement  aux  con- 
ducteurs  des  animaux  transportes  qui  les  requierent  les  quantites  d'eau  neces- 
saires  pour  l'abreuvement  de  ces  animaux,  chaque  fois  que  la  duree  du  trans- 
port excedera  12  heures,  y  compris  le  sejour  dans  la  gare. 

43.  Si  les  animaux  transportes  ne  sont  pas  accompagnes  des  conducteurs, 
les  Cies  d.  eh.  d.  f.  sont  tenues  de  veiller  a  ce  que  les  animaux  seront  pourvus 
de  nourriture  et  d'eau  d'abreuvement  toutes  les  12  heures.  Dans  le  cas  oü 
eUes  foumissent  la  nourriture,  le  prix  leur  en  est  rembourse  par  celui  qui 
prend  livraison  des  animaux,  suivant  im  tarif  approuve  par  le  ministre  des 
travaux  publics  et  de  l'agriculture. 

44.  Les  dispositions  des  art.  41,  42  et  43  sont  applicables  aux  entrepre- 
neurs  des  transports  par  eau,  et  aux  entrepreneurs  des  transports  par  terre 
autres  que  les  Cies  d.  eh.  d.  f. 

45.  Les  Prefets  pourront,  sur  l'avis  conforme  des  conseils  generaux,  prendre 
des  arretes  dans  le  but  de  prevenir  l'adoption  de  certaines  mesures  pour  la  con- 
duite,  le  transport  et  l'abatage  des  animaux  destines  ä  la  boucherie,  afin  de 
leur  eviter  des  souffrances  inutiles. 

*»)   Wünschenswert    wäre    dabei    allerdings    —    angesichts   der  heutigen 
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n.   Belgien  und  Luxemburg. 

Der  Code  penal  Beige  vom  8.  Juni  1867,  mit  welchen 
dieselben  Artikel  des  Luxemburgischen  Strafgesetzbuchs 
vom  15.  Oktober  1879  wörtlich  übereinstimmen,  lautet: 

Art.  561.  Seront  punis  d'une  amende  de  dix  francs  ä  ^ingt 
francs  et  d'un  emprisonnement  d'un  jour  ä  cinq  jours,  ou  d'une 
de  ces  peines  seulement  .... 

5*^  ceux  qui  se  seront  rendus  coupables  d'actes  de  cruaut6  ou 
de   mauvais   traitements  excessifs  envers  les  animaux. 

6®  ceux  qui  auront,  dans  les  combats,  jeux  ou  spectacles 
publics,  soumis  les  animaux  ä  des  tortures. 

Dans  ce  cas,  les  prix  et  enjeux  seront  saisis  et  confisques. 

Art.  562  Abs.  2.  En  ce  qui  concerne  les  contraventions 
prevus  par  Tarticle  precedant,  le  juge  pourra,  en  cas  de  recidive, 
prononcer  outre  Famende,  un  emprisonnement  de  neuf  jours  au  plus. 

Diese  Vorschrift  geht  bedeutend  weiter  als  das  Deutsche 
E.-Str.-G.-B.  Sie  richtet  sich  gegen  jede  Grausamkeit  oder  die 
Grenzen  des  Notwendigen  überschreitende,  schlechte  Behandlung, 
nicht  nur  gegen  die  öffentliche  oder  Ärgernis  erregende 
Quälerei. 

Wenn  dabei  der  Tierkämpfe  und  öffentlichen  Schaustellungen 
noch  besonders  gedacht  ist,  so  geschah  dies  wohl,  weil  es  sich  hier 
um  die  Beseitigung  eines  eingewurzelten  Volksgebrauches  handelte. 
Ihm  gegenüber  hätte  die  Praxis  sonst  zu  der  Annahme  gelangen 
können,  dafs  derartige  Handlungen,  weil  bisher  allgemein  üblich, 
auch  fernerhin  nicht  rechtswidrig  und  mithin  straflos  seien.  Auch 
trotz  des  ausdrücklichen  Verbotes  ging  übrigens  die  Beseitigung 
dieser  Belustigungen  nur  allmählich  vor  sich,  wie  der  Umstand  er- 
giebt,  dafs  noch  am  28.  März  1877  der  Justizminister  die  Gou- 
verneure der  Pro\1nzen  in  einem  Cirkular  besonders  aufforderte, 
ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Beseitigung  der  Hahnenkämpfe  zu 
richten. 

§  17.    ItaUen. 

Das  erste  Italienische  Gesetz,  welches  Bestimmungen 
über  Tierquälerei  gab,  war^)  das  provisorische  Polizeiregie- 
Praxis  —  eine  ausdrückliche  Erklärung  des  projet  über  die  Strafbarkeit 
der  Mifshandlung  fremder  Tiere  gewesen.  Doch  wird  dieselbe  auch  nach  dem 
jetzigen  Wortlaut  des  Gesetzes  anzunehmen  sein. 

§  17.    *)  Wie  mir  Herr  Professor  Dr.  Brusa  (Turin)  gütigst  mitteilt. 
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ment  für  Toskana  vom  22.  Oktober  1849.  Es  bestrafte  die 
Grausamkeit  gegen  Haustiere,  wurde  aber  schon  1853  durch  ein 
neues,  keine  derartigen  Vorschriften  enthaltendes  Strafgesetzbuch 
und  Polizeireglement  (vom  20.  Juni)  ersetzt. 

In  den  übrigen  Teilen  Italiens  galt  seit  1859  (in  den  Nea- 
politanischen Provinzen  und  Sicilien  seit  1861)  der  Sardi- 
nische codice  penale.  Nach  Art.  685  No.  7  desselben  wui'den 
gestraft:  Coloro  che  in  luoghi  pubblici  incrudeliscono  contro  ani- 
mali  domestici '^). 

Dieser  Bestimmung  gemäfs  ist  bei  den  seit  zwei  Jahrzehnten 
mit  Eifer  betriebenen  Arbeiten  zur  Schaffung  eines  neuen  Ita- 
lienischen Strafgesetzbuchs,  welche  jüngst  zur  Annahme  des 
progretto  Zanardelli  geführt  haben,  von  sämtlichen  Entwürfen  der 
Tierquälerei  gedacht  worden. 

Für  die  heutige  Fassung  von  Bedeutung  ist  der  Senats- 
entwurf vom  25.  Mai  1875,  welcher  bestraft  wissen  wollte: 
chiunque,  in  luogo  pubblico  o  aperto  al  pubblico,  incrudelisce  o 
senza  necessitä  usa  maltrattamenti  contro  animali,  o  li  costringe 
a  fatiche  eccessive  ■^).  An  diese  Formulierung  schlofs  der  ^rste 
Entwurf  Zanardelli  aus  dem  Jahre  1883  an.  Weitergehend 
erklärte  derselbe  jedoch  auch  denjenigen  für  strafbar,  welcher 
anche  per  solo  scopo  scientifico  o  didattico,  sottopone  animali  ad 
esperimenti  dolorosi  in  pubblico  o  altrimenti  in  modo  da  suscitare 
pubblico  ribrezzo*). 

Der  zweite  Entwurf  Zanardelli  von  1887  veränderte 
diese  Bestimmung  in  doppelter  Richtung.  Einerseits  liefs  er  das 
Erfordernis  der  Öffentlichkeit  fallen,  andererseits  beschränkte  er 
die  Strafbarkeit  wissenschaftlicher  Experimente  auf  den  Fall,  dafs 
dieselben  aufserhalb  der  zum  Unterricht  bestimmten  Ortlichkeiten 
vorgenommen  würden.  Sein  unter  den  „Übertretungen  gegen  die 
öffentliche  Moral"  stehender  Artikel  473  lautete  demnach: 


'-)  Diejenigen,  welche  an  öffentlichen  Orten  Grausamkeiten  gegen  Haus- 
tiere begehen. 

'^)  Denjenigen,  welcher  an  einem  öffentlichen  oder  dem  Publikum  offen- 
stehenden Orte  Grausamkeiten  oder  unnötige  Mifshandlungan  gegen  Tiere  be- 
g^t  oder  sie  zu  übermäfsigen  Anstrengungen  zwingt. 

^)  D.  h.  auch  zu  ausschliel'slich  wissenschaftlichen  oder  didaktischen 
Zwecken  Tiere  öffentlich  oder  in  einer,  öffentliches  Ärgernis  zu  erregen  ge- 
eigneten Weise  schmerzhaften  Experimenten  unterwirft. 


■■*■'• 
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Chiunque  incrudelisce,  o,  senza  necessitä,  iisa  maltrattamenti 
verso  animali,  ovvero  11  costringe  a  fatiche  eccessive,  e  punito  con 
rammenda  sino  a  lire  cento. 

Con  la  stessa  pena  e  punito  colui  che,  anche  per  solo  scopo 
scientifico  o  didattico,  nia  fuori  dei  luoghi  destinati  alF  insegnamento, 
sottopone  animali  ad  esperimenti  dolorosi  in  modo  da  eccitare 
pubblico  ribrezzo  •'^). 

Zur  Begründung  dieser  Abweichungen  bemerken  die  Mo- 
tive: 

Die  Beseitigung  des  Erfordernisses  der  Öffentlich- 
keit erscheine  gerechtfertigt  mit  Rücksicht  auf  die  zahlreichen  Mils- 
handlungen  an  Orten,  die,  obwohl  nicht  öffentlich,  doch  von  zahl- 
reichen Personen  besucht  würden «).  Auch  müsse  man  diejenigen 
Fälle  berücksichtigen,  in  welchen  das  öffentliche  Mitleid  durch 
das  Schreien  der  Tiere  oder  das  spätere  Bekanntwerden  der  Hand- 
lung erregt  werde  ').  Die  Einschaltung  im  zweiten  Absatz 
ferner  sei  begründet,  weil  bei  Vornahme  in  einem  Unterrichts- 
lokal der  offenbare  Zweck  der  Operation  alle  vernünftige 
Censur  ausschliefse**). 

Von  dieser   speziellen  Rechtfertigung  abgesehen,   geben   die 

MotiveeineeingehendeDarstellungderGründe,  aus  welchen 
die  Tierquälerei  überhaupt  strafbar  sei,  sowie  der  Stel- 
lung des  Entwurfs  insbesondere  gegenüber  der  Vivi- 
sektion: 

Die  Marterung  fühlender  Wesen,  so  führen  sie  aus,  stehe, 
—  auch  wenn  jene  der  menschlichen  Vernunft  entbehrten  —  im 
Widerspruch  zu  dem  Gefühle  des  Mitleids.  Tierquälerei  verhärte 
daher    den  Menschen    gegen    fremde   Leiden    und    befördere   so, 

*)  Wer  Grausamkeiten  oder  unnötige  Mifshandlungen  gegen  Tiere  begeht 
oder  sie  zu  übermäfsigen  Anstreng:ungen  zwingt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
100  Lire  bestraft. 

Gleiche  Strafe  triflFt  denjenigen,  welcher,  auch  zu  einem  ausschliefslich 
wissenschaftlichen  oder  didaktischen  Zwecke,  aber  aufserhalb  der  zum  Unter- 
richte bestimmten  Örtlichkeiten,  Tiere  schmerzhaften  Experimenten  aussetzt,  in 
einer  öffentliches  Ärgernis  zu  erregen  geeigneten  Weise. 

«)  Als  Beispiel  werden  angeführt:  stabilimenti,  officini. 

')  In  modo  che  ü  pubblico  raccapriccio  sia  destato  dai  lamenti  o  delle 
strida  degli  animali,  o  dalla  notorieta  che  si  diffonda  degU  atroci  tonnenti. 

«)  U  fine  manifesto  dell'  operazione,  da  parte  di  un  pubbUco  insegnante, 
sembra  dover  escludere  ogni  ragionevole  censura. 


namentlich  bei  Kindern,  den  Hang  zum  Verbrechen.  Ein  Grund, 
die  Bestrafung  nach  dem  Muster  des  Sardinischen  Gesetzes  auf 
Haustiere  zu  beschränken  sei,  nicht  vorhanden. 

Den  Streit  über  die  Notwendigkeit  der  Vivisektion  entscheiden 
zu  wollen,  liege  dem  Gesetzgeber  fern.  Die  Anforderungen  der 
Wissenschaft  aber  müfsten  in  Einklang  gebracht  werden  mit  den- 
jenigen der  öffentlichen  Moral,  und  daher  sei  die  Vornahme  wissen- 
schaftlicher Experimente  aufserhalb  der  zum  Unterricht  bestimmten 
Räumlichkeiten,  sofern  sie  öffentliches  Ärgernis  zu  erregen  ge- 
eignet sei,  zu  untersagen®). 

Der  ausführliche  Bericht  des  Ausschusses  der  Depu- 
tiertenkammer über  den  Entwurf  wiederholt  prinzipiell  den 
Standpunkt  der  Motive:  Der  Gesetzgeber  müsse  einschreiten  mit 
Rücksicht  auf  die  entwickelte  Empfindlichkeit  der  civilisierten 
Völker  (sviluppata  sensibilitä  delle  genti  civili),  mit  Rücksicht  auf 
das  Gefühl  des  Mitleids,   welches  der  Mensch  dem  Tiere,   das  so 


®)  Die  betreffenden,  stark  rhetorisch  gefärbten  Stellen  der  Motive  lauten 
wörtlich:  Le  ragioni  che  rendono  opportuno  il  coUocamento  di  tali  fatti  in 
questa  sede  sono  le  medesime  che  ne  giustificano  l'incriminazione.  E  invero, 
le  crudeltä  usate  verso  gli  animali  devono  essere  condannate  e  proibite,  poiche 
il  martoriare,  con  animo  spietato,  essere  sensibili,  recando  loro  fieri  tonnenti, 
non  cessa  d'essere  un  male  perche  quelli  che  ne  soffrono  sono  privi  dell'  umana 
ragione.  Queste  crudeltä  contrastano  ad  ogni  senso  di  umanita,  di  compassione, 
di  benevolenza,  spengono  nell'  uomo  avvezzo  a  infierire  contro  le  creature  ani- 
mate  che  lo  circondano  ogni  sentimento  mite,  pietoso  e  gentile,  lo  rendono  in- 
sensibile  alle  altrui  sofferenze,  e  cosi  lo  incrudeliscouo  anche  contro  1  suoi  si- 
mili,  giusta  Tadagio: 

saevitia  in  bruta  est  tirocinium  crudelitatis  in  homines; 
laonde  destano  ed  alimentano  nella  societä  affetti  feroci  e  barbari,  segnatamente 
nei  fanciulli,  con  grovissimo  nocumento  della  educacione  loro 

Non  mi  cimenterö  per  certo  nella  disputa  di  sapere  se  e  quanto  la  vivi- 
sezione  torni  profittevole  aUa  scieuza;  ed  anzi  rendo  omaggio  all'  avviso  della 
piü  gran  parte  degli  studiosi  che  le  attribuniscono  notevole  e  non  dubbia  im- 
portanza. 

Ne,  d'  altra  parte,  si  potrebbe  mai  presumere  che  gli  scienziati,  solo 
perche  trattasi  d'  esperimenti  in  anima  vili,  vogliano  inutilmente  torturare 
gli  animali  con  esorbitante  e  inesorabile  ferocia.  Ciö  nondimeno,  e  necessario 
che  innanzi  alla  legge  si  mettano  d'accordo  la  pieta  pubblica  verso  le  bestie  e 
la  mitezza  de'  costumi  e  de'  sentimenti  odierni  con  le  esigenze  della  scienza, 
la  quäle  scruta  nelle  palpitanti  viscere  degli  animali  i  segreti  della  vita  e  delle 
malattie,  conlidando  di  poter  venire  cosi  in  efficace  soUievo  delle  umane  in- 
fermita. 
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vieles  mit  ihm  gemein  habe  ^®),  entgegenbringe.  Ein  solches  Ein- 
schreiten sei  namentlich  in  Italien  bei  der  grofsen  Zahl  der  gegen 
das  Leben  gerichteten  Verbrechen  erforderlich.  Unter  den  znm 
Unterricht  bestimmten  Räumlichkeiten  seien,  so  wird  schliefslich 
bemerkt,  auch  privatwissenschaftliche  Laboratorien  zu  verstehen, 
sofern  als  Lehrer  an  ihnen  Kundige,  d.  h.  Ärzte,  thätig  wären. 
Trotz  aller  dieser  Ausführungen  aber  beantragt  die  Kommission 
schliefslich,  nur  die  öffentliche  Tierquälerei  und  auch  diese  nur, 
wenn  sie  Ärgernis  erregte,  zu  verbieten  ^^). 

Mit  vollem  Eechte  tritt  diesem  Antrag  die  Kommission  des 
Senats  entgegen,  da  eine  solche  Fassung  nur  dazu  führe,  den 
Schutz  der  Tiere  gegen  unnütze  Quälereien  weniger  wirksam  zu 
gestalten  ^-). 

Und  auch  in  der  Redaktionskommission^'^)  hat  das  Amen- 
dement keinerlei  Berücksichtigung  erfahren;  vielmehr  schlofs  sich 
letztere  dem  Art.  473  des  Entwurfs  in  ihrer  Unterkommission 
wörtlich,  im  Plenum  mit  einigen  geringen  Änderungen  an^*). 

Der  Inhalt  dieses  Plenarbeschlusses  erhielt  dann  auch  die 
Billigung  des  Justizministers,  und  nur  seine  Fassung  wurde  noch- 
mals einer  Revision  unterzogen,  in  welcher  unsere  Bestimmung 
nunmehr  als  Artikel  491  des  Codice  penale  vom  30.  Juni  1889 
(in  Kraft  seit  1.  Januar  1890)  folgendermafsen  lautet: 


**)  I  quali  hanno  tanto  di  commune  con  noi,  cui  servono  comme  machina 
da  giierra  e  da  lavore  e  come  mezzo  di  nutrizione,  cooperando  tanto  al  conse- 
arnimento  dei  nostri  ideali,  passino  la  loro  vita  faticando  per  aiutarci  e  mo- 
rendo  per  nntricci,  ma  non  soffrendo  per  dare  sfogo  alle  feroci  passioni  di 
chiochessia.  —  Dies  als  Probe  der  Sprachweise  des  Kommissionsberichts,  welche 
au  romanischer  Rhetorik  die  Motive  noch  weit  überbietet. 

")  In  pubblico,  ed  in  modo  da  eccitare  il  pubblico  ribrezzo. 

*'-)  Die  Senatskommission  ihrerseits  schlug  eine  Erhöhung  der  Geldstrafe 
in  Abs.  1  des  Art.  478  auf  200  Lire  vor  und  wünschte  in  Abs.  2  hinter  ^in- 
segnamento„  die  Worte  „e  non  osservando  le  norme  prescritte  dai  regolamenti" 
eingeschoben  zu  sehen.     Beide  Anträge  sind  nicht  berücksichtigt  worden. 

^^)  Commissione  pel  coordinamento  del  codice  penale.  Dieselbe  hatte  die 
gesetzliche  Befugnis,  den  von  den  Kammern  durchberatenen  Entwurf  nunmehr 
endgiltig  zu  formulieren.  Sie  war  dabei  an  abweichende  Anträge  der  Kammer- 
kommissionen in  keiner  Weise  gebunden.  Hingegen  bedurften  ihre  Beschlüsse 
der  Genehmigung  des  Justizministers. 

^*)  Diese  Notiz  verdanke  ich  der  Liebenswürdigkeit  des  Herrn  Professor 
Dr.  Lucchini,  des  geistigen  Urhebers  des  Entwurfes  Zanardelli,  welcher  Bericht- 
erstatter der  Unterkommission  war. 


Chiunque  incrudelisce  verso  animali  o,  s«nza  necessitä,  li 
maltratta,  ovvero  li  costringe  a  fatiche  manifestamente  eccessive, 
e  punito  con  Tammenda  sino  a  lire  cento. 

Alla  stessa  pena  soggiace  colui  il  quäle,  anche  per  solo  fine 
scientifico  o  didattico,  ma  fuori  dei  luoghi  destinati  all'  insegnamente, 
sottopone  animali  a  esperimenti  tali  da  destare  ribrezzo^"*). 

Von  dem  Inhalte  des  Entwurfs  unterscheidet  sich  diese  Vor- 
schrift in  ihrem  ersten  Absätze  kaum.  Denn  auch  jetzt  wird  da- 
selbst nicht  Öffentlichkeit  der  Begehung  verlangt,  sondern  nur  gesagt, 
dais  die  Mifshandlung  u.  s.  w.  eine  offenbar  excessive  sein  müsse. 

Weitergehend  hingegen  ist  der  zweite  Absatz:  Nach  dem- 
selben genügt  es  zur  Strafbarkeit,  dafs  das  wissenschaftliche  Ex- 
periment aufserhalb  der  Unterrichtsräume  vorgenommen  wurde 
und   geeignet   war,    irgend    einem   Anderen   Ärgernis   zu  geben, 

•  •  •  • 

während  die  Öffentlichkeit  des  Ärgernisses  und  die  Schmerzhaftig- 
keit  des  Experiments  nicht  mehr,  wie  früher,  in  Betracht  kommt. 
Das  Verhältnis  des  Italienischen  zu  dem  Deutschen 
Eechte  wäre  danach  folgendes:  Das  Gesetz  Zanardelli  übertrifft 
§  360^^  R.-St.-G.-B.  zunächst  dadurch,  dafs  es  von  den  Merkmalen 
der  Öffentlichkeit  und  des  Ärgernis-Erregens  völlig  absieht.  Es 
enthält  weiter  in  seinem  zweiten  Absätze  eine  Ausdehnung:  Nach 
Deutschem  Rechte  bliebe  derjenige,  welcher  als  medizinisch  gebildeter 
Mann  die  Vivisektion  zu  einem  wissenschaftlichen  Zwecke  und 
innerhalb  der  dadurch  gebotenen  Schranken  ausübt,  straffrei. 
Italien  aber  hat  die  Vornahme  derartiger  Untersuchungen  auf  die 
Unterrichtsräume  beschränkt. 

§  18.    Die  Niederlande. 

Erst  das  Strafgesetzbuch  vom  3.  März  1881  (in  Kraft 
getreten  am  1.  September  1886)  hat  in  den  Niederlanden  allgemeine 
Vorschriften  gegen  Tierquälerei  gebracht. 

Vorher  bestanden  nur  in  einzelnen  Gemeinden  Anord- 
nungen, sowie  eine  Spezialbestimmung  im  Gesetz  vom 
5.  Juni  1875^)  (Art.  7.  Abs.  1)  des  Inhalts:  „Das  vorsätzliche 
Quälen  oder  Mifshandeln  eines  Hundes  oder  einer  Katze  wird  mit 


**)  Der  Artikel  steht,  wie  früher,  in  dem  Titel  „Übertretung-en  der  öffent- 
lichen Sittlichkeit"  und  zwar  als  letzter  (Kap.  IV).  Die  vorausgehenden  Kapitel 
umfassen:  I.Glücksspiel,  II. Trunkenheit,  III. Verletzung  des  öffentlichen Anstandes. 

§  18.     ^)  Betrifft  die  Bekämpfung  der  Hundswut. 
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Geldstrafe  von  5  bis  25  Gulden  oder  Gefängnis  von  1  bis  5  Tagen 
bestraft"  -). 

Diese  älteren  Vorschriften  sind  durch  das  neue  Str.-G.-B. 
beseitigt  worden,  welches  seinerseits  unter  den  „Verbrechen 
(beziehungsweise  Übertretungen,  Art.  455)  gegen  die  Sittlichkeit''  '^) 
folgendes  festsetzt: 

Art.  254.  Mishandeling  van  een  dier  wordt  gestraft  met 
gevangenisstraf  van  ten  hoogste  drie  maanden  of  geldboete  van 
ten  hoogste  honderd  twintig  gülden. 

Indien  het  misdrijf  in  het  openbaar  gepleegd  wordt,  wordt 
gevangenisstraf  van  ten  hoogste  vier  maanden  of  geldboete  van 
ten  hoogste  honderd  twintig  gülden  opgelegd. 

Indien  tijdens  het  plegen  van  het  misdrijf  nog  geen  twee 
jaren  zijn  verloopen  sedert  de  schuldige  wegens  hetzelfde  mis- 
drijf onherroepelijk  is  verordeeld  kan  de  gevangenisstraf  met  een 
derde  worden  verhoogd. 

Poging  tot  dit  misdrijf  is  niet  strafbaar. 

Art.  455.  Met  geldboete  van  hoogstens  vijftien  gülden  wordt 
gestraft 

1.  hij,  die  door  dieren  doet  trekken  of  dragen  een  last  welke 
kenlijk  hunne  krachten  te  boven  gaat; 

2.  hij,   die  het  vervoer  door   treck-   of  lastdieren   doet  plaats 
hebben  op  eene  noodeloos    pijnlijke  of  kwellende  wijze; 

3.  hij,    die    dieren    vervoert    op    eene    noodeloos    pijnlijke    of 
kwellende  wijze. 

Indien  tijdens  liet  plegen  van  de  overtreding  nog  gean  jaar 
is  verloopen  sedert  de  schuldige  wegens  dezelfde  overtreding  of 
wegens  het  in  art.  254  omschreven  misdrijf  onherroepelijk  is  ver- 
oordeeld,  kan,  inplaats  van  de  geldboete,  hechtenis  van  ten  hoogste 
drie  dagen  worden  opgelegd*). 

^)  Diese  Mitteilung:  Terdanke  ich  der  Güte  des  Hemi  Prof.  Dr.  van  Hamel 
(Amsterdam). 

^)  §  254  ist  der  letzte  des  Ahschnitts.  Die  unmittelbar  vorausgehenden 
Artikel  behandeln  die  Tnmkenheit  und  Überlassung  von  Kindern  zur  Bettelei. 
Art.  455  steht  zwischen  den  Bestimmungen  über  den  Verkauf  starker  Getränke 
an  Kinder  und  über  das  Halten  von  Glücksspielen. 

*)  In  deutscher  tJbersetzung  (nach  der  Zeitschrift  f.  gesamte  Straf- 
rechtswissenschaft Band  I,  Beilage  S.  45  u.  76)  lauten  die  Artikel: 

Art.  254.  Tierquälerei  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  oder  Geld- 
bulse  bis  zu  120  Gulden  bestraft. 


§18.   Die  Niederlande. 
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Mehrfache  Veränderungen  und  lebhafte  Debatten  gingen  vor- 
aus, ehe  diese  Artikel  in  der  vorstehenden  Fassung  Gesetz  wurden. 

Der  Entwurf  der  Staatskommission  von  1875  enthielt 
in  Art.  254  statt  des  heutigen  „mishandeling  van  een  dier"  die 
Worte  „hij,  die  een  dier  opzettelijk  wreed  behandelt"^).  Im 
Regierungsentwurf  von  1879  (Justizminister  Smidt)  wurde 
lediglich  die  Stellung  dieser  Worte  zwecks  gröfserer  Deutlichkeit 
verändert^).  Und  erst  Justizminister  Modderman  nahm  dann, 
einem  Wunsche  der  Kommission  der  zweiten  Kammer  folgend,  die 
gegenwärtige  Fassung  an. 

Die  Straflosigkeit  des  Versuchs,  —  in  dem  Entwürfe 
der  Staatskommission  noch  nicht  ausgesprochen,  —  wird  von  den 
Motiven  damit  begründet,  dafs  selbst  der  Versuch  einen  Menschen 
zu  mifshandeln,  nicht  geahndet  werde.  Einige  kleine  Abweich- 
ungen der  verschiedenen  Entwürfe  in  alinea  2  und  3  des  Art.  254 
bieten  kein  besonderes  Interesse. 

Um  so  mehr  dürfen  die  prinzipiellen  Erörterungen  über 
die  Bestrafung  der  Tierquälerei  und  deren  Umfang,  sowie 
die  inhaltliche  Auslegung  des  Art.  254  ein  solches  bean- 
spruchen. 

In  der  ersteren  Richtung  bemerken  die  Motive:  In  den 
Vordergrund  bei  diesen  unerlaubten  Handlungen  trete  die  Ver- 
letzung  der  Sittlichkeit.     Eine  solche  liege   nicht   nur  bei 


Wird  das  Verbrechen  öffentlich  begangen,  so  tritt  Gefängnis  bis  zu 
4  Monaten  oder  Geldbufse  bis  zu  120  Gulden  ein. 

Sind  zur  Zeit  der  Begehung  des  Verbrechens  noch  nicht  2  Jahre  ver- 
flossen, seitdem  der  Schuldige  wegen  desselben  Verbrechens  rechtskräftig  ver- 
urteilt worden  ist,  so  kann  die  Gefängnisstrafe  um.em  Dritteil  erhöht  werden. 

Der  Versuch  ist  nicht  strafbar. 

Art.  455.     Mit  Geldbufse  bis  zu  15  Gulden  wird  bestraft: 

1.  Wer  durch  Tiere  eine  sichtlich  über  deren  Kräfte  gehende  Last  ziehen 
oder  tragen  läl'st; 

2.  wer  den  Transport  durch  Zug-  oder  Lasttiere  auf  eine  unnötig  peinUche 
oder  qualvoUe  Art  bewerksteUigt; 

3.  wer  Tiere  auf  unnötig  peinliche  oder  qualvolle  Art  transportiert. 

Ist  zur  Zeit  der  Begehung  der  Übertretung  noch  kein  Jahr  verflossen, 
seitdem  der  Schuldige  wegen  derselben  Übertretung  oder  wegen  des  in  Art.  254 
bezeichneten  Verbrechens  rechtskräftig  verurteilt  worden  ist,  so  kann  statt  der 
Geldbufse  Haft  bis  zu  3  Tagen  verhängt  werden. 

*)  D.  h.  wer  ein  Tier  absichtlich  roh  behandelt. 

®)  Es  heifst  hier:  Hij  die  opzettelijk  een  dier  wreed  behandelt. 


'  i 
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Öffentlichkeit  der  Begehung  vor,  sondern  auch  die  nicht  öflfent- 
lich  verübte  Tierquälerei  verletze  das  Gefühl  der  Hausgenossen 
und  Nachbarn,  und,  sobald  sie  bekannt  werde,  das  von  jedermann. 

Hiergegen  wendet  sich  der  Kommissionsbericht  der 
zweiten  Kammer:  Die  Tiere  hätten  keine  Rechte.  Daher  dürfe 
nur  die  öffentliche  Quälerei  als  Verletzung  des  Sittlichkeitsgefühls 
wider  Willen  gestraft  werden.  Denn  auch  andere  die  Sittlich- 
keit in  viel  höherem  Mafse  berührende  Handlungen  würden  nur 
.  bei  Öffentlichkeit  der  Begehung  geahndet.  Demzufolge  beantragt 
die  Kommission  in  Art.  254  zu  setzen:  mishandeling  van 
een  dier  inhetopenbaar,  läfst  aber  später  ihr  Amendement 
selbst  wieder  fallen,  namentlich  um  mit  Art.  254  auch  etwa  bei 
Vivisektionen  vorkommende  Ausschreitungen  treffen  zu  können. 

Im  Plenum  der  zweiten  Kammer  jedoch  nimmt  Ab- 
geordneter Heydenryck  den  Kommissionsantrag  mit  ähnlicher 
Begründung  wieder  auf. 

Ihm  tritt  Justizminister  Modderman  mit  folgenden,  sehr 
bemerkenswerten  Ausführungen  entgegen:  Ob  die  Tiere 
Rechte  hätten  oder  nicht,  sei  eine  Frage,  welche  man  bei 
Schaffung  gesetzlicher  Bestimmungen  völlig  aufser  Acht 
lassen  könne,  sofern  man  nur  als  feststehend  zugebe,  dafs 
durch  Tiermifshandlung  ein  Unrecht  gegen  die  Gesellschaft 
begangen  werde.  Auf  diesen  Satz  sei  auch  der  Artikel  basiert. 
Durch  nutzlose  Grausamkeit,  durch  absichtliche  Tierquälerei,  sei 
sie  öffentlich  begangen  oder  nicht,  werde  das  Sittlichkeitsgefühl 
der  Gesellschaft  verletzt,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  derartige 
Handlungen  auch  zum  Verbrechen  gegen  Menschen  führten. 

Infolge  dieser  Erklärungen  wird  der  Antrag  Heydenryck 
mit  einer  allerdings  sehr  knappen  Majorität  (26  gegen  25  Stimmen) 
abgelehnt,  die  Artikel  254  und  455  werden  in  der  Fassung 
der  Regierungsvorlage  Gesetz. 

So  ausgedehnt,  wie  es  danach  auf  den  ersten  Blick  scheinen 
möchte,  ist  der  gegen  Tierquälerei  gewährte  Strafschutz  aber 
keineswegs.  Denn  Artikel  254  hat  praktisch  eine  äufserst 
enge  Interpretation  erfahren. 

Schon  die  Motive  zum  Entwurf  der  Staatskommission') 


')  Er  lautete  in  dem  Art.  254  entsprechenden  Art.  278  „wer  absichtUch 
roh  behandelt'.     Vgl.  oben. 
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von  1875  erklärten  ihn  nur  dann  für  anwendbar,  wenn  der  Zweck 
der  Handlung  auf  die  Grausamkeit  gerichtet  sei.  Sei  hingegen 
das  zugefügte  Leid  nur  Mittel  zum  Zwecke,  während  der  That 
selbst  ein  erlaubtes,  rechtmäfsiges  Motiv  zu  Grunde  liege,  wie 
z.  B.  bei  physiologischen  Versuchen,  so  trete  keine  Strafe  ein. 
Anders  bei  Art.  576  (entspricht  455  d.  Str.-G.-B.).  Dort  sei  von 
Handlungen  die  Rede,  welche,  obwohl  keine  Grausamkeit  bezweckt 
wurde,  das  Sittlichkeitsgefühl  anderer  verletzen  könnten.  — 
In  demselben  Sinne  äufserte  sich  Justizminister  Smidt  zu 
seinem  Entwürfe  ^).  Und  als  auf  Wunsch  der  Kammerkommission 
Modderman  dann  die  heutige  Fassung  „Mishandeling"  etc.  annahm, 
da  betonte  auch  er  ausdrücklich  im  Plenum  der  zweiten  Kammer  *), 
dafs  der  frühere  Sinn  der  Bestimmung  dadurch  nicht  ver- 
ändert werden  solle.  Dementsprechend  hat  denn  auch 
die  Praxis  im  folgendem  Falle  entschieden: 

Der  Beschuldigte  hatte  ein  vor  den  Wagen  gespanntes  Pferd, 
um  dasselbe  einen  ansteigenden  Weg  hinaufzutreiben,  furchtbar 
mifshandelt  und  zwar  durch  Stockschläge  auf  den  Bauch,  infolge 
deren  das  Tier  Kontusionen  u.  s.  w.  bekam. 

Das  Appellationsgericht  verurteilte  aus  Art.  254,  der  hohe 
Rat  aber  kassierte  am  30.  April  1888  diese  Entscheidung  und 
verurteilte  seinerseits  aus  Art.  455  mit  der  Motivierung:  Wie  aus 
der  Geschichte  des  Art.  254  erhelle,  genüge  es  zu  dessen  An- 
wendung nicht,  dafs  ein  Tier  vorsätzlich  grausam  behandelt  wurde, 
vielmehr  sei  erforderlich,  dafs  die  Absicht  auf  die  Grausam- 
keit gerichtet,  die  Grausamkeit  Zweck  der  Handlung,  nicht 
Mittel  zu  einem  rationellen  Zwecke  war.    Diese  Auffassung 


*)  Vgl.  S.  63.  —  Het  in  den  aanyang  van  het  artikel  geplaastete  woord 
opzettelijk  beheerscht  ook  de  woorden  wreed  behandelt. 

»)  Wörtlich:  De  bedoeling  echter  —  ik  herhaal  het  —  is  geheel  de- 
zelfde  gebleven.  Het  is  dus  niet  voldoense  dat  de  handeling  is  en  op- 
zettelijk-wreed.  Met  andere  woorden,  het  opzet  moet  gerigt  zijnopde 
wreedheid.  Wanneer  daarentegen  de  smart  van  het  dier  niet  Doel  mar 
Middel  is  voor  en  rationeel  doel,  dan  is  het  artikel  niet  van  toepassing. 
De  vivisectie  zal  dus  in  deen  regel  fallen  buiten  dit  artikel.  In  den  regel, 
dat  wil  zeggen,  wanneer  zij  werkehjk  geschiedt  met  een  wetenschappelijk 
doel,  door  en  wetenschappelijk  man,  binnen  de  grens  van  de  behoeften 
derwetenschap.  —  Eine  ähnliche  Erklärung  giebt  die  Regierung  auf  eine 
Anfrage  in  der  ersten  Kammer  ab. 

V.  Hippel,  Tierquälerei.  5 
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kann  in  Folge  der  vorstehenden  Entscheidung  nunmehr 
als  die  gemeine  Meinung*®)  gelten. 

Art.  254  richtet  sich  demnach,  um  mit  der  Terminologie 
des  Deutschen  Str.-G.-B.  zu  sprechen,  nicht  gegen  jede  vorsätzliche, 
sondern  nur  gegen  die  boshafte**)  Tierquälerei.  Andere 
Mifshandlungen  bleiben  nach  Niederländischem  Rechte  straflos, 
sofern  nicht  einer  der  im  Art.  455  bezeichneten  Spezialfälle  vorliegt. 

Dals  dieses  Ergebnis  ein  legislativ  durchaus  unbe- 
friedigendes ist,  wird  sich  nicht  leugnen  lassen.  Seine  Er- 
klärung findet  es  in  der  verfehlten  und  unklaren  Art  und  Weise, 
wie  der  Gesetzgeber  auf  die  Vivisektion  Rücksicht  nahm.  Anstatt 
zu  erwägen,  dafs  jede  Mifshandlung,  soweit  dieselbe  zur  Erreichung 
berechtigter  Zwecke  unumgänglich  notwendig  ist,  auch  ohne  weiteres 
als  objektiv  rechtmäfsig  und  damit  straflos  erscheinen  mufs, 
dafs  es  sich  deshalb  höchstens  darum  handeln  konnte,  die  Rech t - 
mäfsigkeit  des  wissenschaftlichen  Tierexperiments  zur  Vermei- 
dung jeglicher  Zweifel  noch  ausdrücklich  anzuerkennen,  bemühte 
man  sich,  jenen  Fall  schon  durch  die  äufserliche  Fassung  des 
Gesetzes  auszuschliefsen.  Man  fand  eine  solche  Fassung  in  der 
Bestrafung  der  absichtlich  rohen  Mifshandlung  und  merkte  nicht, 
dafs  man  dabei  in  doppelter  Richtung  über  das  Ziel  hinausschofs. 
Einmal  hatte  man  ohne  jeden  Grund  alle  überflüssigen  Grausam- 
keiten bei  Erreichung  bestimmter  Zwecke,  abgesehen  von  den 
Fällen  des  Art.  455,  für  straflos  erklärt.  Man  hatte  aber  aufser- 
dem  nicht  nur,  wie  beabsichtigt  (vgl.  S.  65  Anm.  9),  die  not- 
wendige Vivisektion,  sondern  weiter  jedes,  auch  das  über- 
flüssigste und  thörichtste  Experimentieren  zugelassen,  sofern 
dieses  niu^  nicht  lediglich  um  des  Quälen s  willen,  sondern  zu 
irgend  einem  sonstigen  Zwecke*^)  geschah. 

Unter  diesen  Umständen  wäre  es  dringend  zu  wünschen,  dafs 
die  Praxis  in  Zukunft  den  Gesetzgeber  korrigierte.  Sie  kann  es, 
indem   sie  nicht   der  auf  unklarer  Erkenntnis  beruhenden  Ent- 


^**)  Ebenfalls  Mitteilung  des  Herrn  Prof.  Dr.  van  Hamel. 

11)  Vgl.  S.  39. 

*-)  Dafs  dieser  Zweck  „in  ratieneel  doel"  sein  müfste,  wie  Minister  und 
Kammern  annehmen,  ist  unzutreffend.  Denn  auch  bei  Verfolgung  unvernünf- 
tiger Zwecke  geben  diese,  nicht  aber  die  Lust  an  den  Leiden  des  Tieres,  den 
Grund  der  Grausamkeit  ab.  Und  nur  das  Quälen  um  des  Quälens  wiUen  ist 
strafbar. 


-•C'-^ 
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stehungsgeschichte,  sondern  dem  Texte  des  Gesetzes  folgt.  ,Mis- 
handeliug"  bedeutet  an  sich  jede  (d.  h.  selbstverständlich  rechts- 
widrige) Grausamkeit.  Eine  Auslegung  in  diesem  Sinne  würde 
auch  genau  die  vom  Gesetzgeber  beabsichtigte  Folge  haben,  die 
Vivisektion  als  staatlich  anerkanntes  Berufsrecht,  —  denn  darüber, 
dafs  sie  dies  ist,  lassen  die  Motive  keinerlei  Zweifel,  —  straffrei 
zu  lassen,  etwa  dabei  vorkommenden  Mifsbräuchen  aber  mit  der 
vollen  Schärfe  des  Gesetzes  entgegenzutreten^^). 


§  19.   Die  nordischen  Rechte, 
I.   Norwegen. 

In  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  war  in 
Norwegen  die  Frage,  ob  Tierquälerei  strafbar  sei,  bestritten.  Be- 
sondere gesetzliche  Vorschriften  darüber  bestanden  nicht,  doch 
war  die  analoge  Bestrafung  im  allgemeinen  gestattet.  Die 
Theorie  neigte  demzufolge  vielfach  der  Annahme  zu,  dafs  die  über 
Beschädigung  fremder  Tiere  als  besondere  Art  der  Sachbeschädi- 
gung in  dem  Gesetzbuche  Christian  V.  von  1687  enthaltenen  Be- 
stimmungen auch  auf  die  Mifshandlung  eigener  Tiere  anwendbar 
seien  ^). 

Diese  Auffassung,  welche  die  Tierquälerei  als  etwas  der  Sach- 
beschädigung Verwandtes  erscheinen  liefs,  ist  auch  für  das  spätere 
Norwegische  Eecht  bestimmend  gewesen.  Ihr  zufolge  behandelt 
das  Strafgesetzbuch  vom  20.  August  1842  die  Materie  im 
Kapitel  23  „Von  dem  Mordbrand  und  anderen  Arten  von  Brand- 
stiftung und  Beschädigung  des  Eigentums  oder  Gutes." 


1»)  In  der  Tijdschrift  voor  Strafrecht  (Bd.  IV  S.  20—24)  spricht  sich  J.  van 
den  Brandeier  auf  Grund  seiner  praktischen  Erfahrungen  ebenfaUs  dahin  aus, 
dafs  der  Strafschutz  des  geltenden  Rechtes  unzureichend  sei.  Anstatt  aber 
eine  Verbesserung  der  allgemeinen  Vorschrift  zu  verlangen,  wünscht  Bran- 
deier die  Annahme  eines  §«455  Nr.  4  folgenden  Wortlauts:  „Hij  die  het  ver- 
voer  door  kreupele  of  gewonde  treck-  of  lastdieren  doet  plaats  hebben,  wanneer 
deze  tot  den  arbeid  niet  bekwaam  zijn."  Ich  begrüfse  gern  die  Übereinstim- 
mung mit  Brandeier,  halte  seinen  Gesetzesvorschlag  aber  für  verfehlt.  Er 
flickt  nur  eine  kleine  Lücke  aus,  wo  grundsätzliche  Besserung  erforder- 
lich ist.  I 

§  19.    ^)  Die  vorstehenden  Mitteilungen  verdanke  ich  der  Liebenswürdig- 
keit des  Herrn  Prof.  Dr.  Fr.  Hagerup  (Christiania). 

5* 
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Dort  heifst  es: 

„§  17.  Wer  das  bewegliche  oder  unbewegliche  Eigentum 
eines  andern  zerstört,  vei'schleudert  oder  beschädigt,  dessen 
Kreaturen  mifs handelt  oder  tötet,  .  .  .  wird  mit  Geldbuisen 
oder  Gefängnis  bestraft." 

§  18.  „Wenn  durch  eine  im  §  17  erwähnte  Handlung  .  .  . 
d)  besondere  Grausamkeit  bei  der  Mifshandlung  von 
Kreaturen  an  den  Tag  gelegt  ist,  so  wird  der  Thäter  zu 
Gefängnis  oder  zur  Strafarbeit  fünften  Grades  verurteilt." 

§  19  „Zeigt  jemand  Grausamkeit  bei  Mifshandlung 
von  Kreaturen,  die  ihm  selbst  gehören,  so  wird  er  mit  Geld- 
bufsen  oder  Gefängnis  bestraft** -). 

Die  Mifshandlung  des  Viehs  eines  Dritten  also  erschien 
dem  Gesetzgeber  zunächst  als  Eingiiff  in  fremdes  Eigentum,  welcher 
aber  im  Falle  besonderer  Grausamkeit  eine  verschärfte  Strafe  ver- 
diene. Gelinder  wird  eingeschritten,  wenn  jemand  gegen  eigene 
Tiere  hart  verfahrt. 

Einen  Fortschritt  gegenüber  dieser  Anschauung  enthält  die 
Strafgesetznovelle  vom  3.  Juli  1874.  Auch  sie  hat  aller- 
dings die  Stellung  der  Bestimmung  im  Kapitel  23  beibehalten. 
Aber  in  der  Erkenntnis,  dafs  die  Tierquälerei  ein  einheitliches 
und  eigentümliches  Delikt  sei,  hat  sie  —  unter  Beseitigung  des 
§  18d  —  den  früheren  §  19  auf  die  Mifshandlung  fremder  Tiere 
ausgedehnt'^). 

In  dieser  Formulierung  ist  der  Paragraph  noch  heute  gel- 
tendes Eecht.  Er  lautet:  „Viser  Nogen  Grusomhed  ved 
Mishandling  of  kreaturer,  hvad  enten  disse  er  ham  selv 
eller  Andre  tilhorende,  straffes  han  med  Boder  eller 
Faengfel"^). 

Die  nächste  Zeit  wird  voraussichtlich  eine  Neuredaktion 
dieser  Bestimmung  und  vor  allen  Dingen  eine  befriedigende  Ein- 


*)  Diese  Paragraphen  sind  hier  citiert  nach  der  amtUchen  Übersetzung 
von  Thaulow  1843. 

*)  §  17  ist  unverändert  geblieben. 

*)  d.  h.  zeigt  Jemand  Grausamkeit  bei  Mifshandlung  von  Tieren,  -  mögen 
diese  ihm  oder  einem  anderen  gehören,  —  so  wird  er  mit  Geldstrafe  oder  Ge- 
fängnis bestraft.  Die  Gefängnisstrafe  ist  nach  §  15  if.  des  Str.-G.-Bs.  entweder 
Arrest  von  32—240  Tagen  oder  einfaches  Gefängnis  von  6—120  Tagen  oder 
Gefängnis  bei  Wasser  und  Brot  von  4 — 30  Tagen. 


Ordnung  derselben  in  das  System  des  Strafrechts  bringen.  Eine 
veränderte  Fassung  war  bereits  in  den  Entwürfen  zur  Straf- 
gesetznovelle vom  29.  Juni  1889  geplant^).  Auf  Vorschlag 
der  Justizkommission  aber  beschlofs  man,  jede  solche  Abweichung 
in  Kap.  23  Str.-G.-B.  zu  unterlassen,  diesen  ganzen  Abschnitt 
vielmehr  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  derselbe  die  verschieden- 
artigsten Delikte  zusammenwerfe,  demnächst  einer  völligen  Um- 
arbeitung zu  unterziehen. 

n.   Schweden. 

In  Schweden  bestimmt  das  Str.-G.-B.  vom  16.  Februar 
1864  Cap.  18  (Vergehen  gegen  die  Sitten): 

§  16.  „Mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Ricksdalers  wird  bestraft, 
wer  seine  Tiere  oder  diejenigen  eines  andern  mit  offenbarer  Grau- 
samkeit behandelt." 

Der  Inhalt  dieser  Vorschrift  ist  durch  die  Strafgesetznovelle 
vom  20.  Juni  1890  unverändert  aufrecht  erhalten.  Nur  dadurch 
unterscheidet  sich  die  letztere  von  dem  früheren  Eecht,  dafs  sie 
Geldstrafe  ohne  Beschränkung  auf  100  Edl.  andi^oht  Der  Artikel 
lautet: 

Visar  nägon  i  behandling  af  egna  eller  andras  ki^eatui-  uppen- 
bar  grymhet;  straffes  med  böter  ^). 

Im  Anfang  der  achtziger  Jahre  hatte  sich  die  allgemeine 
Agitation    gegen    das   wissenschaftliche   Tierexperiment    auch  in 


*)  Entwurf  der  Strafgesetzgebungskommission  von  1888  und  Entwurf 
des  Königl.  Justiz-  und  Polizeidepartements  von  1889.  Sie  lauteten  überein- 
stimmend: Gjar  nogen  sig  skyldig  i  grov  eller  ondskabsfuld  Mishandling  af 
Dyr,  straffes  han  med  Beder  eller  Faengsel  (d.  h.  macht  sich  jemand  schuldig 
einer  groben  oder  boshaften  Mifshandlung  eines  Tieres  etc.).  Von  den  Direk- 
tionen der  Tierschutzvereine  war,  wie  der  Vortrag  der  Justizkommission  (under- 
danigste  JnstiUiug  Oth  Prp  No.  12)  ergiebt,  der  Wunsch  geäufsert,  an  Stelle 
der  Worte  „grobe  oder  boshafte  Mifshandlung"  entweder  nur  „Mifshandlung" 
zu  setzen,  oder  die  Fassung  des  dänischen  Gesetzes  (vgl.  S.  70)  anzunehmen. 
Das  Justizdepartement  aber  sprach  sich  dagegen  aus,  weil  die  erste  Formulie- 
rung zu  weit  gehe,  die  andere  hingegen  enger  erscheine  als  der  Vorschlag  des 
Entwurfs.  — 

®)  d.  h.  zeigt  Jemand  in  der  Behandlung  eines  eigenen  oder  fremden 
Tieres  offenbare  Grausamkeit,  so  wird  er  mit  Geldstrafe  bestraft.  Der  Ent- 
wurf der  Novelle  von  1888  stimmte  wörtlich  hiermit  überein.  —  Die  Vorschrift 
steht  als  letzter  §  in  Kap.  18.  Die  vorausgehenden  behandeln  Glücksspiel  und 
Völlerei. 
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Schweden  bemerkbar  gemacht.  Von  den  Kammern  wurde  1881 
ein  in  der  Petitionskommission  zunächst  abgewiesener  Entwurf 
eines  Gesetzes  zur  Beschränkung  der  Vivisektion  dem 
König  mit  der  Bitte  um  Berücksichtigung  unterbreitet.  Ein 
praktisches  Resultat  hat  dieses  Vorgehen")  nicht  gehabt. 

ni.   Dänemark. 

Dieselbe  Stellung  wie  in  Norwegen  nahm  auch  in  Däne- 
mark bis  zum  Jahre  1857  die  Theorie  gegenüber  der  Frage 
nach  Strafbarkeit  der  Tierquälerei  ein.  Eine  entscheidende  Ge- 
richtspraxis läfst  sich  nicht  nachweisen. 

Am  21.  Januar  1857  erging  darauf  ein  Gesetz,  welches 
mit  Geldstrafe  bis  zu  400  Kronen  oder  Gefängnis  bis  zu  4  Wochen 
die  rohe  Mifshandlung  oder  sonstige  gi*ausame  oder  Ai^gernis  er- 
regende Behandlung  eines  Tieres,  namentlich  eines  Haustieres 
bedroht,  sei  es  dafs  dasselbe  dem  Thäter  oder  einem  Anderen 
gehört^). 

Hierauf  beruht  die  Bestimmung  des  heute  geltenden  Str.- 
G.-B.  vom  10.  Februar  1866,  welches,  abgesehen  von  einer 
Veränderung  des  Strafmafses,  lediglich  den  Zwischensatz  „sei  es, 
dafs  dasselbe  dem  Thäter  oder  einem  Andern  gehört,"  beseitigte. 
Als  Grund  hierfür  geben  die  Motive  an,  es  lasse  sich  auch 
denken,  dafs  das  Tier  herrenlos  sei. 

Die  Stellung  des  §  297  im  Kap.  30  „Von  Vernichtung 
oder  Beschädigung  fremden  Eigentums  samt  der  Tierquälerei'*^) 
erinnert  in  gleicher  Weise,  wie  in  Norwegen,  an  den  vor  1857 
bestehenden  Rechtszustand. 

Der  Wortlaut  der  Vorschrift  ist  folgender: 

§  297:  Hvo,  som  gjpr  sig  skyldig  i  raa  Mishandling  eller 
anden  grusom  og  oprorende  Behandling  af  Dyr  navnlig  af  Huus- 
dyr,  bliver  at  straffe  med  Bpder  indtil  200  Rd.  eller  med  simpelt 
Faengsel  indtil  4  Maaneder'^). 

Neben  §  297  Str.-G.-B.  bestehen  einige,  gegen  das  Überladen 


')  Wie  ich  von  Herrn  Prof.  Dr.  Hagströmer  (üpsala)  erfahre. 

*)  Diese  Mitteilungen  verdanke  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Goos  (Kopenhagen). 

®)  Om  0deloeggelse  eUer  Beakadigelse  af  fremmed  Eiendom  samt  cm  Dyr- 
plageri. 

^^)  Wer  sich  einer  rohen  Mifshandlung  oder  einer  anderen  grausamen  oder 
Ärgernis  erregenden  Behandlung   eines  Tieres,   namentlich   eines   Haustieres, 


von  Droschken,  Arbeits-  und  Pferdebahnwagen  gerichtete,  polizei- 
liche Bestimmungen^^). 

Aufserdem  ist  ein  die  Vivisektion  betreffendes  Gesetz 
in  Vorbereitung.  Der  dem  Folkething  im  Oktober  1890  darüber 
vorgelegte  Regierungsentwurf  zeigt  eine  erfreuliche  Ruhe  und 
Sicherheit  der  prinzipiellen  Auffassung:  Ausgehend  von  der  An- 
sicht, dafs  Tierexperimente,  welche  keinen  wissenschaftlichen  oder 
Lehrzweck  verfolgen,  ohne  weiteres  unter  §  297  Str.-G.-B.  fallen 
würden,  will  er  lediglich  dafür  sorgen,  dafs  einerseits  nur  wirk- 
lich berufene  Vertreter  der  Wissenschaft  überhaupt  vivisezieren 
dürfen,  andererseits  unnötige  Quälereien  auch  bei  solchen  Ver- 
suchen unter  allen  Umständen  verhütet  werden. 

Zu  Vivisektionen  an  Wirbeltieren^-)  sollen  danach  (§  1)  zu- 
nächst die  Lehrer  an  der  Universität,  der  Kgl.  Veterinär-  und 
Landwirtschaftlichen  Hochschule,  andere  Gelehrte  aber  nur  dann 
befugt  sein,  wenn  ihnen  die  Erlaubnis  dazu  von  der  medizinischen 
Fakultät  oder  dem  Unterrichtsrat  der  erwähnten  Schulen  erteilt 
wird.  Alle  dergestalt  ermächtigten  Personen  haben  das  Recht, 
Versuche  unter  ihrer  Aufsicht  und  Leitung  auch  durch  Andere 
vornehmen  zu  lassen.  —  Die  Versuchstiere  (§  2)  sollen  betäubt 
und  nach  Beendigung  des  Experiments  getötet  werden,  falls  sie 
sonst  Schmerzen  zu  erleiden  hätten.  Von  beiden  Bestimmungen 
darf  Abstand  genommen  werden,  sofern  der  Zweck  des  Versuchs 
dies  erheischt.  Zuwiderhandlungen  (§  3)  werden  mit  Geldstrafen 
von  100—500  Kronen,  im  Rückfall  bis   1000  Kronen  bedroht  ^^). 

IV.  Finnland. 

Auch  in  Finnland  hat  das  neue  Strafgesetzbuch  vom 
19.  Dezember  1889  (Strafflag  för  Storfurstendömet  Finnland) 
zum  Verbot  der  Tierquälerei  geführt.    Nach  Form   wie   Inhalt 


schuldig  macht,  wird  mit  Geldstrafe  his  zu  200  Rd.  oder  mit  einfachem  Ge- 
fängnis bis  zu  4  Monaten  bestraft. 

")  Wie  ich  von  Herrn  Dr.  Gram  (Kopenhagen)  erfahre.  —  Wenn  §  195 
des  Militär-Str.-G.-Bs.  vom  7.  Mai  1890  die  Mifshandlung  von  Dienstpferden 
straft,  so  dient  diese  Bestimmung  offenbar  in  erster  Linie  dem  Schutze  des 
Staatseigentums . 

*'-)  Nur  auf  solche  bezieht  sich  der  Entwurf. 

13)  Auf  Grund  des  Entwurfs  ist  inzwischen  unter  dem  13.  März  1891  ein 
Gesetz  über  Vivisektionen  erlassen.    Vgl.  darüber  den  Nachtrag. 


72 


II.  Teil.    Das  Recht  des  Auslandes. 


§  20.    Österreich-Ungarn. 


73 


schliefst  sich  seine  Vorschrift  eng  den  übrigen  nordischen  Rechten 
und  insbesondere  denjenigen  Schwedens  an^*). 

Der  erste  Entwurf  von  1875  behandelte  die  Materie  (in 
Kap.  40)  unter  den  Beschädigungen  des  Eigentums;  schon  die 
späteren  Vorlagen  von  1884  und  1888  aber,  und  ihnen  fol- 
gend das  Gesetz  selbst,  haben  die  Prinziplosigkeit  einer  solchen 
Stellung  erkannt  und  ihrer  Bestimmung  unter  den  Sittlichkeits- 
delikten den  gebührenden  Platz  eingeräumt. 

So  lautet  dieselbe  heute  in  Kap.  43  (Über  Verletzung  der  die 
Sittlichkeit  betreffenden  Vorschriften)  §  5. 

Har  nägon  i  behandling  af  eget  eller  annans  djur  gjort  sig 
skyldig  tili  uppenbar  grumhet,  straffes  med  böter  ej  öfwer  fem- 
hundra  mark  eller  fängeise  i  bögst  tre  mänader^^). 

Ein  Vergleich  der  vorstehend  behandelten  nordischen  Eechte 
mit  demjenigen  Deutschlands  zeigt,  dafs  jene  ausnahmslos  weiter- 
gehend als  §  360^'^  R.-Str..G.-B.  die  rohe  oder  grausame 
Mifshandlung  an  sich  für  strafbar  erklären,  wozu  Dänemark 
noch  den  Fall  jeder  anderen  Ärgernis  erregenden  Behand- 
lung fügt.  Die  bei  Quälerei  herrenloser  Tiere  in  Schweden  und 
Norwegen  nach  dem  Wortlaute  der  betreffenden  Bestimmungen 
wohl  eintretende  Straffreiheit  hat  keine  sonderliche  praktische 
Bedeutung. 

§  20.    Österreich-Ungarn. 

Die  Österreich-Ungarische  Gesetzgebung  zeigt  ein  den  deut- 
schen Verhältnissen  sehr  ähnliches  Bild.  Nicht  nur,  dafs 
ihre  allgemeinen  Vorschriften  in  der  Ausdrucksweise  den 
unsrigen  entsprechen;  neben  ihnen  bestehtauch  —  ebenso  wie  in 
Deutschland  —  ein  V er ordnungs recht  von  grofser  Fülle  und 
Mannigfaltigkeit. 

*^)  Demselben  entspricht  auch  die  systematische  Stellung  neben  Glücks- 
spiel und  Völlerei. 

**)  Wer  bei  Behandlung  eines  eigenen  oder  fremden  Tieres  sich  einer 
offenbaren  Grausamkeit  schuldig  macht,  wu-d  mit  Geldstrafe  nicht  über  500 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft.  —  Die  Entwürfe  von  1884 
und  1888  stimmten  hiermit  wörtlich,  derjenige  von  1875  dem  Sinne  nach  überein, 
nur  hatten  aUe  eine  geringere  Strafe  (Geldstrafe  bis  200  Mark)  in  Aussicht  ge- 
nommen. Die  Erhöhung  erfolgte  erst  auf  Wunsch  des  ständischen  Strafgesetz- 
ausschusses, welcher  die  Billigung  des  Landtags  fand. 


Als  älteste  umfassende  Bestimmung  über  Tierquälerei  kommt 
ein  Hofkanzleidekret  vom  2.  Juli  1846^)  in  Betracht:  „Alle 
auffallenden  und  Ärgernis  erregenden  Mifshandlungen  von  Tieren 
sind"  danach  „als  Polizeivergehen  angemessen  zu  bestrafen." 

Am  15.  Februar  1855  ist  dann  eine  Verordnung  des 
Ministeriums  des  Innern-)  folgenden  Wortlauts  ergangen: 
„Wer  öffentlich  auf  eine  Ärgernis  erregende  Weise  Tiere,  sie 
mögen  ihm  eigentümlich  gehören  oder  nicht,  mifshandelt,  ist  von 
der  politischen  Behörde,  und  an  Orten,  wo  sich  eine  K.  K.  Polizei- 
behörde befindet,  von  dieser  nach  §  11  der  Kaiserl.  Verordnung 
vom  20.  April  1854^)  zu  bestrafen. 

„Sollten  gewisse  Arten  solcher  Mifshandlungen  häufiger  wahr- 
genommen werden,  oder  im  gewerblichen  Verkehre  herkömmlich 
geworden  sein,  so  bleibt  es  der  Landesstelle  überlassen,  gegen 
dieselben  mit  speziellen  Verboten  vorzugehen." 

In  Österreich  ist  diese  Ministerialverordnung  noch 
heute  geltendes  Recht,  da  weder  der  „Entwurf  eines 
Strafgesetzes  über  Polizeiübertretungen,  gültig  für  die  im 
Keichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder"  von  1868  noch 
die  Ende  der  sechziger  Jahre  beginnenden  Versuche  einer  Neu- 
kodifikation des  gesamten  Strafrechts  bisher  zu  praktischen 
Ergeonissen  geführt  haben  ^). 

Jener  Entwurf  hatte  (in  Teil  IV  „Polizeiübertretungen  in 


*)  Hier  citiert  nach :  Lienbacher,  das  österreichische  Polizeistrafrecht  S.  85. 
Die  „Mifshandlung"  definiert  Lienbacher  daselbst  als  „eine  solche  Behandlung, 
durch  welche  das  Tier  am  Körper  Schaden  nehmen  kann". 

'-)  R.-G.-Bl.  Nr.  81. 

'^)  R.-G.-Bl.  Nr.  31.  Er  lautet:  „Jedes  polizeiwidrige  Verhalten  an  öffent- 
lichen Versammlungsorten,   namentlich  u.  s.  w ,  wodurch  die  Ordnung 

und  der  Anstand  verletzt,  das  Vergnügen  des  Pubhkums  gestört  oder  sonst 
ein  Ärgernis  gegeben  wird,  ferner  jede  demonstrative  Handlung,  wodurch  Ab- 
neigung gegen  die  Regierung  oder  Geringschätzung  ihrer  Anordnungen  aus- 
gedrückt werden  soll,  wird,  unvorgreiflich  der  etwa  eintretenden  strafgericht- 
lichen Behandlung,  mit  einer  Ordnungsbufse  von  I  bis  100  Gulden  oder  von 
6  stündiger  bis  14tägiger  Anhaltung  geahndet,  je  nachdem  die  eine  oder  andere 
Bufse  nach  Umständen  wirksamer  oder  angemessener  erscheint." 

*)  Über  einen  1872  dem  Niederösterreichischen  Landtage  vorgelegten  Ge- 
setzentwurf gegen  Tierquälerei  ging  man  ebenfaUs  zur  Tagesordnung  über,  da 
ein  solches  Gesetz  für  das  ganze  Reich  nötig  sei  und  daher  die  Kompetenz 
des  Landtages  überschreite. 
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Bezug  auf  die  öffentliche  Sittlichkeit*')   als  §  106   folgende  Be- 
stimmung in  Aussicht  genommen: 

1.  ,Wer  Tiere  öffentlich  roh  mifshandelt, 

2.  ,Wer  den  zur  Verhütung  einzelner  Arten  von  Tierquälerei 
erlassenen  Verordnungen  zuwiderhandelt,  ist  an  Geld  bis 
zu  20  fl.  oder  mit  Einschliefsung  bis  zu  4  Tagen  zu  be- 
strafen/ 

Weitergehend  bereits  ist  die  erste  Kegierungsvorlage  des 
^Strafgesetzes  über  Verbrechen,  Vergehen  und  Über- 
tretungen'' aus  dem  Jahre  1874  (Entwurf  des  Justizministers 
Glaser).  Sie  schlägt  im  vierten  Hauptstück  „Übertretungen  in 
Bezug  auf  die  öffentliche  Sittlichkeit"  folgenden  Paragraphen 
(451)  vor:  „Wer  öffentlich  oder  in  Ärgernis  erregender  Weise 
Tiere  boshaft  quält,  oder  roh  mifshandelt,  oder  sonst  den  gegen 
Tierquälerei  erlassenen  Verordnungen  zuwiderhandelt,  ist  mit  Haft 
bis  zu  einer  Woche  oder  an  Geld  bis  zu  40  fl.  zu  bestrafen." 

In  dem  zur  Begutachtung  dieser  Vorlage  eingesetzten  Kam- 
merausschusse wurde  ein  Antrag  auf  Beseitigung  der 
Worte  „öffentlich  oder  in  Ärgernis  erregender  Weise" 
gestellt,  da  die  Tierquälerei  an  sich  von  gemeiner  Gesinnung  zeuge 
und  deshalb  strafwürdig  sei,  auch  wenn,  wie  so  häufig,  niemand 
daran  Anstofs  nehme'*). 

Der  Ausschufs  jedoch  nahm  (1877)  die  Eegierungs- 
vorlage  unverändert  an;  es  wurde  dabei  insbesondere  hervor- 
gehoben*), dafs  jene  Worte  durchaus  nicht  so  aufzufassen  wären, 
„als  ob  das  Ärgernis  gerade  während  der  That,  sondern  nur, 
dafs  es  durch  die  That  erregt  werden  müfste";  es  könne  daher 
auch  durch  deren  späteres  Bekanntwerden  entstehen. 

Die  auf  Grund  des  Ausschufsentwni-fs  durch  den  Leiter  des 
Justizministeriums  Prazak  ausgearbeitete  neue  Regierungsvorlage 
von  1881  aber  hat  dann  den  im  Ausschusse  in  der  Minderheit 
gebliebenen  Standpunkt  zu  dem  ihrigen  gemacht  und  die  Erfor- 
dernisse der  Öffentlichkeit  und  des  Ärgernisgebens  be- 
seitigt.   Ihr  §  450  lautet: 

,iWer  Tiere  boshaft  quält   oder  roh  mifshandelt,  oder  sonst 


*)  Nr.  704  der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses VIII.  Session. 

•)  Entgegen  der  heutigen  Auffassung  in  Deutschland.    Vgl.  S.  38. 


den  gegen  Tierquälerei  erlassenen  Anordnungen  zuwiderhandelt, 
ist  mit  Haft  bis  zu  einer  Woche  oder  an  Geld  bis  zu  40  fl.  zu 
bestrafen.** 

Dieser  Regierungsentwurf  wurde  wiederum  an  den 
Ausschufs  verwiesen,  kam  aber  hier  nicht  zur  Durch- 
beratung. Statt  dessen  wurde  er  unter  Justizminister  Graf 
Schönborn  einer  nochmaligen  Revision  unterzogen  und  gelangte 
am  11.  April  1889  von  neuem  an  das  Abgeordnetenhaus.  In 
§  451  hat  er  die  Bestimmungen  des  Entwurfs  Prazak  über  Tier- 
quälerei wörtlich  angenommen. 

Der  zur  Beratung  der  Vorlage  eingesetzte  Ausschufs") 
jedoch  hat  —  abgesehen  von  einer  kleinen  redaktionellen  Ände- 
rung —  eine  bedeutende  Erhöhung  des  beabsichtigten  Strafmafses 
beantragt.  Nach  seinem  Entwürfe  zweiter  Lesung^)  lautet 
die  Vorschrift  wie  folgt:  §  461^).  „Wer  Tiere  boshaft  quält 
oder  roh  mifshandelt  oder^^)  den  gegen  Tierquälerei  erlassenen 
Anordnungen  zuwiderhandelt,  ist  mit  Haft^^)  oder  an  Geld  bis  zu 
300  fl.  zu  bestrafen. 

„Gegen  die  zur  Strafe  der  Haft  Verurteilten  kann  auf  Anhal- 
tung  zur  Arbeit  (§  13)  und  auf  Verschärfung  der  Freiheitsstrafe 
(§  14)  erkannt  werden." 

Zu  weiteren  Verhandlungen  über  die  Ausschufsanträge  ist  es 
bis  heute  noch  nicht  gekommen. 

Das  geltende  Recht  in  Osterreich  bleibt  demnach 
hinter  dem  Deutschen  zurück.  Es  erfordert  Öffentlichkeit 
der  Begehung  und  die  Erregung  von  Ärgernis.  Die  zu- 
künftige  Gesetzgebung  jedoch   wird   voraussichtlich   die  Be- 


')  Bestehend  aus  15,  von  beiden  Häusern  des  Keichsraths  gewählten  Mit- 
gliedern. 

^)  Die  erste  Lesung  fand  vom  27.  Mai  bis  27.  Juni,  die  zweite  vom 
21.  November  bis  2.  Dezember  1889  statt. 

®)  Die  systematische  Stellung  unter  den  Sittlichkeitsdelikteu,  wo  unser  § 
zwischen  denjenigen  über  Glücksspiel  und  Trunkenheit  eingereiht  erscheint,  ist 
unverändert  geblieben. 

^^)  Die  Fortlassung  des  Wortes  „sonst"  an  dieser  Stelle  erklären  die  Mo- 
tive damit,  dafs  das  „boshafte  Quälen  etc."  unter  Strafe  zu  stellen  sei,  unab- 
hängig von  den  etwaigen  gegen  Tierquälerei  bestehenden  Anordnungen.  In 
erster  Lesung  war  diese  Änderung  noch  nicht  vorgenommen.  Im  übrigen 
stimmte  §  457  erster  Lesung  mit  §  461  wörtlich  überein. 

1^)  d.  h.  nach  §  15  des  Entwurfs:  Haft  von  6  Stunden  bis  zu  2  Monaten. 
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Stimmung  des  §  360^^  E.-Str.-G.-B.  durch  völliges  Absehen  von 
diesen  beiden  Begriffsmerkraalen  wie  auch  durch  Erhöhung  des 
Strafmafses  weit  übertreffen. 

Das  Ungarische  Kecht  stimmt  mit  demjenigen  Österreichs 
vollkommen  überein.  Es  beruht  formell  auf  dem  Strafgesetz- 
buche über  Übertretungen  vom  12.  Juni  1879,  welches 
jedoch  inhaltlich  lediglich  die  Vorschriften  der  früher  geltenden 
Ministerial Verordnung  von  1855^)  aufrecht  erhalten  hat.  Seine 
Bestimmung  (Übertretungen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und 
öffentliche  Moral)  §  86  lautet: 

,Wer  öffentlich  in  Anstofs  erregender  Weise  ein 
Tier  quält  oder  grausam  behandelt,  sowie  wer  die  gegen 
die  Tierquälerei  erlassenen  Verordnungen  und  Statuten  verletzt, 
ist  mit  Arrest  bis  zu  8  Tagen  und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
100  fl.  zu  belegen.''  — 

Unter  den  in  der  Monarchie  erlassenen  Spezialbestim- 
mungen  ist  ein  Landesgesetz  vom  10.  Dezember  1868 
hervorzuheben,  welches  das  Blenden  der  Singvögel  untersagt.  Sehr 
zahlreich  sind  ferner  —  ebenso  wie  in  Deutschland  —  die  gegen 
Mifshandlung  der  Tiere  beim  Transport  gerichteten  Vor- 
schriften ^^^);  und  auch  über  die  Benutzung  der  Hunde  als 
Zugtiere  finden  sich  mehrfache  Anordnungen"). 

Weiter  verbietet  z.  B.  ein  Erlafs  der  Niederösterreichischen 
Statthalterei  vom  20.  September  1874   das  Abwägen  von  Käl- 


»2)  Vgl.  s.  73. 

*ä)  Z.  B.  Erlafs  des  Handelsministeriums  vom  26.  Februar  1875,  betreffend 
den  Transport  von  Borstenvieh  auf  Eisenbahnen.  (Er  verlangt  —  wenn  mög- 
lich —  die  Benutzung  von  Etagewägen,  in  jedem  Falle  aber  Tränkung  inner- 
halb 24  Stunden  und  genügende  Ventilation.)  Femer  die  Dekrete  der  Nieder- 
österreichischen Statthalterei  vom  15.  Februar  1856,  1.  Juli  1856,  12.  Januar 
1880;  Verfilgung  des  Tiroler  Guberniums  vom  2.  Juni  1846,  in  Vorarlberg 
publiziert  am  10.  Januar  1853;  Verordnung  des  Steiermärkischen  Guberniums 
vom  21.  Januar  1846.  In  Oberösterreich  die  Verordnungen  vom  29.  Mai  und 
30.  September  1853  und  vom  15.  September  1855.  —  Die  Wiener  Viehtrieb- 
ordnung vom  28.  April  1851.  —  Alle  diese  Vorschriften  enthalten  —  teils  be- 
züglich des  Viehtransports  im  Allgemeinen,  teils  betreffs  des  Kälbertransports  — 
ähnliche  Anordnungen,  wie  wir  sie  in  Deutschland  gefunden  haben. 

")  So  z.  B.  in  dem  ausführlichen  Erlafs  der  Niederösterreichischen  Statt- 
halterei vom  20.  September  1886;  —  in  Oberösterreich  verbot  eine  Verordnung 
vom  18.  Oktober  1851  diese  Benutzung  vollständig. 


bern  durch  Aufhängen  auf  den  Haken  einer  Schnellwage 
mit  herabhängendem  Kopfe,  ein  anderer  Erlafs  derselben  Behörde 
vom  12.  Juni  1875  verlangt  eine  Konstruktion  der  Hundemaul- 
körbe derart,  dafs  die  Tiere  durcl*  dieselben  nicht  am  freien 
Atmen  und  Trinken  behindert  werden.  Ein  Gemeinderatsbeschlufs 
der  Stadt  Wien  vom  24.  April  1866  untersagt  das  Abschuppen 
von  Fischen  in  lebendem  Zustande,  ein  Erlafs  der  Wiener  Polizei- 
direktion vom  26.  September  1878  das  Anbinden  von  Hunden 
an  Tramwaywägen  u.  s.  w.  u.  s.  w.  — 

Endlich  ist  auch  in  Osterreich  seitens  des  Kultusministeriums 
unter  dem  17.  Juli  1885  ein  Erlafs  über  die  Vivisektion  an  die 
Universitäten  gerichtet  worden,  welcher  in  allen  wesentlichen 
Punkten  sich  den  in  Preufsen  gegebenen  Bestimmungen  (vgl.  S.  29) 
anschliefst 

§  21.    Kufsland. 

In  Rufsland  bestimmt  das  „Gesetz  über  die  von  den 
Friedensrichtern  zu  verhängenden  Strafen"^)  aus  dem 
Jahre  1864  unter  den  „Verletzungen  der  Ordnung  und  Euhe** 
Art.  43.  „Wer  sich  unzüchtiger  und  Ärgernis  erregender  Hand- 
lungen an  einem  öffentlichen  Orte  schuldig  macht,  wird  mit  Arrest 
bis  zu  einem  Monat  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Rubeln  be- 
straft.'^ 

Am  28.  November  1871  wurde  diesem  Artikel  folgender 
Absatz  beigefügt: 

„Wer  ohne  Grund  Haustiere  quält,  wird  mit  Geldstrafe 
bis  zu  10  Rubeln  bestraft." 

Nach  der  neuen  offiziellen  Ausgabe  des  Gesetzes-)  von 
1885  erscheint  diese  Bestimmung  als  selbständiger  Art.  43 \ 

Interessant  ist  die  Geschichte  der  Frage. 


*)  Dasselbe  behandelt  die  Verbrechen  und  Übertretungen,  welche  der 
Jurisdiktion  der  von  den  Selbstverwaltungsorganen  gewählten  Einzel-(Friedens-) 
Richter  unterliegen.  Aufserdem  gilt  für  die  KoUegialgerichte  das  Strafgesetz- 
buch über  Verbrechen  und  Vergehen  von  1845  (1866  revidiert  und  1885  in 
offizieller  Neuredaktion  herausgegeben). 

*)  Diese  Ausgaben  werden  von  der  Kodifikationsabteilung  des  Staatsrates 
{früher  zweite  Abteilung  des  Kaiserlichen  Kabinets)  in  der  Weise  besorgt,  dafs 
die  inzwischen  erschienenen  Gresetze,  Erlasse  u.  s.  w.  in  das  betreffende  Gesetz- 
buch  unter  Beseitigung   der   veralteten   Vorschriften  Aufnahme   finden.     Die 
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Während  der  Dauer  der  Leibeigenschaft,  wo  selbst  dem 
Menschen  ein  genügender  Schutz  gegen  nur  zu  häufige  Mifs- 
handlungen  mangelte,  war  von  Bestrafung  der  Tierquälerei  natur- 
gemäfs  keine  Eede.  • 

Erst  im  Jahre  1860  wurde  dieser  Gedanke  seitens  des 
Rigaischen  Tierschutzvereins  beim  Ministerium  des  Innern  in  An- 
regung gebracht. 

Trotz  Wiederholung  im  Jahre  1862  wurde  derselbe  jedoch 
von  der  Regierung  zunächst  abgewiesen,  weil  die  sozialen 
Verhältnisse  Rufslands  für  eine  strafrechtliche  Regelung  der  Frage 
noch  nicht  reif  seien. 

Inzwischen  aber  nahm  man  bei  Ausarbeitung  der  Justizreform 
in  den  Entwurf  des  obigen  Gesetzes  für  Friedensrichter 
vom  Jahre  1860  Art.  43  eine  Bestimmung  auf,  wonach  mit 
Geldstrafe  bis  zu  5  Rubeln  bestraft  werden  sollte,  «wer  Tiere 
grausam  behandelt." 

Die  Motive  bemerken  dazu:  die  Tierquälerei  empöre  das 
moralische  Gefülil  und  überschreite  die  Grenzen  des  menschlichen 
Eigentumsrechts.  Sie  sei  nicht  nur  um  der  Tiere  willen 
verwerflich,  sondern  auch  für  die  Gesellschaft  schädlich. 
Denn  durch  Abstumpfung  der  besten  und  edelsten  Empfindungen 
erzeuge  und  befördere  sie,  namentlich  bei  Kindern,  den  Hang  zum 
Verbrechen. 

Eine  Bestrafung  in  dem  Umfange,  wie  dieselbe  fast  in  allen 
westlichen  Staaten  bestehe,  sei  in  Rufsland  bei  dem  Mangel  der 
Volksentwicklung  allerdings  nicht  zu  empfehlen.  Das  gesetz- 
liche Verbot  unter  Androhung  einer  leichten  Geldstrafe 
hingegen,  welche  bis  zu  einigen  Kopeken  gemildert  werden  könnte, 
werde  sehr  nützlich  wirken.  Es  werde  dadurch  die  Über- 
zeugung von  der  Schlechtigkeit  solcher  Handlungen  dem  Volke 
allmählig  beigebracht  und  die  Erziehung  seines  moralischen  Ge- 
fühls gefördert  werden. 

Im  Staatsrate  fand  der  Vorschlag  damals  prinzipiell  Sym- 
pathie. Man  hielt  jedoch  den  Ausdi'uck  „grausame  Behandlung* 
für  zu  unbestimmt  und  fürchtete,  es  könnte  darunter  auch  eine 


so  entstandene  Redaktion,  welche  Gesetzeskraft  hat,  übt  naturgemäfs  durch 
Veränderung  der  Fassung  oder  SteUung  oft  auch  einen  bedeutenden  Einflufs- 
auf  den  Inhalt  der  Bestimmungen  aus. 


§  21.    Rufsland. 
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übermäfsige  Anstrengung  der  Tiere  aus  Notwendigkeit  verstanden 
werden,  deren  Bestrafung  unbillig  sei.  An  diesen  Erwägungen 
scheiterte  das  Zustandekommen  der  Vorschrift. 

Im  Jahre  1869  legte  darauf  das  Ministerium  des  Innern, 
um  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  der  Tierschutzvereine  zu  ermög- 
lichen und  zugleich,  weil  die  Tierquälerei  eine  Verschlechterung 
der  Viehzucht  und  so  eine  Schädigung  des  Volkswohlstandes  im 
Gefolge  habe,  einen  erneuten  Entwurf  vor,  welcher  1871 
nach  Annahme  seitens  des  Staatsrats  in  der  oben  erwähnten 
Fassung  „wer  Tiere  ohne  Grund  quält '^  Gesetz  wurde. 

Durch  dieses  Abweichen  von  der  Formulierung  des  Entwurfs 
von  1860  wollte  man  eine  Bestrafung  der  Vivisektion  und  der 
notwendigen  Anstrengung  tierischer  Kräfte  vermeiden. 

Die  Stellung  der  Bestimmung  als  Abs.  2  des  Art.  3  in 
dem  Gesetze  für  Friedensrichter,  welche  erst  1885  geändert  wurde 
(vgl.  oben),  veranlafste  nun  die  Wissenschaft  und  Praxis  über- 
wiegend zu  der  Annahme,  dafs  auch  die  Tierquälerei  nur  bei 
Öffentlichkeit  der  Begehung  gestraft  werden-  könne ^). 

Dem  folgend,  schlägt  auch  der  Entwurf  eines  neuen 
Str.-G.-Bs.,  welcher  gegenwärtig  von  der  Redaktionskommis- 
sion ausgearbeitet  wird,  in  Art.  238  eine  Bestimmung  vor  des 
Inhalts: 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  10  Rubeln  wird  bestraft,  wer  öffent- 
lich Haustiere  ohne  Grund  quält*). 

Das  geltende  Russische  Recht  schützt  demnach  nur  die 
Haustiere  und  auch  diese,  wenigstens  nach  der  herrschenden  An- 
sicht, lediglich  gegen  öffentliche  Quälerei.  Die  Zukunft  wird, 
wie  es  den  Anschein  hat,  diesen  Standpunkt  zur  unbestrittenen 
Anerkennung  bringen^). 


3)  Interessant  ist  es,  dafs  noch  vor  dem  Erscheinen  des  Gesetzes  von 
1871  die  Agenten  der  Tierschutzvereine  Anklagen  wegen  Tierquälerei  vor  den 
Friedensrichtern  erhoben  und  letztere  solchen  Anklagen  bisweilen  Folge  leisteten, 
indem  sie  Art.  38  des  Gesetzes  für  Friedensrichter  zur  Anwendung  brachten, 
welcher  die  öffentliche  Ruhestörung  mit  Strafe  bedroht. 

*)  Nach  der  inzwischen  stattgehabten,  neuesten  Lesung  des  Entwurfs  ist 
eine  Erhöhung  der  Strafe  auf  25  Rubel  geplant. 

^)  Den  gröfseren  Teil  dieser  Mitteilungen  über  das  Russische  Recht  ver- 
danke ich  Herrn  Sliosberg  und  Herrn  Prof.  Dr.  Foinitzky  (Petersburg). 


1E\ 


80 


n.  Teil.   Das  Recht  des  Auslandes. 


§  22.    Schweiz. 


81 


• 


§  22.    Sch-veiz. 

Wie  das  Schweizer  Strafreclit  überhaupt  noch  kein  einheit- 
liches ist,  sondern  auf  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Kantone  be- 
ruht, so  zeigt  dasselbe  auch  in  Bestrafung  der  Tierquälerei  — 
welche  gegenwärtig  überall  durchgeführt  ist  — ein  lokal  ver- 
schiedenes Bild  ^).  Trotzdem  lassen  sich  gewisse  inhaltlich  ver- 
wandte Gruppen  von  Gesetzgebungen  scharf  von  einander 
scheiden,  Sie  sollen  im  Folgenden  nach  dieser  Verwandtschaft 
einerseits,  nach  ihrem  Verhältnis  zum  Deutschen  Eeichsrechte 
andererseits  zur  Darstellung  gelangen.  Es  wird  dabei  zur  Er- 
reichung gröfserer  Übersichtlichkeit  das  aufserordentlich  um- 
fangreiche, positive  Material  wörtlich  im  Anhang  (vgl.  unten) 
vorgeführt  werden,  während  sich  der  Text  selbst  auf  eine  Be- 
sprechung des  dort  Gegebenen  beschränken  soll.  — 

I.  Grofs  ist  die  Zahl  derjenigen  Kantone,  welche 
jede  Tierquälerei  an  sich  für  strafbar  erklären,  mithin 
das  Deutsche  Eecht  weit  übertreffen.  Hierher  gehören:  Aargau, 
beide  Appenzell,  Basel  Land  und  Stadt,  Luzern,  Nid- 
walden,  Obwalden,  St.  Gallen,  Schaffhausen,  Solothurn, 
Schwyz,  Thurgau,  üri  und  Waadt. 

Die  Art,  wie  man  diesen  Gedanken  im  Einzelnen  zum  Aus- 
druck gebracht,  ist  recht  verschieden. 

1.  Basel  Landschaft  bestimmt  im  Einf.-Ges.  z.  Str.-G.-B.  v. 
10.  März  1873  kurz  und  klar:  .Tierquälerei  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldbufse  bestraft"  ^).  Ebenso  sollen  in 
Appenzell-Inner-Rhoden  nach  Polizeiverordnung  v.  1874  bezw. 
1880  diejenigen  gebüfst  werden  „die  der  Tierquälerei  überwiesen 
sind ''3);  und  ähnlich  wird  in  Solothurn  auf  Grund  des  Str.-G.-Bs. 
vom  29.  August  1885  bedroht  „wer  Tiere  mifshandelt  oder 
die  zum  Schutze  derselben  erlassenen  Verordnungen  übertritt''^). 

*)  Einheitlich  geregelt  ist,  ähnlich  wie  in  Deutschland  (vgl.  S.  27),  die 
Beförderung  lebender  Tiere  auf  Eisenbahnen  durch  Transportreglement  vom 
1.  Juli  1876,  Kreisschreiben  des  Bundesrats  vom  16.  September  1885  und  Bun- 
desratsbeschlui's  vom  12.  März  1888. 

'-)  Vgl.  Anhang.    Die  Höhe  der  Geldbufse  geht  bis  zu  3000  Frs. 

^)  Vgl.  Anhang.  Strafe  2—30  Frs.,  in  schweren  FäUen  oder  bei  Wieder- 
holungen Überweisung  an  die  Gerichte. 

*)  Vgl.  Anhang.  Geldbufse  bis  50  Frs.  Solche  Verordnungen  sind  übrigens 
bisher  in  keinem  der  beiden  Kantone  ergangen. 


2.  In  Appenzell-Ausser-Rhoden"^)  und  Basel  Stadt^)  wird 
mit  Strafe  belegt,  „wer  Tiere  mifshandelt  oder  über- 
anstrengt", im  letzteren  Kantone  weiter  „wer  den  durch  Ver- 
ordnung oder  polizeiliche  Vorschrift  über  Mifshandlung  von  Tieren 
erlassenen  Bestimmungen  zuwiderhandelt  \  Solche  Bestimmungen 
sind  für  Basel-Stadt  in  der  Kundmachung  vom  15.  Juni  1853 
enthalten,  während  in  Appenzell  a.  Rh.  ein  Kreisausschreiben  der 
Standeskommission  vom  17.  Dezember  1867  die  am  häufigsten 
vorkommenden  Fälle  von  Tierquälerei  aufzählt"). 

3.  Nidwaiden  bestimmt  in  §  2  der  Verordnung  vom  15.  De- 
zember 1873  (vgl.  S.  176),  dafs,  „wer  sich  einer  Tierquälerei 
schuldig  macht",  je  nach  der  Gröfse  seines  Vergehens  mit 
4__50  Francs  Bufse  oder  mit  korrektioneller  Strafe  belegt  werden 
solle.  Was  unter  Tierquälerei  zu  verstehen,  will  §  1  derselben 
Verordnung  angeben.  Er  führt  in  10  Nummern  eine  grofse  Anzahl 
einzelner  Fälle  auf,  um  schliefslich  zu  dem  Ergebnisse  zu  ge- 
langen. Der  Tierquälerei  macht  sich  schuldig:  e)  „Wer  sonst 
noch  Tieren  irgend  welche  Behandlung  zu  Teil  werden  läfst,  die 
sich  als  rohe  Quälerei  qualifiziert''  (sie!). 

4.  In  Schaff  hausen  ferner  ist  nach  der  Verordnung  vom 
9.  November  1854^)  „jede  übermäfsige  Anstrengung  des  Zugviehes 
sowie  jede  rohe  Behandlung  der  Tiere"  mit  einer  Geldbufse 
von  2—25  Frs.  oder  mit  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  4  Tagen 
zu  belegen.  Es  wird  dabei  eine  gröfsere  Reihe  von  Fällen  ange- 
geben, auf  welche  sich  diese  Bestimmung  insbesondere  erstreckt 
(vgl.  S.  179).  Überdies  aber  trifft  auf  Grund  des  Str.-G.-Bs.  vom 
3.  April  1859  Geldbufse  bis  zu.  100  Frs.  oder  Gefängnis  zweiten 


»)  Nach  dem  Str.-G.-B.  vom  28.  April  1878  vgl.  S.  165.  Das  frühere  Str.- 
O.-B.  vom  16.  Oktober  1859 (vgl.  a.a.O.)  lautete  einfach:  „wer  Tiere  mifshandelt". 
Pie  Fälle  des  Überanstrengens  waren  hierunter  mitbegriffen,  wie  das  Kreis- 
schreiben der  Standeskommission  vom  17.  Dezember  1867  ergiebt. 

0)  Polizeistrafgesetzbuch  vom  23.  September  1872  (vgl.  S.  168).  Die  früher 
geltende  Verordnung  vom  15.  Juni  1853  (vgl.  S.  166)  en^ähnte  aufserdem  noch 
das  „Quälen"  und  „Verstümmeln". 

')  Vgl.  Anhang.  Die  Strafe  selbst  beträgt  in  AppenzeU  a.  Rh.  Bufse  bis 
200  Frs.,  unter  erschwerenden  Umständen  Bufse  und  Haft.  In  Basel  St.  Geld- 
bufse bis  100  Frs.  oder  Haft  bis  zu  2  Wochen,  womit  Schärfung  verbunden 
werden  kann. 

«)  Durch  Verordnung  vom  3.  Dezember  1872  (vgl.  S.  180)  neben  dem  Str.- 

<T.-B.  von  1859  aufrecht  erhalten. 

V.  Hippel,  Tierquälerei.  " 
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Grades  bis  zu  20  Tagen  jeden,  welcher  „boshafter  oder  mut- 
williger Weise  Tiere  quält,  oder  bei  dem  an  sich  erlaubten 
Gebrauche  überanstrengt,  sofern  er  dadurch  öffentliches  Ärger- 
nis erregte^)*". 

5.  Aargau ^«),  Obwalden^^),  Schwyz^-)  und  Uri^-^)  be- 
strafen denjenigen,  „welcher  Tiere  überm äfsig  anstrengt,  mifs- 
handelt,  quält  oder  mutwillig  verstümmelt**;  St.  Gallen^^) 
hält  es  für  angezeigt,  daneben  noch  besonders  die  Entziehung  der 
notwendigen  Nahrung  und  die  vorschriftswidrige  Tötung  hervor- 
zuheben. Ähnlich  verbieten  Thurgau^-^)  und  Luzern^")  die 
Quälerei  von  Tieren  durch  übermäfsige  Anstrengung,  Ent- 
ziehung der  notwendigen  Nahrung,  schonungslose  und 
grausame  Behandlung,  rohe  Verstümmelung  oder  mut- 
willige Tötung,  und  Waadt^")  „les  actes  du  cruaute,  les  bles- 
sures,  mutilations,  empoisonnements  ou  mauvais  traitements  exerces 
Sans  necessite  sur  un  animal  quelconque\  Aufserdem  aber  trifft 
im  Kanton  Waadt  die  härtere  Strafe  des  code  penal  vom  18.  Fe- 
bruar 1843^^)  „celui  qui  cause  un  scandale  public  en  se  livrant 
ä  des  mauvais  traitements  graves  ou  ä  des  actes  de  cruaute  contre 
un  animal*. 

Neben  diesen  Definitionen  wird  in  sämtlichen  der  soeben  be- 


«)  Früher  trat  kriminelle  Bestrafung:  anf  Grand  des  Znchtpolizeij?esetzes 
von  1842  §  85  (vgl.  8.  179)  ein. 

'**)  Ges.  V.  23.  Wmtenu.  1854(vg:l.S.  1641.  Strafe  5—50  Frs.  oder  verhältnis- 
mäfsigre  Gefangenschaft,  im  WiederholungsfaUe  angemessene  Erhöhung. 

")  Poliz.-Str.-G.  V.  20.  April  1870  (vgl.  S.  177).  Strafe  3-50  Frs.  oder 
angemessene  Gefängnisstrafe,  im  Wiederholungsfälle  angemessene  Erhöhung. 

1-)  PoUzeidekret  v.  29.  Nov.  1879  (vgl.  8.  180).     Strafe  5—50  Frs. 

»3)  Verordnung  v.  28.  Dezemher  1876  (vgl.  S.  184).  Strafe  10-50  Frs.  u.  s.  w. 
wie  Anm.  10. 

'*)  Str.-G.-B.  25.  Novbr.  1885  (vgl.  S.  179).  Strafe:  Geld  bis  150  Frs.  oder 
Gefängnis  bis  1  Monat,  im  Rückfall  bis  300  Frs.  oder  Gefängnis  bis  2  Monate, 
auch  Verbindung  beider  gestattet.  Früher  giltig:  Str.-G.-B.  v.  11  Juni  1857 
(vgl.  S.  178), 

»^)  Ges.  V.  4.  September  1865  (vgl.  S.  183).  Strafe:  2—50  Frs.  oder  Ge- 
fängnis bis  zu  1  Monat.  Im  WiederholungsfaUe  angemessene  Erhöhung  ge- 
stattet. 

1«)  Poliz.-Str..G.-B.  v.  6.  Brachmonat  1861  (vgl.  S.  174).  Strafe:  5—200  Frs. 
oder  Gefängnis. 

*')  Ges.  V.  30.  Novbr.  1876  (vgl.  S.  185).    Strafe:  Geld  bis  12  Frs. 
^^)  Geldstrafe  bis  60  Frs.  oder  Gefängnis  bis  zu  15  Tagen. 


§  22.    Schweiz. 


83 


handelten  Staaten  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Thurgau  noch 
eine  Fülle  einzelner  Handlungen  aufgezählt,  welche  insbesondere 
als  Tierquälerei  angesehen  werden  sollen  ^^). 

IL  Eine  weitere  Anzahl  von  Kantonen  straft  die  Tier- 
quälerei  nur  dann,  wenn  dieselbe  Ärgernis  erregte.  Es  gehören 
hierher:  Bern,  Glarus,  Graubünden,  Zürich  und  Zug. 

Das  Verhältnis  dieser  Rechte  zu  demjenigen  des  Deutschen 
Reiches  hängt  davon  ab,  ob  man  in  der  Schweiz  ein  Ärgernis- 
nehmen unmittelbar  durch  die  Wahrnehmung  der  Handlung 
verlangt  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  übertrifft  §  360^^  R.-Str.- 
G.-B.  die  vorstehend  bezeichneten  Gesetzgebungen,  insofern  er 
aufserdem  noch  die  öffentliche  Begehung  unter  Strafe  stellt, 
im  letzteren  steht  er  hinter  ihnen  weit  zurück,  da  dieselben 
dann  thatsächlich  jede  Tierquälerei  bestrafen,  inhaltlich  also  mit 
denjenigen  der  unter  Nr.  I  angeführten  Staaten  übereinstimmen 
würden  -^). 

Im  Einzelnen  wird  bestraft:  In  Graubünden -^)  „wer  durch 
Tierquälerei  Ärgernis  giebt%  in  Beru"'^)  und  Glarus'-^)  „wer 
durch  rohe  Mifshandlung  oder  boshaftes  Quälen  von  Tieren 
Ärgernis  verursacht ^  Zürich-^)  und  Zug-'^)  verbieten  die  „Quä- 
lerei von  Tieren,  durch  übermäfsige  (Zug:  über  die  Kräfte  der 
betr.  Tiere  gehende)  Anstrengung,  Entziehung  der  notwendigen 
Nahrung,  schonungslose  grausame  Behandlung  (Zug:  sei  es  bei  der 
Arbeit,  bei  der  Wart  oder  Pflege  oder  sonst  wie),  rohe  Ver- 
stümmelung oder  mutwillige  Tötung,  wenn  das  eine  oder  das  an- 


1^)  In  Thurgau  regelt  eine  besondere  Verordnung  (vgl.  S.  183)  die  Be- 
nutzung der  Hunde  als  Zugtiere. 

'^0)  Vgl.  S.  87  ff. 

21)  Poliz.-Str.-G.  1873  (vgl.  S.  174).    Strafe:  Bufse  bis  20  Frs. 

")  Dekret  v.  2.  Dezbr.  1844  (vgl.  S.  168).  Strafe:  Gefängnis  bis  20  Tage 
und  Geldbufse  von  2—40  Frs.,  welch  letztere  auch  aUein  angewandt  werden 

kann. 

23)  Verordnung  v.  21.  Januar  1846  (vgl.  S.  173).  Strafe:  Geld  von  3—40  Frs., 
in  Wiederholungsfällen  Erhöhung  auf  das  Doppelte  und  bei  erschwerenden  Um- 
ständen zugleich  noch  Gefängnisstrafe  gestattet. 

-*)  Ges.  V.  2.  Heumonat  1857.  Strafe:  Polizeibufse  bis  auf  200  Frs.,  welche 
im  WiederholungsfaUe  verdoppelt  und  mit  Gefängnis  bis  auf  10  Tage  ver- 
bunden werden  kann  (vgl.  S.  186). 

'-»)  Ges.  V.  10.  Dezbr.  1863  (vgl.  S.  186).  Strafe:  Polizeibufse  von  2— 50 Frs., 
welche  im  Wiederholungsfalle  verdoppelt  und  mit  Gefängnis  bis  auf  10  Tage 

verbunden  werden  kann. 
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dere   in  einer   (Zug:  Aufsehen  oder)  Ärgernis   erregenden  Weise 
erfolgt". 

In  Bern  und  Glarus  führen  überdies  die  §§  2  der  betreffenden 
Verordnungen  eine  Eeihe  von  Fällen  an,  welche  .namentlich  als 
strafbare  Mifshandlungen  angesehen  werden  sollen".  Und  weitere 
derartige  Fälle  enthält  das  Berner  Dekret  vom  26.  Juni  1857 
,betr.  die  Ergänzung  des  Gesetzes  über  Tierquälerei"-**). 

III.  Genf  untersagt  —  von  einigen  Spezialfällen  abgesehen  — 
nur  die  Quälerei  von  Haustieren.  Öffentlichkeit  der  Begehung, 
wie  sie  der  code  penal  von  1874  voraussetzte,  wird  seit  dem 
Polizeireglement  vom  24.  September  187 8-")  nicht  mehr  erfordert. 
Letzteres  bringt  aufser  dieser  allgemeinen  Erweiterung  noch  eine 
Fülle  von  Spezialbestimmungen. 

Interessant  ist  es,  dafs  solche  in  einem  weiteren  Polizei- 
reglement vom  17.  September  1878-«)  auch  in  Betreff  der  Vivi- 
sektion erlassen  worden  sind:  Wissenschaftliche  Tierexperimente 
dürfen  danach  in  anderen  ünterrichtsräumen  als  denjenigen  der 
medizinischen  Fakultät  nur  nach  vorheriger  Anzeige  beim  Justiz- 
und  Polizeidepartement  vorgenommen  werden.  Letzteres  hat 
darüber  zu  wachen,  dafs  thunlichst  Anästhetika  gebraucht  wer- 
den und  auch,  die  vollkommensten  Instrumente,  zur  Anwendung 
kommen. 

IV.  Öffentlichkeit  der  Mifshandlung  verlangen  Freiburg, 
Neuchätel  und  Wallis;  diese  Gesetzgebungen  stehen  mithin 
hinter  dem  deutschen  Reichsrechte  zurück. 

Freiburg-»)  bestimmt:  „quiconque  exerce  publiquement  et 
abusivement  de  mauvais  traitements  envers  les  animaux  est  puni 
d'une  amende  d'un  ä  quinze  francs."  Aufserdem  zählt  No.  2  des 
Gesetzes  eine  Anzahl  von  Handlungen  auf,  welche  im  allgemeinen 
als  Tierquälerei  anzusehen  seien,  während  No.  3  eine  weitere  Reihe 
von  Verboten  gegen  die  schwersten  Grausamkeiten  enthält**«). 


^  Vgl.  S.  169;  ob  auch  dieses  Dekret  die  Erregung  von  Ärgernis  verlangt, 
ist  bei  der  Fassung  seines  Art.  4  schwer  zu  entscheiden. 

-')  Vgl.  S.  171.    Strafe:  arbiträre  Polizeistrafe. 

2»)  Vgl.  S.  173. 

•^)  Ges.  V.  23.  Novbr.  1852  (vgl.  S.  170).    Strafe:  1—15  Frs. 

^)  Möglicherweise  wird  in  diesen  letzteren  FäUen  von  dem  Momente  der 
Öffentlichkeit,  welches  freilich  hier  der  Natur  der  Sache  nach  meist  gegeben 
sein  wird,  abgesehen.    Die  Fassung  des  Gesetzes  ist  nicht  ganz  klar. 
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Neuchätel-^^)  und  Wallis^'-)  strafen  diejenigen,  „qui,  dans 
un  lieu  ou  chemin  public,  auront  exerce  des  actes  de  cruaute  ou 
de  fureur  brutale  contre  les  animaux  meme  ä  eux  appartenents''  '^% 

V.  In  Tessin  endlich  bedroht  der  codice  penale  von  1873 
mit  Geldstrafe  ersten  bis  zweiten  Grades  die  öffentliche  Mifs- 
handlung von  Haustieren^*).  Am  4.  April  1874  wui^de  sodann 
daselbst  von  der  Direzione  d'igiene  an  die  Polizeibehörden  ein 
Zirkular  gerichtet,  w^elches  die  Befolgung  der  Vorschriften  des 
Strafgesetzbuchs  wiederholt  einschärft  und,  ähnlich  wie  die  ent- 
sprechenden Bestimmungen  anderer  Kantone,  eine  grofse  Reihe 
besonderer  Fälle  anführt,  wo  dieselben  namentlich  zur  Anwendung 
zu  bringen  seien.  (Vgl.  S.  181). 

VI.  Von  allgemeinem  Interesse  ist  der  um  die  Zulässig- 
keit  des  Schach tens  in  der  Schweiz  entbrannte  Streit,  welcher 
jüngst  durch  eine  Entscheidung  des  Bundesrats  vom  7.  März 
1890  sein  Ende  erreicht  hat. 

Der  Stand  der  Gesetzgebung  über  diesen  Punkt  war 
früher   folgender: 

In  Aargau  war  das  Schächten  im  allgemeinen  durch  litt,  h 
des  Gesetzes  von  1854  (vgl.  S.  164)  untersagt  und  nur  in  Ausnahme 
von  dieser  Vorschrift  für  die  beiden  Gemeinden  Endingen  und 
Lengnau  durch  Gesetz  von  1855  gestattet  ^'^l 

Freiburg.  Obwalden  und  Tessin  verlangten  Betäubung 
der  Tiere  vor  Ölfnung  der  Blutgefässe  (vgl.  SS.  170, 178, 182). 

In  Genf  ferner  schrieb  ein  Eeglement  vom  16.  April  1886 
vor,  dass  unmittelbar  auf  den  Schächtschnitt  die  Vornahme  des 
Genickstichs  oder  —  wo  dies  nicht  angängig  —  die  Betäubung 
des  Tieres  durch  einen  Schlag  auf  den  Kopf  zu  erfolgen  habe; 
auch  waren  genaue  Bestimmungen  über  das  Niederlegen  des  Viehes 
getroffen,  um  so  unnötige  Qualen  bei  den  Vorbereitungshandlungen 
des  Schächtaktes  zu  vermeiden.    Dies  Reglement  war  unter  Ver- 


^^)  Str.-G.-B.  V.  21.  Dezbr.  1855  (vgl.  S.  175).    Strafe:  Geldstrafe  von  5  Frs. 

^  Str.-G.-B.  1858/59  (vgl.  S.  186).  Strafe:  Geld  bis  zu  15  Frs.  oder  Arrest, 
bei  Rückfall  stets  Arrest. 

'^'^)  Weiter  geht  der  Entwurf  eines  Str.-G.-Bs.  für  Neuchätel  vom  5.  März 
1889  (vgl.  S.  176). 

''*)  Vgl.  S.  181. 

^^)  Zur  Zeit  der  Erlassung  dieses  waren  keine  anderen  israelitischen  Ge- 
meinden im  Kanton  vorhanden. 
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mittelling  des  Grofsrabbiners  A^'ertheimer  zustande  gekommen.  In 
den  übrigen  Staaten  bestanden  meines  Wissens  keine  auf  das 
Schächten  unmittelbar  bezüglichen  Vorschriften,  sondern  nur  das 
häufig  wiederkehrende  Verbot  der  Tötung  von  Tieren  auf  unge- 
wöhnliche und  ausserordentliche  Schmerzen  verursachende  Art'^**). 

Dieses  Verbot  aber  wandte  die  Berner  Praxis  in  einem 
Falle  auf  die  jüdische  Schlachtmethode  an  und  verurteilte  auf 
Grund  desselben  im  Jahre  1884  einen  Eabbiner  und  einen  Gast- 
wirt in  zwei  Instanzen  wegen  Tierquälerei  •'"). 

War  schon  damit  die  Frage  in  ein  akuteres  Stadium  gerückt, 
so  erheischten  bald  neue  Vorgänge  in  Aargau  und  Bern  die 
Entscheidung. 

In  Aargau  verurteilte  am  14.  Mai  1887  das  Obergericht 
drei  Metzger  der  Gemeinde  Baden  wegen  Schächtens  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  1854.  Und  als  sich  darauf  die  Juden  mit  einer 
Petition  um  allgemeine  Zulassung  des  Schächtens  an  den 
grossen  Eat  des  Kantons  wandten,  beschlofs  dieser  am  12.  Juli 
1887,   einem  Antrag  des  Tierschutzvereins  folgend: 

„Der  Eegierungsrat  wird  eingeladen,  einen  Gesetzentwurf 
einzubringen,  welcher  das  Ausnahmegesetz  vom  13.  November  1855 
aufhebt%  d.  h.  also  das  jüdische  Schächten  überhaupt  verbietet. 

Die  Berner  Eegierung  ferner  erliefs  am  14.  August  1889 
eine  Verordnung,  welche  in  Art.  13  bestimmt: 

„Die  Tötung  eines  Schlachttieres  ist  rasch  und  sicher  und 
unter  Vermeidung  jeder  Tierquälerei  nach  vorheriger  Betäubung 
durch  einen  genügend  kräftigen  Schlag  auf  den  Kopf  oder  durch 
die  Anwendung  einer  richtig  konstruirten  Schlachtmaske  vorzu- 
nehmen. 

„Das  sogen.  Schächten  oder  Halsanschneiden,  sowie  das 
Kopfabschneiden  ohne  vorherige  Betäubung  ist  untersagt." 

Über  diese  Mafsnahmen  beschwerten  sich  die  Israeliten 


'^)  Vorhanden  in  Appenzell  a.  ßh.j  Bern;  Glarus;  Luzeru;  Nidwaiden;  St. 
Gallen;  Schwyz;  Uri. 

^')  Vgl.  Stoss  (Zeitschrift  des  Bernischen  Jnristenvereins  1884  S.  551), 
welcher  sich  mit  Recht  gegen  dieses  Urteü  erklärt.  Die  Begründung  desselben 
ist  in  der  That  eine  änfserst  schwächliche:  So  wird  z.  B.  aus  der  nach  dem 
Gesetze  erforderUchen  „ungewöhnlichen"  eine  „bei  allen  Nichtisraeliten  unge- 
wöhnliche" Tötungfsweise  u.  s.  w. 


der  Schweiz  auf  Grund  der  Art.  49,  50=^^)  der  Verfassung  (Ein- 
griff in  die  Glaubensfreiheit)  beim  Bundesrat  und  suchten  nach- 
zuweisen, dafs  das  Schächten  keine  Tierquälerei  sei  und  daher 
keine  Unsittüchkeit  enthalte.  Den  entgegengesetzten  Standpunkt 
vertraten  insbesondere  die  Tierschutzvereine,  welche  nament- 
lich auf  ihrer  Delegiertenversammlung  am  15.  März  1889  mit  aller 
Entschiedenheit  die  Einführung  einer  einheitlichen  Schlachtmethode 
mit  vorgängiger  Betäubung  des  Tieres  forderten  und  nötigenfalls 
zu  diesem  Zwecke  auch  eine  Abänderung  der  Bundesverfassung 
anzustreben  beschlossen. 

Der  Bundesrat  stellte  zunächst  umfassende  Ermitte- 
lungen über  den  Stand  der  Angelegenheit  im  Auslande  durch 
die  ''schweizer  Gesandtschaften  an.  Das  Ergebnis  war,  dafs 
nirgends  ein  Verbot  des  Schächtens  vorhanden  sei,  die  Israeliten 
vielmehr  überall  dieses  Verfahren  ungehindert  üben. 

Nach  Einholung  eines  medizinischen  Gutachtens  entschied 
darauf  der  Bundesrat  am  17.  März  1890,  dafs  das  Schächten 
eine  gottesdienstliche  Handlung  sei,  welche  nicht  schlecht- 
hin als  Unsittlichkeit  erscheine.  Denn  der  eigentliche 
Schlachtakt  enthalte  keine  Tierquälerei,  und  bei  den  Vorbereitungs- 
handlungen lasse  sich  dieselbe  durch  geeignete  Schutzmafsregeln 
vermeiden.  Das  unbedingte  Verbot  des  Schächtens  sei  da- 
her verfassungswidrig,  kantonale  Gesetze  und  Verordnungen 
über  die  Anwendung  von  Vorsichtsmafsregeln  aber  zulässig. 
Als  solche  werden  insbesondere  die  in  der  preufsischen  Ministerial- 
verordnung  von  1889  (vgl.  S.  32)  angegebenen  Mafsnahmen  empfohlen. 

VII.  Betrachten  wir  zum  Schlüsse  den  Charakter  der 
Schweizer  Gesetzgebungen  in  aller  Kürze  etwas  näher: 

1.  Schon  die  allgemeinen  Bestimmungen  gegen  Tier- 
quälerei zeigen  in  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Staaten  eine 
unjuristische  Zusammenstellung  verschiedener,  in  ihrem  wechsel- 
seitigen Verhältnisse  unklarer  oder  nebeneinander  überflüssiger 
oder  überhaupt  nicht  unter  den  Begriff  der  Tierquälerei  ge- 
höriger Ausdrücke. 

Dies  gilt  bereits  von  den  Vorschriften  in  Appenzell-Aufser- 


38)  Art.  50  Abs.  1  gewährleistet:  „Die  freie  Ausübung  gottesdienstücher 
Handlungen  innerhalb  der  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffentlichen 
Ordnung." 
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Ehoden  und  Basel-Stadt  (vgl.  S.  81).  Das  , überanstrengen"  ist 
ein  Spezialfall  der  MiTshandlung,  gehört  also  nicht  in  die  allgemeine 
Definition. 

Derselbe  Satz  trifft  in  erhöhtem  Mafse  tiir  die  Kantone  Aar- 
gau, Obwalden,  Schwyz,  Uri,  Sankt  Gallen,  Tluirgau,  Luzeni,  Waadt, 
Zürich,  Zug  und  Genf  (vgl.  S.  82  tf.)  zu.  Eine  ,  Verstümmelung" 
von  Tieren,  welche  nicht  zugleich  eine  Mifshandlung  (mauvais 
traitements  in  Waadt)  oder  Quälerei  enthielte,  wird  praktisch 
nicht  vorkommen  =»♦).  Das  Hervorheben  der  «mutwilligen  Ver- 
stümmelung" ist  daher  ebenso  überflüssig,  als  dasjenige  der  ,über- 
mäfsigen  Anstrengung";  und  auch  die  , Entziehung  der  notwen- 
digen Nahrung"  fällt  unter  den  allgemeinen  Begriff  Denn  dafs 
letzterer  nicht  etwa  die  Fälle  der  Unterlassung  ausschliefsen 
sollte,  ergeben  die  Spezialvorschriften  der  hierher  gehörigen  Kan- 
tone zur  Genüge.  Die  , Tötung"  oder  «mutwillige  Tötung"  von 
Tieren  endlich  ist,  sofern  dabei  Miishandlungen  vorkommen,  oline 
besondere  Erwähnung  strafbar,  andernfalls  aber  hat  sie  mit  dem 
Begriffe  der  Tierquälerei  nichts  gemein. 

2.    Ähnlich   steht  es   mit   den   aufserordentlich  zahl- 
reich hervorgehobenen  Spezialfällen: 

a)  Die  ganz  überwiegende  Mehrzahl  derselben  enthält 
Handlungen,  welche  sich  selbst  "bereits  als  Akte 
der  Tierquälerei  darstellen  und  ohne  jede  besondere 
Benennung  zweifellos  unter  die  betreffenden  allgemeinen 
Bestimmungen  subsumiert  werden  würden^®). 

b)  Eine  weitere  Gruppe  von  Vorschriften  ist  präventiver 
Natur.  Sie  will  Handlungen  bestraft  wissen,  welche  im 
Einzelfalle  zwar  keine  Tierquälerei  zu  enthalten  brauchen, 
bei  häufigem  Vorkommen  aber  regelmäfsi;?  zu  solcher  führen 
werden  ^^).    So  berechtigt  solche  Anordnungen  sein  mögen, 

»«)  Theoretisch  konstruieren  lieCse  sie  sich  im  Falle  der  Anästhesierung. 

^«)  Z.  B.  Verbot,  den  Tieren  die  erforderliche  Xahnin^  vorzuenthalten,  die- 
selben über  ihre  Kräfte  anzustrengen,  roh  und  grausam  zu  züchtigen ,  beim 
Transporte  auf  Wagen  übereinander  zu  schichten  oder  mit  den  Köpfen  über- 
hängen zu  lassen,  sie  roh  zu  verstümmeln,  auf  dem  Transporte  ermattetes  Vieh 
in  grausamer  Weise  weiter  zu  treiben  oder  durch  Anwendung  ungewöhnlicher 
Qualen  zum  Aufstehen  zu  bringen.  Ferner  das  Verbot,  VorsteUungen  zu  geben, 
bei  welchen  Tiere  Leiden  ausgesetzt  werden,  Geflügel  lebend  zu  mpfen,  Vögeln 
die  Augen  auszustechen,  Fische  lebend  abzuschuppen  u.  s.  w. 

'')  Hierher  gehören  die  Vorschriften,  welche  das  Treiben  des  Viehes  durch 
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SO  prinzipiell  verfehlt  ist  die  Stellung,   welche  man 
ihnen  in  vielen  Gesetzen  eingeräumt  hat.     Sie   enthalten 
keine  besonderen  Arten  von  Tierquälerei  und  können  da- 
her vernünftigerweise   auch  vom  Gesetze   nicht   als   solche 
bezeichnet  werden,  wie  dies  meist  geschieht. 
c)  In  erhöhtem  Mafse  trifft  letzteres  bei  einigen  weiteren 
allerdings  vereinzelten  Bestimmungen  zu,  z.  B.  dem  Verbote 
des  Ausnehmens  von  Vogelnestern  (Nidwaiden)  und  des  Weg- 
schiefsens  von  Singvögeln   (Obwalden),   dessen  Übertretung 
insbesondere  als  Tierquälerei  angesehen**  werden  soll! 
Immerhin  hätten  derartige  Vorschriften  in  einem  allgemeinen 
Tierschutzgesetze,  wenn  auch  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Tierquälerei,  üire  Berechtigung.  Von  mehreren  Anordnungen 
des  Genfer  Keglements   (vgl.  S.  171  ff.)   aber  läfst   sich  nicht 
einmal  dies  behaupten.    Sein  Art.  10  enthält  einen  an  den  Betrug 
grenzenden  Fall,    Art.  14  zweite  Hälfte  und  Art.  15  dienen  der 
Verkehrssicherheit   und  hätten  in  einem  Strafsenpolizeireglement 
ihre  Stelle  finden  können,  niemals  aber  in  einem  solchen  pour  la 
protection  des  animaux! 

In  diesem  Genfer  Reglement  insbesondere,  aber  auch  in  den 
meisten  der  übrigen  Gesetzgebungen,  tritt  eben  der  Ein- 
flufs  des  Laienelements  —  der  Tierschutzvereine  —  in  un- 
günstiger Weise  zu  Tage.  An  einer  juristisch  klaren  und 
scharfen  Begriffsbestimmung  fehlt  es,  kasuistische  Auf- 
zählungen machen  sich  statt  dessen  in  überflüssiger  und 
störender  Weise  breit. 

Bei  Schaffung  eines  einheitlichen  Schweizer  Straf- 
gesetzbuchs wäre  meines  Erachtens  der  Augenblick  gekommen, 
um  alle  diese  Übelstände  und  Ungleichheiten  mit  einem  Schlage 
zu  beseitigen.  Eine  allgemeine  Vorschrift  gegen  Tierquälerei 
hätte  unter  den  Sittlichkeitsdelikten  ihren  Platz  zu  finden. 
Inhaltlich  müfste  dieselbe,  anschliefsend  an  den  heute  bereits 
überwiegend  herrschenden  Rechtszustand,  jede  Grausamkeit 
ohne  Beschränkung  auf  Haustiere,  ohne  Rücksicht  ferner  auf  die 
Öffentlichkeit  der  That  oder  die  Erregung  von  Ärgernis,  verbieten. 


bissii^e  Hunde  oder  überhaupt  durch  Hunde,  das  unnütze  Stehenlassen  der  Tiere 
im  Freien  untersagen,  die  Benutzung  der  Hunde  als  Zugtiere  gänzlich  ver- 
bieten oder  von  bestimmten  Bedingungen  abhängig  machen  u.  s.  w. 
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Damit  wären  dann  auch  die  SpezialVerordnungen  und  -Aufzählungen, 
sehr  zum  Vorteil  der  Sache,  auf  einen  bescheidenen  Raum  zurück- 
gedrängt *-). 

Und  weiter  würde  es  bei  einer  solchen  Gleichstellung  der 
Tierquälerei  mit  anderen  Vergehen  woul  auch  überflüssig  sein, 
dem  Anzeiger,  —  wie  heute  vielfach  ^•^)  —  eine  besondere  Be- 
lohnung in  Gestalt  der  halben  Geldstrafe  zuzubilligen,  ein  Ver- 
fahren, welches  grundsätzlich  sicher  keinen  Beifall  verdient.  — 

§  23.    Spanien,  Portugal,  Serbien,  Griechenland, 

Südamerika. 

I.   Spanien. 

Dem  geltenden  Rechte  Spaniens  sind  Strafbestimmungen 
gegen  Tierquälerei  fremd,  und  nur  der  Entwurf  eines  Strafgesetz- 
buchs vom  29.  Dezember  1884  (Francisco  Silvela)  weist  unter 
den  Übertretungen  (Faltas  contra  los  intereses  generales  y  regimen 
de  las  poblaciones)  folgenden  Artikel  (634)  auf: 
Seran  castigados  con  multa  de  5  ä  25  pesetas: 
2*^.  Los  que  püblicamente  maltratan  a  los  animales  cruelmente 
y  sin  necessidad,  6  los  obliguen  ä  una  fatiga  excessiva^). 

IL  Portugal. 

Auch  in  Portugal  giebt  es  allgemeine  Gesetze  oder  Ver- 
ordnungen gegen  Tierquälerei  nicht^);  wohl  aber  wird  dieselbe 
mehrfach  in  den  städtischen  Polizeireglements  (Codigo  de 
Posturas)  ausdrücklich  verboten. 

So  weist  z.  B.  der  Codigo  de  Posturas  do  Municipio 
do  Porto  vom  25.  Januar  1889  in  Art.  8  die  Vorschrift  auf: 

*-)  Vgl.  hierüber,  wie  über  diese  Vorschläge  überhaupt,  die  für  Deutsch- 
land S.  1:30  ff.  gegebene  Darstellung.  —  Die  zur  Vorbereitung  einer  einheit- 
lichen Schweizer  Strafgesetzgebung  im  Auftrage  des  Justiz-  und  Polizeideparte- 
ments von  Professor  Stooss  (Bern)  angefertigte  „Zusammenstellung  der  Schwei- 
zerischen Strafgesetzbücher"  enthält  die  Tierquälerei  nicht. 

^0  Vgl.  Aargau,  Freiburg,  Glarus,  Nidwaiden,  Obwalden,  Tessin,  Uri 
und  Zug. 

^  2:3.  *)  Diejenigen,  welche  öffentlich  Tiere  grausam  und  ohne  Notwendig- 
keit mifshandeln,  oder  sie  zu  einer  übermäfsigen  Anstrengung  zwingen. 

-)  Die  Art.  478—482  des  Codigo  penal  vom  16.  September  1886  richten 
sich  gegen  die  Beschädigung  fremder  Tiere. 
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E  prohibido  espancar  ou  tratar  com  crueldade  quaesquer  animaes 
seus  ou  alheios,  sob  pena  de  15000  reis  de  multa  =0. 

Anschliefsend  daran  werden  dann  noch  eine  ganze  Anzahl 
einzelner  Handlungen*)  als  tierquälerisch  besonders  angeführt  und 
schliefslich  bei  Übertretung  seitens  Minderjähriger  deren  Eltern, 
Vormünder,  Lehrherren  oder  Erzieher  für  die  Zahlung  der  Geld- 
strafe verantwortlich  gemacht.  — 

III.  Serbien. 
Serbien  gewährt  nur  den  Zug-  oder  Reittieren  Schutz.  Die 
betreffende  Vorschrift  findet  sich  in  §  362  des  Strafgesetz- 
buchs vom  29.  März  1860  und  lautet  in  deutscher  Übersetzung"^): 
Mit  Haft  von  1—5  Tagen  oder  mit  Körperstrafe  (Prügel- 
strafe) bis  zu  25  Hieben  wird  bestraft:  5)  Wer  Zug-  oder  Reit- 
tiere öffentlich  quält  oder  tyrannisch  schlägt  und  mifs-* 
braucht. 

IV.   Griechenland. 

In  Griechenland  lassen  neuerdings  in  der  Presse  laut  gewor- 
dene Klagen  auf  die  Einführung  heute  noch  fehlender,  gesetzlicher 
Bestimmungen  über  Tierquälerei  hoffen'^). 

V.  Südamerika. 

Unter  den  mir  bekannt  gewordenen  Gesetzgebungen  Süd- 
amerikas enthält  gegenwärtig  nur  der  Codigo  penal  de  la  Repn- 
blica  de  Chile  vom  12.  November  1874  ein  Verbot  der  Tier- 
quälerei"). 

In  verhältnismäfsig  kurzer  Ausdrucksweise  untersagt  er  jede 

unnötige  Grausamkeit,  übertrifft  also  an  Weite  des  That- 
bestandes  das  Deutsche  Reichsrecht  beträchtlich,  während  das 
zulässige  Strafmafs  allerdings  geringer  ist.    Die  Vorschrift  steht, 


3)  Es  ist  bei  Geldstrafe  von  15000  Reis  verboten,  u-gend  welche  eigenen 
oder  fremden  Tiere  zu  schlagen  oder  grausam  zu  behandeln. 

^)  So  z.  B.  Mifshandlung  mit  der  Peitsche,  Überladen,  Anwendung  von 
Fesseln,  welche  verwunden,  Rupfen  oder  Abbalgen  noch  lebender  Tiere,  der 
Vogelfang  mit  VogeUeim  etc. 

»)  Wie  sie  mir  Herr  Dr.  Milenko  Wesnitsch  (Belgrad)  freundlichst  mitteilt. 

«)  Wie  Herr  Dr.  K5T)riades  (Athen)  mir  schreibt. 

')  Die  (Gesetzbücher  von  Brasilien  und  Peru  gedenken  derselben  nicht. 
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ähnlich  wie  §  360^^  R.-Str.-G.-B.,  ohne  nähere  Einordnung  unter 
den  Übertretungen.     Sie  lautet: 

Art.  496:  Sufrirän  la  pena  de  prision  en  su  grado  mininio 
(cärcel  de  1  ä  20  dias)  conmutable  en  multa  da  una  ä  treinta 
(30)  pesos. 

No.  35:  El  que  se  hiciere  cupable  de  actos  de  crueldad  o  mal 
trato  excessivo  para  con  los  animales  **). 

Eine  ähnliche  Bestimmung  enthielt  auch  der  Codigo  penal 
de  los  Estados  unidos  de  Columbia  vom  2(3.  Juni  1873^^).  Die- 
selbe ist  jedoch  dadurch  beseitigt  worden,  dafs  man  am  15.  April 
1887  in  Columbien  das  Strafgesetzbuch  der  Provinz  Cundinamarca 
vom  Jahre  1858  (IG.  Oktober)  einführte,  welches  die  Tierquälerei 
nicht  erwähnt.  Gegenwärtig  ist  man  mit  Ausarbeitung  eines 
neuen  Strafgesetzbuchs  beschäftigt,  über  dessen  Inhalt  mir  Näheres 
•  noch  nicht  bekannt  geworden  ist. 

§  24.    Nordamerika. 
I.   Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Die  Tierschutzgesetzgebung  der  nordamerikanischen  Union 
ist  verhältnismäfsig  jungen  Datums.  Noch,  nicht  25  Jahre  sind 
verflossen,  seit  Henry  Bergh  zu  New  York  die  American  Society 
for  the  Prevention  of  Cruelty  to  Aninmls,  die  älteste  derartige 
Gesellschaft  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten,  gründete.  Und 
erst  seit  dieser  Zeit  und  mit  dem  Entstehen  ähnlicher  Vereine 
in  den  meisten  der  übrigen  Territorien  begann  das  Streben  nach 
Strafvorschriften  gegen  Tierquälerei,  welches  gegenwärtig  — 
soweit  mir  bekannt^)  —  in  37  Gebieten  von  Erfolg  gekrönt 
gewesen  ist.  "^ 

Von  den  Gesetzgebungen   dieser   Staaten   Hegen  mir  20  vor. 

**)  D.  h.  wer  sich  Akte  von  Grausamkeit  oder  eine  die  Grenzen  des  Not- 
wendigen überschreitende  schlechte  Behandhmg  von  Tieren  zu  Schulden  kom- 
men  läist. 

«)  Art.  639 :  El  que  iniiriere  dolores  inutiles,  innecessarios  o  excessivos  ä 
un  anunal  cualquiera,  aun  cuando  sera  para  obligarle  a  moverse  o  a  desempenar 
algun  trabajo  a  que  estuviere  destinado,  pagarä  una  multa  de  dos  a  veinte 
pesos,  0  sufrirä  arresto  por  uno  a  ocho  dias. 

§  24.  »)  Ob  nicht  etwa  im  letzten  Jahre  noch  weitere  Gesetze  erlassen 
sind,  vermag  ich  nicht  zu  behaupten. 


Sie  zeigen  eine  solche  Ähnlichkeit  des  Inhalts,  vielfach  auch  des 
Wortlauts,  dafs  eine  kurze,  zusammenfassende  Darstellung 
ihrer  Bestimmungen,  wie  sie  hier  folgen  soll,  gleichzeitig  auch  ein 
getreues  Bild  des  mir  nicht  zugänglich  gewordenen  Materials  geben 
dürfte.  Zur  besseren  Illustration  dieser  Darstellung  sollen  über- 
dies im  Anhang  (vgl.  S.  188  ff.)  die  Gesetze  von  Arkansas,  New  York, 
Indiana  und  Nordcarolina  wörtlich  vorgeführt  werden.  Die  beiden 
ersteren  werden  vermöge  ihrer  Ausführlichkeit  für  Form  und  In- 
halt fast  jedes  im  Folgenden  zu  betrachtenden  Falles  ein  Bei- 
spiel bieten.  Die  Vorschriften  in  Indiana  und  Nordcarolina  um- 
gekehrt sind  mit  das  Kürzeste  und  Präziseste,  was  man  in  den 
Vereinigten  Staaten  auf  diesem  Gebiete  geleistet  hat-). 

Wie   in  dem  sonstigen  Rechte  der  Union,   so   spiegelt   sich 
auch  in  ihrer  Tierschutzgesetzgebung  die  nationale  Verwandtschaft 

mit  England  wieder: 

Überall  ist  eine  generelle  Bestimmung  vorhanden, 
welche  die  Tierquälerei  ohne  Rücksicht  auf  Bosheit  oder  Mut- 
mllen  des  Thäters,  ohne  Rücksicht  ferner  auf  die  Erregung  eines 
Ärgernisses  bei  dritten  Personen  oder  auf  die  Öffentlichkeit  der 
Begehung  für  strafbar  erklärt.  Nur  insoweit  geht  dies  Verbot 
noch  weiter  als  in  England,  als  es  regelmäfsig  alle  (nicht  nur  die 
Haustiere)  umfafst  •^).  So  einfach  nun  der  Gedanke  einer  Bestrafung 
jeder  unnötigen  Tierquälerei  ist,  so  weitschweifig  fast  überall 
die  Art  und  Weise,  in  welcher  man  demselben  Ausdruck  verliehen 
hat.  Statt  des  Begriffs,  welchen  man  bezeichnen  will,  setzt 
man  —  in  Anlehnung  eben  an  das  Englische  Recht  und  unter 
dem  Einflüsse  des  Laienelements  (Tierschutzvereine)  —  die  ein- 
zelnen Handlungen,  welche  unter  denselben  fallen,  und  je  nach 
der  Phantasie  des  Autors  wird  auf  diese  Weise  die  Kette  der 
Delikte  scheinbar  eine  gröfsere  oder  kleinere,  ohne  dafs  der  Sinn 
der  Bestimmung  sich  irgendwie  änderte. 

Am  kürzesten  ist  die  der  letzteren  gegebene  Fassung  noch 
in  Kentucky,  welches  Strafe  verhängt  ,if  any  person  unneces- 
sarily  or  cruelly  beats,  torture,  use,  or  otherwise  mistreat  any 
horse  or  other  beast.  whether  his  own  or  that  of  another.'^ 


-)  Das  übrige,  hier  berücksichtigte  Material  ist  im  Anhang  ebenfalls  nach 
Titel,  Jahreszahl  u.  s.  w.  angegeben. 

3)  Ausnahme   Louisianna;   ferner   Nordcarolina,    wo   nur  nützliche   Tiere 

Schutz  geniefsen. 


i 
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Die  Mehrzahl  der  übrigen  Gesetzgebungen  führt  das 
„overdrive,  overload,  torture,  torment,  deprive  of  necessary, 
sustenance,  cruelly  beat,  niutilate,  kill,  injure,  or  cause  or  procure 
to  be  overdriven,  overloaded"  etc.  an^). 

In  einer  weiteren  Eeihe  von  Gebieten  wird  noch  der 
Fall  desjenigen  hinzugefügt,  welcher  Jiaving  the  Charge  or 
custody  of  an  animal,  either  as  owner  or  otherwise,  inflicts  in- 
necessary  cruelty  upon  it  or  innecessarly  fails  to  provide  it  with 
proper  food,  drink,  shelter  or  protection  from  the  weather**  ^). 

Wie  zwecklos  eine  derartige  Kasuistik  ist,  sehen  wir 
recht  deutlich,  wenn  wir  derselben  die  gesetzliche  Definition 
der  Begriffe  ,  cruelty-,  ,  torture  %  „  torment  %  welche  sich 
wörtlich  oder  fast  wörtlich  übereinstimmend  in  Arkansas  (vgl.  S.  190), 
Californien,  Maine,  New  York  (vgl.  S.  194)  und  Ohio  findet,  gegen- 
überstellen. Als  Quälerei  wird  dort  bezeichnet:  ,every  act,  Omission, 
or  neglect,  whereby  injustifiable  physical  pain,  sulfering  or  death 
is  caused  or  permitted.-  Sämtliche  andere,  wie  wir  sahen,  in  die 
allgemeine  Definition  aufgenommene  Bezeichnungen  stellen  sich 
demnach  als  besondere  Fälle  der  Mifshandlung  dar,  welche  in 
den  Worten  .cruelty"  oder  „torture*^  bereits  enthalten  und  deshalb 
überflüssig  sind. 

Die  den  Tierquäler  treffenden  Strafen  sind  verhältnis- 
mäfsig  hohe:  Als  durchschnittliches  Mafs  derselben  kann  man 
Geldbufse  bis  zu  250  Dollars  oder  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
bezeichnen,  welche  getrennt  oder  in  Verbindung  miteinander  ver- 
hängt werden  dürfen**). 


)  So  oder  ähnlich:  Arkansas  (vgl.  S.  188),  Colorado,  Illinois,  Indiana  (vgl. 
S.  191),  Loiüsiana,  Maryland,  Mississippi,  New  Hampshire.  New  York  (vgl  S  19'>) 
Nord-Carolina  (vgl.  S.  194)  und  Ohio.  '  *      " 

•')  So:  Californien,  Connecticut,  Maine,  Massachusetts,  Missouri,  New  Jersey 
Rhode-Island,  South-Carolina. 

•)  So  in  Colorado,  Connecticut,  Massachusetts,  New  Hampshire,  New  Jersey 
Rhode-Island.  In  New  York  ist  die  zulässige  Geldstrafe  bis  500  Dollars  in 
Missouri  bis  auf  1000  Dollars  erhöht,  in  Maine  beträgt  sie  nur  200  Dollars 
Die  Gefängnisstrafe  stimmt  mit  derjenigen  der  obigen  Staaten  überein  In 
Louisiana  femer  wird  Geldbufse  bis  zu  100  DoUars  oder  Gefängnis  bis  zu 
3  Monaten,  m  Ohio  Geldstrafe  von  5-200  Dollars  oder  Gefängnis  bis  zu  60 
Tagen,  in  Süd-Carolina  und  Mississippi  Geldbufse  bis  zu  100  Dollars  (in  dem 
letzteren  Staate  von  10-100  DoUars)  oder  Gefängnis  bis  zu  30  Tagen  ange- 
droht.    Überall   ist  hier  die  Verbindung  der  Freiheits-   mit  der  Geldstrafe  zu- 


§  24.   Nordamerika. 
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Dieses  Strafmafs  bleibt  meist  auch  dort  bestehen,  wo  neben 
der  allgemeinen  Vorschrift  noch  eine  Anzahl  weiterer  ein- 
zelner Handlungen  ausdrücklich  verboten  wird'),  was  überall 
mit  Ausnahme  von  Nord-Carolina  der  Fall  ist.  Durch  be- 
sondere Ausführlichkeit  in  dieser  Richtung  zeichnen  sich  die  Ge- 
setzgebungen von  Arkansas,  Californien,  Massachusets,  New  Jersey 

und  New- York  aus. 

Die  hervorgehobenen  Fälle  sind,   ähnlich  wieder  wie  in 

England,  im  wesentlichen  folgende: 

1.  Grausame  Verwendung  arbeitsunfähiger  Tiere  zur 
Arbeit^  sowie  das  Verlassen  kranker  Tiere«)  wird  bestraft. 
Verlassene  Tiere,  welche  unheilbar  krank  oder  zum  menschlichen 
Dienste  dauernd  unfähig  sind,  sollen  getötet  werden.  Die  Be- 
fugnis hierzu  wird  nicht  nur  den  Polizeibeamten,  sondern  vielfach 
auch  den  Agenten  der  Tierschutzvereine  gewährt.  Es  wird  dabei 
regelmäfsig  erfordert,  dafs  die  Krankheit  durch  zwei  oder  drei 
angesehene  Bürger,   welche   vor   der  Tötung  herbeizurufen  sind, 

bestätigt  w^erde. 

2.  Bestraft  wird  weiter,  wer  ein  Tier  einsperrt  oder  ein- 
sperren läfst,  ohne  für  dessen  Unterhalt  in  genügender 
Weise  Sorge  zu  tragen ^%  Bei  Einschliefsung  über  12  Stunden 
ist  Verpflegung  des  Tieres  durch  jeden  beliebigen  Dritten,  ähnlich 
wie  in  England  (vgl.  S.  51)  zulässig''). 

8.  Fast  überall  ferner  wird  die  Grausamkeit  beim  Vieh- 
transport ausdrücklich  verboten'-).    Diesem  Verbote  wird  meist 


lässig.      Auf   Geldbufse   beschränkt   sich    die   Bestrafung   in   Indiana   (5—200 
DoUars),  Illinois  (3—200  DoUars),  Kentucky  (bis  100  Dollars)  und  Maryland 

(5—50  Dollars). 

')  Abweichungen  hiervon  werden  im  Folgenden  nur  dann  erwähnt  werden, 

wenn  sie  besonderes  Interesse  bieten. 

»)  So  in  Californien,  IlUnois,  Marne,  Maryland,  Massachusetts,  Missouri, 

Rhode-Island,  Süd-CaroUna. 

«)  So  absolut  in  Connecticut,  Illinois,  Indiana  (vgl.  S.  191),  Maine,  Mary- 
land, Massachusetts,  Missouri,  Ohio,  Rhode-Island,  Süd-Carolina.  Verlassen  an 
einem  öffentUchen  Orte  in  Californien,  Colorado,  New  .Jersey,  New  York  (vgl. 

S.  192). 

10)  So  Arkansas  (vgl.  S.  188),  Californien,  Indiana  (vgl.  S.  191),  Louisiana, 

Mississippi,  Missouri,  New  Jersey,  Ohio  und  New  York  (vgl.  S.  192). 

")  So  in  Arkansas,  CaUfornien,  Mississippi,  New  Jersey,  Ohio  (hier  ist  die 
Frist  auf  15  Stunden  festgesetzt). 

'^)  So  in  Arkansas  (vgl.  S.  189),  Californien,  Colorado,  Connecticut,  Ilünois, 
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nocli  die  Bestimmung  beigefügt,  dafs  im  Falle  der  Verhaftung 
des  Thäters  die  Tiere  und  das  Gefährt  derselben  unterzubringen 
und  für  die  Ernährung  der  ersteren  Sorge  zu  tragen  ist.  Die 
dadurch  entstehenden  Auslagen  hat  der  Eigentümer  zu  ersetzen. 
Der  Anspruch  gegen  denselben  ist  durch  das  Eetentionsrecht  an 
Tieren  und  Transportmitteln  gesichert. 

Der  Transport  des  Viehes  auf  Eisenbahnen  oder 
Schiffen  ist  dabei  durch  ein  für  das  ganze  Gebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  giltiges  Gesetz  ^^^)  noch  besonders  geregelt: 
Danach  sollen  die  Tiere  regelmäfsig  nach  28  stündiger  Dauer  der 
Beförderung  ausgeladen,  gefüttert  und  getränkt  werden.  Sodann 
ist  ihnen  eine  mindestens  fünfstündige  Ruhe  zu  gewähren.  Die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  finden  keine  Anwendung,  wenn  die 
Tiere  während  des  Transports  genügenden  Unterhalt  und  Gelegen- 
heit zum  Ausruhen  haben. 

4.  Weit  verbreitet  sind  auch  die  zur  Unterdrückung  von 
Tier  kämpfen  gegebenen  Vorschriften^*).  Sie  verbieten  das 
Halten  von  Tieren  und  Plätzen  zu  Tierkämpfen,  sowie  die  Ver- 
anstaltung solcher  Kämpfe  und  die  Annahme  von  Geld  Seitens  der 
Zuschauer.  Sie  untersagen  die  Hergabe  von  Plätzen  zu  dem 
obigen  Zwecke,  die  Teilnahme  und  überhaupt  die  Anwesenheit 
bei  Tierkämpfen.  Die  für  Übertretung  dieser  Bestimmungen  vor- 
gesehenen Strafen  sind  teilweise  sehr  hart.  Ihre  Androhung  er- 
folgt mehrfach  in  recht  laienhafter  und  prinziploser  Weise  ^•^). 

Den  Polizeibeamten  und  Agenten  der  Tierschutz- 
vereine wird  bisweilen  ausdrücklich  das  Recht  gegeben,  Plätze, 
woselbst  Tierkämpfe  vorgenommen  zu  werden  pflegen,  zu  betreten,' 
sämtliche  anwesenden  Personen  zu  verhaften  und  die  Tiere  zu  be- 
schlagnahmen. Stellt  sich  heraus,  dafs  letztere  wirklich  zu  Kampf- 
Indiana  (a.  a.  0.),  Maine,  Massachusetts,  Mississippi,  Missonri,  New  Hampshire, 
New  Jersey,  New  York  {vgl  S.  198),  Ohio,  Süd-Carolina. 

")  Revised  Statutes  of  the  United  States  —  Second  Edition  (1878),  pa^e  848. 

^^)  Vorhanden  in  Arkansas  (a.  a.  0.),  Califomien,  Connecticut,  Illinois, 
Kentucky,  Maine,  Marj^land,  Massachusetts,  Mississippi,  Missouri,  New  Hamp- 
shire, New  Jersey,  New  York  (a.  a.  0.),  Ohio,  Rhode-Island. 

^*)  So  z.  B.  in  Connecticut,  wo  man  das  Preisfechten  dadurch  zu  unter- 
drücken sucht,  dafs  man  die  Gewinner  des  ersten  und  zweiten  Preises  mit 
Staatsgefängnis  his  zu  5  Jahren  bedroht,  während  die  übrigen  Beteiligten  mit 
Gefängnis  im  Höchstbetrage  von  2  Jahren  davonkommen!  (Die  Strafen  bei 
sonstigen  Tierkämpfen  sind  sehr  viel  geringer.) 


zwecken  benutzt  waren,  so  erfolgt  deren  endgültige  Konfiskation 
durch  das  Gericht.  In  Massachusetts  werden  dieselben  dann  inner- 
halb 24  Stunden  getötet  ^^),  in  New  Jersey  und  Ehode-Island  zu 
Gunsten  des  Tierschutzvereins  verkauft^'). 

5.  Mehrfach^^)  ist  ferner  das  Taubenschiefsen,  das  Halten 
von  Vögeln  zu  diesem  Zwecke,  sowie  die  Teilnahme  an  solchen 
Belustigungen  oder  die  Hergabe  des  Terrains  zu  denselben  für 
strafbar  erklärt. 

Neben  dem  allgemeinen  Verbot  der  Tierquälerei  sind 
die  bisher  angeführten  Spezialbestimmungen,  so  weit  es 
sich  unmittelbar  um  Thäter  und  Teilnehmer  handelt,  meist  über- 
flüssig. 

Von  Bedeutung  ist  es  nur,  dafs  danach  mehrfach  auch  Dritte, 
fernerstehende  Personen  mit  zur  Verantwortung  gezogen  werden, 
sowie  dafs  in  einigen  Fällen  die  Strafdrohung  sich  in  präventiver 
Weise  bereits  gegen  Vorbereitungshandlungen ^^)  richtet. 

6.  Kein  präventiver  Natur  sind  die  Verbote  der  Be- 
nutzung von  Zughunden  in  New  Jersey  und  des  Ausstreuens 
von  für  Tiere  gefährlichen  Stoffen  an  öffentlichen  Orten  in 
New  York. 

7.  Eine  Reihe  weiterer  Anordnungen  hat,  ähnlich  wie 
wir  es  früher  in  der  Schweiz  fanden,  mit  der  Tierquälerei 
wenig  oder  gar  nichts  zu  thun. 

So  dient  der  Befehl,  mit  ansteckenden  Krankheiten  behaftete 
Tiere  nicht  zu  verkaufen,  feil  zu  bieten  oder  auszustellen-^),  die 
Verpflichtung,  solche  Tiere  zu  töten  oder  zu  isolieren,  wesentlich 
dem  Eigentumsschutze;  die  Bestimmung,  dafs  Milchkühe  nicht  an 
ungesunden  Orten  gehalten  und  nicht  mit  Futter  versorgt  werden 
sollen,  welches  schädliche  Milch  erzeugt  2^),  ist  sanitätspolizeilicher 
Natur;  und  das  in  New  York  (vgl.  S.  194)  sich  findende  Verbot  von 


1«)  Wiederum  eine  Bestimmung,  welche  die  ziellose  Hitzigkeit  des  Laien 
verrät  und  wie  eine  Ironie  auf  das  Streben  nach  Tierschutz  klingt. 

^')  In  New  Jersey  nur  bei  Anzeige  seitens  des  Agenten  eines  solchen 
Vereins.    Anderenfalls  fliefst  das  Geld  in  die  Staatskasse. 

*»)  So  in  Connecticut,  Maryland,  Massachusetts,  New  Hampshire,  Rhode- 
Island. 

**)  Z.  B.  das  blofse  Halten  von  Kampfplätzen  und  -Tieren  u.  s.  w. 

'^®)  Vorhanden  in  Arkansas,  Mississippi,  Missouri,  New  York,  Ohio. 

*^)  In  New  York  und  Ohio. 

7 

▼.  Hippel.  Tierquälerei.  • 
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Pferderennen  auf  Hochstrafsen   bezweckt  die  Wahrung  der  Ver- 
kehrssicherheit. 

8.  Über  die  Vivisektion  enthält  von  den  mir  vorliegenden 
Gesetzgebungen  nur  die  cruelty  to  animals  act  von  New  Jersey 
(Abschn.  H,  Sektion  17)  eine  Bemerkung:  Sie  läfst  das  wissen- 
schaftliche Experiment  bei  Vornahme  seitens  kompetenter  Personen 
ganz  ausdrücklich  zu. 

„And  be  it  enacted%  so  heilst  es  dort,  „that  nothing  in  this 
act  contained  shall  be  construed  to  prohibit  or  interfere  with  any 
properly  conducted  scientific  experiments  or  investigations,  which  ex- 
periments  or  investigations  shall  be  performed  only  under  the  autho- 
rity  of  some  regularly  incorporated  medical  society  of  this  State.  •* 

9.  Interessant  endlich,  wenn  auch  nicht  nachahmenswert, 
ist  die  den  Tierschutzvereinen ^-)  mehrfach  eingeräumte 
Machtstellung. 

Ihre  Agenten  haben  in  einer  Reihe  von  Staaten  die  gesetz- 
liche Befugnis,  Tierquäler  zu  arretieren  und  vor  den  Richter  zu 
bringen'-*^).  Widerstand  gegen  sie  wird  mehrfach  ausdrücklich 
als  Vergehen  bezeichnet.  Die  bei  Bestrafung  wegen  Tierquälerei 
eingehenden  Gelder  fallen  in  vielen  Gebieten  immer  -%  in  anderen 
wenigstens  dann  den  Tierschutz  vereinen  zu,  wenn  die  Anzeige 
oder  Verfolgung  von  jenen  ausging-^).  In  Maryland  endlich  mrd 
dem  Richter  sogar  die  Verpflichtung  auferlegt,  den  Präsidenten 
oder  Advokaten  des  Tierschutzvereins  als  Unterstützung  des 
Staatsanwalts  bei  allen  Prozessen  wiegen  Tierquälerei  zuzulassen. 

Das  Gesamtbild,  welches  uns  die  Tierschutzgesetz- 
gebung der  Vereinigten  Staaten  zeigt,  ist  danach  etwa 
folgendes: 

Jede  Quälerei  an  sich  ist  strafbar,  nicht,  wie  in  Deutsch- 


--)  Bemerkt  mag  hier  werden,  dafs  ein  Teil  dieser  Vereine  unter  dem 
Namen  Humane  Society  aufser  dem  Tierschutze  auch  die  Bekämpfung  der  Grau-, 
samkeit  gegen  Kinder  in  sein  Programm  aufgenommen  und  in  dieser  Richtung 
vielfach  bedeutende  gesetzliche  Erfolge  erzielt  hat  (z.  B.  auch  durch  Ein- 
schränkung der  Kinderarbeit). 

-=*)  Arkansas,  Californien,  Colorado,  Illinois,  Maine,  New  Hampshire,  New 
Jersey,  New  York.  In  Mississippi,  Rhode-Island  und  Süd-Carolina  steht  das- 
selbe Recht  jeder  beliebigen  Privatperson  zu. 

■-*)  So  in  Arkansas,  Californien,  Maine,  New  Hampshire,  New  Jersey,  Süd- 
Carolina  (hier  nur  zur  Hälfte  an  den  Tierschutzverein). 

-*)  Colorado,  Connecticut,  Massachusetts,  Rhode-Island. 


land,  nur  die  ötfentliche  oder  Ärgernis  erregende,  nicht  auch,  wie 
in  England,  lediglich  die  Mifshandlüng  von  Haustieren.  Dieser 
allgemeine  Satz  wird,  analog  wie  in  England,  schon  an  sich 
kasuistisch  ausgedrückt,  ferner  aber  mittels  weitschw^eifiger  Be- 
stimmungen für  eine  Masse  einzelner  FäUe  durchgeführt;  vor- 
beugende Mafs regeln  gegen  bestimmte  Arten  von  Grausamkeit 
reihen  sich  ihm  an. 

IL  Canada. 

Die  Gesetzgebung  Canada's  (act  respeeting  Cruelty  to  Ani- 
mals-**) von  1886)  zeigt  durchaus  den  Charakter  des  sonstigen 
Englisch-Amerikanischen  Rechts,  dieselbe  Weitläufigkeit  der 
Form,  eine  ähnliche  Anordnung  des  Inhalts. 

Jede  mutwillige,  grausame  oder  unnötige  Tierquälerei-')  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  50  Dollars  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten 
allein  oder  in  Verbindung  mit  einander  bedroht.  Gleiche  Strafe  trifft 
denjenigen,  welcher  Tierkämpfe  veranstaltet  oder  dabei  behilflich 
ist.  Der  Hahnengefechte  wird  bei  dieser  Gelegenheit  in  einem  be- 
sonderen Paragraphen  gedacht. 

Die  Polizeibeamten  oder  Eigentümer  der  Tiere  haben  das 
Recht,  den  Übertreter  des  Gesetzes  festzunehmen  und  vor  den 
Richter  zu  führen.  Die  Strafverfolgung  verjährt  in  drei  Mo- 
naten. Die  verhängten  Geldbufsen  fallen  zur  Hälfte  an  die 
Gemeinde-  oder  Stadtkasse,  zur  anderen  Hälfte  an  den  Anzeiger 
oder  denjenigen,  welchem  sie  der  Richter  sonst  zuspricht. 

Sektion  8 — 12  des  Gesetzes  endlich  behandeln  den  Trans- 
port lebender  Tiere  auf  Eisenbahnen  etc.  Diese  Vorschriften 
sind  ausführlicher  als  diejenigen  im  Gesetze  der  Union,  stimmen 
jedoch  inhaltlich  mit  jenen  wesentlich  überein. 

r 

§  25.    Australien. 

Auch  in  einigen  Gebieten  Australiens  wird  die  Tierquälerei 
bereits  verboten^). 

Eine  verhältnismäfsig  kurze  Vorschrift  darüber  finden  wir  in 
Neu -Süd -Wales.  Hier  sagt  die  Criminal  Law-Amendment 
Act  von  1883: 


-®)  Chapter  172  der  Revised  Statutes  of  Canada. 

*')  Sect.  2.    Every  one  who  wantonly,   cmelly  or  unnecessarily  beats  etc. 

§  25.    ^)  Ob  nicht  auch  noch  in  anderen  als  den  hier  erwähnten  Staaten 

solche  Vorschriften  vorhanden  sind,  mag  ich  nicht  mit  Sicherheit  zu  behaupten. 
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Part.  III.    Malicioiis  injuries  to  property.     Cruelly  wounding 

Cattle. 

22:  Whosoever  maliciously  and  cruelly  wounds  or  tortures, 
any  cattle,  whether  his  own  property  or  that  of  another,  shall 
be  guilty  of  a  misdemeanor  —  and  be  liable  to  imprisonment  for 
a  term  not  exceeding  twelve  months,  or  to  a  fine  not  exceeding 
one  hundred  pounds. 

Die  Strafbarkeit  jeder  unnötigen  Tierquälerei,  wie 
sie  hier  ausgesprochen  ist,  kehrt  auch  in  Neu- Seeland  und 
Victoria  wieder. 

Das  Strafmafs  aber  ist  in  Neu -Seeland  ein  bedeutend  ge- 
ringeres. Es  beträgt  Geldbufse  bis  zu  20  Pfund  oder  bei  Tier- 
kämpfen, —  welche  auch  hier  besonders  erwähnt  werden,  —  bis 
zu  5  Pfund.  Die  sonstigen  Bestimmungen  des  aus  dem  Jahre 
1878  stammenden  Gesetzes,  welches  wesentlich  den  Charakter 
des  Englischen  Rechtes  zeigt,  bieten  kein  besonderes  Interesse"-). 

Wohl  hingegen  darf  der  General  Code  für  Victoria  von 
1885  ein  solches  beanspruchen.  Seine  Vorschriften  sind  daher 
im  Anhang  wörtlich  wiedergegeben. 

In  einem  besonderen  Abschnitt  behandelt  derselbe  die  „Duties 
towards  and  concerning  lower  Animals".-  Die  erste  Unterabtei- 
lung^) daselbst  enthält  die  Strafvorschriften  gegen  Tierquälerei 
und,  —  in  ihrer  letzten  Sektion,  —  auch  gegen  Bestialität  unter 
der  Überschrift:  The  Treatment  of  Animals. 

Grausamkeit  gegen  Tiere  wird  hier  (Sektion  2  und  3) 
ganz  allgemein  verboten.  Die  Art  und  Weise,  wie  dies  ge- 
schieht (vgl.  S.  196),  ist  verhältnismäfsig  noch  umständlich,  zeigt 
jedoch  dem  Englischen  Rechte  gegenüber  einen  entschiedenen, 
legislativen  Fortschritt.    Der  Gesetzgeber  haftet  hier  nicht  melir 


*)  Im  Jahre  1880  ist  in  Neu -Seeland  ferner  eine  „Animals  Protection 
Act"  erlassen,  welche  ich  mir  nicht  zu  verschaffen  vermochte.  Durch  ein  wei- 
teres Gesetz,  das  „Animals  Protection  Act  Amendment  1889"  (16.  September), 
hat  dieselbe  mehrfache  Änderungen  erfahren.  Dieses  Amendment  bezieht  sich 
lediglich  auf  Wildschutz  und  Jagdausübun^  und  macht  seinem  ganzen  Inhalte 
nach  die  Annahme  wahrscheinlich,  dafs  auch  jenes  frühere  Gesetz  die  gleiche 
Materie  behandelte,  nicht  aber  etwa  allgemeine  Vorschriften  gegen  Tierquälerei 
enthielt. 

^)  Die  übrigen  Subdivisions  behandeln:  2.  The  Brandinjür  and  Slaughtering 
of  Tame  Animals;  3.  The  Diseases  of  Tame  Animals;  4.  The  Preservation  and 
Capture  of  Game;  5.  The  Preservation  and  Capture  of  Fish. 


§  26.   Rückblick. 
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an  einzelnen  Handlungen,  sondern  hat  bereits  den  Begriff  des 
Delikts  auch  sprachlich  erfafst  und  führt  die  Spezialfälle  (in 
Sektion  7)  nur  noch  zwecks  Erläuterung  der  allgemeinen  Defini- 
tion an. 

Was  unter  Grausamkeit  zu  vei^tehen,  sagt  uns  Sektion  1  des 
Gesetzes.  Danach  bedeutet  „cruelty"  jede  vorsätzliche  Ver- 
ursachung von  Leiden,  welche  der  Art,  dem  Grade,  dem  Gegen- 
stande oder  den  Umständen  nach  unvernünftig  sind.  In  den  Sek- 
tionen 4,  5,  6,  11,  12,  13  des  Gesetzes  kehren  dann  die  gewöhn- 
lich e  n  S  p  e  z  i  a  1  v  o  r  s  c  h  r  i  ft  e  n  des  Englisch- Amerikanischen  Rechtes 
wieder  (vgl.  S.  196  If.).  Die  angedrohte  Strafe  (vgl.  Sect.  8)  ist 
recht  erheblich.  Sie  beträgt  für  den  ersten  Fall  Geldstrafe  bis 
10  Pfund  oder  Gefängnis  bis  zu  1  Monat,  für  den  zweiten  nimmt 
sie  die  doppelte  Höhe  an,  bei  weiteren  Rückfällen  tritt  Geldstrafe 
bis  zu  50  Pfund  oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  ein. 

Besondere  Anordnungen  werden  für  die  Vivisektion  ge- 
troffen: Dieselbe  (vgl.  S.  197)  bleibt  straffrei,  wenn  sie  zu  einem 
wissenschaftlichen  Zwecke  seitens  eines  eigens  dazu  registrierten, 
approbierten  Arztes  oder  Tierarztes  vorgenommen  wurde.  Dem 
Governor  in  Council  jedoch  steht  das  Recht  zu,  Vorschriften  nicht 
nur  über  diese  Registrierung,  sondern  auch  überhaupt  zur  Siche- 
rung eines  humanen  Verfahrens  bei  Vornahme  solcher  Experimente 
zu  erlassen. 

Verboten  ist  die  Vivisektion  und  wird  als  Tierquälerei  be- 
straft, soweit  sie  diesen  Vorschriften  nicht  entspricht,  ferner 
soweit  das  Tier  nicht  während  der  ganzen  Dauer  der  Operation 
anästhesiert  ist.  Endlich  mufs  dasselbe  wälirend  der  Empfindungs- 
losigkeit getötet  werden,  wenn  es  andernfalls  nach  dem  Erwachen 
bedeutende  Schmerzen  auszustehen  hätte.  Es  geht  diese  Ein- 
schränkung des  Tierexperiments  gerade  durch  die  beiden  letzten, 
zwingenden  Bestimmungen  noch  weiter  als  diejenige  der  Engli- 
schen Cruelty  to  animals  act,  welcher  sie  sonst  in  der  den  Ver- 
waltungsbehörden eingeräumten,  unumschränkten  Macht  ent- 
spricht. 

§  26.    Rückblick. 

Bei  einer  kurzen  Betrachtung  der  ausländischen  Ge- 
setzgebungen im  Verhältnis  zu  §  360^-*  R.-Str.-G.-B.  fin- 
den wir: 


) 
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1.  In  einer  grofsen  Anzahl  von  Staaten  übertrifft 
der  Umfang  des  gewährten  Strafschutzes  denjenigen  des 
heutigen  Deutschen  Rechts  beträchtlich. 

Es  wird  in  ihnen  jede  unnötige  Mifshandlung  oder  Grau- 
samkeit an  sich  bestraft,  ohne  Rücksicht  meist  auf  Bosheit  oder 
Roheit  des  Thäters^),  ohne  Rücksicht  stets  auf  Öffentlichkeit 
oder  Erregung  von  Ärgernis  durch  die  That. 

Hierher  gehören  folgende  Gebiete: 

Belgien,  Luxemburg,  Italien,  Norwegen,  Schweden, 
Dänemark,  Finnland,  die  österreichischen  Entwürfe,  in 
Portugal  einzelne  Polizeireglements,  die  Mehrzahl  der  Schwei- 
zer Kantone  sowie  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, Canada,  Chile,  Neu-Seeland  und  Victoria. 

2.  Die  Erregung  von  Ärgernis  ferner  wird  in  der  Gesetz- 
gebung der  Schweizer  Kantone  Bern,  Glarus,  Graubünden, 
Zürich  und  Zug  verlangt.  Je  nach  der  praktisclien  Verwertung 
dieses  Begrilfsmerkmals  verbieten  entweder  auch  diese  Gesetze 
thatsächlich  jede  überflüssige  Tierquälerei  oder  sie  stimmen  mit 
§  360^^  R.-Str.-G.-B.  inhaltlich  überein,  abgesehen  davon,  dafs 
ihnen  das  Wort  „öffentlich"  fehlt.  Ersteres  wäre  der  Fall,  wenn 
eine  Erregung  von  Ärgernis  unmittelbar  durch  die  That  er- 
fordert, letzteres,  wenn  jener  Ausdruck  im  Sinne  von  „geeignet, 
Anstofs  zu  geben"  aufgefafst  wird'-). 

8.  Die  Vorschriften  einiger  weiterer  Staaten  sind  in  der 
einen  Richtung  enger,  in  der  anderen  auch  wieder  um- 
fassender als  das  Deutsche  Recht. 

So  schreiten  England,  der  französische  Entwurf,  Genf, 
Louisiana  und  Neu-Süd-Wales  wohl  gegen  die  Tierquälerei 
an  sich  ein,  schützen  aber  im  Allgemeinen  nur  Haustiere^). 

Und  in  den  Niederlanden  wird  regelmäfsig  nur  die  bos- 
hafte Quälerei,  die  Mifshandlung  bei  Verfolgung  erlaubter  Zwecke 
hingegen  lediglich  dann  geahndet,  wenn  einer  der  Spezialfälle 
des  Art.  455  Str.-G.-B.  vorliegt. 

4.  Geringer  als  in  Deutschland  ist  der  Strafschutz  in  den 
Schweizer  Kantonen  Freiburg,  Neuchätel  und  Wallis  und 
dem  spanischen  Entwürfe,   welche  Öffentlichkeit   der   Be- 


*)  Ausnalime:  Die  österreichischen  Entwürfe. 

-)  Ygl  S.  38,  83. 

^)  Ähnlich  Nord-Carolina;  NiUzliche  Tiere.    Serbien:  Zug-  und  Reittiere. 


!  ' 
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gehung  verlangen,  mehr  aber  noch  in  Österreich -Ungarn,  wo 
aufserdem  die  Erregung  von  Ärgernis  erfordert  wird,  sowie  in 
Frankreich,  Tessin  und  (nach  der  herrschenden  Ansicht)  auch 
Rufsland,  welche  nur  die  öffentliche  Mifshandlung  von  Haus- 
tieren bestrafen. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  erhellt,  dafs  unser  Deutsches 
Recht  hinter  der  Mehrzahl  der  ausländischen  Gesetz- 
gebungen sehr  erheblich  zurückbleibt.  Und  zwar  sind  es 
gerade  die  Hauptkulturnationen,  welche  uns  in  dieser  Beziehung 
entweder  bereits  übertroffen  haben,  oder,  wie  Frankreich  und 
Österreich,  demnächst  übertreffen  werden. 

5.  Nicht  so  ungünstig  verhält  es  sich  mit  dem  Strafmafse.  Die 
Strafe  unseres  §  360  ^^  Haft  bis  zu  6  Wochen  oder  Geldstrafe  bis  zu 
150  Mark,  darf  vielmehr  als  eine  etwa  mittlere  bezeichnet  werden. 

Härter  ist  dieselbe  zweifellos  in  dem  Österreichischen 
Entwürfe^),  in  Norwegen'^),  Dänemark*^)  und  Finnland"), 
den  Schweizer  Kantonen  Basel-Landschaft^)  und  St.  Gallen^ 
in  der  Mehrzahl  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
(vgl.  S.  94),  sowie  in  Canada'^),  Neu-Süd-Wales^^)  und  Vic- 
toria^"-). Ferner,  soweit  es  sich  um  boshafte  Quälerei  (vgl 
S.  66)  handelt,  in  den  Niederlanden^'^)  und  bei  Aburteilung 
durch  bestimmte  Gerichte  in  England^*). 

^)  Haft  bis  zu  2  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  zu  200  fl.  —  Überdies 
Schärfung  der  Haftstrafe  (durch  Fasten,  hartes  Lager  oder  Dunkelarrest)  und 
Anhaltung  zur  Arbeit  während  derselben  statthaft. 

»)  Geldstrafe  ohne  irgend  welche  Begrenzung  oder  Gefängms.  Über  die 
Dauer  des  letzteren  vgl.  S.  68  Anm.  4. 

ö)  Geld  bis  zu  200  Rd.  oder  einfaches  Gefängnis  bis  zu  4  Monaten. 

')  Geldstrafe  bis  500  Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten. 

«)  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr  oder  Geldstrafe  bis  3000  Frs. 

«)  Geldstrafe  bis  300  Frs.  oder  Gefängnis  bis  zu  2  Monaten. 

»0)  Geldstrafe  bis  50  Dollars  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  allein  oder 
in  Verbindung  mit  einander. 

")  Geldstrafe  bis  100  Pfund  oder  Gefängnis  bis  zu  12  Monaten. 

1'^)  Geldstrafe  bis  zu  10  Pfund  oder  Einsperrung  bis  zu  1  Monat,  beim 
ersten  Rückfall  die  doppelte  Strafe,  bei  weiteren  RückfäUen  Geldstrafe  bis  zu 
50  Pfund  oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten. 

13)  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  (bei  Öffentlichkeit  bis  zu  4  Monaten)  oder 
Geldstrafe  bis  120  Gulden.  Im  Rückfall  Erhöhung  der  Freiheitsstrafe  um  ein 
Dritteil  gestattet.  In  den  Fällen  des  Art.  455  dagegen  nur  Geldstrafe  bis  15 
Gulden,  bei  Rückfall  wahlweise  Haft  bis  zu  3  Tagen. 

1*)  Vgl.  Anh.  12  u.  13  Vict.  c.  92  No.  XVIII.   Hier  ist  House  of  Correction 
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Der  Kanton  Genf  droht  Polizeistrafe  ohne  nähere  Begren- 
zung, Serbien  (wahlweise  neben  Haft  von  1—5  Tagen)  Prügel- 
strafe bis  zu  25  Hieben  an.  Hier  ist  ein  zutreffender  Vergleich 
mit  unserem  Kecht  nicht  wohl  möglich.  — 

Dem  letzteren  ungefähr  entsprechend  ist  die  in  einer 
Eeihe  weiterer  Gebiete  vorgesehene  Strafe.  Es  wüi^den  hierher 
die  Schweizer  Kantone  Appenzell  a.  Kh.^'^)  und  Luzern^«),  ferner 
wohl  auch  annähernd  Aargau^'),  Obwalden^''),  Thurgau»") 
und  Uri^)  zu  rechnen  sein. 

In  mehreren  Schweizer  Kantonen  erscheint  zwar  die 
Geld-  oder  Gefängnisstrafe  an  und  für  sich  kleiner  als  bei  uns 
in  Deutschland,  dagegen  ist  die  Möglichkeit  einer  Verbindung 
beider  und  damit  eines  schärferen  Einschreitens  gegeben.  Dies 
ist  der  Fall  in  Bern-M,  Glarus-%  Zürich^=^)  und  Zug-*). 

Dagegen  ist  endlich  in  einer  immerhin  namhaften  An- 
zahl von  Ländern  die  Strafe  gegenüber  der  unsrigen  ge- 
ring. Hierher  gehören  England  (im  Allgemeinen,  vgl.  S.  51), 
Frankreich,  Belgien  und  Luxemburg,  Italien,  das  geltende 
Recht  Österreich-Ungarns,  Schweden,  Rufsland,  eine  Reihe 


mit  oder  ohne  harte  Arbeit  bis  zu  3  Monaten  zulässig,  während  im  allg:emeineu 
die  Freiheitsstrafe  (Korrektionshaiis  bis  zu  2  Monaten)  nur  hilfsweise  an  Stelle 
der  Geldstrafe  (meist  bis  5  Pfund)  tritt. 

^^)  Bufse  bis  zu  200  Frs.,  unter  erschwerenden  Umständen  Bufse  und  Haft. 

1«)  5-_l00  Frs.  oder  Gefän^is. 

17)  5—50  Frs.  oder  verhältnismäfsige  Gefangenschaft,  im  Wiederholungs- 
falle angemessene  Erhöhung. 

IS)  3_50  Frs.  oder  verhältnismäfsige  Gefangenschaft,  im  Wiederholungs- 
falle angemessene  Erhöhung. 

1»)  2—50  Frs.  oder  Gefängnis  bis  1  Monat,  bei  Wiederholungen  ange- 
messene Erhöhung. 

•20)  10—50  Frs.  oder  verhältnismäfsige  Gefangenschaft,  im  Wiederholungs- 
falle angemessene  Erhöhung. 

21)  Geld  von  2—40  Frs.  oder  Gefängnis  bis  20  Tage.  Verbindung  beider, 
im  Rückfalle  aufserdem  Verdoppelung  möglich. 

22)  3_40  Frs.,  im  Wiederholungsfalle  Verdoppelung  und  bei  erschwerenden 
Umständen  aufserdem  Gefängnis  zulässig. 

2»)  Geld  bis  200  Frs.,  im  Rückfall  Verdoppelung  und  Verbindung  mit  Ge- 
fängnis bis  1  Monat  zulässig. 

*^)  2—50  Frs.,  bei  Wiederholung  Verdoppelung  und  Verbindung  mit  Ge- 
fängnis bis  10  Tagen  möglich. 


von  Schweizer  Kantonen,  einige  Staaten  der  Nordameri- 
kanischen Union  (vgl.  S.  94  Anm.  G),  Chile  und  Neu-See- 
land^*). 


2»)  Die  Strafen  sind:  Frankreich:  5—10  Frs.,  daneben  Gefängnis  von  1—5 
Tagen  gestattet;  im  Rückfall  stets  Gefängnis;  —  Belgien  und  Luxemburg: 
10—20  Frs.  und  Gefängnis  von  1—5  Tagen  (im  Rückfall  bis  9  Tagen)  oder 
eines  von  beiden;  —  Italien:  Geldstrafe  bis  100  Lire;  —  Österreich:  1—100 
Gulden  oder  6 stündige  bis  14tägige  Anhaltung;  —  Ungarn:  Arrest  bis  zu  8 
Tagen  oder  Geldstrafe  bis  zu  100  Gulden;  —  Schweden:  Geldstrafe;  —  Rufs- 
land: Geldstrafe  bis  zu  10  Rubel.  —  Schweiz,  AppenzeU  i.  Rh.:  2—30  Frs.;  — 
Basel-Stadt:  Geldstrafe  bis  100  Frs.  oder  Haft  bis  2  Wochen,  womit  Schärfung 
verbunden  werden  kann;  —  Freiburg:  1—15  Frs.;  —  Graubünden:  Geldstrafe 
bis  20  Frs.;  —  Neuchätel:  5  Frs.;  —  Nidwaiden:  4—50  Frs.  oder  korrektioneile 
Strafe;  —  Schaffhausen:  2—25  Frs.  oder  Gefängnis  bis  4  Tage  (bei  öffentlichem 
Ärgernis  Geldstrafe  bis  100  Frs.  oder  Gefängnis  bis  20  Tage);  —  Solothum: 
Geldstrafe  bis  50  Frs.;  —  Schwyz:  5—50  Frs.;  —  Tessin:  Geldstrafe  ersten 
bis  zweiten  Grades;  —  Waadt:  Geldstrafe  bis  12  Frs.  (bei  öffentlichem  Ärgernis 
bis  60  Frs.  oder  Gefängnis  bis  15  Tage);  ~  WaUis:  Geld  bis  15  Frs.  oder 
Arrest;  —  Chile:  Gefängnis  von  1—20  Tagen  oder  Geld  von  1—30  Pesos;  — 
Neu-Seelaud:  Geldstrafe  bis  20  Pfund. 


^r?4?^^vr^-,tA*^ 
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Dritter  Teil. 

Der  Rechtsgrund  für  die  Bestrafung 

der  Tierquälerei. 


Wenn  die  bisherige  Darstellung  in  elfter  Linie  den  Um- 
fang des  in  den  verschiedenen  Ländern  gewährten  Strafschutzes, 
das  Verhältnis  desselben  zu  demjenigen  unseres  Deutschen  Reichs- 
rechts im  Auge  hatte,  so  wird  nunmehr  auf  den  Rechtsgrund 
für  die  Bestrafung  der  Tierquälerei  einzugehen  sein,  um  danach 
die  Stellung  unseres  Delikts  im  System  des  Strafrechts 
zu  bestimmen.  Auch  bei  dieser  Untersuchung  möchte  ich  mit  der 
Behandlung  des  positiv  gegebenen  Materials  beginnen.  Sie 
wird  sich  auf  eine  Betrachtung  der  Gesetzgebung  und  der 
wissenschaftlichen  Litteratur  zu  erstrecken  haben.  Dem 
letzten  Teile  der  Arbeit  behalte  ich  dann  die  zusammenhängende 
Entwickelung  meiner  eigenen  Ansicht  vor. 

§  27.    Der  Stand  der  Gesetzgebung. 

L  Die  weitaus  meisten  Staaten  betrachten  als  das  ge- 
fahrliche und  deshalb  strafwürdige  Moment  in  der  Tierquälerei 
den  Angriff  auf  das  menschliche  Sittlichkeitsgefühl.  Diesen 
Standpunkt  geben  sie  entweder  schon  unmittelbar  durch  die 
systematische  Stellung  der  betreffenden  Vorschriften  als  „Ver- 
letzungen der  Sittlichkeit",  „Übertretungen  der  öffentlichen  Moral"') 


^)   So    die   früheren   Gesetzgebungen    in   Baden,   Bayern,   Braunschweig*, 
Hamburg,   Hannover,  Hessen-Darmstadt,  Sachsen,  Thüringen.     Femer  Italien, 


u.  s.  w.  kund,  oder  sie  lassen  ihn  aus  dem  Inhalte  bezw.  der 
Geschichte  ihrer  Bestimmungen  erkennen. 

Zu  der  letzteren  Gruppe  gehören  zunächst  sämtliche  Ge- 
biete, welche  nur  bei  Öffentlichkeit  oder  Erregung  von 
Ärgernis  einschi^iten-).  Denn  vom  Standpunkte  des  Tieres  als 
schmerzenempfindenden  Wesens  aus  ist  das  Vorhandensein  dieser 
Momente  völlig  gleichgültig.  Bedeutend  sind  dieselben  lediglich, 
sofern  es  sich  nicht  um  die  That  selbst,  sondern  um  deren  Ein- 
druck auf  das  menschliche  Sittlichkeitsgefühl  handelt. 
Läfst  ein  Staat  daher  die  Tierquälerei  beim  Fehlen  obiger  Er- 
fordernisse völlig  straflos,  so  hat  er  damit  zugleich  jenen  Ein- 
druck unzweideutig  als  Grund  der  Strafbarkeit  bezeichnet^}. 

Dieser  Satz  trifft  auch  auf  das  Mecklenburgische  Recht 
zu,  wenn  dieses  die  rohe  und  böswillige  oder  mutwillige 
Mifshandlung  verbietet,  unnötige  Quälereien  bei  Verfolgung  an 
sich  erlaubter  Zwiecke  aber  straflos  läfst.  Nur  ist  es  hier  nicht 
die  Verletzung  unbeteiligter  Dritter,  sondern  die  besonders  gi^ofse 
A'erworfenheit  des  Thäters  selbst,  gegen  welche  der  Staat  ein- 
schreitet. 

In  Bremen  endlich,  wo  das  durch  Verordnung  ausgesprochene 
Verbot  einen  Anhaltspunkt  für  die  prinzipielle  Auffassung  zunächst 
nicht   bietet,   erklären   die  Motive  zum  Entwurf  eines  Str.-G.-Bs. 


fi 


Niederlande,  Schweden,  Finnland,  Österreich  (wenigstens  in  seinen  Entwürfen), 
Ungarn  und  die  Schweizer  Kantone  Basel-Stadt  und  Graubünden. 

'-)  So  (ohne  systematische  Einordnung)  Deutschland  (Reichsstrafgesetzbuch), 
Frankreich  und  die  Schweizer  Kantone  Bern,  Freiburg,  Glarus,  Graubünden, 
Neuchätel,  Tessin,  Zürich  und  Zug.  —  Ebenso  auch  Preufsen,  Oldenburg, 
WaUis,  Rufsland  und  Spanien  (Entwurf),  wenn  sie  die  Vorschrift  unter  die 
„Übertretungen  der  öffentlichen  Ordnung"  steUen.  Denn  gegen  die  öffentliche 
Ordnung  verst-öfst  jede  öffentliche  rechtswidrige  Handlung.  Die  Aufrechterhal- 
tung dieser  Ordnung  aber  dient  den  verschiedensten  menschlichen  Interessen. 
Daher  kann  sich  der  Charakter  der  unter  jenen  Sammelbegriff  gestellten  Be- 
stimmungen nur  aus  einer  Analyse  ihres  Inhalts  ergeben. 

®)  In  Preufsen  finden  wir  diese  Behauptung  durch  die  Motive  zum  Ent- 
wurf Von  1851  (vgl.  S.  17)  bestätigt.  Danach  war  eine  inhaltliche  Änderung 
gegenüber  den  früheren  Entwürfen  nicht  geplant;  letztere  aber  behandelten  die 
Tierquälerei  ausdrücklich  als  Sittlichkeitsdelikt.  —  In  Waldeck  ist  die  systemati- 
sche Behandlung  dadurch  eine  sinnlose  geworden,  dafs  man  bei  Annahme  des 
Preufs.  Str.-G.-Bs.  einerseits  das  dort  vorhandene  Merkmal  der  Öffentlichkeit 
strich,  andererseits  aber  die  Stellung  der  Bestimmung  unter  den  ,, Übertretungen 
gegen  die  öffentliche  Ordnung"  beibehielt. 
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von  1868:    „Wie  bisher  wird  diese  ünsittlichkeit  nur  als  Po- 
hzeiubertretimg  zu  behandeln  sein«. 

H,v  "t"'  ^*!,''".^«J'*»delten  Staaten   betrachten  sonach 

1  ^-  J™*f '^"' ««'»«•^nken  ihre  Gesetzgebungen  von  der  Bestrafung 
d.ghchder  öffentlichen  und  Ärgernis  erregenden  Handig 
(z.  B.  Frankreich,  Österreich-Ungarn  „.  s.  w.)  bis  zum  Einschreiten 
gegen  jede  (rechtswidrige)  Grausamkeit  (Bayern,  Sachsen,  Schwe- 
den etc.)     Sie  schwanken  ferner,   insoweit  bald  auf  die  morali- 

S'0'4    k"      'n "'  '''  ''•^'^"^  ^^'^^*  (Niederlande  nach 
Alt.    o4,   Hessen-Darmstadt,  Mecklenburg  u.  s.  w.)   bald   auf  die 

Verletzung  dritter  Personen   (Baden,  Württemberg  u  s   w) 
das  Hauptgemcht  gelegt  wird.  ' 

Ein  Blick  auf  die  Entstehungsgeschichte  einzelner  Be- 
'*;r?"T">.T^'  •^''''"  Satz  noch  erläutern:  In  Württemberg 
mfy  A  J  ^   \  '"*"  ^^'  Vorgehen  gegen  Tierquälerei  zunächst 

1  chkeitsgefuhl  dritter  Personen  dadurch  beleidigt  oder  abge- 
stumpft werde,  ein  Einschreiten  der  Gesetzgebung  für  begründet 
Man  verlangte  daher  dort,  wie  auch  (zufolge  analoger  Erwä~ni 
in   Hessen-Darmstadt  (vgl.  S.  11)   die   Erregung  von  Är^geSs 
In  Preufsen    (vgl.  S.  14  fF.)    war    man    der   .tnsicht,    difs    dfe 
schmerzhafte  Behandlung  der  Tiere  nur  zu  einem  erlaubt«  Zwecke 
und   auch   dann   nur  in   dem  zu  dessen  Erreichung  notwendigen 
Mafse  gestattet  werden  solle,  fürchtete  aber,   dafs  dieser  Grund 
satz  ftirdie  praktische  Anwendung  nicht  konkret  genug  sei 

eine  Lnsittlichkeit,  sei  aber  ein  Verbrechen  nur.  soweit  sie 
auf  das  allgemeine  Wohl  nachteilig  einwirke.  Demzufol<.e 
W^b  man  bei  Bestrafung  der  öffentlichen  Mifshandlnngel 
stehen.  Die  italienische  Gesetzgebung  wiederum  geht  davon 
S  T  t"  ^^''''  ««•Pfindender  Wesen  an  sich  mFt  dem  Ge- 
fühle der  Menschlichkeit  im  Widerspruche  stehe,  dafs  auch  durch 
das   Bekanntwerden   nicht    öffentlich    verübter  Grausamkeiten 

werde.  Sie  lafst  deshalb,  gerade  im  Widerspruche  zu  Preufsen 
das  in  den  früheren  Entwürfen  vorhandene  Material  der  öffent 
hchkeit  fallen  (vgl.  S.  ,58). 


§  27.    Der  Stand  der  Gesetzgebung. 
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Wir  sehen  also:  Trotz  der  übereinstimmenden  .Be- 
trachtung der  Tierquälerei  als  Sittlichkeitsdelikt  ist 
das  Mafs  des  Strafschutzes  je  nach  dem  Volksbewufstsein,  je 
nach  der  Anschauung  über  die  Gefährlichkeit  einzelner  Arten  des 
Angriffs  recht  verschieden  gewesen. 

IL  In  den  Gesetzgebungen  der  Schweizer  Kantone  Uri 
und  Schwyz*)  findet  sich  eine  direkte  Angabe  über  den  Grund 
der  Bestrafung  nicht.  Wohl  aber  soll  hier  das  Straf  mafs  nach 
der  Gröfse  des  gegebenen  Ärgernisses  sowie  nach  dem 
Grade  der  Eoheit  oder  Bosheit  des  Thäters  bestimmt 
werden.  Wenn  aufserdem  auch  die  dem  Tiere  verursachte  Qual 
berücksichtigt  werden  soll,  so  kann  man  hierin  ein  Hinneigen  zu 
dem  Standpunkte  eines  Tierschutzes  um  der  Tiere  willen  finden. 
Notwendig  jedoch  ist  dies  nicht,  da  regelmäfsig  der  Gröfse  des 
verursachten  Schmerzes  auch  die  Roheit  des  Thäters  und  der 
Grad  des  erregten  Ärgernisses  entspricht. 

III.  Fast  sämtliche  übrigen  Gesetze  lassen  systema- 
tisch und  inhaltlich,  —  sie  richten  sich  gegen  jede  (rechtswidrige) 
Tierquälerei,  —  die  Frage  nach  dem  Wesen  des  Delikts 
völlig  offen.  Ihre  Vorschriften  finden  sich  entweder  in  Spezial- 
gesetzen*^), oder  sie  haben  im  System  eine  ähnlich  nichtssagende 
Stellung  erhalten,  wie  §  360  ^^  des  Deutschen  R.-Str.-G.-Bs.^).  Nur 
ausnahmsweise')  wird  ihnen  ein  besonderer  Abschnitt  im  Straf- 
gesetzbuch eingeräumt,  und  auch  dann  wohl  kaum  in  der  Ab- 
sicht, damit  eine  prinzipielle  Entscheidung  zu  trefl'en,  me  wenig- 
stens in  New  York  z.  B.  die  Stellung  der  Tierquälerei  unmittelbar 
hinter  den  „malicious  mischiefs  and  other  injuries  to  property" 
erkennen  läfst. 

Die  „Duties  towards  and  concerning  lower  animals*' 


/ 


*)  Vgl.  Anh.  S.  184,  180. 

*)  So  in:  England,  Portugal,  den  Schweizer  Kantonen  Aargau,  Appen- 
zell i.  Rh.,  Basel-Landschaft,  Nidwaiden,  Thurgau.  Ferner  in  Canada,  Neu- 
seeland und  den  meisten  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  In  einer 
Reihe  der  letzteren  sind  die  Bestimmungen  auch  in  die  betr.  Gesetzbücher  auf- 
genommen, mir  ist  aber  ihre  systematische  Stellung  nicht  bekannt  geworaen. 

")  So  in  Belgien  und  Luxemburg,  den  Schweizer  Kantonen  Appenzell  a.  Rh., 
Genf,  Luzem,  Solothurn;  femer  in  Chile  und  Columbia.  Hierher  gehören  auch 
Dänemark  und  Norwegen. 

')  In  Obwalden,  New  York,  Victoria. 
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de.  General  Code  für  Victoria  endlich  enthalten  in  ihren  fünf 
Divisions«)  die  verschiedensten  Dinge,  deren  Vereinigung  ledig  ich 
unter  dem  thatsächlichen  Gesichtspunkte  erfolgt  ist,  dafs  daselbst 
überall  das  Verhalten  des  Menschen  Tieren  gegenüber  gesetzlich 
geregelt  wird.  Über  den  Grund,  warum  dies  geschieht,  ist  damit 
nicht  entschieden.  — 

§  28.   Überblick  über  die  Litteratur. 
Wie  in  der  Praxis,  so  überwiegt  auch  in  der  Litteratur 
entschieden  die  Betrachtung  der  Tierquälerei  als  Sitthch- 

keitsdelikt.  «„,1^.. 

Interessante,  prinzipielle  Auseinandersetzungen  darüber  finden 

wir  bereits  bei  Hommel.  in   seinem  Werke  Rhapsodia  quaestio- 

num  (Baireuth  1769)»). 

\us  den  Anforderungen,  welche  das  ^aturgesetz  an  iin>> 
stellt  ergeben  sich  nach  seiner  Ansicht  unsere  Pflichten.  Daher 
haben  wir  auch  Pflichten  gegen  Tiere,  welche  oftmals  des- 
halb  bestritten  und  verkannt  werden,  weil  der  Mensch  sich  mit 
Unrecht  als  etwas  ganz  Besonderes  ansieht  und  weil  die  liere 
gegen  uns  nicht  klagen  können.  Genau  besehen  sind  es  Pflichten 
gegen  Gott,  welcher  allen  Geschöpfen  wohl  will'). 

Ist  deshalb  die  Tierquälerei  unmoralisch,  so  ist  sie  strat- 
bar  mit  Rücksicht  auf  ihre  schädlichen  Folgen  für  das 
menschliche  Zusammenleben.  Die  Anwendung  des  Pandekten- 
titeh  de  extraordinariis  criminibus  rechtfertigt  sich  durch  die 
gefährliche  Gesinnung  des  Tierquälers,  welche  denselben  auch 
zu  ähnlichen  Handlungen  gegen  Menschen  anreizt"). 

ähnliche   Ausführungen   enthält    eine    bei  Hommel    citierte, 
anonyme   Schrift   „Einfälle  und  Begebenheiten"  aus  dem 


§  28i   Überblick  über  die  Litteratur. 
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8)  1  The  Treatment  öf  animals,  darunter  die  Bestialität.  2.  The  Brand- 
ing  and  Slaughtering  of  Tarne  Animals.  3.  The  Diseases  of  Tarne  Ammals. 
4.  The  Preservation  and  Capture  of  Cxame.  5.  The  Preservation  and  Capture 
of  Fish.    Vgl.  Anhang  S.  196. 

S  28.     »)  Observatio  256.    Vgl.  S.  1. 

•i)  Soli  ca^odaemones  crutiatibus  delectantur,  sed  deus  viüt  omnibus  crea- 
turis  bene  et  malorum  quam  minima  esse  u.  s.  w. 

»)  Nam  atrocitatem  delictorum  non  solum  ex  damno  alten  dato  metiri 
debemus,  verum  etiam  vitiositas  animi,  quae  in  maiora  enimpere  possit,  poenis 
coercenda. 


Jahre  1760;  nur  tritt  hier  der  christliche  Glaubensstandpunkt 
noch  erheblich  schärfer  hervor.  Unnötige  Tierquälerei  erscheint  als 
Sünde,  es  „lieget  am  hellen  Tage,  dafs  Gott  die  frevelhaften 
Zerstörer  seiner  Meisterstücke  hasse,  hingegen  ihm  gefällig  sei, 
wenn  man  sich  gegen  die  Tiere  ebenso,  wie  gegen  die  Menschen, 
barmherzig  erweise  .  .  .  / 

„Wer  an  Pein  und  Marter  des  Viehes  ein  Vergnügen  findet, 
von  dem  kannst  Du  sicher  sein,  dafs  er  mit  eben  der  Wollust 
auch  Menschen  zerfleischen  würde,  wenn  ihn  Gesetze,  Gewohnheit 
und  Strafe  nicht  hinderten'*  u.  s.  w. 

Der  Ansicht  Hommels  entgegen  war  die  am  Ausgange 
des  vorigen  und  Anfange  unseres  Jahrhunderts  unter  den  Ju- 
risten herrschende  Theorie,  welche  das  Wesen  des  Ver- 
brechens in  einer  Verletzung  subjektiver  Rechte  erblickt, 
und,  da  solcher  Rechte  nur  Menschen  fähig  seien,  den  Angriff  auf 
andere  Objekte  wohl  mifsbilligen  kann,  ein  strafrechtliches 
Einschreiten  gegen  denselben  aber  für  unlogisch  hält. 

Noch  im  Jahre  1823  wird  dieser  Standpunkt  von  Henke*) 
mit  den  Worten  vertreten: 

„Da  Rechtsverliältnisse  nur  zwischen  Menschen  be- 
stehen, zum  Begriffe  eines  Verbrechens  aber  eine  Rechtsverletzung 
vorausgesetzt  wird,  so  folgt,  dafs  nur  ein  menschliches  Wesen 
Gegenstand  eines  Verbrechens  sein  könne.    Ausgeschlossen 
von  den  möglichen  Gegenständen  der  Verbrechen  sind  also 
a)  die  Gottheit  ....... 

b) „Tiere" 

„Denn  wenn  auch  die  Mifshandlung  von  Tieren,  wenn  sie 
zur  Sitte  geworden,  notwendig  einen  nachteiligen  Einflufs 
auf  den  Charakter  des  Volkes  ausübt,  so  wird  doch  diesem 
Übel  nicht  sowohl  durch  Bestrafung  als  durch  Belehrung 
entgegengewirkt  werden  können*^). 


*)  Handbuch  des  Kriminalrechts  und  der  Krimmalpolitik  Teil  1,  S.  200  ff. 
—  Die  Bestrafung  der  Tierquälerei  „nach  gewissen  Gesetzgebungen  des  Orients" 
läfst  sich,  wie  Henke  meint,  nur  durch  religiöse  Vorstellungen  rechtfertigen. 

»)  Dieser  Standpunkt  hat  übrigens  bis  in  eine  Zeit,  wo  er  wissenschaft- 
lich bereits  völlig  überwunden  war,  praktisch  seine  Folgen  bewahrt.  Noch  im 
Jahre  1868  verwertet  ihn  das  früher  erwähnte  Kgl.  Sächsische  Dekret  (vgl. 
S.  5)  zur  Rechtfertigung  der  Scheidung  zwischen  krimineller  und  polizeilicher 
Strafbarkeit. 
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Bereits  wenige  Jahre  nach  dem  Erscheinen  des  Henke- 
schen Werkes  sehen  wir,  —  teilweise  in  Folge  der  thatsäch- 
lichen  Einfügung  von  Straf bestimmungen  in  die  Gesetzentwürfe,  — 
jene  Ansicht  im  Schwinden,  die  schon  von  Hommel  vertretene 
Theorie,  dafs  das  Strafrecht  nicht  sowohl  persönliche  Rechte  als 
vielmehr  menschliche  Interessen  im  Allgemeinen  zu  schützen 
habe,  in  Aufnahme  begriffen.  Die  Möglichkeit  einer  Bestrafung 
der  Tierquälerei  als  Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit  wird  jetzt 
zugegeben,  bald  auch  deren  Zweckmäfsigkeit  hervorgehoben 
und  ihr  Wesen  näher  begründet. 

Mittermaier®)  bestreitet  1825  nur  noch  diese  Zweckmäfsig- 
keit, da  „nicht  Alles,  was  unsittlich  ist,  auch  zur  strafbaren 
Handlung  gemacht  werden**  müsse,  eine  Bestrafung  der  Tier- 
quälerei aber  gegenüber  der  herrschenden  Volksanschauung  noch 
als  verfrüht  erscheine. 

von  Mohl")  andererseits  hält  ein  staatliches  Einschreiten  im 
sittenpolizeilichen  Interesse  für  begründet,  da  jene  Mifs- 
handlungen  das  Mitgefühl,  selbst  gegenüber  Menschen,  abstumpfen. 
,  Demnach  ist  die  Beschränkung  auf  die  Ärgernis  gebenden  Hand- 
lungen gerechtfertigt,  wenn  schon  die  Sitten-  und  Religionslehre 
noch  weiter  gehen  müssen."  — 

Eingehender  und  tiefer  behandelt  Abegg  die  Frage.  Schon 
1830^)  hat  er  ihr  eine  kleine  Abhandlung  gewidmet  und  in  einem 
weiteren  Aufsatz  vom  Jahre  1 8  5  P)  führt  er  seine  Ansicht  dann 
des  Nälieren  aus. 
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®)  Über  den  neuesten  Zustand  der  Kriminalgesetzgebung"  in  Deutschland. 
Heidelberg  1825.  S.  173.  —  Ähnlich  Duden  (Der  Preufs,  Entwurf  einer  neuen 
Strafgesetzgebung  und  sein  Verhalten  zum  Rheinlande.  Bonn  1843.  S.  328), 
welcher  in  der  Bestrafung  der  Tierquälerei  eine  „moralische  Bevormundung" 
erblickt. 

')  Das  Polizeistrafgesetzbuch  fiir  das  Königreich  Württemberg  S.  73  ff.  — 
Ähnlich  ein  kurzer,  von  Komitsch  zum  Abdruck  gebrachter  Aufsatz  in  Hitzig's 
Zeitschrift  für  Kriminalrechtspflege  (Bd.  XX  S.  194—199)  aus  dem  Jahre  1832. 
„Wer  aber  Pflichten  gegen  Tiere  anerkennt,  der  wird  auch  Strafgesetze  gegen 
die  Übertretung  solcher  Pflichten  wünschen",  heifst  es  dort.  Es  wird  daher 
Bestrafung  jeder  unnötigen,  boshaften  oder  mutwilligen  Tierquälerei  verlangt. 
. ,  »)  Über  die  Bestrafung  der  Mifshandlung  von  Tieren.  Neues  Archiv  des 
ü 'Kriminalrechts  Bd.  XII.  1830.  S.  620— 639. 

»)  Der  neuere  Stand  der  Gesetzgebung  in  Betreft"  der  Mifshandlung  von 
Tieren.    Archiv  des  Kriminalrechts.    Neue  Folge.    1851.    S.  102. 


Die  Sitte  selbst  ist  danach  bei  der  Tierquälerei  der  Gegen- 
stand des  verbrecherischen  Angiiffs.  „Allerdings  hat  das  Tier 
kein  Recht,  überhaupt  nicht  und  nicht  dem  Menschen  gegen- 
über." „Vom  Menschen  selbst,  von  dessen  Pflichten,  nicht 
von  dem  Tiere  und  der  Frage,  ob  dieses  ein  Recht  habe,  ist 
auszugehen." 

„Der  Mensch  hat  Pflichten  auch  gegen  das  Tier,  ins- 
besondere die,  dasselbe  nicht  zu  quälen.  Ja,  man  kann  es  zu  den 
Pflichten  des  Menschen  gegen  sich  selbst  rechnen,  in  allen 
Verhältnissen  sich  sittlich,  würdig  zu  benehmen." 

Inwieweit  aber  das  Straf  recht  die  Erfüllung  dieser  „Pflicht 
des  Menschen  gegen  sich  selbst"  erzwingen  soll,  das  kann  nach 
Abegg ^*^)  „nicht  anders  als  auf  geschichtlichem  Wege  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  und  die  Bildungsstufe  eines 
bestimmten  Volkes  zu  einer  bestimmten  Zeit"  entschieden 
werden. 

In  gleichem  Sinne  und  präzisester  Form  sprach  Domherr 
Günther,  Ordinarius  der  Juristenfakultät  zu  Leipzig ^\)  seine  An- 
sicht im  Jahre  1836  gelegentlich  einer  Rede  in  der  Ersten  Sächsi- 
schen Kammer  aus: 

„Wenn  es  wahr  ist,  dafs  der  Charakter  eines  Verbrechens", 
so  erklärte  er,  „im  allgemeinen,  wo  nicht  einzig,  doch  hauptsäch- 
lich in  der  Verletzung  eines  Gutes  besteht,  (ich  sage  ab- 
sichtlich nicht  in  der  Verletzung  eines  Rechtes),  wenn 
es  ferner  wahr  ist,  dafs  zu  den  wichtigsten  Gütern  der  zivi- 
lisierten Menschheit  ein  gewisser  Grad  von  öffentlicher 
Sittlichkeit  gehört,  ohne  welclie  der  Staat  nie  bestehen  kann, 
so  wird  nun  die  Frage  gestellt  werden  können,  ob  nicht  der,  der 
sich  der  Tierquälerei  schuldig  macht,  jenes  Gemeingut  der  zivili- 
sierten und  insbesondere  der  christlichen  Menschheit,  jene  öffent- 
liche Sittlichkeit,  auf  eine  Weise  verletzt,  welche  die  Strafe  der 
Gerechtigkeit  gegen  ihn  hervorruft?"  — 

Grundsätzlich  mit  den  vorigen  in  Übereinstimmung 
sind  auch  die  Ausführungen  des  Advokaten  von  Ehrenstein  in 
seinem  Buche:    „Schild  und  Waffen   gegen  Tierquälerei"  (Leipzig 
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10)  So  der  Anfsatz  von  1830. 

11)  Urheber  der  Strafbestimmung  in  dem  Sachs.  Kriminal-Gesetzbnche  von 
1838.    Vgl.  S.  3. 

y.  Hippel,  Tierqaälerei.  o 
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1840)^2);  weiter  aber  zeichnet  sich  diese  Schrift  durch  die  grofse 
Klarheit  aus,  mit  welcher  sie  bestimmte  gesetzliche  Forderungen 
aufstellt  und  begründet.   • 

Der  Staat  mufs  nach  v.  Ehrenstein's  Ansicht  den  höchsten 
moralischen  Anforderungen  genügen.  Soweit  die  Benutzung 
der  Tiere  daher  sittlich  unerlaubt  ist,  ist  sie  auch  straf- 
würdig. Sittlich  erlaubt  aber,  so  führt  er  aus,  ist  allein  die 
vernünftige  Benutzung.  Denn  die  Vernunft  stellt  den  Men- 
schen über  das  Tier,  sie  verleiht  ihm  die  Herrschaft  über  das- 
selbe. „Daraus  folgt,  dafs  ....  der  Mensch  bei  allem  und  jedem 
Verhalten  gegen  das  Tier  die  Vernunft  handeln  lassen  mufs,  weil 
sonst  der  Grund  wegfällt,  der  den  Menschen  über  das  Tier  er- 
hebt." Jeder  über  das  Mafs  des  Vernünftigen  hinausgehende  Ge- 
brauch ist  demnach  verwerflich.  Denn  dieser  verstöfst  zwar  nicht 
gegen  tierische  Eechte,  —  solche  giebt  es  nicht,  —  wohl 
aber  ist  er  unsern  Pflichten'-^)  als  sittlich  vernünftigen 
Wesen  und  dem  tief  in  der  menschlichen  Natur  begründeten 
Gefühle  des  Mitleids  zuwider.  Tierquälerei  ist  daher  jede 
vernunftwidrige  Behandlung  der  Tiere.  Diese  Definition 
hält  V.  Ehrenstein  für  praktisch  durchaus  brauchbar,  den  Ein- 
wand, dafs  sie  zu  unbestimmt  sei,  für  unzutreffend. 

„Will  man  aber  insbesondere  die  einzelnen  Merkmale  zi\- 
samm^enstellen,  die  im  wesentlichen  eine  Handlung  zur  Tier- 
quälerei machen,  so  ist  dies  jede,  entweder  nicht  zum  Bedürfnisse 
oder  nicht  zum  Nutzen  des  Menschen  dienende  Unterlassung  oder 
positive  Handlung,  durch  welche  unter  Verursachung  unnötiger 
Schmerzen  der  organische  Lebenszustand  eines  Tieres  gegen  oder 
über  dessen  Natur  und  Kräfte  gestört  und  verkümmert  wird"**). 

Haben  die  bisher  behandelten  juristischen  Schriftsteller 
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*'-)  Diese  Schrift  hatte  Minister  von  Kamptz  seinem  Votum  (vgl.  S.  12)  vom 
Jahre  1840  beigelegt  und  auf  deren  prinzipielle  Auseinandersetzungen  ver- 
wiesen. 

^^)  ^Diese  Pflichten  sind  sogenannte  unvollkommene  oder  Pflichten  gegen 
uns  selbst.  Rechte  und  Pflichten  im  eigentlichen  Sinne  können  allerdings  nur 
zwischen  Personen  oder  rechtsfähigen  Subjekten  zur  Anwendung  kommen; 
nichtsdestoweniger  hat  der  Mensch  gegen  das  Tier  Pflichten  zu  erfüllen  in  der 
moralischen  Bedeutung  des  Wortes.  Die  Tiere  stehen  zwischen  den  Personen 
und  den  Sachen  ,gleichsam  mitten  inne'." 

")  Beüäufig  spricht  sich  v.  Ehrenstein  gegen  die  Vivisektion  aus,  aber 
lediglich  deshalb,  weil  er  dieselbe  für  nutzlos  hält. 


immer  zunächst  die  strafrechtliche  Realisierung  des  Tier- 
schutzes im  Auge,  so  wird  in  der  Philosophie  mehrfach  die  mo- 
ralische Bedeutung  der  Tierquälerei  an  sich  untersuchte'^). 

Geistreiche  Ausführungen  hierüber  finden  wir  insbesondere 
bei  Kant  und  Schopenhauer  e^),  und  doppelt  interessant 
sind  dieselben  durch  den  scharfen  Gegensatz,  in  welchem  diese 
beiden  Schriftsteller  zu  einander  stehen. 

Der  Standpunkt  Kants  ist  folgender: 

^Aus  der  ähnlichen  Wirkungsart  der  Tiere  (wovon  wir  den 
Grund  nicht  unmittelbar  wahrnehmen  können),  mit  der  des  Men- 
schen (dessen  wir  uns  unmittelbar  bewufst  sind),  verglichen, 
können  wir  ganz  richtig  nach  der  Analogie  schliefsen,  dafs  die 
Tiere  auch  nach  Vorstellungen  handeln  (nicht,  wie  Cartesius  will, 
Maschinen  sind),  und,  ungeachtet  ihrer  spezifischen  Verschieden- 
heit, doch  der  Gattung  nach  (als  lebende  Wesen)  mit  dem 
Menschen  einerlei  sind"^'). 

„Dafs  der  Mensch**  hingegen,  „in  seiner  Vorstellung 
das  Ich  haben  kann,  erhebt  ihn  unendlich  über  alle  andere 
auf  Erden  lebende  Wesen.  Dadurch  ist  er  eine  Person,  und, 
vermöge  der  Einheit  des  Bewufstseins,  bei  allen  Veränderungen, 
die  ihm  zustofsen  mögen,  eine  und  dieselbe  Person,  d.  i.  ein  von 
Sachen,  dergleichen  die  vernunftlosen  Tiere  sind,  mit  denen  man 
nach  Belieben  schalten  und  walten  kann,  diuch  Eang  und  Würde 
ganz  unterschiedenes  Wesen"  e^). 


**)  Die  Betrachtungen  über  das  Verhältnis  des  Menschen  zum  Tiere  als 
solchen,  wie  sie  sich  in  der  Pliilosophie  von  Alters  her  finden,  berühren  meine 
Arbeit  nicht.  Denn  dem  Gesetzgeber  wird  man  es  nicht  zumuten  wollen,  irgend 
eines  jener  umstrittenen  Systeme  anzunehmen.  Dies  ist  der  ganz  grundsätz- 
liche Einwand,  welchen  ich  gegen  die  (von  den  Tierschutzvereinen  preisgekrönte) 
Schrift  von  Wetzlich  „Das  Recht  der  Tiere"  erheben  mufs.  Dieselbe  enthält 
lediglich  eine  —  in  der  Durchführung  zudem  äuiserst  schwächliche  —  Anleh- 
nung an  Herbart. 

»«)  Vgl.  auch  Michaelis  („Moral"  1792  H.  Teil  S.  338),  dessen  Bemerkungen 
inhaltlich  lebhaft  an  den  Standpunkt  des  Anonymus  vom  Jahre  1760  erinnern 
(vgl.  S.  110).  Aus  der  Einrichtung  der  Natur  wie  aus  der  Bibel  folgt  danach, 
dafs  das  Tier  sich  Leiden  und  Tod  seitens  des  Menschen  gefallen  lassen  mufs. 
Dagegen  haben  wir  die  „Pflicht,  den  natürlichen  Trieb  der  Barmherzigkeit,  wel- 
cher gradweise  gröfser  ist,  je  näher  uns  die  Tiere  kommen,  nicht  auszurotten."  — 

*')  Kritik  der  Urteilskraft.  In  der  Rosenkranz -Schubert'schen  Ausgabe 
von  Kant's  sämtlichen  Werken  (Leipzig  1838—42)  Bd.  IV.  S.  370  Anm. 

")  Anthropologie  in  pragmatischer  Hinsicht  Bd.  VII.  S.  11. 
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Nur  der  Mensch  als  vernünftiges  Wesen  ist  verpflichtungs- 
fähig.    „Nun  keimen  wir  aber,  mit  aller  unserer  Erfahrung,  kein 
anderes  Wesen,  was  der  Verpflichtung  (der  aktiven  oder  passiven) 
fähig  wäre,  als  blofs  den  Menschen.    Also  kann  der  Mensch  sonst 
keine  Pflicht  gegen  irgend  ein  Wesen  haben,  als  blofs  gegen  den 
Menschen,  und  stellt  er  sich  gleichwohl  eine  solche  zu  haben  vor, 
so   geschieht   dies   durch   eine  Amphibolie   der  Reflexionsbegrifl'e, 
und  seine  vermeintliche  Pflicht  gegen  andere  Wesen  ist 
blofs  Pflicht  gegen  sich  selbst,  zu  welchem  Mifsverstande  er 
dadurch   verleitet  wird,   dafs  er  seine  Pflicht  in  Ansehung  an- 
derer Wesen  mit  einer  Pflicht  gegen  diese  Wesen  verwechselt"  ^^). 
„In  Ansehung  des   lebenden,   obgleich  vernunftlosen  Teils 
der  Geschöpfe    ist  die   gewaltsame   und   zugleich   grausame   Be- 
handlung der  Tiere  der  Pflicht  des  Menschen  gegen  sich  selbst 
weit  inniglicher   entgegengesetzt,   weil   dadurch   das  Mitgefühl 
an  ihrem  Leiden  im  Menschen  abgestumpft,  und  folglich  eine 
der  Moralität,  im  Verhältnisse  zu  anderen  Menschen,  sehr 
diensame   natürliche  Anlage  geschwächt  und  nach  und  nach 
ausgetilgt  wird,   obgleich   ihre  behende  (ohne  Qual   verrichtete) 
Tötung,  oder  auch  ihre,  nur  nicht  bis  über  Vermögen  angestrengte 
Arbeit   (dergl.  auch  wohl  Menschen  sich  gefallen  lassen   müssen), 
unter  die  Befugnisse  des  Menschen  gehören"-^). 

Das  Verhalten  des  Menschen  dem  Tiere  als  vernunft- 
losem Wesen  gegenüber  ist  also  nach  Kant  an  sich  indiffe- 
rent, von  moralischer  Bedeutung  nur,  sofern  es  das  für  die 
menschliche  Gesellschaft  wertvolle  Gefühl  des  Mitleids  ab- 
stumpft. 

Mit  Entrüstung  wendet  sich  gegen  diese  Ansicht  Schopen- 
hauer: 

„Also  blofs  zur  Übung  soll  man  mit  Tieren  Mitleid  haben, 
und  sie  sind  gleichsam  das  pathologische  Phantom  zur  Übung  des 
Mitleids  mit  Menschen.  Ich  finde  mit  dem  ganzen  nicht  islami- 
sierten  (d.  h.  nicht  judaisierten)  Asien  solche  Sätze  empörend  und 
abscheulich"-^). 


1»)  Tugendlehre  §  16  S.  299. 

«0)  eod.  §  17  S.  300.  —  Der  Satz  eudigt:  „da  hingegen  die  martervoUen 
physischen  Versuche,  zum  blofsem  Behuf  der  Spekulation,  wenn  auch  ohne 
sie  der  Zweck  erreicht  werden  könnte,  zu  verabscheuen  sind". 

")  Grundlage  der  Moral  S.  161;  citiert  nach  der  Gesamtausgabe  in  6  Bänden. 
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,Die  vermeinte  Kechtlosigkeit  der  Tiere,  der  Wahn, 
afs  unser  Handeln  gegen  sie  ohne  moralische  Bedeu- 
tung sei,  oder,  wie  es  in  der  Sprache  jener  Moral  heifst,  dafs 
es  gegen  Tiere  keine  Pflichten  gäbe,  ist  geradezu  eine 
empörende  Roheit  und  Barbarei  des  Occidents,  deren  Quelle 
im  Judentum  liegt.  In  der  Philosophie  beruht  sie  auf  der 
aller  Evidenz  zum  Trotz  angenommenen  gänzlichen  Verschieden- 
heit zwischen  Mensch  und  Tier,  welche  bekanntlich  am  entschie- 
densten und  grellsten  von  Cartesius  ausgesprochen  wird,  als  eine 
notwendige  Konsequenz  seiner  Irrtümer.  Als  nämlich  die  Car- 
tesisch-Leibnitz -Wolfische  Philosophie  aus  abstrakten  Begriffen 
die  rationale  Psychologie  aufbaute  und  eine  unsterbliche  anima 
rationalis  konstruierte,  da  traten  die  natürlichen  Ansprüche  der 
Tierwelt  diesem  exclusiven  Privilegio  und  Unsterblichkeitspatent 
der  Menschenspezies  augenscheinlich  entgegen,  und  die  Natur  legte, 
wie  bei  allen  solchen  Gelegenheiten,  still  ihren  Protest  ein.  Nun 
mufsten  die  von  ihrem  intellektuellen  Gewissen  geängstigten  Phi- 
losophen suchen,  die  rationale  Psychologie  durch  die  empirische 
zu  stützen  und  daher  bemüht  sein,  zwischen  Mensch  und  Tier 
eine  ungeheure  Kluft,  einen  unermefslichen  Abstand  zu  eröffnen, 
um,  aller  Evidenz  zum  Trotz,  sie  als  von  Grund  aus  verschieden 
darzustellen^'-)." 

Dieser  Kritik  gegenüber  entwickelt  Schopenhauer  seine 
eigene  Ansicht  dann  dahin: 

Mensch  und  Tier  stimmen  im  Wollen  und  Vorstellen 
(von  ihm  Verstand  genannt,  d.  h.  die  Fähigkeit,  den  Kausal- 
zusammenhang zu  erkennen)  üb  er  ein.  Unterschiede  bestehen  hier 
nur  dem  Grade  nach.  Die  einzige  Fähigkeit,  welche  den 
Menschen  wirklich  vom  Tiere  trennt,  ist  die  Vernunft,  d  h. 
das  Vermögen,  abstrakte  Begriffe  zu  bilden.  Das  Wesen  beider 
aber  liegt  im  Willen,  die  Vernunft  ist  etwas  Hinzugekommenes. 
In  Folge  dieser  Wesensgleichheit  ist  unser  Verhalten 
gegen  die  Tiere  auch  an  sich  von  sittlicher  Bedeutung, 
Grausamkeit  gegen  sie  verstöfst  als  solche  gegen  das  oberste, 
moralische  Prinzip  des  Mitleids. 

Von  den  zahlreichen  Stellen,  an  welchen  diese  Auffassung  zu 


22)  Grundlage  der  Moral  S.  238  ff. 
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Tage  tritt,  sei  hier  nur  auf  einige  h  sonders  charakteristische  hin- 
gewiesen. 

Der  Unterschied  zwischen  Mensch  und  Tier  liegt,  so  heifst 
es  da  z.  B.  „nicht  im  primären,  im  Prinzip,  im  Archäus,  im  innern 
Wesen,  im  Kern  beider  Erscheinungen,  als  welcher  in  der  einen 
wie  in  der  andern  der  Wille  des  Individuums  ist,  sondern  allein 
im  Sekundären,  im  Intellekt,  im  Grad  der  Erkenntniskraft,  welcher 
beim  Menschen,  durch  das  hinzugekommene  Vermögen  abstrakter 
Erkenntnis,  genannt  Vernunft,  ein  ungleich  höherer  ist,  jedoch 
erweislich  nur  vermöge  einer  gröfseren  cerebralen  Entwickelung, 
also  der  somatischen  Verschiedenheit  eines  einzigen  Teiles,  des 
Gehirns,  und  namentlich  seiner  Quantität  nach.  Hingegen  ist  des 
gleichartigen  zwischen  Tier  und  Mensch,  sowohl  psychisch,  als 
somatisch,  ohne  allen  Vergleich  mehr. 

„Dafs  die  Moral  des  Christentums  die  Tiere  nicht  berück- 
sichtigt, ist  ein  Mangel  derselben,  den  es  besser  ist  einzugestehen, 
als  zu  perpetuieren"  ^'^). 

Und  weiter  (Parerga  et  Paralipomena  II.  S.  396  ff.) : 

„Die  Welt  ist  kein  Machwerk  und  die  Tiere  kein  Fabrikat 
zu  unserem  Gebrauch  .  .  .  ." 

„Erst,  wenn  jene  einfache  und  über  allen  Zweifel  erhabene 
Wahrheit,  dafs  die  Tiere  in  der  Hauptsache  und  im  Wesentlichen 
ganz  dasselbe  sind,  was  wir,  ins  Volk  gedrungen  sein  wird,  wer- 
den die  Tiere  nicht  mehr  als  rechtlose  Wesen  dastehen"  u.  s.  w. 

„Die  Tierschutzgesellschaften  in  ihren  Ermahnungen  brauchen 
noch  immer  das  schlechte  Argument,  dafs  Grausamkeit  gegen 
Tiere  zu  Grausamkeit  gegen  Menschen  führe;  —  als  ob  blofs 
der  Mensch  ein  unmittelbarer  Gegenstand  der  morali- 
schen Pflicht  wäre,  das  Tier  blofs  ein  mittelbarer,  an 
sich  eine  blofse  Sache!    Pfui!'' 
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«*)  Dieser  Grundfehler  des  Christentums  gegenüber  Brahraanismus  und 
Buddhaisraus  ist  nach  Schopenhauer  (Parerga  et  Paralipomena  II.  396)  ,.eine 
Folge  der  Schöpfung  aus  Nichts,  nach  welcher  der  Schöpfer,  Kap.  1  u.  9  der 
Genesis,  sämtliche  Tiere  ganz  wie  Sachen  und  ohne  aUe  Empfehlung  zu  guter 
Behandlung,  wie  sie  doch  meistens  selbst  ein  Hunde  verkauf  er  .  .  .  hinzufügt, 
dem  Menschen  übergiebt,  damit  er  über  sie  ,herrsche*,  also  mit  ihnen  thue,  was 
ihm  beliebt;  worauf  er  ihn,  im  zweiten  Kapitel,  noch  dazu  zum  ersten  Pro- 
fessor der  Zoologie  besteUt,  durch  den  Auftrag,  ihnen  Namen  zu  geben,  die  sie 
führen  soUen."  — 


Den  Gebrauch  der  Tiere  seitens  des  Menschen  erkennt 
übrigens  Schopenhauer  als  durchaus  berechtigt  an.  Er  stützt  ihn 
auf  die  Verschiedenheit  der  Schmerzempfindung,  infolge  deren 
„der  Schmerz,  welchen  das  Tier  durch  den  Tod,  oder  die  Arbeit 
leidet,  noch  nicht  so  grofs  ist,  wie  der,  welchgn  der  Mensch  durch 
die  blofse  Entbehrung  des  Fleisches,  oder  der  Kräfte  des  Tieres 
leiden  würde."  Daher  kann  der  Mensch  „in  der  Bejahung  seines 
Daseins  bis  zur  Verneinung  des  Daseins  des  Tieres  gehen" ;  denn 
„der  Wille  zum  Leben  im  ganzen  trägt  dadurch  weniger  Leiden, 
als  wenn  man  es  umgekehrt  hielte". 

„Dies  bestimmt  zugleich  den  Grad  des  Gebrauchs,  den  der 
Mensch  ohne  Unrecht  von  den  Kräften  des  Tieres  machen  darf' 2*). 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nun  nochmals  den  Standpunkt 
der  sämtlichen,  bisher  behandelten  Schriftsteller  in  aller 

Kürze : 

Im  Vor  der  grün  de  der  prinzipiellen  Erwägungen  steht  die 
Frage,  ob  unnötige  Quälerei  an  sich  unmoralisch  ist,  oder  ob 
derselben  eine  sittliche  Bedeutung  als  solcher  überhaupt  nicht, 
sondern  nur  wegen  der  etwa  daraus  entstehenden  Nach- 
teile für  die  menschliche  Gesellschaft  zukommt.  Sie  mrd 
mit  Kücksicht  auf  die  Ähnlichkeit  des  Menschen  mit  dem  Tiere 
als  empfindendem  Lebewesen  stets  bejaht,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme von  Kant-%  für  welchen  nur  der  Angrift'  auf  den  Men- 
schen  als   vernünftiges  Geschöpf  an  sich  sittlich  erheblich  ist. 

Die  juristischen  Vertreter  des  ersteren  Standpunktes  ge- 
langen, —  ähnlich  wie  wir  es  früher  bei  den  Gesetzgebungen 
sahen, —  zu  positivrechtlich  verschiedenen  Konsequenzen. 


«)  Welt  als  Wme  und  VorsteUung  I.  S.  439  Anm.  —  Auf  die  Vivisektion 
angewandt,  würde  dieser  Satz  heifsen:  Die  Vivisektion  ist  berechtigt,  sofern 
das  dadurch  dem  Menschen  ersparte  Leid  das  dem  Tier  verursachte  überwiegt, 
d.  h.  —  nach  dem  gerade  hervorgehobenen  Verhältnis  der  Schmerzempfindung  — , 
wenn  das  Tierexperiment  wirklich  zur  Erhaltung  menschlichen  Lebens,  zur  Be- 
seitigung menschlicher  Krankheiten  dient.  —  Wenn  Schopenhauer  daher  weiter- 
hin sagt,  das  Recht  des  Gebrauchs  erstrecke  sich  seiner  Ansicht  nach  nicht 
„auf  Vivisektionen,  zumal  der  oberen  Tiere",  so  nimmt  er  dabei  wohl  deren 
Nutzlosigkeit  an.  Sonst  wenigstens  widerstreitet  diese  Behauptung  der  Logik 
seiner  eigenen  Ausfühningen.  Eine  andere  Stelle,  Parerga  et  Paralipomena  n. 
S.  396  erklärt  denn  auch  nur  das  leichtfertige  Vivisezieren  für  unberechtigt, 
ein  Standpunkt,  dem  man  wiUig  beipflichten  wird. 

«*)  Und  im  Resultate  Henke  vgl.  S.  111. 


\ 
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So  fordert  v.  Ehrenstein,  dafs  der  Staat  jede  unvernünftige 
Tierquälerei  als  unsittlich  auch  wirklich  strafe,  während  v.  Mohl 
Beschränkung  des  Einschreitens  auf  die  Ärgernis  gebenden 
Handlungen  verlangt;  Hommel  wiederum  erscheint  die  Ge- 
fährlichkeit des  Thäters  für  die  menschliche  Gesellschaft  als 
Mafsstab  gerichtlicher  Ahndung  und  ähnlich  will  Abegg  den 
Umfang  der  letzteren  nach  dem  Kultur  zustand  des  in  Frage 
kommenden  Staates  bestimmt  wissen.  Mittermaier  aber  erklärt 
fast  gleichzeitig,  dieser  Kulturzustand  erheische  überhaupt  noch 
kein  strafrechtliches  Vorgehen. 

Die  Frage,  ob  Tiere  Rechte  haben,  wird  \delfach  nicht 
ausdrücklich  behandelt,  von  Kant,  Abegg,  v.  Ehrenstein  und 
Henke  ausdrücklich  verneint.  Pflichten  hingegen,  so  heifst 
es,  haben  wir  bei  der  Behandlung  der  Tiere  zu  erfüllen,  welche 
thatsächlich  Pflichten  des  Menschen  gegen  sich  selbst  (oder, 
wie  Hommel  denselben  Gedanken  ausdrückt,  Pflichten  gegen  Gott) 
sind,  dahin  gehend,  dem  natürlichen  Triebe  des  Mitleids  nicht 
zuwiderzuhandeln,  beziehungsweise  nach  Kant,  nicht  durch  Ertötung 
dieses  Mitgefühls  die  menschliche  Gesellschaft  zu  schädigen.  An- 
derer Ansicht  ist  Schopenhauer,  dem  die  Frage,  ob  Tiere 
Rechte  haben,  mit  derjenigen,  ob  unser  Handeln  gegen  dieselben 
von  moralischer  Bedeutung  ist,  zusammenfällt  (vgl.  S.  117). 

In  der  neueren  Zeit  wird  die  Thatsache,  dafs  Tierquälerei 
an  sich  unsittlich  und  deshalb  auch  abgesehen  von  ihren  schäd- 
lichen Folgen  verwerflich  ist,  meines  Wissens  nirgends  be- 
stritten-**), aufserdem  aber  die  Frage  nach  dem  Vorhandensein 
tierischer  Rechte  lebhafter  erörtert. 

Eine  Minderheit  der  Kommission  der  Niederländi- 
schen Kammer  z.  B.  (vgl.  S.  (54)  hatte  sich  für  die  letztere 
Ansicht  erklärt,  worauf  im  Plenum  der  Abgeordnete  deSavornin- 
L  oh  mann  in  längerer  Rede  dagegen  eintrat.  Das  Recht,  so 
führte  er  aus,  regele  lediglich  die  Beziehungen  der  Menschen 
unter  einander;  denn  zum  Rechtskreise  gehören  nur  die  ihrem 
Wesen  nach  gleichen  Geschöpfe.     Die  Anerkennung  des  Rechts 


**)  Nur  von  der  Bestrafung  handelt  Lasson  (System  S.  548).  Die  öffent- 
liche Tierquälerei  will  er  verboten  wissen,  weil  man  verlangen  darf,  dafs  einem 
der  Anblick  fremder  Roheit  und  Gemeinheit  erspart  bleibe.  Heimliche  Tier- 
quälerei hingegen  könne  rechtliche  Beachtung  nur  finden,  insofern  sie  auf  die 
Neigung  zu  Verbrechen  gegen  Menschen  hindeute. 


der  Sklaven,  auf  welche  man  sich  zu  berufen  pflege,  biete  keine 
Analogie;  denn  dort  handele  es  sich  um  die  unter  dem  Einflüsse 
des  Christentums  durchdringende  Erkenntnis  der  Wesensgleich- 
heit, welche  hier  nicht  vorhanden  sei. 

Von   demselben   Standpunkte   aus   behandelt  in  Deutschland   \ 
Carl  Georg  von  Wächter  (Vorlesungen  S.  193  §  70)  die  Tier- 
quälerei  als    , Verletzung  eines   rechtlosen  Wesens**    unter  den 
Sittlichkeitsdelikten. 

Nach  E.  Löning  hingegen  schreitet  der  Staat  ein,  , teils  um 
der  Verletzung  des  Sittlichkeitsgefühls  der  Bevölkerung 
durch  Grausamkeit  gegen  Tiere  vorzubeugen,  teils  um  den  Tieren 
selbst  einen  Schutz  gegen  unnötige  und  deshalb  unsittliche 
Quälereien  zu  verschaff*en2')".  —  Dieser  ^Schutz  der  Tiere**  wird 
dann  bei  Bern  er  (Lehrbuch)  2^)  zum  eigentlichen  Hauptzweck  der 
Bestrafung.  „Wenn  das  Gesetz  das  sittliche  Gefühl  schützt,  so" 
—  führt  er  aus  —  , handelt  es  sich  dabei  im  Grunde  um  den 
Tierschutz.  Das  Wort  ,Rechtlosigkeit  der  Tiere'  vermag  ich 
nicht  mehr  auszusprechen,  ohne  dafs  mir  eine  Stimme  im  Innern 
zuruft:  Du  sollst  nicht  falsches  Zeugnis  ablegen.  Allerdings,<auch 
die  Tiere  haben  ein  gewisses  Kecht.  Der  Mensch  darf  sie, 
soweit  es  die  Humanität  erlaubt,  zu  seinen  Zwecken  verwenden. 
Geht  er  über  diese  Zwecke  hinaus,  so  geht  er  über  sein  Recht 
hinaus,  versündigt  sich  nicht  nur  am  Schöpfer,  sondern  verletzt 
auch  das  Recht  der  Tiere,  die  schon  Herder,  wohl  der  älteste 
Vertreter  der  Entwickelungstheorie,   des  Menschen  ältere  Brüder 

nennt.* 

„Wer  die  Regungen  der  Intelligenz  und  des  Gemütes  im 
Tierleben  beobachtet  hat,  wird  keinen  Anstand  nehmen,  mindestens 
den  höheren  Tieren  ein  Analogon  der  Persönlichkeit  zuzu- 
sprechen. 

„Die  Gleichstellung  von  Tieren  mit  leblosen  Sachen  ist  eine 
Roheit,  welche  allmählich  ebenso  überwunden  werden  wii^d,  wie 
die  frühere  Gleichstellung  von  Sklaven  mit  Sachen  einer  edleren 
Bildung  hat  weichen  müssen."  — 

Wenden   wir  uns  zum  Schlüsse  von  der  bisher  behandelten 


2')  In  Schönberg:  Handb.  d.  polit.  Ökonomie  Bd.  III.  S.  936. 
-s)  14.  Aufl.  S.  628.  —   In  der  15.  und  16.  Aufl.  ist  diese  ganze  Stelle 
von  den  Worten  „das  Wort  Rechtlosigkeit"  an  gestrichen. 


1? 
1' 
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ernsten  und  bei  aller  Leidenschaftlichkeit,  wie  sie  z.  B.  Schopen- 
hauer zeigt,  doch  immer  wissenschaftlichen  Litteratur-*)  den  Pro- 
duktionen neuester  Zeit  zu,  wie  sie  aus  Antivivisektions- 
kr eisen  hervorgegangen  sind,  so  ist  der  Gegensatz  ein  unerfreu- 
licher. Dort  das  Streben  nach  sachlicher  Prüfung  und  logischem 
Erwägen,  hier  blindes  Behaupten,  oft  tendenziöse  Entstellung, 
mafslose  Überschätzung  der  eigenen,  medizinischen  Kenntnisse  und 
mangelnde  Logik  der  Deduktion  ^*^). 

Schon  Richard  Wagner  kann  der  Vorwurf  nicht  erspart 
bleiben,  in  seinem  an  Ernst  von  Weber  gerichteten  „offenen 
Briefe  über  die  Vivisektion"  den  Übergang  von  Schopen- 
hauer zu  der  soeben  geschilderten  Presse  zu  bilden. 

Prinzipiell  enthält  dieser  Brief  zunächst  als  Wiederholung 
des  Schopenhauerschen  Standpunktes  den  geistreich  durchgeführten 
Gedanken,  dafs  die  Tierquälerei  gegen  das  in  der  tiefsten  Natur 
des  menschlichen  Willens  begründete  Mitleid  als  die  einzig 
wahre  Grundlage  der  Sittlichkeit  verstofse.  Da  aber  Wagner 
die  Vivisektion  absolut  verwerfen  will,  so  mufs  er  notwendig 
weiter  gehen  als  Schopenhauer.  Er  wendet  sich  also,  ganz  wie 
die  erwähnte  Litteratur,  gegen  den  Nützlichkeitsstandpunkt 
in  der  Behandlung  der  Tiere  überhaupt,  bleibt  uns  aber  ebenso 
wie  diese  die  Antwort  auf  die  Frage  schuldig:  Wie  alsdann  die 
Benutzung  der  Tiere  zur  Arbeit  und  Nahrung  zu  reclitfertigen  sei? 
Wagner  läfst  sich  dann  weiter  zu  bedauerlichen  Äufserungen 
hinreifsen,  wie,  dafs  es  sich  „in  W^ahrheit  bei  der  Vivisektion  nur 
um  Virtuosen-Eitelkeit  und  etwa  Befriedigung  einer  stupiden  Neu- 
gier** handele,  oder:  „Wir  verachten  den  Menschen,  der  das  ihm 
verhängte  Leid  nicht  standhaft  erträgt  und  vor  dem  Tode  in 
wahnsinniger  Furcht  erbebt.  Gerade  für  diesen  aber  vivisezieren 
unsere  Physiologen  Tiere,  impfen  ihnen  Gifte  ein,  welche  jener 
durch  Laster  sich  bereitet,  ....  um  zu  erfahren,  wie  lange  sie 
etwa  noch  jenem  Elenden   die   letzte   Not  fernhalten   könnten", 

u.  s.  w. 

Derartige  hohle  Phrasen   sind  charakteristisch   auch  für  die 


^)  Auf  eine  Anführung  der  Ansichten  sonstiger  modemer  Juristen  wurde 
deshalb  verzichtet,  weil  sie  die  Frage  meist  vom  Standpunkte  des  geltenden 
Rechts  behandeln,  über  die  prinzipieUe  Stellung  dieses  letzteren  (vgl.  S.  107) 
aber  eben  kein  Zweifel  bestehen  kann. 

«>)  Vgl.  S.  128. 
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von  der  erwähnten  Dutzend-Litteratur  gewählte  Methode  des  An- 
griffs.    Einer  Widerlegung  sind  sie  selbstverständlich  nicht  wert. 

Nur  der  prinzipielle  Standpunkt  der  Bekämpfer  des 
Tierexperimentes  sei  deshalb  in  Kürze  hier  dargestellt.  Er 
ist  regelmäfsig  folgender:  Tierquälerei  (und  insbesondere  Vivi- 
sektion) verstöfst  gegen  das  Gefühl  des  menschlichen  Mitleids. 
Sie  ist  daher  an  sich  unsittlich  und  darf  als  Unsittlichkeit 
vom  Staate  selbst  dann  nicht  geduldet  werden,  wenn  sie 
einen  Nutzen  für  die  Menschheit  haben  sollte  (was  regel- 
mäfsig bezüglich  der  Vivisektion  bestritten  wird).  ,Es  handelt 
sich  darum,  ob  Liebe,  Mitleid,  Gerechtigkeit  als  die  Grundpfeiler 
einer  sittlichen  Ordnung  des  menschlichen  Lebens  und  des  Staates 
gelten  und  behauptet  werden,  oder  ob  sie  niederen  Nützlichkeits- 
rücksichten und  den  Anforderungen  der  menschlichen  Selbstsucht 
geopfert  werden  sollen." 

Aufserdem  wird  dann  auch  von  Rechten  der  Tiere  ge- 
redet, verlangt,  „dafs  die  Rechtlosigkeit,  in  welche  das  Tier 
durch  die  verdorbenen  Anschauungen  der  Menschen  mit  der  Zeit 
versetzt  worden  ist,  aufhöre;  denn  das  Tier  hat  sein  Recht;  es 
ist  das  Recht  der  Existenz,  welches  ihm  vom  Schöpfer  zukommt, 
so  gut  als  einem  jeden  von  uns"^^). 

Nähere  Ausführungen  zur  Begründung  dieser  Rechte,  ferner 
darüber,  in  welchem  Verhältnisse  die  Annahme  solcher  zu  der 
überall  sich  gleichzeitig  findenden  Behandlung  der  Tierquälerei 
als  Sittlichkeitsdelikt  stehe,  habe  ich  nirgends  zu  finden  vermocht. 
Nur  das  ist  klar,  dafs  mit  beiden  Behauptungen  der  gleiche, 
praktische  Zweck  angestrebt  wird. 


ä*)  Eigentümlich  berührt  im  Munde  dieser  christlich  orthodoxen  Presse  die 
regelmäfsig  wiederkehrende  Berufung  auf  Schopenhauer,  dessen  praktische  Re- 
sultate dann  gewöhnlich  noch  verkannt  oder  verdreht  werden. 
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§  29.   Die  Tierquälerei  als  Sittüchkeitsdelikt. 

Wenn  ich  im  vorigen  Paragiaphen  mich  bemüht  habe,  in 
ganz  kurzen  Zügen  ein  Bild  von  dem  Meinungsstreite  über  das 
rechtliche  Verhältnis  zwischen  Mensch  und  Tier  zu  entwerfen, 
so  geschah  dies  nicht,  weil  ich  jenen  Streit  für  einen  besonders 
fruchtbaren,  weil  ich  seine  legislative  Bedeutung  für  eine  hohe 
hielt.  Im  Gegenteil :  Nach  meiner  Überzeugung  ist  die  Erörterung 
der  Frage,  ob  man  die  Tierquälerei  als  Verletzung  des  mensch- 
lichen Sittlichkeitsgefühls  oder  als  Eingriif  in  tierische  Rechte  zu 
strafen  habe,  praktisch  völlig  wertlos.  Denn  beide,  scheinbar 
so  verschiedenen  Ansichten,  führen  schliefslich  auf  den- 
selben Ausgangspunkt  zurück,  beide  ergeben  die  näm- 
lichen Konsequenzen. 

Was  heifst  es  denn  überhaupt:  Die  Tiere  haben  Rechte? 

Alles  Recht  ist  Interessenschutz.  Die  Frage  nach  der  recht- 
lichen Gleichstellung  (in  bestimmten  Beziehungen)  des  Tieres  mit 
dem  Menschen,  könnte  daher,  genau  gestellt,  nur  lauten:  Können 
wir  tierische  Interessen  überhaupt,  können  wir  sie  um 
ihrer  selbst  willen  schützen,  oder  welchen  sonstigen 
Grund  hat  ein  solcher  Schutz? 

Die  Antwort  auf  den  ersten  Teil  dieser  Frage  würde  etwa 
folgende  sein:  Soweit  der  Mensch  in  der  Lage  ist  das  Vorhanden- 
sein tierischer  Interessen  zu  erkennen,  ist  es  für  ihn  auch  an 
sich  denkbar,  durch  Rechtsvorschriften  andere  Menschen  an 
einem  Eingreifen  in  diese  Interessen  zu  hindern.  Er  könnte 
dem  Tiere  zu  diesem  Zwecke   beispielsweise   ein  durch  Vertreter 
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auszuübendes  Klagrecht  gewähren,  er  kann  die  staatliche  Anklage- 
behörde zu  dessen  Schutz  in  Bewegung  setzen  u.  s.  w.  Die  durch 
solche  Vorschriften  dem  Tiere  eingeräumte  Stellung  ist,  so  könnte 
man  dann  weiter  sagen,  derjenigen  des  Menschen  durchaus  analog. 
Dies  würde  insbesondere  auch  für  unsern  Fall  gelten,  in  welchem 
der  Mensch  ein  Interesse  des  Tieres,  von  Leiden  verschont  zu 
bleiben,  wahrnimmt  und  diesem  Interesse  den  Schutz  des  Straf- 
gesetzes angedeihen  läfst.  Man  könnte  deshalb  hier  mit  Berner 
von  einer  ,  Analogie  der  Persönlichkeit '^  oder,  wie  der  General 
Code  für  Viktoria,  von  ^Dulies  towards  animals''  reden  wollen. 
Wäre  mit  einer  solchen  Deduktion  aber  irgend  etwas  eiTeicht? 
Räumt  dieselbe  dem  Tiere  wirklich  eine  menschengleiche  Stellung 
ein?  Ich  glaube,  nein!  Denn  auf  den  zweiten  Teil  unserer  Frage 
giebt  uns  dieselbe  eben  noch  keinen  Bescheid. 

/  Wie  kommen  wir  denn  dazu  für  ein  tierisches  Interesse  Partei 
zu  ergreifen,  dieses  Interesse  rechtlich  zu  schützen?  Die  Ant- 
wort lautet  :\\Unser  menschliches  Gefühl  des  Mitleids  berührt 
es  unangenehm,  Wesen,  deren  Fähigkeit  der  Schmerzempfindung 
wir  voraussetzen,  Leiden  unterworfen  zu  wissen.  Hätten  wir 
dieses  Gefühl  nicht,  wir  würden  jenen  Leiden  völlig  kalt  und 
interesselos  gegenüber  stehen.  Wir  würden  weder  bestrebt  sein, 
dieselben  überhaupt  zu  vermeiden,  noch  könnten  wir  gar  auf 
den  Gedanken  eines  strafrechtlichen  Einschreitens  verfallen. 
Nur  dadurch  also  kommt  die  Bestrafung  der  Tierquälerei  zustande, 
dafs  wir  ein  vielleicht  vorhandenes  tierisches  Interesse  mit 
vollster  Zweifellosigkeit  als  unser  eigenstes  menschliches  Inter- 
esse empfinden,  \\pieses  ist  es,  welches  wir  schützen,  über  dessen  ^ 
Schutz  wir  das  Tier  bisweilen  völlig  vergessen^). 

Mag  man  daher  immerhin  von  dem  Vorhandensein  tierischer 
Rechte  oder  von  der  Möglichkeit  solcher  sprechen. '^ Der  Grund 
für  die  Bestrafung  der  Tierquälerei  bleibt  auch  dann  der  Angriff 
auf  das  menschliche  Sittlichkeitsgefühl,  die  Verletzung  der 
Empfindung  des  Mitleids^).  )( 


1)  So  z.  B.,  wenn  wir  diei  Tötung  der  zu  Experimenten  oder  Tierkämpfen 
benutzten  Tiere  verlangen,  während  doch  ein  Schlufs  aus  den  analogen 
Empfindungen  des  Menschen  uns  sagen  müfste,   dafs  ein  Lebewesen  lieber  mit 

Schmerzen  fortlebt  als  stirbt. 

2)  WesentUch  anders  liegt  die  Sache,  wo  es  sich  um  den  Schutz  der 
menschlichen  Integrität  handelt.    Die  Furcht  vor  dem  Thäter,  die  Besorgnis 
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Mit  dieser  Erkenntnis^)  haben  wir  die  Möglichkeit  gewonnen, 
in  sachgemäfser  Weise  über  die  systematische  Stellung  der 
gegen  Tierquälerei  gerichteten  Strafbestimmungen  zu  entscheiden. 

Die  Tierquälerei  gehört  weder  in  einen  eigenen  Hauptabschnitt 
des  besonderen  Teils,  welcher  etwa  den  Schutz  tierischer  Inter- 
essen zum  Gegenstande  hätte,  noch  mit  der  Körperverletzung  zu- 
sammen, wie  Sturm  in  einer  soeben  erschienenen  Schrift*)  ver- 
langt, „damit  die  Anschauung  immer  mehr  Raum  gewinne,  daf» 
das  Tier  nicht  als  Sache,  sondern  als  beseelter  Körper  um  seiner 
selbst  willen  geschützt  werden  mufs".  Denn  dafs  die  Bestrafung 
der  Tierquälerei  die  Eigenschaft  des  Tieres  „als  beseelten  Körpers 
im  Gegensatz  zur  toten  Aufsenwelt-'  zur  notwendigen  Voraussetzung 
hat,  ist  absolut  selbstverständlich  und  systematisch  völlig  unerheb- 
lich. Dafs  dieser  Körper  dagegen  ,um  seiner  selbst  willen  **  ge- 
schützt würde,  ist  eben  unrichtig.  Der  Schutz  beruht  vielmehr 
darauf  und  besteht  nur  insoweit,  als  wir  unser  menschliches  In- 
teresse des  Mitleids  mit  den  etwa  vorhandenen  Interessen  des 
Tieres  identifizieren. 

Thatsächlich  hat  denn  auch  das  positive  Recht  überall,  wo 
es  eine  unzweideutige  Entscheidung  getroffen  (vgl.  oben  §  27), 
die  Tierquälerei  als  Sittlichkeitsdelikt  behandelt.  Und  diese 
Behandlung  ist  es  allein,  welche  über  den  Grund  der  Beslira- 
fung  eine  allgemein  und  zweifellos  zutreffende  Aufklärung  giebt. 

Die  Tierquälerei  gehört  sonach  unter  die  Sittlich- 
keitsdelikte und  sollte  dort  auch  bei  einer  Revision  un- 
serer reichsgesetzlichen  Bestimmung  die  ihr  allein  ge- 
bührende Stelle  finden'^). 

Welches  diese  Stelle  im  einzelnen  wäre,   darüber   kann  man 


nm  die  Sicherheit  der  eigenen  Person  ist  es,  welche  sich  hier  jedem  Dritten 
unmittelbar  und  gewaltsam  aufdrängt.  Und  wenn  auch  das  Mitleid  mit  der 
Person  des  Verletzten  gewifs  seine  Rolle  spielt;  der  Selbsterhaltungstrieb  ist 
es,  welcher  zunächst  zur  Strafe  treibt. 

''^)  Dafs  zwischen  beiden  Formulierungen  ein  Gegensatz  nicht  besteht,  fühlt 
auch  Schopenhauer  durchaus  richtig,  wenn  er  in  einem  Atem  von  der  „ver- 
meinten Rechtlosigkeit  der  Tiere  •*  und  von  dem  „Wahn,  dafs  unser  Handeln 
gegen  sie  ohne  moralische  Bedeutung  sei"  redet.  Vgl.  S.  117. 
;^^^  *)  Beiträge  zum  Römischen  Recht.  Naumburg  a.  S.  Schirmer.  1891.  S.  113. 
*)  Dafs  die  Aufnahme  unter  die  „Verletzungen  der  öffentlichen  Ordnung", 
weil  völUg  nichtssagend,  auch  nicht  zu  empfehlen  ist,  leuchtet  ein.  Vgl  oben 
S.  107  Anm.  2. 
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verschiedener  Ansicht  sein.  Geschichte  und  Rechtsvergleichung 
lassen  uns  hier  ziemlich  im  Stich  ^).  Denn  die  Zusammenstellung 
unseres  Vergehens  mit  dem  Glücksspiel,  wie  sie  so  häufig  wieder- 
kehrt, mufs  als  eine  durchaus  willkürliche  erscheinen;  und  diejenige 
mit  der  Trunkenheit  oder  dem  Konkubinat  ist  wegen  des  mangeln- 
den Verbots  dieser  heute  schon  thatsächlich  unmöglich. 

Die  nächstverwandten  Deliktsgruppen  unseres  R.-Str.-G.-Bs. 
scheinen  mir  diejenigen  zu  sein,  bei  welchen  AngrilFsobjekt  das 
menschliche  Anstands-  und  Pietätsgefühl  ist;  es  sind  die  Para- 
graphen 168  (Unfug  an  Gräbern  und  Leichen),  184  (Verbreitung 
unzüchtiger  Schriften)  und  189  (Beschimpfung  des  Andenkens  Ver- 
storbener). So  lange  aber  diese  Vorschriften,  wie  gegenwärtig, 
systematisch  völlig  von  einander  getrennt  sind,  ist  nur  die  Mög- 
lichkeit der  Verbindung  der  Tierquälerei  mit  einer  derselben  ge- 
geben. Ich  würde  danach  die  Einreihung  hinter  §  184  empfehlen. 
Denn  abgesehen  davon,  dafs  hierfür  einige  historische  Anhalts- 
punkte sprechen '),  ist  auch  eine  Einstellung  imter  der  Überschrift 
,Religions vergehen**  oder  , Beleidigung**  nicht  wohl  angängig. 

§  30.    Das  Wesen  der  Tierquälerei  und  der  Umfang 

des  Strafschutzes. 

Die  Frage  nach  dem  ^  Recht  der  Tiere  •*  ist  neuerdings  vor 
Allem  von  den  Tierschutzvereinen  auf  die  Tagesordnung  gesetzt 
worden,  in  dem  Glauben,  dieselbe  habe  für  die  Gestaltung  des 
Strafschutzes  eine  entscheidende  Bedeutung.  Und  ähnlich  tritt 
uns  in  den  legislativen  Erwägungen  früherer  Zeit  wiederholt  der 
Irrtum  entgegen,  als  entspreche  allein  der  bestimmte,  im  einzelnen 
Fall  gewählte  Thatbestand  dem  inneren  Wesen  des  Delikts^). 

Dem  gegenüber  ist  zu  betonen: 

I.  Mögen  wir  von  der  Terminologie  eines  Rechts  der 
Tiere  ausgehen  oder  die  Verletzung  des  moralischen  Ge- 
fühls in  den  Vordergrund  stellen,  die  logischen  Konse- 
quenzen  sind  die  gleichen. 

Ist    die    Tierquälerei    Sittlichkeitsdelikt,    so    fragt    sich 


•)  Vgl.  S.  12,  17,  19,  21,  22,  24,  62,  69,  72,  75.  - 
')  Vgl.  Sachsen  S.  4;  Thüringen  S.  7;  Württemberg  S.  9;  auch  Italien  S.  61. 
§30.   ^)  Vgl.  Württemberg  (Strafgesetzgebungskommission)  S.  7;  Preufsen 
(Staatsrat)  S.  16;  Niederlande  S.  63ff.  . 
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weiter,  ob  man  da,  wo  der  menschliche  Vorteil  nur  unter  Ver- 
letzung des  Mitleidsgefühls  erreicht  werden  kann,  eine  solche  Ver- 
letzung für  statthaft  hält  oder  nicht.  Thut  man  es,  so  ist  der 
Gebrauch  der  Tiere  innerhalb  der  Grenzen  des  menschlichen 
Nutzens-)  berechtigt.  Bei  der  gegenteiligen  Annahme  müfste 
man  sagen:  Jede  schlechte  Behandlung  ist  an  sich  verwerflich.  — 

Reden  wir  von  einem  Recht  der  Tiere,  so  überhebt  uns 
auch  dies  nicht  der  Frage,  ob  bei  Kollisionen  menschlicher  und 
tierischer  Interessen  die  ersteren  den  Vorrang  beanspruchen  dürfen 
oder  nicht.  Die  Bejahung  oder  Verneinung  führt  wieder  zu  den 
obigen  Ergebnissen. 

Hier  wie  dort  also  handelt  es  sich  um  die  Berechtigung 
des  menschlichen  Egoismus,  hier  wie  dort  werden  wir  vor 
die  Frage  gestellt:  Ist  eine  harte  Behandlung  der  Tiere 
erlaubt,  sofern  sie  im  Interesse  des  menschlichen  Nutzens 
unvermeidlich  war?  Wer  darauf  unter  Hinweis  auf  ein 
, Recht  der  Tiere"  mit  „nein*  antworten  zu  können  glaubt, 
der  macht  sich  eines  groben  logischen  Fehlers  schuldig.  Denn 
die  Annahme  eines  solchen  Rechts  führt  erst  zu  jener  Frage- 
stellung, kann  also  nicht  zugleich  die  Entscheidung  derselben 
enthalten.  —  Mit  jenem  Fehler  aber  verbindet  sich  regelmäfsig 
ein  zweiter,  nicht  minder  schwerer  Verstofs  gegen  die  Logik. 
Man  schreckt  vor  den  allgemeinen  Konsequenzen  der  eigenen 
Ansicht  zurück  und  zieht  dieselben  einseitig  nur  für  gewisse 
Fälle.  —  Das  ist  die  Beweisführung  unserer  heutigen  Gegner 
der  Vivisektion. 

„Die  Tiere",  so  heifst  es  da,  „haben  das  gleiche  Recht,  vom 
Schmerze  vei^chont  zu  bleiben,  wie  der  Mensch,  denn  es  ist  nicht 
unser  Verdienst,  dafs  wir  gerade  als  Menschen  auf  die  Welt  ge- 
kommen sind,  und  nicht  als  Tiere";  und  weiter:  „Eine  unsittliche 
Handlung  wird  dadurch  nicht  sittlich,  dafs  sie  einen  Nutzen  ge- 
währt oder  verspricht.* 

Also,  wird  argumentiert,  ist  die  Vivisektion  verwerflich^). 

Also,  —  schliefse  ich  mit  derselben  logischen  Notwendigkeit 
aus  jenen   Sätzen   weiter  — ,  ist   es   die   moralische  Pflicht   des 


*)  D.  h.  desjenigeu  der  menschlichen  Gesellschaft,  welcher  sich  nicht 
immer  mit  dem  des  einzelnen  Individuums  zu  decken  braucht. 

^)  Einige  Vegetarianer  fügen  dazu  noch  die  Benutzung  der  Tiere  zur 
Nahrung. 
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Menschen,  ein  ihm  gleichstehendes  Wesen  nicht  zu  töten,  ihm 
keine  Schmerzen  zuzufügen,  es  nicht  einzufangen  und  einzu- 
sperren u.  s.  w.  u.  s.  w.  Anstatt  jenem  Unannehmlichkeiten  zu  be- 
reiten, mufs  er  diese  nötigenfalls  selbst  tragen;  dem  Tiere  aber 
hat  er  seine  natürliche  Freiheit  wiederzugeben  und  es  in  dieser 
unbehelligt  leben  zu  lassen. 

Wer  diese  Folgen  annehmen  will,  der  mag  es  thun.  Wer  vor 
ihnen  zurückschreckt,  der  mufs  zugestehen:  ^ 

„Es  ist  ein  ganz  elementarer  Satz  der  Religion  und 
Sittlichkeit,  dafs  der  Mensch  die  Tiere  zu  seinen  ver- 
nünftigen Zwecken  benutzen  und  abnutzen,  gebrauchen 
und  verbrauchen  darf"*).  Verwerflich  ist  nur  die  unnötige 
Grausamkeit,  erlaubt  die  harte  Behandlung,  soweit  sie  durch 
den  menschlichen  Nutzen  geboten  wird^). 

II.  Für  die  Notwendigkeit  oder  den  Umfang  eines  Straf- 
schutzes  aber  beweist  auch  diese  Ansicht  —  zu  deren  Annahme 
oder  Ablehnung  wir,  wie  ich  wiederholt  betone,  ebenso  gut  vom 
Standpunkt  eines  Rechts  der  Tiere  wie  von  demjenigen  des  mo- 
ralischen Gefühls  aus  gelangen  —  an  sich  noch  nichts.  Denn 
das  Recht  ist  nicht  identisch  mit  der  Moral;  über  den  Strafschutz 
entscheidet  nicht  bereits  die  Sittlichkeit  einer  Handlung  (sonst 
gäbe  es  überhaupt  keinen  unbestraften  Menschen),  sondern  einzig 
und  allein  deren  Gefährlichkeit  für  die  menschliche  Gesell- 
schaft. 

In  durchaus  klarer  Weise  hat  bereits  Hepp  im  Jahre  1834^) 
diesen  Gedanken  ausgesprochen. 

^Die  Strafwürdigkeit  einer  Handlung**,  so  sagt  er,  „wird 
durch  die  Gefährlichkeit  derselben  für  die  bürgerliche  Ordnung  be- 


^)  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Althoff  im  Preufs.  Abgeordnetenhause  am 
16.  Aprü  1883. 

*)  Interessant  ist  eä,  wie  die  einzelnen  Schriftsteller  auf  verschiedene  Art 
zu  diesem  Satze  gelangen.  So  stützt  sich  Michaelis  auf  die  natürliche  Organi- 
sation aller  Lebewesen,  Schopenhauer  auf  die  Verschiedenheit  der  Schmerz- 
empfindung, V.  Ehrenstein  auf  die  höhere  Organisation  des  Menschen.  Und 
Kant  will  die  „der  Moralität  im  Verhältnisse  zu  anderen  Menschen  sehr  dien- 
same,  natürliche  Anlage",  nämlich  des  Mitgefühls,  nicht  unnötig  abgeschwächt 
wissen.    Vgl.  S.  113  ff. 

*)  In  seinem  Buche:  Über  die  Gerechtigkeits-  und  Nutzungstheorien  des 
Auslandes.   S.  90  ff. 

T.  Hippel,  Tierquälerei.  9 
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Stimmt.  Über  die  Fra^e,  ob  eine  Handlung  gefährlich  sei,  kann 
natürlich  nur  die  Erfahrung  entscheiden.  Denn  das  Schädliche, 
wie  das  Nützliche  kann  nur  aus  seinen  Wirkungen  erkannt  werden. 
Wirkungen  aber  sind  nicht  a  priori  erkennbar,  sondern  lediglich 
aus  der  Erfahrung  und  durch  dieselbe.  Die  Philosophie  (philo- 
sophierende Vernunft)  hat  den  Gründen  dieser  Entscheidung  nach- 
zugehen, um  sie  entweder  anzuerkennen  oder  zu  berichtigen  .  .  . 
Dagegen  kann  der  Philosophie  auf  dem  Gebiete  der  Erfahrung 
keine  andere  Stimme  zukommen,  als  die  Prüfung  der  Erfahrung, 
weil  sie  sich  die  Erfahrung  nicht  selbst  schaifen,  und  nur  durch 
das  Medium  der  Erfahrung  auf  empirische  Verhältnisse  Anwen- 
dung finden  kann." 

Durch  Untersuchung  des  Wesens  der  Tierquälerei  also  können 
wir  uns  Aufklärung  darüber  verschaffen,  warum  jene  für  die 
menschliche  Gesellschaft  gefährlich  ist.  Wir  finden:  Weil  sie 
unser  Sittlichkeitsgefühl  verletzt. 

Auf  Grund  praktischer  Erfahrung  aber  hat  dann  der  Gesetz- 
geber zu  entscheiden,  inwieweit  ein  strafrechtliches  Verbot  am 
Platze  ist.  Für  ihn  lautet  diese  Entscheidung:  Wo  die  durch 
den  Gebrauch  der  Tiere  herbeigeführte  Abstumpfung  des  Mitleids 
für  die  Gesellschaft  gefährlicher  ist,  als  die  durch  UnteiJassung 
des  Gebrauchs  erzeugte  Schädigung  menschlicher  Interessen,  da 
ist  ein  solches  Verbot,  andernfalls  die  Gestattung  angezeigt.  Wann 
aber  eine  derartige  Gefahr  vorliegt,  das  läfst  sich  nicht  a  priori 
entscheiden "),  das  hängt,  wie  schon  Abegg  in  durchaus  zutreffender 
Weise  betont  hat,  von  der  Nationalität  und  Bildungsstufe 
des  jeweils  in  Betracht  kommenden  Volkes  ab.  — 

§  31.  Vorschläge  zur  Umgestaltung  des  Reichsrechts. 

Ist  die  Volksbildung  noch  allgemein  eine  niedrige, 
so  wird  der  Gedanke,  dafs  der  Mensch  von  seiner  thatsächlich 
schrankenlosen  Macht  über  das  Tier  auch  in  schrankenloser  Weise 
Gebrauch  machen  dürfe,   als   etwas  ganz  Selbstverständliches  be- 


')  Auch  Lange  (Gerichtssaal  XLH  S.  43  ff.)  hält  den  Streit  um  ein  ver- 
meintliches „Recht  der  Tiere"  filr  unglücklich  und  zeigt,  dafs  man  vom  Sitt- 
lichkeitsstandpunkte praktisch  zu  einem  ehenso  weitgehenden  Schutze  gelangen 
kann.  Warum  dies  der  FaU  ist,  das,  hoffe  ich,  haben  die  Ausführungen  der 
letzten  Paragraphen  dargethan. 


trachtet  werden,  die  Tierquälerei  wird  höchstens  bei  vereinzelten, 
ihrer  Zeit  vorangeschrittenen  Individuen  Anstofs  erregen  können. 
An  die  Möglichkeit  einer  Bestrafung  wird  man  dann  überhaupt 
nicht  denken,  und  natürlich.  Denn  eine  Handlung,  welche  durch- 
aus dem  allgemeinen,  sittlichen  Niveau  entspricht,  ist  nicht  im 
Stande,  irgend  welche  für  diese  Sittlichkeit  gefährlichen  Wirkungen 
zu  erzeugen. 

Die  ganz  naturgemäfse  Fortentwickelung  ist  es  dann, 
dafs,  als  mit  wachsender  Kultur  Akte  von  Brutalität  gegen  empfin- 
dende Wesen  das  Sittlichkeitsgefühl  weiterer  Bevölkerungskreise 
verletzen,  als  ferner  die  Überzeugung  durchdringt,  dafs  Kirche 
und  Schule  allein  der  dadurch  entstehenden  Gefahr  nicht  zu  be- 
gegnen vermögen,  man  zunächst  nur  die  durch  die  häufigsten 
oder  gröbsten  Exzesse  herbeigeführten  Ubelstände  für  bedeutend 
genug  hält,  um  ein  strafrechtliches  Einschreiten  zu  rechtfertigen. 
So  kommt  man  z.  B.  dazu,  nur  die  Haustiere  zu  schützen,  man 
kommt  weiter  dazu,  nur  die  öffentliche  oder  Ärgernis  erre- 
gende Tierquälerei  zu  verbieten,  als  solche,  welche  auf  das  Sitt- 
lichkeitsgefühl einer  Mehrheit  von  Personen  nachteilig  wirkt, 
oder  man  erblickt  endlich  in  der  besonders  gemeinen  Gesin- 
nung des  Thäters,  welcher  ohne  Grund  Grausamkeiten  ver- 
übt, das  strafwürdige  Moment  und  ahndet  deshalb  die  boshafte 
oder  mutwillige  Mifshandlung. 

Es  ist  dies  diejenige  Periode  der  Entwicklung,  in 
welcher  die  zivilisierten  Staaten  heute  noch  teilweise 
stehen,  die  sie  aber  auch  teils  bereits  hinter  sich  ge- 
lassen haben,  um  weitergehend  jede  unnötige  Mifshandlung 
für  strafbar  zu  erklären. 

In  Deutschland  dürfte  der  Moment  zu  einem  derartigen 
Schritte,  wie  ihn  v.  Ehrenstein  (vgl.  S.  114)  bereits  vor  50  Jahren 
verlangt  hat,  jetzt  endlich  ebenfalls  gekommen  sein. 

Auch  die  nicht  öffentliche  oder  Ärgernis  erregende  Tier- 
quälerei übt  zum  mindesten  auf  den  Thäter  selbst  einen  ent- 
sittlichenden Einflufs,  kann  ihn  durch  späteres  Bekanntwerden 
auch  auf  andere  Personen  haben  oder  verletzt  wenigstens  deren 
moralisches  Gefühl.  Auch  die  unnötige  Grausamkeit  in  Ver- 
folgung bestimmter  Zwecke  ferner  befördert  die  Roheit  der 
Gesinnung.  Unterschiede  in  der  Gefährlichkeit  bestehen  hier 
—  wenn  überhaupt  —  nur  dem  Grade  nach  und  sind  angesichts 
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der  heutigen  Zivilisation  schwerlich  mehr  von  derartiger  Bedeutung, 
um  die  Straflosigkeit  der  einen,  die  Strafbarkeit  der  anderen 
Begehungsart  zu  rechtfertigen^). 

Haben  wir  doch  auch  gesehen,  dafs  unser  R.-Str.-G.-B.  selbst 
dem  früheren  Deutschen  Rechte  gegenüber  eine  höchstens 
mittlere  Stellung  einnimmt,  dafs  mehrfach  bereits  vor  1870  die 
unnötige  Tierquälerei  als  solche  geahndet  wurde  (vgl.  S.  44  ff.). 
Und  zeigt  uns  doch  weiter  ein  Blick  ins  Ausland,  dafs  gerade 
die  modernsten  Kodifikationen  sich  ebenfalls  auf  jenen  Standpunkt 
gestellt  haben-)  oder  wenigstens  zur  Annahme  desselben  ent- 
schlossen sind^^). 

Bliebe  uns  aber  danach  noch  ein  Zweifel  über  die  Wahl  des 
Weges,  den  wir  einzuschlagen  haben,  so  mufs  auch  dieser  meines 
Erachtens  schwinden  bei  einer  Betrachtung  unseres  eigenen 
Deutschen  Verordnungsrechtes. 

Wie  erklärt  sich  denn  die  endlose  Fülle  von  Verboten  gegen 
einzelne  Arten  von  Tierquälerei?  Doch  nur  dadurch,  dafs  die 
allgemeine,  reichsrechtliche  Bestimmung  als  unzureichend  empfun- 
den wird.  Wer  heute  glaubt,  man  strafe  in  Deutschland  that- 
sächlich  nur  bei  .Öffentlichkeit*  oder  .Erregung  von  Ärger- 
nis %  der  int.  Fast  alle  typischen,  wirklich  häufig  vorkömmenden 
Fälle  unnötiger  Mifshandlung  sind  durch  SpezialVerordnungen  als 
solche  untersagt. 

Dieser  Zustand  aber  ist  völlig  prinziplos  und  ver- 
fehlt. Denn  einmal  ist  es  vom  gesetzgeberisch-technischen  Stand- 
punkte aus  ein  Unding,  an  die  Stelle  einer  einfachen  grundsätz- 
lichen Entscheidung  eine  ausgedehnte  Kasuistik  zu  setzen.  Dann 
aber  mufs  eine  solche  Kasuistik  notwendig  zur  Rechtsunsicherheit 
und  -Ungleichheit  führen.  Zur  Rechtsunsicherheit,  weil  niemand 
die  Masse  einzelner  Ge-  und  Verbote  kennt,  zur  Rechtsungleich- 
heit, weil  dieselben  im  einzelnen  natürlich  vielfach  voneinander 
abweichen.  Und  schliefslich  ist  dabei  derjenige  privilegiert,  welcher 
eine  seltener  vorkommende  Art  der  Mifshandlung  begeht,  für  welche 
keine  SpezialVerordnung  existiert. 


f 


1)  Im  Resultat  hiennit  durchaus  übereinstimmend  Lange  a.  a.  0.    Auch 
Wetzlich  a.  a.  0.  wünscht  Bestrafung  aller  vorsätzUchen  Milshandlungen. 

2)  Vgl.  ItaUen  S.  61;  Schweden  S.  69;  Finnland  S.  72. 
»)  Österreich  S.  74  ff. 
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Unter  diesen  Umständen  behaupte  ich:  Es  ist  an  der  Zeit, 
jede  unnötige  Tierquälerei  ohne  Rücksicht  auf  die  Öffent- 
lichkeit der  Begehung  oder  die  Erregung  von  Ärgernis  nach 
Reichsrecht  für  strafbar  zu  erklären*). 

Dafs  dies  nicht  etwa  durch  Annahme  einer  Masse  von 
Spezialbestimmungen  geschehen  darf,  leuchtet  wohl  schon  nach 
dem  bisher  Gesagten  ein,  mufs  aber  doch  gerade  bei  unsemi  De- 
likt noch  besonders  betont  werden.  Denn  jenen  durchaus  ver- 
fehlten Weg  hat  die  Englisch- Amerikanische^)  und  überwiegend 
auch  die  Schweizer  Gesetzgebung  beschritten;  und  gerade  deren 
Vorschriften  schweben  unseren  Tierfreunden  meist  als  Ideal  ^)  vor. 

Der  Laie  sieht  eben  die  einzelnen  Akte  von  Grausamkeit  und 
nimmt  an  ihnen  Anstofs.  Damit  nun  jeder  dieser  Akte  auch  die 
wohlverdiente  Strafe  empfange,  hält  er  dessen  ganz  besondere 
Anführung  im  Gesetz  für  nötig"). 

So  menschlich  natürlich  dieser  Standpunkt,  so  gesetzgeberisch 
verfehlt  ist  er.  Der  Gesetzgeber  hat  aus  den  einzelnen  Hand- 
lungen den  Begriff  des  Delikts  zu  abstrahieren  und  diesem  dann 
diejenige  allgemeine  Fassung  zu  geben,  welche  die  Bestrafung 
aller  einzelnen,  für  verwerflich  erachteten  Fälle  ermöglicht.  Juristi- 


*)  Ein  solches  Vorgehen  kommt  überdies  vielfach  geäufserten  Wünschen 
entgegen  und  wird  durch  deren  Befriedigung  gleichzeitig  dazu  dienen,  den 
besonnenen  Vertretern  einer  gesunden  Tierschutzbewegung  die  Oberhand  über 
eine  Anzahl  unvernünftiger  Schreier  (Vereine  zur  Bekämpfung  der  „wissenschaft- 
lichen Tierfolter",  Vegetarianer  etc.)  zu  sichern. 

*)  Dafs  diese  Technik  der  Gesetzgebung  in  England  und  Amerika  durch- 
aus allgemein  ist  und  sich  nicht  etwa  auf  die  cruelty  to  animals  beschränkt, 
wurde  früher  schon  erwähnt. 

«)  So  auch  die  in  der  Englisch-Amerikanischen  Gesetzgebung  den  Tier- 
schutzvereinen bezw.  deren  Agenten  mehrfach  eingeräumte  Machtbefugnis,  ins- 
besondere die  Erlaubnis,  Übertreter  des  Gesetzes  zu  verhaften  und  vor  den 
Richter  zu  bringen.  Sie  beniht  auf  dem  dortigen,  eigentümlichen  Prozefsrechte 
und  ist  für  unsere  Rechtszustände  absolut  ungeeignet.  Die  allgemeine  Be- 
stimmung über  vorläufige  Festnahmen  enthält  §  127  unserer  Strafprozefs- 
ordnung.  Gerade  bei  der  Tierquälerei  Privatpersonen  weitergehende  Be- 
fugnisse einzuräumen,  wie  solche  sonst  nur  Beamten  zustehen,  würde  nicht  nur 
völlig  überflüssig  sein,  sondern  auch  dem  Deutschen  Rechtsgefühl  und  den 
Prinzipien  unserer  Gesetzgebung  entschieden  zuwiderlaufen. 

')  Ganz  aufserordentlich  charakteristisch  tritt  dieses  Streben  gerade  in  der 
Schweizer  Gesetzgebung,  die  vielfach  direkt  von  Tierschutzvereinen  und  Mitr 
gliedern  solcher  beeinflufst  ist,  hervor. 
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sehe  Klarheit  und  Einfachheit  der  Begriffsbestimmung  allein  ge- 
währleisten   ein   sicheres    und   gleichmäfsiges   Arbeiten    in   der 

Hieraus  folgt  aufser  der  Ablehnung  jeder  Kasuistik  auch 
weiter  dafs  die  Nebeneinanderstellung  inhaltlich  verwandter,  m 
ihrem  'gegenseitigen  Verhältnis  aber  entweder  unklarer  oder  neben- 
einander überflüssiger  Ausdrücke«)  unter  allen  Umständen  zu  ver- 
meiden ist.  Insbesondere  dürfen  daher  bei  uns  die  Worte  „Mifs- 
handeln^  und  .Quälen«*  nicht  (wie  bisher)  gleichzeitig  Ver- 
wenduno- finden;  denn  der  letztere  Begriff  ist  als  der  engere  m 
dem  ersteren  enthalten  (vgl.  oben  S.  39  ff).  Nur  die  Wahl  zwischen  - 
beiden  Ausdrücken  würden  wir  haben;  abgesehen  von  ihnen 
könnte  man  noch  an  die  Verwertung  des  Begriffs  der  „Grausam- 
keit'^  denken.  ,.,.;,      xt    ^• 

So  bezeichnend  letzterer  (welcher  namenthch  m  den  Nordi- 

sehen  Rechten  vorkommt)  aber  auch  sein  mag,  so  ist  doch  zu  er- 
wägen,  dafs  er  bei  uns  in  Deutschland  niemals  heimisch  war. 
Quälen'*  und  .Mifshandeln«*  (meist  mit  den  Zusätzen  ,boshaft% 
'mutwillig^  oder  „roh"),  das  sind  die  in  unserer  früheren,  in  un- 
serer heutigen  Gesetzgebung  stets  wiederkehrenden  Worte.  Und 
die  historisch  gegebene  Terminologie  zu  verlassen,  liegt  kein 
Grund  vor,  solange   ein  Anschlufs  an  dieselbe  möglich  erscheint. 

Das  aber  ist  der  Fall. 

Den  Ausdnick  .quälen'*  möchte  ich  allerdings  fallen  lassen. 
Denn  er  bezeichnet  (vgl.  oben  S.  39)  die  länger  fortdauernde 
oder  sich  wiederholende  Schmerzerregung^^  Wir  aber  wollen 
jede  unnötige  Grausamkeit  für  strafbar  erklären. 
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8)  Wie  wir  dieselben  so  häufig  finden.  So  in  der  deutschen  Vergangen- 
heit insbesondere  .quälen«  und  „mifshandeln",  .boshaft"  und  „roh";  in  Bremen 
spezieU  (S.  25)  .Milshandlung«  und  „Überanstrengen".  Im  Auslande:  Italien^ 
incrudelisce",  .maltratta",  „costringe  a  fatiche  manifestamente  eccessive 
(S  61);  Dänemark:  ,.raa  Mishandling  eller  anden  grusom  og  oP^erende  Be- 
handling"  (S.  70):  Österreich:  (Entwurf)  .boshaft  quält"  oder  .roh  mifshandelt 
(S.  74);  Schweiz  (S.  87  ff.). 

»)  Man  könnte  ja  daran  denken,  einer  derartig  engen  Auslegung  durch 
eine  Erklärung  (etwa  in  den  Motiven)  entgegenzutreten  und  so  die  Verwertung 
des  im  gewöhnlichen  Leben  besonders  gebräuchlichen  Ausdmcks  .Tierquälerei 
zu  ermöglichen.  Immerhin  ist  eine  solche  Konektur  des  juristischen  Sprach- 
gebrauchs durch  Monologe  des  Gesetzgebers,  denen  die  verbindliche  Kraft  ab- 
geht, mifslich. 


Diesem  Zwecke  entspricht  das  Wort  ^Mifshandlung"  in 
hervorragendem  Mafse.  „Mifshandlung'*  bedeutet,  wie  wir  früher 
sahen  (vgl.  S.  40),  die  Erregung  erheblicher  Schmerzen  oder  Leiden. 
Und  gerade  die  (unnötige)  Verursachung  solcher  wollen  vdr  ver- 
hindern. Tritt  dabei  eine  gemeine  Gesinnung  (Roheit,  vgl.  S.  40) 
des  Thäters  zu  Tage,  so  ist  sicherlich  erhöhte  Strafe  am  Platze. 
Aber  auch,  wo  dies  nicht  der  Fall  (z.  B.  bei  Vornahme  der  Vivi- 
sektion durch  Laien  aus  Neugierde  etc.,  vgl.  oben  S.  42),  erscheint 
mir  ein  Einschreiten  geboten.  Deshalb^®)  wünsche  ich  das  (heute 
vorhandene)  zusätzliche  „roh"  beseitigt  zu  sehen. 

Nach  meinem  Vorschlage  wäre  also  in  Zukunft  zu  be- 
strafen „wer  Tiere  mifshandelt"  oder  die  ^Mifshandlung 
von  Tieren""). 

Selbstverständlich  würde  die  Erregung  von  Schmerzen, 
wenn  und  soweit  dieselbe  im  Interesse  des  menschlichen  Nutzens, 
zur  Erreichung  berechtigter  Zwecke  erforderlich  war,  nicht  unter 
diese  Vorschrift  fallen.  Denn  solche  Handlungen  wären  objektiv 
rechtmäfsig  und  deshalb  straffrei.  Die  Befürchtung  Lange's, 
dafs  „dieser  oder  jener  Richter"  hierüber  anderer  Ansicht  sein 
könnte,  vermag  ich  nicht  zu  teilen  ^2).  Denn  mit  der  Thatsache, 
dafs  objektive  Rechtmäfsigkeit  die  Bestrafung  ausschliefst^  ist  jeder 
Richter  zu  rechnen  und  zu  arbeiten  gewohnt,  der  Gesetzgeber  hat 
sie  (mit  Ausnahme  des  bekannten  §  193  R-Str.-G.-Bs.)  überall  als 
feststehend  vorausgesetzt.  Sonst  brauchten  wir  auch  eine  beson- 
dere Vorschrift,  dafs  der  Henker  nicht  wegen  Mordes,  der  Arzt, 
welcher  die  Perforation  vornimmt,  nicht  aus  §  220  bestraft  werden 

dürfe  u.  s.  w. 

Welche  Zwecke  in  concreto  als  berechtigt  anerkannt 


10)  Nicht,  weil  ich  es  (mit  Lange  a.  a.  0.)  für  überflüssig  hielte. 

")  Dafs  dabei  Vorsatz,  d.  h.  das  Bewufstsein  der  Schmerzerregung,  auf 
Seiten  des  Thäters  gegeben  sein  mufs,  ist  klar. 

1'-)  Sie  führt  Lange  zur  Befürwortung  des  Zusatzes  „in  einer  Weise,  welche 
geeignet  ist,  Ärgernis  zu  erregen" ;  ich  meinesteils  halte  denselben  für  verfehlt. 
Wünscht  man  wirklich  einen  besonderen  Ausschlufs  der  FäUe  notwendiger 
Grausamkeit  durch  das  Gesetz,  so  darf  derselbe  nicht  auf  einem  solchen  Um- 
wege versucht  werden  (vgl.  oben  S.  66).  Dann  ist  vielmehr  eine  direkte  Er- 
klärung geboten,  etwa  mit  den  Worten:  Mifshandlung  von  Tieren,  soweit 
dieselbe  nicht  zur  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  erforder- 
lich ist,  wird  etc.  bestraft. 
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werden,  welche  Handlungen  demzufolge  als  rechtmäfsig  (und 
deshalb  straffrei)  erscheinen,  das  hängt,  wie  Lange  (a.  a.  0.  S.  54) 
durchaus  zutreffend  bemerkt,  von  dem  jeweiligen  Stande  der  Ge- 
sellschaftsintelligenz und  der  Gesellschaftsmoral  ab.  „Der  Richter 
aber  wird  seine  Pflicht  thun,  wenn  er  in  dem  Urteil  die  in 
der  Gesellschaft  seiner  Zeit  vorherrschende  Denk-  und  Empfin- 
dungsweise  nach  bestem  Wissen    und   Gewissen    zum   Ausdruck 

bringt." 

Die  Vivisektion  insbesondere  ist  heute  zweifellos  ein  durch 
Staat  und  Gesellschaft  anerkanntes  Berufsrecht,  sofern  sie 
r  von  wissenschaftlich  gebildeten  Männern  zu  ernsten  wissen- 
schaftlichen Zwecken  und  innerhalb  der  dadurch  gebotenen 
Schranken  ausgeübt  wird ^=^).  Weiter  aber  reicht  auch  die  Recht- 
mäfsigkeit  der  Vivisektion  nicht.  Jedes  überflüssige  Experi- 
mentieren, jede  unnötige  Quälerei  (z.  B.  also  die  Zuwiderhandlung 
gegen  Nr.  1  oder  6  der  Preufsischen  Verordnung  S.  29)  würde  der 
Strafe  unserer  Bestimmung  verfallen^*),  ein  Ergebnis,  welches,  wie 
ich  glaube,  allen  berechtigten  Anforderungen  in  dieser  Richtung 

genügt. 

Noch  weitere  Einschränkungen  der  Vivisektion  wären  nur 
etwa  im  Anschlufs  an  die  italienische  oder  dänische  Gesetzgebung 
denkbar  ^'^),  scheinen  mir  aber  für  unsere  Verhältnisse  entschieden 
nicht  empfehlenswert. 


")  Die  weiteren  Einschränkungen  der  Ministerialverordnungen  (z.  B.  der 
Preufsischen  S.  29  Nr.  2—5)  sind  disziplinarer  Natur  und  gelten  nur  gegenüber 
den  dem  Ministerium  untersteUten  Fakultäten. 

»*)  Sturm  a.  a.  0.  wünscht  die  Einschaltung  eines  Absatzes:  „In  den  FäUen, 
wo  es  zum  Zwecke  wissenschaftlicher  Untersuchungen  unbedingt  notwendig  er- 
scheint, lebenden  Tieren  Qualen  zuzufügen,  tritt  keine  Strafe  ein."  —  Ich  bin 
entschieden  gegen  die  Aufnahme  einer  solchen  überflüssigen  Spezialvorschrift, 
welche  aufserdem  willkürlich  nur  einen  Fall  der  Wahrnehmung  berechtigter 
Interessen  enthält.  WiU  man  letzterer  besonders  gedenken,  so  mag  man  es  in 
der  Anm.  12  vorgeschlagenen  Weise  thun  und  ä\il*serstenfalls  die  wissenschaft- 
lichen Untersuchungen  dabei  beispielsweise  erwähnen. 

1*)  Das  Englisch-Australische  Recht  ist  in  dieser  Richtung  total  unbrauch- 
bar. Durch  langatmige  Scheinvorschriften  ohne  fest  begrenzten  Inhalt  (wenig- 
stens bilden  diese  die  Regel,  und  die  in  Australien  sich  findenden,  absoluten 
Verbote  sind  erst  recht  verfehlt)  sucht  es  die  Gegner  der  Vivisektion  zu  be- 
ruhigen. Im  Resultat  macht  es  die  Wissenschaft  zur  gehorsamen  Dienerin  des 
allmächtigen  Secretarie  of  State. 


Thatsächlich  wird  bei  uns  in  Deutschland  fast  nur  in  staat- 
lichen Instituten  und  seitens  der  an  diesen  angestellten  Personen 
oder  unter  deren  Aufsicht  viviseziert.  Und  wo  Ausnahmen  von 
dieser  Regel  vorkommen,  da  werden  es  regelmäfsig  wissenschaft- 
lich besonders  interessierte  Männer  sein,  welche  die  mit  solchen 
Versuchen  verbundenen  Mühen  und  Kosten  nicht  scheuen.  Ihnen 
dieses  Mittel  wissenschaftlicher  Forschung  durch  Beschränkung 
auf  die  Unterrichtsräume  zu  nehmen,  oder  seine  Verwertung 
von  einer  besonderen  Konzession  abhängig  zu  machen,  ist  sach- 
lich durch  nichts  gerechtfertigt^®).  — 

Das  jüdische  Schächten  würde  nach  meinem  Gesetzesvor- 
schlage  straflos  bleiben,  da  hierin  gemäfs  der  ganz  überwiegenden 
Ansicht  der  Sachverständigen  (vgl.  oben  S.  31,  87)  eine  erhöhte 
Grausamkeit  im  Verhältnis  zu  unseren  sonstigen  Schlachtmethoden 
nicht  zu  erblicken  ist.  Sollte  sich  dieses  Verhältnis  durch  unge- 
ahnte Vervollkommnung  der  letzteren  ändern,  dann  würde  der 
Anwendung  unserer  Vorschrift  nichts  im  Wege  stehen.  Dafs  die- 
selbe, abgesehen  hiervon,  alle  unnötigen  Mifshandlungen  beim 
Schächten  träfe,  ist  selbstverständlich. 

Auch  dieses  Ergebnis  scheint  mir  wiederum  wesentlich  für 
meinen  Vorschlag  zu  sprechen. 

Solange  nicht  feststeht,  dafs  die  jüdische  Schlachtmethode 
tierquälerisch  ist,  solange  sind  alle  Bestrebungen  zu  deren  Be- 
seitigung nichts,  als  der  Ausflufs  bedauerlichen  Religions-  und 
Rassenhasses.  Wird  jener  Nachweis  umgekehrt  erbracht,  dann 
mufs  das  Schächten  verschwinden.  Wie  es  aus  Humanität  ein- 
geführt worden  ist  als  Verbesserung  der  rohen  Schlachtarten  ver- 
gangener Zeit,  so  mufs  es  fallen  in  dem  Augenblick,  wo  es  selbst 
als  inhuman  erscheint.  Unsittlichkeit  deshalb  zu  dulden,  weil  sie 
sich  mit  dem  Mantel  der  Religion  deckt,  das  wäre  übel  ange- 
brachte Toleranz^').  — 


1«)  Über  die  Vivisektion  handeln  folgende,  frühere  SteUen  der  Arbeit: 
Württemberg  S.  10;  Deutsches  Verordnungsrecht  S.  28  ff.;  England  S.  52; 
Italien  S.  57  ff.;  Niederlande  S.  65;  Schweden  S.  69;  Dänemark  S.  71;  Schweiz 
S.  84;  Nordamerika  S.98;  Australien  S.  101.   Ferner  S.  114,  116,  119,  122,  128. 

*')  In  durchaus  scharfer  und  konsequenter  Weise  hat  der  Schweizer  Bun- 
desrat sich  auf  den  hier  vertretenen  Standpunkt  gestellt  (vgl.  S.  85).  Im 
übrigen  vgl.  über  das  Schächten  S.  30  ff. 
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Bestimmte  Vorschläge  in  Ansehung  des  Strafmafses 
werden  stets  etwas  Willkürliches  haben  müssen.  Trotzdem  wird 
man  sagen  dürfen:  Eine  Erhöhung  der  heute  in  §  360^-' 
angedrohten  Strafe^^)  ist  erforderlich.  Die  Tierquälerei  ist 
Sittlichkeitsdelikt,  sie  kann  eine  hochgradige  Verrohung  und 
damit  Gefährlichkeit  des  Thäters  beweisen.  Es  liegt  keinerlei 
Veranlassung  vor,  hier  eine  im  Vergleich  zu  anderen  Sittlichkeits- 
vergehen, wie  z.  B.  der  Verbreitung  unzüchtiger  Schriften,  ganz 
unverhältnismäfsige  Milde  walten  zu  lassen.  Und  dafs  nament- 
lich Rückfälligen  gegenüber  das  heutige  Strafmafs  als  völlig  unzu- 
reichend erscheint,  wird  sich  nicht  leugnen  lassen. 

Nun  ist  allerdings  dieses  Strafmafs  weder  im  Vergleich  zu 
dem  der  früheren  Deutschen  Gesetzgebung  noch  zu  dem  Rechte 
des  Auslandes  im  allgemeinen  gering.  Mir  scheint  dies  aber  kein 
Grund  gegen  eine  mäfsige  Erhöhung  zu  sein.  Denn  gerade  bei 
unserem  Delikt  bleibt  zu  berücksichtigen,  dafs  erst  in  der  neuesten 
Zeit  die  Erkenntnis  seiner  Bedeutung  und  Schwere  sich  mehr  und 
mehr  Bahn  bricht,  dafs  daher  ältere  Bestimmungen  weder  (^^ie 
vnr  in  der  bisherigen  Darstellung  gesehen  haben)  für  den  Um- 
fang des  Strafschutzes  noch  für  die  Höhe  des  Strafmafses  ohne 
weiteres  mafsgebend  sein  dürfen.  Hier  wie  dort  handelt  es  sich 
vielmehr  um  eine  gesunde  Fortentwickelung  des  Bestehenden  unter 
Berücksichtigung  der  neuerdings  hervortretenden  Bedürfnisse. 

Die  Notwendigkeit  eines  energischen  Einschreitens  aber 
finden  wir  auch  im  positiven  Rechte  bereits  vielfach,  teils  in 
einer  erhöhten  Bestrafung  ^^)  des  Rückfalls,  teils  in  der  allge- 
meinen Annahme  eines  höheren  Strafrahmens  anerkannt;  und  in 
Österreich  insbesondere  hat  man  jüngst  ebenfalls  eine  erhebliche 
Verschärfung  der  Strafe  in  Aussicht  genommen. 

Mein  Vorschlag  würde  deshalb  dahin  gehen,  Geldstrafe 
bis  zu  300  Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  zu  ver- 
hängen. 

Unser  Paragraph  käme  dann  unter  die  „Vergehen  wider  die 
Sittlichkeit*  hinter  §  184  R.-Str.-G.-Bs.  zu  stehen  und  würde 
lauten : 


")  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  Haft  bis  zu  6  Wochen. 
^»)   Vgl.  Württemberg  S.  10;    Brannschweig  S.  22;    femer  die   Angaben 
S.  103  ff. 


,,Mirshandlung  von  Tieren  wird  mit  Geldstrafe  bis 
zu  300  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  be- 
straft." 2^) 

Die  Annahme  einer  solchen  Fassung  würde  gleichzeitig  eine 
veränderte  Stellung  des  Reichsrechts  gegenüber  der 
Landesgesetzgebung  bedingen.  Und  dies  wäre  meines  Er- 
achtens   ein   weiterer,   nicht   zu  unterschätzender  Vorzug  meines 

Entwurfs. 

Durch  Einordnung  des  Paragraphen  unter  die  Sittlichkeits- 
delikte, durch  Ausdehnung  des  Verbots  auf  jede  unnötige  Mifs- 
handlung,  wird  die  Tierquälerei  eine  ,  Materie  %  welche  „Gegen- 
stand des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich"  ^i)  ist.  Landes- 
gesetze und  -Verordnungen  sind  daneben  ungültig,  sofern  die 
Reichsgesetzgebung  sie  nicht  ausdrücklich  zuläfst. 

In  welchem  Umfange  empfiehlt  sich  nun  eine  solche  Zu- 
lassung? 

Negativ  ist  darauf  zu  antworten:  Zunächst  werden  wir  der 
Partikulargesetzgebung  sicherlich  nicht  die  Möglichkeit  geben, 
an  dem  von  uns  aufgestellten  Begriff  der  „Mifshandlung"  etwas 
zu  ändern.  Denn  diesen  haben  wir  derart  gewählt,  dafs  es  allen 
berechtigten  Bedürfnissen  entspricht.  Nicht  zulassen  werden  wir 
es  daher,  dafs  die  Landesgesetzgebung  Handlungen,  welche  noch 
keine  ^Mifshandlungen"-^)  im  Sinne  des  Reichsrechts  sind,  für 
tierquälerisch  erklärt  und  deshalb  bestraft. 

Mit  der  allgemeinen  Erklärung  ferner,  dafs  die  (rechts- 
widrige)  Schmerzerregung   an   sich  geahndet  wird,   machen  wir 


*o)  Zu  weitgehend  erscheint  es  mir,  wenn  Sturm  (a.  a.  0.  S.  114)  Geld- 
strafe bis  zu  1500  Mark  oder  Haft  oder  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  androht. 
Und  wenn  gar  Sturm  weiter  folgenden  Paragraphen  wünscht:  „Wer  im  Inlande 
wegen  Tierquälerei  bestraft  worden  ist,  darauf  abermals  eine  Tierquälerei  be- 
gangen hat  und  wegen  derselben  bestraft  worden  ist,  wird,  wenn  er  eine  neue 
Tierquälerei  begeht,  mit  Gefängnis  nicht  unter  3  Monaten  bestraft",  so  mufs 
ich  gegen  eine  solche  Bestimmung  entschieden  Protest  erheben.  —  Die  ange- 
messene Bestrafung  des  Rückfalls  ist  eine  der  wichtigsten  Fragen  modemer 
Kriminalpolitik.  Sie  setzt  aber  eine  einheitliche  und  systematische  Regelung 
für  das  gesamte  Strafgesetzbuch  voraus.  Die  Annahme  des  Sturmschen  Vor- 
schlags würde  zu  dem  in  dieser  Richtung  bereits  vorhandenen  nur  neues  FUck- 
werk  schaffen. 

")  Vgl.  oben  S.  34  ff. 

'^)  Z.  B.  etwa  das  Schächten. 
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sämtliche  Bestimmungen  inhaltlich  überflüssig,  welche  imr 
die  Anwendung  dieses  Prinzips  auf  einzelne  Fälle  enthalten.  Oder 
mit  anderen  Worten:  Soweit  Landesgesetze  und  Verordnungen 
sich  gegen  wirkliche  „Mifshandlungen'*  ^'^)  von  Tieren  richten,  sind 
sie  ohne  weiteres  gegenstandslos. 

Kommen  auf  diese  Weise  eine  Menge  von  Spezialbestimmungen 
in  Wegfall,  so  werden  wir  doch  der  Partikulargesetzgebung 
einen  beschränkten  Kaum  auch  in  Zukunft  zu  belassen 
haben. 

Und  zwar  wird  sich  dieselbe  erstrecken  dürfen  auf  rein 
vorbeugende  Mafsnahmen,  auf  die  Verhütung  von  Handlungen, 
welche  selbst  keine  Tierquälerei  enthalten,  bei  häufigem  Vor- 
kommen aber  leicht  zu  solcher  führen  können.  Hierher  würden 
z.  B.  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Benutzung  der  Hunde 
als  Zugtiere-*)  gehören,  hierher  wären  viele  der  in  den  Schlacht- 
hausreglements enthaltenen  Anordnungen  zu  rechnen  etc.-'^). 

Solche,  durchaus  zweckmäfsige  Mafsregeln  zu  beseitigen  oder 
für  die  Zukunft  unmöglich  zu  machen,  liegt  keinerlei  Grund  vor. 
Sie  reichsgesetzlich  im  einzelnen  festzustellen,  ist  mit  Rücksicht 
auf  die  gerade  in  dieser  Beziehung  lokal  doch  verschiedenen  Be- 
dürfnisse nicht  wohl  angängig.  Hingegen  wird  es  sich  empfehlen, 
auch  hier  wenigstens  eine  Gleichmäfsigkeit  im  Strafmafse  durch- 
zuführen, welches  mit  Rücksicht  auf  die  geringere  Gefährlichkeit 
dieser  Fälle  der  heute  vorgesehenen  Übertretungsstrafe  entsprechen 
dürfte.  Wünsche  nach  einer  solchen  reichsrechtlichen  Regelung 
des  Verordnungsrechts  sind  schon  früher  bei  uns  mehrfach  ge- 
äufsert  worden^*).  Im  Anschlufs  an  dieselben  und  auf  Grund 
meiner  bisherigen  Ausführungen  würde  ich  beantragen,  dem  §  360*^ 
R.-Str.-G.-Bs.  in  Zukunft  folgende  Fassung  zu  geben: 

§360.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft 
wird  bestraft: 


23)  Vgl.  fiir  Deutschland  die  Mehrzahl  der  Bestimmungen  ftber  den  Vieh- 
transport S.  33  ff.,  ferner  das  Verbot  zu  schwerer  Belastung  von  Fuhrwerken  etc. 
Siehe  auch  England  S.  51  ff.,  Schweiz  S.  87  ff.,  Amerika  S.  95  ff. 

**)  Vgl.  S.  34;  selbstverständlich  mit  Ausnahme  des  Verbots  des  Über- 
ladens. 

*»)  Vgl.  auch  Schweiz  S.  88,  Amerika  S.  97. 

••)  So  bei  Erörterung  der  Schächtfrage  im  Reichstag  (vgl.  S.  30  ff.). 


Nr.  13.  Wer  den  zur  Vermeidung  der  Mifshandlung 
Ton  Tieren  erlassenen  Bestimmungen  zuwiderhandelt. 

Mit  diesen  Vorschlägen  hoffe  ich,  dem  vorhandenen  Bedürfnis 
nach  Abänderung  des  heutigen  Rechtszustands  entsprochen  zu 
haben.  Möchten  dieselben  freundliche  Aufnahme  finden  und 
dazu  dienen,  eine  wenn  auch  kleine,  so  doch  nicht  unbedeutende 
Frage  der  Gesetzgebung  ihrer  befriedigenden  Lösung  näher  zu 
bringen! 


T^"^-r 
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Wie  bereits  oben  (vgl.  S.  71  Anm.  13)  erwähnt,  ist  in  Däne- 
mark neuerdings  am  13.  März  1891  ein  Gesetz  über  Vivisektionen 

erlassen  worden. 

Von  dem  früher  behandelten  Entwurf  unterscheidet  sich  das- 
selbe im  wesentlichen,  wie  folgt:  Der  Schutz  des  Gesetzes  wird 
nicht,  wie  damals  geplant,  allen  Wirbeltieren,  sondern  nur  den 
warmblütigen  Tieren  zu  Teil.  Dagegen  wird  weitergehend 
vorgeschrieben:  Versuche  aufserhalb  der  dazu  bestimmten  Staats- 
institute sind  nur  mit  Genehmigung  des  Justizministeriums  statt- 
haft; letztere  kann  auf  Antrag  der  medizinischen  Fakultät  oder 
des  Unterrichtsrats  der  Kgl.  Veterinär-  und  Landwirtschaftlichen 
Hochschule  erteilt  werden.  Vivisektionen  zu  Demonstrations- 
zwecken in  Vorlesungen  oder  zur  Erlangung  technischer  Fertig- 
keit dürfen  nur  an  betäubten  Tieren  vorgenommen  werden,  welche 
dann  während  der  Betäubung  zu  töten  sind.  Die  Leiter  der  Ver- 
suche sind  zur  Führung  eines  obrigkeitlich  autorisierten  Journals 
verpflichtet,  welches  Art  und  Anzahl  der  benutzten  Versuchstiere 
enthalten  mufs.  Ist  endlich  eine  Person  zweimal  auf  Grund  des 
Gesetzes  verurteilt  worden,  so  kann  bei  wiederholter  Bestrafung 
im  Urteil  die  Entziehung  der  Befugnis  zur  Vornahme  von  Vivi- 
sektionen ausgesprochen  werden. 

Der  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  folgender: 

§  1. 
Paa  varmblodige  Dyr  maa  Fors0g,  der  medfore  Smerte  (Vivi- 
sektioner), kun  foretages  af  de  Laerere  ved  Universitetet  eller  den 
kgl.  Veterinaer-  og  Landbohojskole  eller  andre  faglig  uddannede 
Personer,  som  dertil  bemyndiges  henholdsvis  af  Universitetet» 
laegevidenskabelige  Fakultet  og  af  den  kgl.  Veterinser-  og  Land- 


boh0jskoles  Undervisningsraad,  og  kun  i  de  dertil  bestemte  Lo- 
kaler ved  de  nsevnte  Institutioner. 

Bemyndigelse  til  at  foretage  saadanne  Fors0g  paa  andre 
Steder  kan  gives  af  Justitsministeren  efter  Indstilling  henholdsvis 
af  Universitetets  laegevidenskabelige  Fakultet  og  af  den  kgl.  Ve- 
terinser-  og  Landbohojskoles  Undervisningsraad. 

De  til  at  foretage  Forsogene  berettigede  Personer  kunne  med 
Samtykke  af  den  Myndighed,  der  i  Henhold  til  foranstaaende 
Regler  har  meddelt  dem  Retten,  lade  dem  foretage  af  andre 
navngivne  Personer,  dog  saaledes,  at  dette  sker  under  deres 
Ledelse  og  Ansvar. 

§2. 
Ved  Foretagelsen    af  de  i  §  1    naevnte   Fors0g   bliver   at 

iagttage : 

Fors0gene  maa  kun  foretages  paa  Dyr,  der  ved  Bed0velse 
ere  bragte  i  f0lelsesl0s  Tilstand,  og  Bedövelsen  skal  uafbrudt 
holdes  vedlige,  saalaenge  Fors0get  varer ;  Dyret  skal  derhos  aflives 
umiddelbart  efter  Bed0velsens  Oph0r,  saafremt  ikke  Smerten  kan 
antages  fuldstaendig  at  vaere  oph0rt.  Saavel  Bed0velsen  som  Afli- 
velsen  kan  dog  undlades,  naar  Fors0gets  0jemed  vilde  umulig- 
gpres  ved  Dyrets  Bed0velse  eller  Aflivelse  efter  Bed0velsens  Ophpr; 
i  sa^  Fald  indtrgeder  Forpligtelsen  til  at  aflive  Dyret,  saasnart 
Fors0gets  0jemed  er  opnaaet. 

Fors0g,  hvis  ßjemed  er  Demonstration  ved  Forelaesninger 
eller  Oplaerelse  i  teknisk  Faerdighed,  maa  ikke  foretages  undtagen 
paa  bed0vede  Dyr,  hvorhos  Dyret  skal  aflives  inden  Bed0velsens 

Ophor. 

Paa  Stik  eller  Snit,  hvorved  Sygdom  indpodes,  samt  Aare- 
ladningsfors0g  finde  foranstaaende  Regler  i  denne  Paragraf  ikke 

Anvendelse. 

Fors0gslederen  er  pligtig  til  at  f0re  en  af  den  Myndighed, 
der  tildeler  Retten,  autoriseret  Journal,  som  skal  indeholde  Oplys- 
ning  om  Antallet  og  Arten  af  de  benyttede  Dyr,  om  hvad  der  er 
foretaget  med  dem  og  om  Fors0gets  Formaal. 

§  3. 
Overtraedelser  af  denne  Low  straffes  med  B0der  paa  100 — 
500  Kr.,  der  i  Gentagelsestilfaelde  kunne  stige  tu  1,000  Kr. 
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Naar  en  Person,  der  to  Gange  er  ikendt  B0de  for  Over- 
trsedelse  af  denne  Lov,  paany  findes  skyldig  til  Straf  for  saadan 
Overtrsedelse,  kan  det  ved  Dommen  udtales,  at  han  ikke  i  Frem- 
tiden  kan  benytte  eller  erholde  Bemyndigelse  til  at  udfore  de 
lier  omhandlede  Forsög;  Domme  af  saadant  Indhold  kunne  uden 
Hensyn  til  den   id0mte  Bodes  Storrelse   fordres   indankede   til 

Hojesteret. 

Sager  om  Overtrsedelser  af  denne  Lov  behandles  som  oftent- 
lige  Politisager,  i  Kjobenhavn  ved  en  af  Afdelingerne  for  kri- 
minelle Sagers  Behandling  efter  de  for  Lov  af  Ute  Februar  1863 
for  offentlige  Politisager  gseldende  Regler. 


Anhang. 


I.  England. 
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XII  and  XIII  Vict.  —  Cap.  XCII. 

An  Act  for  tlie  inore  effectual  Preyention  of  Criielty  to 

Auimals.     [Ist  August  1849.] 

Whereas  an  Act  was  passed  in  the  Session  of  Parliament  holden 
in  the  Fifth  and  Sixth  Years  of  the  Reign  of  His  late  Majesty  King 
William  the  Fourth,  intituled  An  Act  to  consolidate  and  amend  the  several 
Laws  relating  to  the  cruel  and  improper  Treatment  of  Animals,  and  tiie  Mis- 
chiefs  arising  from  the  driving  of  Cattle,  and  to  make  other  Provisions  in 
regard  thereto:  And  whereas  another  Act  was  passed  in  the  First  Year  of 
the  Reign  of  our  Sovereign  Lady  Queen  Victoria,  intituled  A7i  Act  to 
extend  to  Ireland  the  Act  of  the  Fifth  and  Sixth  Years  of  His  late  Majesty's 
Reign,  consolidating  and  amending  the  Laws  relating  to  the  cruel  and  impro- 
2)er  Treatment  of  Animals:  And  whereas  it  is  expedient  to  repeal  the  Pro- 
visions of  the  Said  recited  Acts,  and  to  make  other  and  more  eflfectual 
Provisions  for  promoting  the  Objects  and  Purposes  of  the  said  Acts:  Be 
it  therefore  enacted  by  the  Queen's  most  Excellent  Majesty,  by  and  with 
the  Advice  and  Consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Com- 
mons,  in  this  present  Parliament  assembled,  and  by  the  Authoritj^  of 
the  same,  That  from  and  after  the  passing"  of  this  Act  the  said  recited 
Acts  (excepting  so  far  as  they,  or  either  of  them,  repeal  any  other  Act 
or  Part  of  any  other  Act)  be  and  the  same  are  hereby  repealed,  save 
as  to  any  Offences  committed  against  the  Provisions  of  the  said  recited 
Acts,  or  either  of  them,  betöre  the  passing  of  this  Act,  which  Offences 
shall  and  may  be  dealt  with,  and  the  Offenders  proceeded  against  and 
punished,  as  if  this  Act  had  not  passed. 

n.  And  be  it  enacted,  That  if  any  Person  shall  from  and  after  the 
passing  of  this  Act  cruelly  beat,  ill-treat,  over-drive,  abuse,  or  torture, 
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or  cause  or  procure  to  be  cruelly  beaten,  ill-treated,  over-driven,  abused, 
or  tortiired,  any  Animal,  every  such  Offender  shall  for  every  such 
Offence  forfeit  and  pay  a  Penalty  not  exceeding  Five  Pounds. 

III.  And  be  it  enacted,  That  every  Person  who  shall  keep  or  use 
or  act  in  the  Management  of  any  Place  for  the  Purpose  of  fighting  or 
baiting  any  Bull,  Bear,  Badger,  Dog,  Cock,  or  other  kind  of  Animal, 
whether  of  domestic  or  wild  Nature,  or  shall  permit  or  suffer  any  Place 
to  be  so  used,  shall  be  liable  to  a  Penalty  not  exceeding  Five  Pounds 
for  everv  Day  he  shall  so  keep  or  use  or  act  in  the  Management  of  any 
such  Place,  or  permit  or  suflTer  any  Place  to  be  used  as  aforesaid;  pro- 
vided  alw-ays,  that  every  Person  who  shall  receive  Money  for  the  Ad- 
mission  of  any  other  Person  to  any  Place  kept  or  used  for  any  of  the 
Purposes  aforesaid  shall  be  deemedto  be  the  Keeper  thereof ;  and  every 
Person  who  shall  in  any  Manner  encourage,  aid,  or  assist  at  the  fighting 
or  baiting  of  any  BuU,  Bear,  Badger,  Dog,  Cock,  or  other  Animal  as 
aforesaid  shall  forfeit  and  pay  a  Penalty  not  exceeding  Five  Pounds 
for  every  such  Offence. 

IV.   And  be  it  enacted,  That  if  any  Person  shall,  by  cruelly  beat- 
ing,  ill-treating,  over-driving,  abusing,  or  torturing  any  Animal,  do  any 
Damage  or  Injury  to  such  Animal,  or  shall  thereby  cause  any  Damage 
or  Injury  to  be  done  to  any  Person  or  to  any  Property,  every  such 
Offender'  shall  on  Conviction  of  such  Offence  pay  to  the  Ow  ner  of  such 
Animal  (if  the  Offender  shall  not  be  the  Owner  thereof),  or  to  the  Person 
who  shall  sustain  Damage  or  Injury  as  aforesaid,   such  Sum  of  Money 
by  way  of  Compensation,  not   exceeding  the  Sum   of  Ten  Pounds,  as 
shall  be  ascertained   and  determined   by  the  Justice   of  the  Peace  by 
w^hom  such  Person  shall  have  been  convicted:  Provided  always,  that  the 
Payment  of  such  Compensation,  or  any  Imprisonment  for  the  Nonpay- 
ment  thereof,  shall  not  prevent  or  in  any  Manner  affect  the  Punishment 
to  which  such  Person  or  the  Owner  of  such  Animal  may  be  liable  for 
or  in  respect  of  the  beating,  ill-treating,  or  abusing  of  the  said  Animal: 
Provided   also,   that   nothing   herein   contained   shall   prevent   any    Pro- 
ceeding   by   Action    against   such   OflFender,    or  the   Employer   of  such 
Offender,  where  the  Amount  of  Damage  or  Injury  is  not  sought  to  be 
recovered  under  this  Act. 

V.  And  be  it  enacted,  That  every  Person  who  shall  impound  or 
confine,  or  cause  to  be  impounded  or  confined,  in  any  Pound  or  Re- 
ceptacle  of  the  like  Nature,  any  Animal,  shall  provide  and  supply  during 
such  Confinement  a  sufficient  Quantity  of  fit  and  wholesome  Food  and 
Water  to  such  Animal;  and  every  such  Person  who  shall  refuse  or 
neglect  to  provide  and  supply  such  Animal  with  such  Food  and  Water 
as  aforesaid  shall  for  every  such  Offence  forfeit  and  pay  a  Penalty  of 
Twenty  Shillings. 

VI.   And  be  it  enacted,  .That  in  case  any  Animal  shall  at  any  Time 
be   impounded   or   confined   as   aforesaid,    and   shall    continue   confined 
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without  fit  and  sufficient  Food  and  Water  for  more  than  Twelve  suc- 
cessive  Hours,  it  shall  and  may  be  lawful  to  and  for  any  Person  whom- 
soever,  from  Time  to  Time,  and  as  often  as  shall  be  necessary,  to  enter 
into  and  upon  any  Pound  or  other  Receptacle  of  the  like  Nature  in 
which  any  such  Animal  shall  be  so  confined,  and  to  supply  such  Animal 
with  fit  and  sufficient  Food  and  Water  during  so  long  a  Time  as  such 
Animal  shall  remain  and  continue  confined  as  aforesaid,  without  being 
liable  to  any  Action  of  Trespass  or  other  Proceeding  by  any  Person 
whomsoever  for  or  by  reason  of  such  Entry  for  the  Purposes  aforesaid ; 
and  the  reasonable  Cost  of  such  Food  and  Water  shall  be  paid  by  the 
Owner  of  such  Animal,  before  such  Animal  is  removed,  to  the  Person 
who  shall  supply  the  same,  and  the  said  Cost  may  be  recovered  in  like 
Manner  as  herein  provided  for  the  Recovery  of  Penalties  under  this  Act. 

VII.  And  whereas  by  an  Act  of  Parliament  passed  in  the  Twenty- 
sixth  Year  of  the  Reign  of  His  late  Majesty  King  George  the  Third, 
intituled  Ä7i  Act  for  regulatmg  Houses  and  other  Places  kept  for  the  Pur- 
pose of  slaughtering  Horses,  it  is  enacted,  that  every  Person  and  Persons 
licensed  according  to  the  Provisions  of  that  Act  shall  cause  to  be  painted 
or  affixed  over  the  Door  or  Gate  of  the  House  or  Place  where  he,  she, 
or  they  shall  carry  on  the  Business  of  slaughtering  Horses  or  other 
Cattle,  in  large  legible  Characters,  his,  her,  and  their  Name  and  Names, 
together  with  the  Words  "Licensed  for  slaughtering  Horses,  pursuant 
to  an  Act  passed  in  the  Twenty-sixth  Year  of  His  Majesty  King  George 
the  Third":  And  whereas  no  Penalty  is  provided  by  the  said  recited 
Act  for  the  Refusal  or  Neglect  to  comply  with  the  said  Provision:  For 
Remedv  whereof  be  it  enacted,  That  anv  Person  licensed  as  aforesaid 
who  shall  refuse  or  neglect  to  comply  with  the  said  recited  Provision 
of  the  said  recited  Act  shall  forfeit  and  pay  for  such  Offence  a  Penalty 
not  exceeding  Five  Pounds,  and  shall  forfeit  and  pay  a  like  Penalty 
for  every  Day  during  which  such  Refusal  or  Neglect  shall  continue, 
such  Penalties  to  be  recovered  as  Penalties  under  this  Act  are  directed 
to  be  recov^ered. 

VIII.  And  be  it  enacted,  That  everv  Person  keeping  or  using  or   Reguiations 

_,  /.'         1        -I-»  /.    1  1         •  *s  to  Cattle 

acting  in  the  Management  of  any  Place  for  the  Purpose  of  slaughtenng  sent  to  be 
Horses  or  other  Cattle  (not  intended  for  Butchers  Meat)  shall,  immedi-  siaughtered. 
ately  upon  any  Horse  or  other  Cattle  being  brought  to  or  delivered  at 
such  Place  for  the  Purpose  of  being  slaughtered,  cut  off  or  cause  to  be 
cut  off  the  Hair  from  the  Neck  of  such  Horse  or  other  Cattle,  and 
within  Three  Days  from  the  Time  of  such  Horse  or  other.  Cattle  being 
brought  or  delivered  as  aforesaid  shall  kill  or  cause  to  be  killed  the 
said  Horse  or  other  Cattle,  and,  until  such  Horse  or  other  Cattle  shall 
be  killed,  shall  supply  such  Horse  or  other  Cattle  with  a  sufficient  Quan- 
tity of  fit  and  wholesome  Food  and  Water;  and  if  any  Person  keeping 
or  using  or  acting  in  the  Management  of  any  such  Place  shall  neglect 
or  omit  to  cut  or  cause  to  be  cut  off  the  Hair  of  the  Neck  of  such 
Horse  or  other  Cattle,  or  to  kill  or  cause  to  be  killed  any  such  Horse 
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or  other  Cattle,  within  the  Time  above  limited,  or  shall  neglect  or  omit 

to  siipplv  a  sufficient  Quantity  of  fit  and  wholesome  Food  and  W  ater 

to  such  Horse  or  other  Cattle  as  aforesaid,  every  such  Person  shall  on 

Conviction  of  any  or  either  of  the  said  Offences  be  liable  to  a  Penalty 

not  exceeding  Five  Founds. 

cattle  IX.    And  be  it  enacted,  That  if  any  Person  keeping  or  using  or 

^SäoJt  having  the  Management  of  any  Place  for  the  Purpose  of  slaughtenng 

^^^'b^^'  Horses  or  other  Cattle  (not  intended  for  Butchers  Meat)   shall  use  or 

empioyed.     ^  ^^  ^^^^^  ^^  ^^^.^  ^^  ^^  ^^^^^  ^^  employed  any  Horse  or  other 

Cattle*  brought  to  or  delivered  at,  or  which  shall  be  in  or  upon  such 
Place  for  the  Purpose  of  being  slaughtered,  or  shall  permit  or  suffer 
anv  such  Horse  or  other  Cattle  to  leave  the  said  Place,  to  be  employed 
in^anv  Mamier  of  Work,  every  such  Person  shall  be  liable  to  forteit 
and  pav  a  Penalt v  not  exceeding  Forty  Shillings  for  every  Day  on 
which  such  Horse  or  other  Cattle  shall  be  so  used  or  employed,  or  shall 
Penalty,  be  abscnt  from  such  Place;  and  every  Person  who  shall  be  found  usmg 
or  emploving  anv  such  Horse  or  other  Cattle,  or  in  the  Possession  of 
anv  such  Horse  'or  other  Cattle  whilst  so  used  or  employed,  shall  be 
liable  to  forfeit  and  pay  a  Penalty  not  exceeding  Forty  Shilhngs  tor 
every  Day  he  shall  use  or  employ  or  be  so  possessed  of  any  such  Horse 
or  other  Cattle  as  aforesaid. 

X     And  be  it  enacted,  That  every  Person    keeping  or  using   or 

having  the  Management  of  any  Place  for  slaughtering  Horses  or  other 

Cattle  (not  intended  for  Butchers  Meat)  shall,  at   the  Time  of  receivmg 

anv  Horse  or  other  Cattle  in  such  Place,  enter  in  a  Book  such  a   füll 

and  correct  Description  of  the  Colour,  Marks,  and  Gender  of  such  Horse 

or  other  Cattle  as  may  clearly  distinguish  and  identify  the  same;   and 

if  anv  such  Person  shall  refuse  or  neglect  to  make  or  cause  to  be  made 

such'^Entrv  in  a  clear  and  distinct  manner,  or  shall  refuse  or  neglect 

to  produce  such  Book  before  any  Justice  of  the  Peace   whenever  re- 

quired  bv  such  Justice  so  to  do,  or  shall  refuse  to  allow  such  Book  to 

be  inspected,   and  Extracts  to  be  made    therefrom,   at   all   reasonable 

Times  bv  anv  Constable,  or  other  Person  duly  authorized  by  such  Justice, 

every 'such  Person  shall  be  liable  to  forfeit  and  pay  a  Penalty  for  every 

such  Offence  not  exceeding  Forty  Shillings. 

XI  And  be  it  enacted,  That  it  shall  not  be  lawful  for  any  Person 
who  shall  be  licensed  to  slaughter  Horses,  during  the  Time  while  such 
Licence  shall  be  in  force,  to  be  licensed  as  a  Horse  Dealer,  or  exercise 
or  use  the  Trade  or  Business  of  a  Dealer  in  Horses,  and  if  any  Person 
licensed  to  slaughter  Horses  shall,  while  such  Licence  shall  be  in  force, 
obtain  a  Licence  as  a  Horse  Dealer,  every  such  last-mentioned  Licence 
shall  be  void. 

Penalty  for"  XIL    And  be  it  enacted,  That  if  any  Person  shall  convey  or  carry 

i0,proj)eriy    ^^  ^^^^^  ^^  ^^^  couvcycd  or  carried  in  or  upon  any  Vehicle  any  Animal 
Xi^ai"/    ij^  g^ch  a  Manner  or  Position  as  to  subject  such  Animal  to  unnecessary 
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Pain  or  Suffering,  every  such  Person  shall  forfeit  and  pay  a  Penalty 
not  exceeding  Three  Pounds  for  the  First  Offence,  and  a  Penalty  of 
Five  Pounds  for  the  Second  and  every  subsequent  Offence. 

XHL  And  be  it  enacted,  That  when  and  so  often  as  any  of  the  ^f^^f^^^l 
Offences  against  the  Provisions  of  this  Act  shall  happen,  it  shall  and 
may  be  lawful  for  any  Constable,  upon  his  own  View  thereof,  or  upon 
the^  Complaint  and  Information  of  any  other  Person  who  shall  declare 
his  or  her  Name  and  Place  of  Abode  to  the  said  Constable  to  seize  and 
secure  by  the  Authority  of  this  Act  any  such  Offender,  and  forthwith 
without  anv  other  Authority  or  Warrant  to  convey  such  Offender  be- 
fore a  Justice  of  the  Peace,  to  be  dealt  with  by  such  Justice  for  such 
Offence  according  to  Law. 

XIV.  And  be  it  enacted,  That  every  Complaint  under  the  Pro- 
visions of  this  Act  shall  be  made  within  One  Calendar  Month  after  the 
Cause  of  such  Complaint  shall  arise,  and  every  Offence  committed  against 
this  Act  may  be  heard  and  determined  by  any  Justice  of  the  Peace 
within  whose  Jurisdiction  such  Offence  shall  be  committed  in  a  Summary 
Way  upon  the  Complaint  of  any  Person  and  without  any  Information  in 
Writing;  and  it  shall  be  lawful  for  any  such  Justice  in  all  Cases,  where 
any  Person  complained  of  shall  not  be  in  custody,  to  summon  such 
Person  to  appear  before  such  Justice,  or  before  any  other  Justice  of 
the  Peace  at  a  Time  and  Place  to  be  named  in  such  Summons;  and  on 
the  Appearance  of  the  Party  accused,  or  in  default  of  such  Appearance 
upon  Proof  of  the  Service  of  such  Summons,  the  said  Justice  or  any 
other  Justice  who  shall  be^present  at  the  Time  and  Place  appointed  for 
such  Appearance  shall  proceed  to  examine  into  the  Matter;  and  if  upon 
the  Confession  of  the  Party  accused,  or  on  the  Oath  of  One  or  more 
credible  Witness  or  Witnesses,  the  Party  accused  shall  be  convicted  of 
having  committed  the  Offence  charged  or  complained  of,  the  Party  so 
convicted  shall  pay  such  Penalty,  Damage,  or  Compensation  as  the  said 
Justice  shall  according  to  the  Provisions  of  this  Act  adjudge,  order,  or 
award,  together  with  the  Costs  of  Conviction,  to  be  settled  by  such 
Justice,  or  be  otherwise  dealt  with  according  to  the  Provisions  of 
this  Act. 

XV.  And  be  it  enacted,  That  any  Summons  issued  by  any  such  ^  ^^^^^^^ 
Justice,  requiring  the  Appearance  of  any  Party  charged  as  an  Offender 
against  any  of  the  Provisions  of  this  Act,  shall  be  deemed  and  taken 

to  be  well  and  sufficiently  served  in  case  either  the  Summons  or  a 
Copy  thereof  shall  be  served  personally  on  such  Person  as  aforesaid,  or 
shali  be  left  at  his  usual  or  last  known  Place  of  Abode,  in  whatever 
County  or  Place  such  Summons  may  be  served  or  left. 

XVI.  And  be  it  enacted,*  That  any  Justice  of  the  Peace  may,  Waxrant^may 
without  issuino'  aiiv  such  Summons  as  aforesaid,  forthwith  issue  his  justice  with- 
Warrant  for  the  Apprehension  of  any  Person  charged  with  any  Offence 
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against  the  Provisions  of  this  Act,  whenever  good  Grounds  for  so  doing 
shall  be  stated  on  Oath  betöre  such  Justice. 

XVII.  And  be  it  enacted,  That  any  Justice  of  the  Peace  may  sum- 
mon  anv  Witness  to  appear  and  give  Evidence  before  him  upon  the 
Matter  of  anv  Offence  against  the  Provisions  of  this  Act;  and  it  any 
such  Witness  shall  after  Tender  of  bis  reasonable  Expenses  in  that  Be- 
half neo-lect  or  refuse  to  attend  at  the  Time  and  Place  stated  in  such 
Sunmions,  then,  Proof  on  Oath  being  first  given  of  the  personal  Service 
of  the  Summons  upon  such  Witness,  such  Justice  may  issue  bis  Warrant 
for  the  Apprehension  of  sucli  Witness,  and  such  Justice  may  connnit 
anv  WMtness  appearing  or  being  brought  before  him  who  shall  refuse 
to'give  Evidence  to  the  House  of  Correction  or  Common  Gaol  within 
the^Jurisdiction  of  such  Justice,  there  to  remain  without  Bail  or  Main- 
prize  for  anv  Time  not  exceeding  Twenty-one  Days,  or  until  such 
Witness  shalf  sooner  submit  himself  to  be  examined  and  to  give  Evi- 
dence; and  in  case  of  such  Submission  the  Order  of  such  Justice  shall 
be  a  sufticient  Warrant  for  the  immediate  Discharge  of  such  Witness 
from  Custody. 

XVIII.  And  be  it  enacted,  That  in  every  Case  of  a  Conviction 
under  this  Act,  where  the  Sum  imposed  as  a  Penalty,  or  the  Amount 
awarded  for  Compensation  or  Damage,  together  with  Costs  (if  any),  by 
anv  Justice  of  the  Peace,  for  or  in  respect  of  any  OfTence  against  the 
Provisions  of  this  Act,  shall  not  be  paid  immediately  upon  the  Convict- 
ion, or  within  such  Time  as  the  convicting  Justice  shall,  in  the  Exercise 
of  iiis  Discretion,  appoint  and  limit  in  that  Behalf,  it  shall  be  lawful  for 
such  Justice  and  he  is  hereby  required  to  commit  the  Oftender  to  the 
House  of  Correction,  there  to  be  imprisoned,  with  or  without  hard 
Labour  for  anv  Time  not  exceeding  Two  Calendar  Months,  unless  Pay- 
ment  be  sooner  made:  Provided  always,  that  if  such  Conviction  shall 
take  place  before  Two  Justices  or  before  One  of  the  Police  Magistrates 
sitting  at  anv  Police  Court  within  the  Metropolitan  Police  District  it 
shall  be  lawful  for  such  Justices  or  such  Police  Magistrate,  if  they  or 
he  shall  think  fit,  instead  of  imposing  a  pecuniary  Penalty,  forthwith 
to  commit  anv  such  Offender  to  the  House  of  Correction,  there  to  be 
imprisoned  with,  or  without  hard  Labour,  for  any  Time  not  exceeding 
Three  Calendar  Months. 

XIX.  And  be  it  enacted,  That  whenever  any  Person  having  Charge 
of  any  Vehicle  or  any  animal  shall  be  taken  into  Custody  by  any  Con- 
stable  for  anv  Offence  against  the  Provisions  of  this  Act,  it  shall  be 
lawful  for  such  Constable  to  take  Charge  of  such  Vehicle  or  Animal, 
and  deposit  the  same  in  some  Place  of  safe  Custody  as  a  Security  for 
Payment  of  any  Penalty  to  which  the  Person  having  had  Charge  thereof, 
or  the  Owner  thereof,  may  become  liable,  and  for  Payment  of  any  Ex- 
penses which  mav  have  been  or  may  be  necessarily  incurred  for  taking 
Charge  of  and  keeping  the  same;  and  it  shall  be  lawful  for  any  Justice 


of  the  Peace  before  whom  the  Case  shall  have  been  heard  to  order  such 
Vehicle  or  such  Animal  to  be  sold  for  the  Purpose  of  satisfying  such 
Penalty  and  reasonable  Expenses,  in  default  of  Payment  thereof,  in  like 
Manner  as  if  the  same  had  been  subject  to  be  distrained  and  had  been 
distrained  for  the  Payment  of  such  Penalty  and  Expenses. 

XX.  And  be  it  enacted,  That  in  case  any  Person  shall  at  any  Time 
or  in  ajiy  Manner  unlawfuUy  obstruct,  hinder,  molest,  or  assault  any 
Constable  or  Keeper  of  a  Pound  while  in  the  Exercise  of  any  Power 
or  Authority  under  or  by  virtue  of  this  Act,  every  such  Person  shall 
forfeit  and  pay  a  Penalty  not  exceeding  Five  Pounds  for  every  such 
Oflence. 

XXI.  And  be  it  enacted,  That  all  pecuniary  Penalties  which  shall 
be  recovered  before  any  Justice  of  the  Peace  under  the  Provisions  of 
this  Act   shall  be  respectively  divided,  paid,   and  distributed  in  the  fol- 
lowing  Manner;  (that  is  to  say,)  one  Moiety  thereof  to  the  Overseers  of 
the  Poor  of  the  Parish  in  which  the  Offence  shall  have  been  committed, 
to  be  by  such  Overseers  applied  in  aid  of  the  Rates  of  their  respective 
Parishes,   and  the  other  Moiety  thereof  to  the  Person  who  shall  com- 
plain  and  prosecute  for  the  same,   or  to   such  other  Person  as  to  such 
Justice  shall  seem  fit  and  proper;  and  that  every  Sum  of  Money  which 
shall  or  may  be  ascertained,  determined,  adjudged,  and  ordered  by  any 
Justice  of  the  Peace  under  the  Authority  of  this  Act  to  be  paid  as  the 
Amount   of  any  Damage  or  Injury  occasioned  by   the   Commission   of 
any  of  the  Offences  herein-before  mentioned  shall  be  paid  to  the  Person 
who  shall  or  may  have  sustained  such  Damage  or  Injury,  according  to 
the  Order  or  Determination  and  Discretion  of  such  Justice:   Provided 
alwavs,  that  the  Moiety  of  Penalties  hereby  directed  to  be  paid  to  the 
Overseers  of  the  Poor  shall,  if  recovered  before  any  Justice  of  the  Peace 
under  the  Provisions  of  this   Act   upon  Convictions    of   Oftences   com- 
mitted in  Ireland,  be  paid  |p  such  Hospital,  Dispensary,  or  Infirmary  as 
the  Justice  before  whom  the  Conviction  shall  have  taken  place  may  di- 
rect,  to  be  by  the  Treasurer  thereof  applied  in  aid  of  the  Funds  main- 
taining  such  Institution. 

XXII.  And  be  it  enacted,  That  when  any  Complaint  shall  be  made 
before  anv  Justice  of  the  Peace  against  the  Driver  or  Conductor  of  any 
Hackney  Carriage,  or  the  Driver  or  Conductor  of  any  Stage  Carriage, 
or  the  Driver  of  any  Cart,  Waggon,  Van,  or  other  Vehicle,  for  any 
Offence  committed  by  him  against  the  Provisions  of  this  Act,  it  shall  be 
lawful  for  such  Justice,  if  he  shall  think  proper,  forthwith  to  summon 
the  Proprietor  of  such  Hackney  or  Stage  Carriage,  or  the  Owner  of 
such  Cart,  W^aggon,  Van,  or  other  Vehicle,  to  produce  before  him  the 
Driver,  Conductor,  or  other  Servant  by  whom  such  Offence  was  com- 
mitted,' to  answer  such  Complaint;  and  in  case  such  Proprietor  or  Owner, 
after  being  dulv  summoned  shall  fall  to  produce  the  Driver,  Conductor, 
or  Sarvant,  it  shall  be  lawful  for  the  Justice  of  the  Peace  before  whom 
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such  Driver,  Conductor,  or  Servant  shall  be  required  to  be  produced, 
if  he  shall  think  fit,  to  proceed,  in  the  Absence  of  such  Driver,  Con- 
ductor, or  Servant,  to  hear  and  determine  the  Gase  in  the  same  Manner 
as  if  he  had  been  produced,  and  to  [adjudge  Payment,  by  the  Pro- 
prietor  or  Owner,  of  any  Penalty  or  Sum  of  Money  and  Coats  in  which 
the  Driver,  Conductor,  or  Servant  shall  be  convicted;  and  any  Sum  of 
Money  which  shall  be  so  paid  by  the  Proprietor  or  Owner  shall  and  may 
be  recovered  in  a  summary  Way  from  the  Driver,  Conductor,  or  Ser- 
vant through  whose  Default  such  Sum  shall  have  been  paid,  upon  Proof 
of  Payment  thereof,  and  of  such  Servant's  refusing  or  neglecting  to  be 
produced  pursuant  to  the  Order  of  the  Justice,  in  the  same  Manner  as 
Penalties  are  to  be  recovered  under  the  Provisions  of  this  Act:  Pro- 
vided  always,  that  if  the  said  Justice  of  the  Peace  shall  deem  it  proper, 
it  shall  be  lawful  for  him,  when  such  Proprietor  or  Owner  shall  fail  to 
produce  bis  Driver,  Conductor,  or  Servant,  without  any  satisfactory  Ex- 
euse,  to  be  allowed  by  such  Justice,  to  impose  a  Eine  of  Forty  Shillings 
upon  such  Proprietor  or  Owner,  and  so  from  Time  to  Time  as  often  as 
he  shall  be  summoned  in  respect  of  such  Complaint,  until  he  shall  pro- 
duce the  said  Driver,  Conductor,  or  Servant. 

Die  Sektionen  XXIII  bis  XXVIII  bieten  hier,  da  sie  lediglich  pro- 
zessuale Vorschriften  enthalten,  kein  besonderes  Interesse. 

Meaning  XXIX.    And  be  it  enacted,  That  for  the  Purposes  of  this  Act  the 

of  certain  -,1-1  •  .  i     ^  1        -m»  • 

Words.  following  Words  and  Expressions  are  mtended  to  have  the  Meanmgs 
hereby  assigned  to  them  respectively,  so  far  as  such  Meanings  are  not 
excluded  by  the  Context  or  by  the  Nature  of  the  Subject  Matter;  (that 
is  to  say,) 

The  Word  "Justice"  shall  be  taken  to  mean  a  Justice  of  the  Peace 
or  Magistrate  for  the  County,  City,  Borough,  Liberty,  Cinque 
Port,  Riding,  or  other  Jurisdiction  In  which  any  Oflfence  against 
this  Act  shall  be  committed,   or  in  which  the  Matter  requiring 
the    Cognizance    of  any   Justice    of  the   Peace   or  Magistrate 
shall  arise: 
The  Word  "Animal"  shall  be  taken   to   mean    any   Horse,    Mare, 
Gelding,  Bull,  Ox,  Cow,  Heifer,  Steer,  Calf,  Mule,  Ass,  Sheep, 
Lamb,  Hog,  Pig,  Sow,  Goat,  Dog,  Cat,  or  any  other  domestic 
Animal : 
The  Word  "Constable"  shall  be  taken  to  mean  any  Headborough, 
Parish  Beadle,  Peace  Officer,  Special  Constable,  or  any  Person 
belonging  to  the  Metropolitan  or  City  of  London  Police  Forces, 
or  any  Constabulary  Force  in  any  Part  of  the  United  Kingdom: 
The  Expression  "House  of  Correction"  shall  be  taken  to  mean  the 
House  of  Correction   or  Common  Gaol   for   the  Countv,   Citv, 
Borough,  Liberty,  Cinque  Port,  Riding,  or  other  Jurisdiction 
for  which  the  Justice  of  the  Peace  by  whom  any  Person  shall 
be  committed  under  the  Provisions  of  this  Act  shall  act. 


And,  subject  to  the  Context  and  to  the  Nature  of  the  Subject 
Matter,  Words  denoting  the  Singular  Number  are  to  be  under- 
stood  to  apply  also  to  a  Plurality  of  Persons,  Animals,  or 
Things;  and  Words  denoting  the  Masculine  Gender  are  to  be 
understood  to  apply  also  to  Persons  and  Animals  of  the  Fe- 
minine Gender;  and  the  Word  "over-drive"  shall  also  signify 
override. 

XXX.  And  be  it  enacted,  That  this  Act  shall  not  extend  or  apply    Act  not  to 

'  1 1   ./       extend  to 

to  Scotland.  Scotland. 

XXXI.  And  be  it  enacted,  That  this   Act   may   be   amended   or   Act  may  be 
repealed  by  any  Act  to  be  passed  in  the  present  Session  of  Parliament. 


XIÜ  and  XIV  Vict.  —  Cap.  XCIL 

An  Act  for  the  more  effectual  Preyention  of  Cruelty 
to  Animals  in  Scotland.    [14th  August  1850.] 

W^hereas*  it  is  expedient  to  prevent  wanton  Cruelty  in  the  Treat- 
ment  of  Horses,  Cattle,  and  other  domestic  Animals,  in  Scotland:   Be  it 
therefore  enacted  by  the  Queen's  most  Excellent  Majesty,  by  and  with 
the  Advice  and  Consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Com- 
mons,  in  this  present  Parliament  assem^bled,  and  by  the  Authority   of 
the  same,  That  any  Person  who  shall  from  and  after  the  passing  of    Penalty  for 
this  Act  cruelly  beat,  ill-treat,  over-drive,  abuse,  or  torture,  or  cause  or  over^dri«°ng, 
procure  to  be  cruelly  beaten,  ill-treated,   over-driven,  abused,  or  tor-  &c.  AnimaU. 
tured,   any  Animal,   shall  be  guilty   of  an  Offence,  and  shall  for  every 
such  OfPence  be  liable  to  a  Penalty  not  exceeding  Five  Pounds. 

II.    And  be  it  enacted,  That  every  Person  who  shall  keep  or  use  p^^^^^/ke?- 
or  act  in  the  Manag-ement  of  anv  Place  for  the  Purpose  of  fighting  or    ing  Piaces 

*'  ^         D    11 

baiting  any  Bull,  Bear,  Badger,  Dog,  Cock,  or  other  Kind  of  Animal,  baiSig.'Dog- 
whether  of  domestic  or  wild  Nature,  or  shall  permit  or  suffer  any  Place  figWing,  &c. 
to  be  so  used,  shall  be  guilty  of  an  Offence,  and  every  such  Offender 
shall  be  liable  to  a  Penalty  not  exceeding  Five  Pounds  for  every  Day 
he  shall  so  keep  or  use  or  act  in  the  Management  of  any  such  Place, 
or  permit  or  suffer  any  Place  to  be  used  as  aforesaid:  Provided  always, 
that  every  Person  who  shall  receive  Money  for  the  Admission  of  any 
other  Person  to  any  Place  kept  or  used  for  any  of  the  Purposes  afore- 
said shall  be  deemed  to  be  the  Keeper  thereof;  and  every  Person  who 
shall  in  any  Manner  encourage,  aid,  or  assist  at  the  fighting  or  baiting 
of  any  Bull,  Bear,  Badger,  Dog,  Cock,  or  other  Animal  as  aforesaid, 
shall  be  guilty  of  an  Offence,  and  be  liable  for  every  such  Offence  to 
a  Penalty  not  exceeding  Five  Pounds. 
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III.    And  be  it  enacted,  That   no  Person   shall   keep  or  iise  any 
House  or  Place  for  the  Purpose  of  slaughtering  or  killing  any  Horse 
or  other  Animal  (which  shall  not  be  intended  for  Butchers  Meat)  withoiit 
tivst  taking  out  a  Licence  for  that  Purpose,  which  Licence  every  Sheriff 
within  his  own  County  is  hereby  authorized  to  graut,  upon  being  satis- 
lied  that  the  Person  applying  for  such  Licence  is  a  proper  Person  for 
keeping  such  House  or  Place,  and  upon  Payment  of  a  Sum  not  exceeding 
Five  Shillings  to  the  Sheriff  Clerk  for  making  out  and  recording  such 
Licence;  and  a  Copy  of  such  Licence  shall  be  recorded  in  the  Sheriff 
Clerk's  Books;  and  any  Person  shall  at  all  reasonable  Hours  be  entitled 
to  inspect  such  Books,   and  to  make  any  Extract  relating  to  such  Li- 
cence therefrom,  upon  Payment  to  the  Sheriff  Clerk   of  Sixpence    for 
such  Inspection  and  Extract;   and  every  Person  so  licensed  shall  cause 
to  be  painted  in  large  legible  Characters  on  a  Board  to  be  affixed  over 
the  Gate  or  Door  of  siu^h  House  or  Place  his  or  her  Name,  with  the 
Words  "Licensed  for  slaughtering  Horses,  pursuant  to   an  Act  passed 
in  the  Session  of  Parliament   holden  in  the  Thirteenth  and  Fourteenth 
Years  of  the  Reign  of  Her  Majesty  Queen  Victoria'';   and  any  Person 
failing  so  to  do   shall  be  guilty  of  an  Offence,  and  shall  be  liable  to  a 
Penaltv   not    exceeding  Five  Pounds  for  such  Offence,    and    a    farther 
Penalty  of  Five  Pounds  for   every  Day  during  which  such  Board  shall 
not  be  so  affixed. 

IV.  And  be  it  enacted,  That  every  Person  keeping  or  using  or 
having  the  Management  of  any  Place  for  slaughtering  Horses  or  other 
Cattle  (not  intended  for  Butchers  Meat)  shall,  at  the  Time  of  receiving 
any  Horse  or  other  Cattle  in  such  Place,  enter  in  a  Book  such  a  füll 
and  correct  Description  of  the  Colour,  Marks,  and  Gender  of  such  Horse 
or  other  Cattle  as  may  clearly  distinguish  and  identify  the  same;  and 
if  any  such  Person  shall  refuse  or  neglect  to  make  such  Entry  in  a 
clear  and  distinct  Manner,  or  shall  refuse  or  neglect  to  produce  such 
Book  betöre  any  Magistrate,  whenever  required  by  siu-h  Magistrate  so 
to  do,  or  shall  refuse  to  allow  such  Book  to  be  inspected,  and  Extracts 
to  be  made  therefrom,  at  all  reasonable  Times,  by  any  Constable  or 
other  Person  duly  authorized  by  such  Magistrate,  every  such  Person 
shall  be  guilty  of  an  Offence,  and  be  liable  to  a  Penalty  for  every  such 
Offence  not  exceeding  Forty  Shillings. 


Persons 
licensed  to 
slaughter 
Horses  not  to 
be  licensed  as 
Horse  Dealers 
at  same  Tiuie. 


Apprebension 

of 

Offender. 


V.  And  be  it  enacted,  That  it  shall  not  be  lawful  for  any  Person 
who  shall  be  licensed  to  slaughter  Horses  during  the  Time  such  Licence 
shall  be  in  force  to  be  licensed  as  a  Horse  Dealer,  or  exercise  or  use 
the  Trade  or  Business  of  a  Dealer  in  Horses;  and  if  any  Person  li- 
censed to  slaughter  Horses  shall  while  such  Licence  shall  be  in  force 
obtain  a  Licence  as  a  Horse  Dealer,  every  such  lastm'entioned  Licence 
shall  be  void. 

VL  And  be  it  enacted,  That  when  and  so  often  as  any  of  the 
Offences  against  the  Provisions  of  this  Act  shall  be  committed,  it  shall 


and  may  be  lawful  for  any  Constable,  upon  his  own  View  thereof,  or 
upon  the  Complaint  and  Information  of  any  other  Person  who  shall  de- 
clare  his  or  her  Name  and  Place  of  Abode  to  the  said  Constable,  to  seize 
and  secure,  by  the  Authority  of  this  Act,  any  Offender,  and  forthwith, 
without  any  other  Authority  or  Warrant,  to  convey  such  Offender  betöre 
a  Magistrate,  to  be  dealt  with  for  such  Offence  according  to  Law. 

VII.  And  be  it  enacted,  That  every  Complaint  under  the  Pro- 
visions of  this  Act  shall  be  made  within  One  Calendar  Month  after  the 
Cause  of  such  Complaint  shall  arise;  and  where  such  Complaint  shall 
be  made  to  the  Sheriff  it  shall  be  competent  to  such  Sheriff  to  proceed 
in  and  to  try  and  to  dispose  of  the  same  in  the  same  Way  and  Manner, 
or  as  nearly  as  may  be  in  the  same  Way  and  Manner,  as  any  sum- 
mary  Criminal  Case  may  be  proceeded  in,  tried,  and  disposed  of  by 
any  Sheriff  in  Scotland;  and  where  such  Complaint  shall  be  made  to  a 
Justice  of  the  Peace  or  other  Magistrate,  it  shall  be  competent  to  such 
Justice  or  Magistrate  to  proceed  in  and  to  try  and  to  dispose  of  the 
same  in  the  same  Way  and  Manner,  or  as  nearly  as  may  be  in  the  same 
Wav  and  Manner,  as  Justices  of  the  Peace  or  other  Magistrates  in 
Scotland  may  proceed  in,  try,  and  dispose  of  summarily  any  Offence 
affainst  Police,  or  anv  Breach  of  the  Peace. 

VIII.  And  be  it  enacted,  That  in  every  Case  of  a  Conviction  under 
this  Act,  where  the  Sum  imposed  as  a  Penalty,  together  with  Costs 
(if  any)  awarded,  by  any  Magistrate,  for  or  in  respect  of  any  Offence 
against  the  Provisions  of  this  Act,  shall  not  be  paid  immediately  upon 
the  Conviction,  or  within  such  Time  as  the  convicting  Magistrate  shall 
in  the  Exercise  of  his  Discretion  appoint  and  limit,  it  shall  be  lawful 
for  such  Magistrate  and  he  is  hereby  required  to  adjudge  the  Offender 
to  be  imprisoned  for  any  Time  not  exceeding  Two  Calendar  Months, 
unless  Payment  be  sooner  made:  Provided  always,  that  it  shall  be  law- 
ful for  such  Magistrate,  if  he  shall  think  fit,  instead  of  imposing  a 
pecuniary  Penalty,  forthwith  to  adjudge  any  such  Offender  to  be  im- 
prisoned for  any  Time  not  exceeding  Three  Calendar  Months. 

IX.  And  be  it  enacted,  That  whenever  any  Person  having  Charge 
of  any  Vehicle  or  any  Animal  shall  be  taken  into  Custody  by  any 
Constable  for  any  Offence  against  the  Provisions  of  this  Act,  it  shall 
be  lawful  for  such  Constable  to  take  Charge  of  such  Vehicle  or  Ani- 
mal, and  deposit  the  same  in  some  Place  of  safe  Custody,  as  a  Secu- 
rity  for  Payment  of  any  Penalty  to  which  the  Person  having  had 
Charge  thereof,  or  the  Owner  thereof,  may  become  liable,  and  for  Pay- 
menr  of  any  Expenses  which  may  have  been  or  may  be  necessarily 
incurred  for  taking  Charge  of  and  keeping  the  same;  and  it  shall  be 
lawful  for  any  Magistrate  betöre  whom  the  Case  shall  have  been  heard 
to  Order  such  Vehicle  or  such  Animal  to  be  sold,  for  the  Purpose  of 
satistVins"  such  Penaltv  and  reasonable  Expenses,  in  default  of  Pay- 
ment  thereof. 
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X.  And  be  it  enacted,  That  no  Action  shall  be  brought  against 
any  Magistrate  or  other  Person  for  anything  done  in  pursuance  or 
linder  the  Authority  of  this  Act,  iinless  such  Action  shall  be  commenced 
within  Two  Calendar  Months  next  after  the  Fact  committed,  and  no 
Action  shall  be  commenced  until  One  Calendar  Month  at  least  after  a 
Notice  in  Writing  of  such  intended  Action  shall  have  been  delivered  to 
the  Defender,  or  left  for  him  at  his  usual  Place  of  Abode,  by  the  Party 
intending  to  commence  such  Action,  or  by  his  Agent,  in  which  Notice 
the  Cause  of  Action  shall  be  clearly  and  explicitly  stated,  and  upon  the 
Back  thereof  shall  be  endorsed  the  Name  and  Place  of  Abode  of  the 
Parties  so  intending  to  sue,  and  also  the  Name  and  Place  of  Abode  or 
of  Business  of  such  Agent,  if  such  Notice  shall  have  been  served  by 
such  Agent. 

XI.  And  be  it  enacted,  That  the  following  Words  and  Expressions 
shall  have  the  Meanings  hereby  assigned  to  them  respectively,  iinless 
there  be  something  in  the  Subject  or  Context  repugnant  to  such  Con- 
stmction; (that  is  to  say,) 

The  Word  "Magistrate"  shall  be  taken  to  mean  a  Sheriff  or  Justice 
of  the  Peace  or  other  Magistrate  for  the  County,  City,  Burgh, 
Stewartry,  or  other  Jurisdiction  in  which  any  Offence  against 
this  Act  shall  be  committed,  or  in  which  the  Matter  requiring 
the  Cognizance  [of  such  Sheriff,  Justice  of  the  Peace,  or  Ma- 
gistrate shall  arise: 

The  Word  "Animal"  shall  be  taken  to  mean  any  Horse,  Mare, 
Gelding,  Bull,  Ox,  Cow,  Heifer,  Steer,  Calf,  Mule,  Ass,  Sheep, 
Lamb,  Hog,  Pig,  Sow,  Goat,  Dog,  Cat,  or  any  other  domestic 

Animal : 

The  Word  "Constable"  shall  be  taken  to  mean  any  Sheriff  Officer, 
Police  Ofiicer,  Special  Constable,  Justice  of  Peace  Constable, 
or  any  Person  belonging  to  any  Constabulary  Force  in  any 
Part  of  the  United  Kingdom : 

W^ords  denoting  the  Singular  Number  shall  include  the  Plural 
Number,  and  Words  denoting  the  Masculine  Gender  shall  in- 
clude Persons  and  Animals  of  the  Feminine  Gender: 

The  Word  "over-drive"  shall  also  signify  "over-ride". 

XIT.  And  be  it  enacted,  That  nothing  contained  herein  shall  pre- 
vent  any  Act  which  may  be  an  Offence  under  this  Act,  but  which  could 
have  been  prosecuted  and  punished  as  an  Offence  at  Connnon  Law,  or 
under  any  Act,  if  this  Act  had  not  passed,  from  being  so  prosecuted 
and  punished  as  if  this  Act  had  not  passed. 

XIII.  And  be  it  enacted,  That  this  Act  may  be  amended  or  repealed 
by  any  Act  to  be  passed, in  the  present  Session  of  Parliament. 


5  &  6  w.  4. 
c.  59. 
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XVII  and  XVIII  Vict.  —  Cap.  LX. 

An  Act  to   amend  an  Act  of  the  Twelfth  and  Thirteentli 

Years  of  Her  present  Majesty  for  the  more  eflfectual  Pre- 

yention  of  Cruelty  to  Animals.    [3 Ist  July  1854.] 

Whereas  by  an  Act  passed  in  the  Session  of  Parliament  holden  in 
the  Fifth  and  Sixth  Years  of  the  Reign  of  His  late  Majesty  King  William 
the  Fourth,  intituled  An  Act  to  cmsolidate  and  amend  the  several  Laws  re- 
lating  to  the  cruel  and  improper  Treatment   of  Animals,  and  the  Mischiefs 
arisiny  from  the  driving  of  Cattle,  and  to  nmke  other  Provisions  in  regard 
thereto,  every  Person  impounding   any   Horse,  Ass,    or  other  Cattle  or 
Animal  was  required  to  supply  such  Cattle  or  Animal  daily  with  good 
and  sufticient  Food  and  Nourishment  whilst  impounded-,  and  by  the  said 
Act  every  such  Person  who  should  so  find,    provide,   and  supply  any 
such  Horse,  Ass,  or  other  Cattle  or  Animal  with  such  daily  Food  and 
Nourishment   as   aforesaid   should   and   might   and  they  were   thereby 
authorized  to  recover  of  and  from  the  Owner  or  Owners  of  such  Cattle 
or  Animal  not  exceeding  double  the  füll  Valiie  of  the  Food  and  Nourish- 
ment so  supplied  to  such  Cattle  or  Animal,  by  proceeding  before  any 
One  Justice  of  the  Peace  within  whose  Jurisdiction  such  Cattle  or  Ani- 
mal should  have  been  so  impounded  and  supplied  with  Food  as  afore- 
said, in  like  Manner  as  any  Penalty  or  Forfeiture,   or   any  Damage  or 
Injury  might  be  recovered  under  and  by  virtue  of  any  of  the  Powers 
or  Authorities  in  the  said  Act  contained,  and  which  Value  of  the  Food 
and  Nourishment  so  to  be  supplied  as  aforesaid  such  Justice  was  thereby 
fully  authorized  and  empowered   to  ascertain,  determine,  and  enforce 
as  aforesaid;  and  every  Person  who  should  have  so  supplied  such  Food 
and  Nourishment  as  aforesaid  should  be  at  liberty,  if  he  should  so  think 
fit,  instead  of  proceeding  for  the  Recovery  of  the  Value  thereof  as  last 
aforesaid,   after  the  Expiration  of  Seven  clear  Days  from  the  Time  of 
impounding  the  same,  to  seil  any  such  Horse,  Ass,   or  other  Cattle  or 
Animal  openly  at  any  public  Market  (after  having  given  Three  Days 
public  printed  Notice  thereof)  for  the  most  Money  that  could  be  got  for 
the  same,  and  to  apply  the  Produce  in  discharge  of  the  Value  of  such 
Food  and  Nourishment  so  supplied  as  aforesaid  and  the  Expenses  of 
and  attending  such  Säle,  rendering  the  Overplus  (if  any)  to  the  Owner 
of  such  Cattle  or  Animal;  and  any  such  Persons  as  aforesaid  neglecting 
or  refusing  to  supply  such  Cattle  or  Animal  with  such  Food  as  aforesaid 
were  made  liable  to  certain  Penalties:   And  whereas  by  an  Act  passed 
in  the  Session  of  Parliament  holden  in  the  Twelfth  and  Thirteenth  Years 
of  Her  present  Majesty,  intituled  An  Act  for  the  more  effectual  Frevention  ^^  \)l^  '''■ 
of  Cruelty  to  Animals,  the  said  first-recited  Act  and  a  certain  other  Act 
extending  the  Provisions  of  the  same  to  Ireland  were  repealed;  and  by 
the  said^ct  of  the  Twelfth  and  Thirteenth  Years  of  Her  Majesty  it 
was  enacted,  that  every  Person  who  should  impound  or  confine,  or  cause 
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to  be  impounded  or  confined,  in  any  Pound  or  Receptacle  of  the  like 
Nature,  any  Animal,  should  provide  and  supply  during  such  Conline- 
ment  a  sufficient  Quantity  of  fit  and  wholesome  Food  and  Water  to 
such  Animal,  and  every  such  Person  who  should  refuse  or  neglect  to 
provide  and  supply  such  Animal  with  such  Food  and  Water  as  aforesaid 
should,  for  every  such  OfFence,  forfeit  and  pay  a  Penalty  of  Twenty 
Shillings;  and  Power  is  thereby  given  in  case  of  Neglect  for  a  certain 
Time  to  supply  such  Food  and  Water  for  any  Person  to  supply  the 
same,  and  the  reasonable  Cost  of  such  Food  and  Water  is  to  be  paid 
by  the  Owner  of  such  Animal  before  such  Animal  is  removed  to  the 
Person  who  shall  supply  the  same,  and  the  said  Costs  may  be  recovered 
in  like  Manner  as  therein  provided  for  the  Recovery  of  Penalties  under 
the  said  Act:  And  whereas  it  is  doubtful  whether  the  last-recited  Act 
ffives  anv  Remedv  to  the  Person  impounding  for  the  Recovery  of  a 
Compensation  for  the  Food  and  Water  provided  for  any  Animal,  and  no 
Power  is  given  to  seil  the  Animal,  although  füll  Provisions  for  those 
Purposes  were  contained  in  the  said  first-recited  Act:  Be  it  therefore 
enacted  by  the  Queens  most  Excellent  Majesty,  by  and  with  the  Ad- 
vice and  Consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Commons, 
in  this  present  Parliament  assembled,  and  by  the  Authority  of  the  same, 
as  foUows: 

I.    Every  Person  who  since   the   passing    of   the    said  Act    of  the 
Twelfth  and  Thirteenth  Years  ot*  Her  Majesty  has  impounded  or  con- 
fined,   or   hereafter   shall   impound  or  confine  as  in  the   said  Act  men- 
tioned,  any  Animal,  and  has  provided  and  supplied  or   shall  hereafter 
provide  and  supply  such  Animal  with  Food  and  Water  as  therein  men- 
tioned,   shall  and  may  and  he  is  hereby  authorized   to  recover  of  and 
from  the  Owner  or  Owners  of  such   Animal  not  exceeding  double   the 
Value  of  the  Food  and  Water  so  already  or  hereafter  to  be  supplied  to 
such  Animal,  in  like  Manner  as  is  by   the  said  last-mentioned  Act  pro- 
vided for  the  Recovery  of  Penalties  under  the  same  Act;   and    every 
Person  who  has  supplied  or  shall  hereafter  supply  such  Food  and  Water 
shall  be  at  liberty,  if  he  shall  so  think  fit,  instead  of  proceeding  for  the 
Recovery  of  the  Value  thereof  as  last  aforesaid,  after  the  Expiration  of 
Seven  clear  Days  from  the  Time  of  impounding  the  same  to  seil  any 
such  Animal  openly  at  any  public  Market    (after   having  given  Three 
Days   public   printed   Notice   thereof)   for   the   most  Money   that  can  be 
got  for  the  same,  and  to  apply  the  Produce  in  discharge  of  the  Value 
of  such  Food  and  Water  so  supplied  as  aforesaid  and  the  Expenses  of 
and  attending  such  Säle,  rendering  the  Överplus  (if  any)  to  the  Chvner 
of  such  Animal. 
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II.  And  whereas  by  an  Act  passed  in  the  Second  and  Third  Years 
of  Her  present  Majesty  it  was  enacted,  under  a  Penalty,  that  Dogs 
should  not  be  used  for  the  Purposes  of  Draught  within  the  Metropolitan 
Police  District,  and  it  is  desirable  that  such  Enactinent  should  be  ex- 
tended  to  all  Parts  of  the   United  Kingdom:   Be  it  enacted,  That  any 


Person  who  shall,  from  and  after  the  First  Day  of  Janwiry  One  thousand  ^«j*^"*^^ 
eiffht  hundred  and  fiftv-five,  on  any  public  Highway  in  any  Part  of  the  tended  to  all 
United  Kingdom,  use  any  Dog  for  the  Purpose  of  drawing  or  helpmg 


the  United 
Kingdom. 


to  draw  any  Cart,  Carriage,  Truck,  or  Barrow,  shall  forfeit  and  pay  a 
Penalty  not  exceeding  Forty  Shillings  for  the  First  Offence  and  not 
exceeding  Five  Pounds  for  the  Second  and  every  subsequent  Offence, 
such  Penalties  to  be  recovered  in  like  Manner  as  is  provided  for  the 
Recovery  of  Penalties  under  the  Act  of  the  Twelfth  and  Thirteenth 
Years  of  Her  said  Majesty. 

III.  The  Words  and  Expressions  to  which  a  Meaning  is  affixed  by  ^j^JlJ^JPf^J^; 
the  said  Act  of  the  Twelfth  and  Thirteenth  Years  of  Her  Majesty,  and 
which  are  introduced  into  this  Act,  shall  have  the  same  Meaning  in  this 
Act,  and  the  Word  Animal  shall  in  the  said  Act  and  in  this  Act  mean 
any  domestic  Animal,  whether  of  the  Kind  or  Species  particulary  enu- 
merated  in  Clause  Twenty -nine  of  the  said  Act,  or  of  any  other  Kind 
or  Species  whatever,  and  whether  a  Quadruped  or  not. 


XXXIX  and  XL  Vict.  —  Cap.  LXXVII. 

An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Cruelty  to 
Animals.     [15th  August  1876.] 

Whereas  it  is  expedient  to  amend  the  law  relating  to  cruelty  to 
animals  by  extending  it  to  the  cases  of  animals  which  for  medical,  phy- 
siological,  or  other  scientific  purposes  are  subjected  when  alive  to  ex- 
periments  calculated  to  inflict  pain: 

Be  it  enacted  by  the  Queen's  most  Excellent  Majesty,  by  and  with 
the  advice  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Com- 
mons, in  this  present  Parliament  assembled,  and  by  the  authority  of 
the  same,  as  follows: 

1.  This  Act  may  be  cited  for  aU  purposes  as  "The  Cruelty  to 
Animals  Act,  1876". 

ft.  A  person  shall  not  perform  on  a  living  animal  any  experiment 
calculated  to  give  pain,  except  subject  to  the  restrictions  imposed  by 
this  Act.  Any  person  performing  or  taking  part  in  performing  any 
experiment  calculated  to  give  pain,  in  contravention  of  this  Act,  shall 
be  guilty  of  an  offence  against  this  Act,  and  shall,  if  it  be  the  first 
offence,  be  liable  to  a  penalty  not  exceeding  fifty  pounds,  and  if  it  be 
the  second  or  any  subsequent  offence,  be  liable,  at  the  discretion  of 
the  court  by  which  he  is  tried,  to  a  penalty  not  exceeding  one  hundred 
pounds  or  to  imprisonment  for  a  period  not  exceeding  three  liionths. 
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General  3,  The  followiiig  restrictions  are  imposed  by  this  Act  with  respect 

^^^%T    to  the  Performance  on   any  living  animal  of  an  experiment  calculated 

/Sexpl  ^o  give  pain;  that  is  to  say, 

riments  on 
animals. 


K 


(1.)  The  experiment  must  be  performed  with  a  view  to  the  ad- 
vancement  by  new  discovery  of  physiological  knowledge  or 
of  knowledge  which  \iill  be  useful  for  saving  or  prolonging 
life  or  alleviating  suffering;  and 

(2.)  The  experiment  must  be  performed  by  a  person  holding  such 
license  from  one  of  Her  Majesty's  Principal  Secretaries  of 
State,  in  this  Act  referred  to  as  the  Secretary  of  State,  as 
is  in  this  Act  mentioned,  and  in  the  case  of  a  person  holding 
such  conditional  license  as  is  hereinafter  mentioned,  or  of 
experiments  performed  for  the  purpose  of  Instruction  in  a 
registered  place;  and 

(3.)  The  animal  must  during  the  whole  of  the  experiment  be  under 
the  influence  of  some  ansesthetic  of  sufficient  power  to  pre- 
vent  the  animal  feeling  pain;  and 

(4.)  The  animal  must,  if  the  pain  is  likely  to  continue  after  the 
eifect  of  the  anaesthetic  has  ceased,  or  if  any  serious  injury 
has  been  inflicted  on  the  animal,  be  killed  betöre  it  recovers 
from  the  influence  of  the  anaesthetic  which  has  been  admi- 
nistered;  and 

(5.)  The  experiment  shall  not  be  performed  as  an  Illustration  of 
lectures  in  medical  schools,  hospitals,  Colleges,  or  elsewhere; 

and 

(6.)  The  experiment    shall  not   be  performed   for   the   purpose   of 
attaining  manual  skill. 
Provided  as  follows;  that  is  to  say, 

(1.)  Experiments  may  be  performed  under  the  foregoing  provisions 
as  to  the  use  of  ansesthetics  by  a  person  giving  illustrations 
of  lectures  in  medical  schools,  hospitals,  or  Colleges,  or  else- 
where, on  such  certificate  being  given  as  in  this  Act  men- 
tioned, that  the  proposed  experiments  are  absolutely  neces- 
sary  for  the  due  Instruction  of  the  persons  to  whom  such 
lectures  are  given  with  a  view  to  their  acquiring  physiolo- 
gical knowledge  or  knowledge  which  will  be  useful  to  them 
for  saving  or  prolonging  life  or  alleviating  suffering;  and 

(2.)  Experiments  may  be  performed  without  ansesthetics  on  such 
certificate  being  given  as  in  this  Act  mentioned  that  insensi- 
bility  cannot  be  produced  without  necessarily  frustrating  the 
object  of  such  experiments;  and 

(3.)  Experiments  may  be  performed  without  the  person  who  per- 
formed such  experiments  being  under  an  Obligation  to  cause 
the  animal  on  which  any  such  experiment  is  performed  to  be 
killed  before  it  recovers  from  the  influence  of  the  anaesthetic 
on  such  certificate  being  given  as  in  this  Act  mentioned,  that 
*    the  so  killing  the  animal  would  necessarily  frustrate  the  object 
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of  the  experiment,  and  provided  that  the  animal  be  killed 
as  soon  as  such  object  has  been  attained;  and 
(4.)  Experiments  may  be  performed  not  directly  for  the  advance- 
ment  by  new  discovery  of  physiological  knowledge,  or  of 
knowledge  which  will  be  useful  for  saving  or  prolonging 
life  or  alleviating  suffering,  but  for  the  purpose  of  testing  a 
particular  former  discovery  alleged  to  have  been  made  for 
the  advancement  of  such  knowledge  as  last  aforesaid,  on  such 
certificate  being  given  as  is  in  this  Act  mentioned  that  such 
testing  is  absolutely  necessary  for  the  effectual  advancement 
of  such  knowledge. 

4.  The  substance  known  as  urari  or  curare  shall  not  for  the  pur- 
poses  of  this  Act  be  deemed  to  be  an  ansesthetic. 

5.  Notwithstanding  anything  in  this  Act  contained,  an  experiment 
calculated  to  give  pain  shall  not  be  performed  without  ansesthetics  on 
a  dog  or  cat,  except  on  such  certificate  being  given  as  in  this  Act 
mentioned,  stating,  in  addition  to  the  Statements  herein-before  required 
to  be  made  in  such  certificate,  that  for  reasons  specified  in  the  certificate 
the  object  of  the  experiment  will  be  necessarily  frustrated  unless  it  is 
performed  on  an  animal  similar  in  Constitution  and  habits  to  a  cat  or 
dog,  and  no  other  animal  is  available  for  such  experiment;  and  an  ex- 
periment calculated  to  give  pain  shall  not  be  performed  on  any  horse, 
ass,  or  mule  except  on  such  certificate  being  given  as  in  this  Act  men- 
tioned that  the  object  of  the  experiment  will  be  necessarily  frustrated 
unless  it  is  performed  on  a  horse,  ass,  or  mule,  and  that  no  other  ani- 
mal is  available  for  such  experiment. 

6.  Any  exhibition  to  the  general  public,  whether  admitted  on  pay-    ^^^^^^^^^ 
ment  of  money  or  ^ratuitouslv,  of  experiments  on  living  animals  cal-     of  pubUc 

*='  .^1  1  exhibition 

culated  to  give  pain  shall  be  illegal.  of  painM 

Any  person  performing  or  aiding  in  performing  such  experiments  experiments. 
shall  be  deemed  to  be  guilty  of  an  offence  against  this  Act,  and  shall, 
if  it  be  the  first  offence,  be  liable  to  a  penalty  not  exceeding  fifty 
pounds,  and  if  it  be  the  second  or  any  subsequent  offence,  be  liable,  at 
the  discretion  of  the  court  by  which  he  is  tried,  to  a  penalty  not  ex- 
ceeding one  hundred  pounds  or  to  imprisonment  for  a  period  not  ex- 
ceeding three  months. 

And  any  person  Publishing  any  notice  of  any  such  intended  exhi- 
bition by  advertisement  in  a  newspaper,  placard,  or  otherwise  shall  be 
liable  to  a  penalty  not  exceeding  one  pound. 

A  person  punished  for  an  offence  under  this  section  shall  not  for 
the  same  offence  be  punishable  under  any  other  section  of  this  Act. 

Ädministratiofi  of  Laiv. 

7.  The  Secretary  of  State  may  insert,  as  a  condition  of  granting      ^f^^^try 
any  license,  a  provision  in  such  license  that  the  place  in  which  any     place  for 
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Performance  experiment  is  to  be  performed  by  the  licensee  is  to  be  registered  m 
«periLnts  such  manner  as  the  Secretary  of  State  may  from  time  to  time  by  any 
general  or  special  order  direct;  provided  that  every  place  for  the  Per- 
formance of  experiments  for  the  purpose  of  Instruction  under  this  Act 
shall  be  approved  bv  the  Secretary  of  State,  and  shall  be  registered  m 
such  manner  as  he  may  from  time  to  time  by  any  general  or  special 
order  direct. 
License  by  8.    The  Secretary  of  State  may  license  any  person  whom  he  may 

^TtS7  ^"^  think  qualified  to  hold  a  license  to  perform  experiments  under  this  Act. 
A  license  granted  by  him  may  be  for  such  time  as  he  may  think  fit, 
and  mav  be  revoked  by  him  on  his  being  satisfied  that  such  license 
ought  to  be  revoked.  There  may  be  annexed  to  such  license  any  con- 
ditions  which  the  Secretary  of  State  may  think  expedient  for  the  pur- 
pose of  better  carrying  into  effect  the  objects  of  this  Act,  but  not  incon- 
sistent  with  the  provisions  thereof. 

9.  The  Secretary  of  State  may  direct  any  person  performing  ex- 
periments under  this  Act  from  time  to  time  to  make  such  reports  to 
him  of  the  result  of  such  experiments,  in  such  form  and  with  such 
details  as  he  may  require. 

10.  The  Secretary  of  State  shall  cause  all  registered  places  to  be 
from  time  to  time  visited  by  inspectors  for  the  purpose  of  securing  a 
compliance  with  the  provisions  of  this  Act,  and  the  Secretary  of  State 
may,  with  the  assent  of  the  Treasury  as  to  number,  appoint  any  special 
inspectors,  or  may  from  time  to  time  assign  the  duties  of  any  sucb  in- 
spectors to  such  officers  in  the  employment  of  the  Government,  who 
may  be  willing  to  accept  the  same,  as  he  may  think  fit,  either  per- 
manently  or  temporarily. 

Certificate  U.   Anv  application  for  a  license  under  this  Act  and  a  certificate 

"bod'Ä    given  as  in  this  Act  mentioned  must  be  signed  by  one  or  more  of  the 
«ceptionsto  foUowing  pcrsons;  that  is  to  say, 
relX^us.  The  President  of  the  Royal  Society; 

The  President  of  the  Royal  Society  of  Edinburgh; 

The  President  of  Royal  Irish  Academy; 

The  Presidents   of  the   Royal   Colleges   of  Surgeons   in  London, 

Edinburgh,  or  Dublin; 
The  Presidents  of  the  Royal  Colleges    of  Physicians   in  London, 

Edinburgh,  or  Dublin; 
The  President  of  the  General  Medical  Council; 
The   President    of  the   Faculty    of  Physicians    and    Surgeons    of 

Glasgow; 
The  President  of  the  Royal  College  of  Veterinary  Surgeons,  or  the 
President  of  the  Royal  Veterinary  College,  London,  but  in  the 
case  only  of  an  experiment  to  be  performed  under  ana^sthetics 
wirth  a  view  to  the  advancement  by  new  discovery  of  veterin- 
arv  science; 
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and  also  (unless  the  applicant  be  a  professor  of  physiology,  medicine, 
anatomy,  medical  jurisprudence,  materia  medica,  or  surgery  in  a  uni- 
versity  in  Great  Britain  or  Ireland,  or  in  University  College,  London, 
or  in  a  College  in  Great  Britain  or  Ireland,  incorporated  by  royal  charter) 
by  a  Professor  of  physiology,  medicine,  anatomy,  medical  jurisprudence, 
materia  medica,  or  surgery  in  a  university  in  Great  Britain  or  Ireland, 
or  in  University  College,  London,  or  in  a  College  in  Great  Britain  or 
Ireland,  incorporated  by  royal  charter. 

Provided  that  where  any  person  applying  for  a  certificate  under 
this  Act  is  himself  one  of  the  persons  authorised  to  sign  such  certificate, 
the  signature  of  some  other  of  such  persons  shall  be  substituted  for  the 
signature  of  the  applicant. 

A  certificate  under  this  section  may  be  given  for  such  time  or  for 
such  series  of  experiments  as  the  person  or  persons  signing  the  certi- 
ficate may  think  expedient. 

A  copy  of  any  certificate  under  this  section  shall  be  forwarded  by 
the  applicant  to  the  Secretary  of  State,  but  shall  not  be  available  until 
one  week  after  a  copy  has  been  so  forwarded. 

The  Secretary  of  State  may  at  any  time  disallow  or  suspend  any 
certificate  given  under  this  section. 

lÄ.  The  powers  conferred  by  this  Act  of  granting  a  license  or 
giving  a  certificate  for  the  Performance  of  experiments  on  living  ani-' 
mals  may  be  exercised  by  an  order  in  writing  under  the  band  of  any 
judge  of  the  High  Court  of  Justice  in  England,  of  the  High  Court  of 
Session  in  Scotland,  or  of  any  of  the  superior  courts  in  Ireland,  includ- 
ing  any  court  to  which  the  Jurisdiction  of  such  last-mentioned  courts 
may  be  transferred,  in  a  case  where  such  judge  is  satisfied  that  it  is 
essential  for  the  purposes  of  justice  in  a  criminal  case  to  make  any 
such  experiment. 

Legal  Proceedings. 

Die  Sektionen  13  bis  19  enthalten  prozessuale  Bestimmungen.  Das 
Strafverfahren  in  England  erfolgt  danach  in  Gemäfsheit  der  Summary 
Jurisdiction  Act. 

ÄO.    In  the  application  of  this  Act  to  Ireland  the  term  "the  Secre-    interpreta- 
tarv  of  State"  shall  be   construed   to  mean  the  Chiet  becretary  to  the  secretary  of 
Lord  Lieutenant  of  Ireland  for  the  time  being.  ^*  tda^.  **" 

Äl.    A  prosecution   under  this  Act  against  a  licensed  person  shall   ^J^secotmi 

not   be   instituted   except  with   the   assent   in  writing   of  the  Secretary  leave  of  Se- 
cretary of 
State. 

Not  to 

apply  to  in- 

vertebrate 

animals. 


Power  of 
jndge  to 
grant  license 
for  experi- 
ment when 
necessary  in 
criminal  case. 


of  State. 


»a.    This  Act  shall  not  apply  to  invertebrate  animals. 


ir 


II.  Schweiz:*) 


Kanton  Aararau. 

Gesetz  über  Tierquälerei  vom  23.  Wintermonat  1854. 
§  1     Wer  Tiere  übermäfsig  anstrenort,  sie  mifshandelt,  quält  oder 
mutwillig  verstümmelt,  macht  sich  der  Tierquälerei  schuldig. 
§  *>     Unter  Tierquälerei  Avird  insbesondere  verstanden: 
a.  Vorenthaltung  der  einem  Tiere    zu  seinem  Bestehen  unentbehr- 
lichen Nahrung; 
b    -rausame    Behandlung   eines   Tieres    durch   Anstrengung   gegen 
dessen  Natur  oder  über  seine  Kräfte,  besonders  wenn  dieses  an 
schwächlichen,   abgematteten,    schlecht    genährten  oder  wunden 
Tieren  geschieht; 
c.   Anspannen  von  Hunden;  ,.  t.    i    • 

d  Quälerei  beim  Transporte  von  Schlachttieren,  namenthch  bei 
o-rofsen  Transporten  von  Kälbern  und  anderem  kleinen  Vieh, 
welches  mit  zusammengebundenen  Füfsen  auf  Wagen  transi)or- 

tiert  wird;  ,    m    -i  i       j 

e.  Verwunden  von  Schlachtvieh  und  Heerden  durch  Treibhunde; 

f.  mutwilliges  Verstümmeln  von  Tieren; 


mutwillige  Zerstörung  der  Brut  von  Vögeln; 


h    Tötun-   eines  Tieres   auf  ungewöhnliche   und   aufserordentliche 
Schmerzen   verursachende    Art;  es  hat   deshalb   die  Tötung  von 
grofsem  und  kleinem  Schlachtvieh  und  von  Pferden  durch  den 
Schlag  auf  den  Kopf  des  Tieres  zu  geschehen. 
§  3     Wer  sich  eines   der   in   §§  1   und  2  angegebenen  ^  ergehen 
schuldig  macht,   soll  mit  einer  Bufse  von  5  bis  50  Frs.  oder  verhältnis- 
mäfsiger  Getangenschaft  gerichtlich  bestraft  werden.    Im  Wiederholungs- 
falle soll  die  Strafe  angemessen  erhöht  werden. 

§  4.  Die  Strafe  soll  nach  der  Gröfse  der  dem  Tiere  zugefügten 
Qual  und  des  gegebenen  Ärgernisses,  sowie  nach  dem  Grade  der  Roheit 
oder  Bosheit  des  Thäters  ausgemessen  werden. 

§  5.  Von  den  verhängten  Geldbufsen  fällt  die  eine  Hälfte  dem 
Verleider  und  die  andere  Hälfte  dem  Staate  zu. 


*)  Die  Reihenfolge  der  Kantone  ist  die  alphabetische. 
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§  6.  (Aufforderung  an  die  Bezirks-  und  Gemeindepolizei  zur  Ver- 
hütung und  Verfolgung  der  Tierquälerei):  fehlbare  Kantonsfremde 
können  zu  dem  Ende  auch  zur  Leistung  entsprechender  Sicherheit  ver- 
halten werden. 

§  7.  Dem  Regierungsrat  steht  die  Befugnis  zu,  auf  dem  Wege 
der  Verordnung  auch  noch  andere,  als  die  in  §  2  benannten  Arten  von 
Tiermifshandlungen ,  als  dem  gegenwärtigen  Gesetz  unterworfen  zu 
erklären. 

Gesetz,  betr.  das  Viehschlachten  der  Aargauischen  Juden, 

vom  13.  Wintermonat  1855. 
§  1.  Den  Aargauischen  Juden  ist  das  Töten  von  Schlachtvieh  nach 
den  Vorschriften  ihres  Kultus  und  in  Ausnahme  von  der  Bestimmung 
in  §  2  litt,  h  des  Gesetzes  über  Tierquälerei  vom  23.  Wintermonat  1854 
fernerhin  gestattet,  dasselbe  aber  auf  die  Gemeinden  Oberendingen  und 
Lengnau  eingeschränkt. 

§  2.    Vollstreckungsklausel. 


Kantou  Appenzell  Aiifserrhoden. 

Strafgesetzbuch  vom  16.  Oktober  1859. 
Von  der  Tierquälerei. 
Art.  145.     Wer   Tiere   mifshandelt,   wird  je   nach  Umständen  mit 
einer  Geldbufse  bis  auf  40  Frs.  belegt. 

In  besonders  erschwerenden  Umständen,  d.  h.  wenn  eine  arge 
Grausamkeit  in  der  Mifshandlung  liegt,  kann  nebst  der  Geldbufse  auch 
auf  Gefängnis  erkannt  werden. 

Unterm  17.  Dezember  1867  hat  die  Standeskommission,  ver- 
anlafst  durch  einen  Beschlufs  des  Grofsen  Rates  vom  25.  November  1867 
^die  Standeskommission  habe  auf  geeignete  Weise  dem  Art.  145  des 
Strafgesetzes  bessere  Nachahmung  zu  verschaffen'",  ein  Kreisschreiben 
an  die  Vorsteherschaften  sämtlicher  Gemeinden  des  Kantons  erlassen, 
worin  als  am  häufigsten  vorkommende  Formen  der  Tierquälerei  genannt 
werden:  Anstrengung  von  Tieren  über  deren  Kräfte,  besonders  von 
abgematteten,  schlechtgenährten  und  wunden  Tieren,  schmerzhaftes  An- 
treiben, Quälerei  von  Tieren  beim  Transporte  von  Vieh  auf  Wagen  oder 
Schlitten,  Quälerei  durch  Treibhunde,  Vorenthaltung  der  nötigen  Nah- 
rung, mutwilliges  Verstümmeln  von  Tieren,  mutwillige  Zerstörung  de^r 
Brut  von  Vögeln,  Tötung  eines  Tieres  auf  ungewöhnliche  und  aufser- 
ordentliche Schmerzen  erregende  Art. 

Strafgesetzbuch  vom  28.  April  1878. 
B.    Übertretungen.    Nr.  6.  Polizeiliche  Bestimmungen  verschiedener 
Art.    §  170.    Tierquälerei.    Wer  Tiere  mifshandelt  oder  überanstrengt, 
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ist  mit  Bufse  bis  zu  200  Frs.,  unter  erschwerenden  Umständen  mit  Bufse 
und  Haft  zu  bestrafen. 


Kanton  Appenzell  Innerrlioden. 

Polizeiverordnung  vom  14.  Dezember  1865. 
Art.  32.    Anerkannte  Tierquäler  werden  je  nach  Umständen  von 
2—30  Frs.  gebüfst. 

Polizeiverordnung  vom  26.  Wintermonat  1874. 
IX.  Abschnitt.  Verbot  der  Tierquälerai.  Art.  36.  Diejenigen,  die  der 
Tierquälerei  überwiesen  sind,  werden  je  nach  Umständen  mit  emer  Bufse 
von  2—30  Frs.  gebüfst. 

Polizeiverordnung,  soweit  deren  Ausführung  in  den  Ge- 
schäftskreis der  Bezirke  fällt,  vom  30.  Januar  1880. 
VIII    Abschnitt.    Verbot  der  Tierquälerei.     Art.  26.    Diejenigen,  die 
der  Tierquälerei  (sei  es  beim  Schlachten,  Viehtransport  oder  sonst)  über- 
wiesen sind,  werden  je  nach  Umständen  mit  einer  Bufse  von  2-30  Frs., 
in  die  Kasse  desjenigen  Bezirks,  wo  der  Fall  passiert  ist,  gebüfst. 

In  schwereren  Fällen  oder  bei  Wiederholungen  soll  Überweisung 
an  die  Gerichte  stattfinden. 


Kanton  Basel-Landschaft. 

Art.  7  des  Einführungsgesetzes  zum  Strafgesetze  vom 

10.  März  1873. 
Ebenso  werden  durch  das  korrektioneile  Gericht  bis  zum  Inkraft- 

treten  des  neuen  Polizei-Strafgesetzes 4)  Tierquälerei  ....  mit 

Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldbufse  bestraft. 


Kanton  Basel-Stadt. 

Verordnung  gegen  Mifshandlung  von  Tieren  vom 

15.  Juni  1853. 
(Erlassen  ,in  Betracht  der  Unzulänglichkeit  des  §  46  der  allgemeinen 
Polizei-Strafordnung  über  die  Bestrafung  der  Tierquälerei^) 

1)  Wer  Tiere  übermäfsig  anstrengt,  sie  mifshandelt,  quält  oder 
verstümmelt,  soll  vom  Polizeigerichte  mit  einer  Geldbufse  bis  auf  50  Frs. 
oder  einer  Gefängnisstrafe  bis  auf  10  Tage  belegt  werden. 

2)  Bei  öfteren  Rückfällen  oder  sehr  erschwerenden  Umständen  ist 
der  Richter,  in  Anwendung  der  §§  25  und  26  des  Gesetzes  vom  28.  Fe- 
bruar 1853,  betreffend  die  „Organisation  des  Polizeigerichts",  befugt,  bis 


auf  das  Doppelte  dieser  Strafen  zu  gehen,  auch  als  Verschärfung  einen 
Dritteil  der  Turmstrafe  auf  Wasser  und  Brod  zu  erkennen,  das  Urteil 
durch  öffentliche  Blätter  bekannt  zu  machen.  Niedergelassene  zur  Aus- 
schaflfung  zu  verzeigen  und  andere  Kantonsfremde  bis  auf  12  Monate 

wegzuweisen. 

3)  Die  Polizeidirektion  ist  in  allen  diesen  Fällen  befugt  —  unvor- 
greiflich  der  gerichtlich  zu  verhängenden  Bestrafungen  —  von  sich  aus 
diejenigen  Mafsnahmen  »zu  treffen,  welche  das  augenblickliche  Bedürfnis 
erheischen  wird,  z.  B.  bei  allzu  starker  Überladung  von  Zugtieren:  Er- 
leichterung der  Fracht,  Anordnung  von  Vorspann,  Unterbringung  der 
Tiere,  auch  selbst,  w-enn  es  nötig  sein  wird,  sofortige  Tötung  nach  vor- 
heriger sachverständiger  Schätzung  —  bei  Tieren,  die  gegen  Vorschrift 
gebunden  gehalten  werden  u.  s.  w. 

4)  Die  Polizei  ist  auch  ferner  ermächtigt,  fehlbaren  Kantonsfremden 
eine  Kaution  abzunehmen  — ,  diejenigen,  welche  sich  den  Anordnungen 
der  Polizei  thatsächlich  widersetzen  würden,  einstweilen  zu  verhaften, 
sowie  auch  solche  Ausgewiesene,  w^elche  vor  Ablauf  ihrer  Frist  sich  in 
Ausübung  ihres  Gewerbes  wieder  hier  betreten  lassen,  sofort  zurück- 
zuweisen. 

5)  Der  Kleine  Rat  behält  sich  überdies  vor,  in  besonderen  Kund- 
machungen diejenigen  Mifshandlungen  näher  zu  bezeichnen,  auf  welche 
die  Polizei  ihr  Augenmerk  vorzüglich  zu  richten  haben  ^ird,  sowie  auch 
diejenigen  Vorkehrungen  zu  bestimmen,  welche  zu  deren  Abhilfe  not- 
wendig erachtet  werden. 

Vollstreckungsklausel. 

Kundmachung  vom  15.  Juni  1853. 

In  Bezug  auf  die  Verordnung  vom  15.  Juni  1853  gegen  Mifs- 
handlung von  Tieren  wird  hiermit  bekannt  gemacht,  dafs  die  Polizei 
beauftragt  ist,  hauptsächlich  auf  folgende  näher  bezeichnete  Mifshand- 
lungen ein  wachsames  Auge  zu  haben  u.  s.w.: 

1)  Wenn  Pferden  und  anderen  Arbeitstieren  übermäfsige  An- 
strengungen zugemutet  werden,  wenn  dieses  an  schwächlichen,  abge- 
matteten, schlechtgenährten  oder  wunden  Tieren  geschieht.  Die  Polizei 
ist  befugt,  bei  allzu  starker  Überladung  von  Personen  oder  Waaren  auf 
Kosten  des  Fehlbaren  Vorspann  anzuordnen  oder  einen  Teil  der  Fracht 
abladen  zu  lassen,  die  Pferde,  bis  Kaution  geleistet  sein  wird,  einst- 
weilen in  einem  Pfandstall  unterzubringen,  in  dringenden  Fällen  auch 
sofortige  Tötung  eines  Tieres  anzubefehlen,  wobei  jedoch  eine  amtliche 
Untersuchung  und  Abschätzung  auf  Kosten  des  Fehlbaren  vorhergehen 

mufs. 

Die  Polizei  wird  ferner  nicht  dulden,  dafs  Fuhrleute  ihre  Tiere  auf 
den  Kopf  oder  auf  wunde  Stellen  schlagen  oder  stofsen,  w^enn  sie  die- 
selben antreiben  oder  züchtigen  wollen. 

Es  ist  femer  als  Mifshandlung  anzusehen,  und  wenn  vorhergegan- 
gene Warnung  fruchtlos  bleibt,  zu  verzeigen,  wenn: 


168 


Anhang. 


II.  Schweiz. 


169 


^H|||||||Bl 

■Hlllll!" 


2)  Beim  Transporte  von  Schlachttieren  denselben  unnötige  Quä- 
lereien zugefügt  werden. 

Namentlich  soll  bei  gröfseren  Transporten  von  Kälbern,  Ziegen 
und  anderem  kleinem  Vieh,  welche  auf  Wagen  durch  unsern  Kanton 
transportiert  oder  in  demselben  abgeladen  werden,  vom  1.  Oktober  an 
nicht  mehr  gestattet  sein,  solche  an  den  Füfsen  zu  knebeln  und  aufein- 
ander zu  schichten.  Es  sind  zu  diesen  Transporten  Wagen  zu  ver- 
wenden, welche  bedeckt  werden  können  und  hinlänglichen  Raum  bieten, 
dafs  die  Tiere  darinnen  stehen  und  liegen  können  und  vor  den  Rädern 

geschützt  sind. 

Wenn  die  Polizei  abgeladene  Tiere  in  geknebeltem  Zustande  wahr- 
nimmt, so  soll  sie  dieselben  augenblicklich  losbinden  lassen.  Es  bleibt 
ferner' wie  bisher  untersagt,  kleineres  Schlachtvieh  durch  Hunde  hetzen 

zu  lassen. 

Während  dem  Transport  oder  gleich  nachher  umgestandene  Tiere 

sind  jeweilen  dem  Wasenmeister  zu  übergeben. 

3)  Die  Polizei  hat  ferner  diejenigen  dem  Gerichte  zu  verzeigen, 
welche  Tiere  auf  rohe  oder  schmerzhafte  Weise  verstümmeln. 

Zugleich  wird  sämtlichen  Ehern,  Erziehern  und  Lehrern  zur  Pflicht 
gemacht,  darauf  zu  wachen,  dafs  die  ihrer  Aufsicht  anvertraute  Jugend 
sich  keiner  Quälereien  weder  an  gröfseren  noch  an  kleineren  Tieren 
schuldig  mache,  und  wenn  sie  solches  wahrnehmen,  sie  ernstlich  von 
Wiederholungen  abzumahnen. 

4)  Endlich  wird  auf  das  schon  längst  bestehende  Verbot  des  Aus- 
nehraens,  Fangens  und  Tötens  von  Vögeln  zur  Heckzeit  und  des  Aus- 
nehmens von  Singvögeln  zu  jeder  Zeit  aufmerksam  gemacht. 

Die  Dawiderhandelnden  sind  dem  Polizeigericht  zu  verzeigen,  um 
nach  Inhalt  der  Verordnung  vom  9.  August  1834  beurteilt  zu  werden. 
Vollstreckungsklausel. 

Polizeistrafgesetz  vom  28.  September  1872. 
Übertretungen  in  Bezug  auf  die  Sittenpolizei.  §  59.  Wer  Tiere 
mifshandelt  oder  übermäfsig  anstrengt  oder  den  durch  Verordnung  oder 
polizeiliche  Vorschrift  über  Mifshandlung  von  Tieren  erlassenen  Be- 
stimmungen zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldbufse  bis  zu  100  Frs.  oder 
Haft  bis  zu  2  Wochen,  womit  Schärfung  kann  verbunden  werden,  be- 
straft. 


Kauton  Bern. 


Dekret  wider  die  Tierquälerei  vom  2.  Dezember  1844. 

1)  Wer  durch  rohe  Behandlung  oder  boshaftes  Quälen  von  Tieren 
Ärgernis  veranlafst,  soll  mit  Gefangenschaft  bis  auf  20  Tage  und  einer 
Geldbufse  von  2—40  Frs..  welche  letztere  auch  allein  angewendet  wer- 
den kann,  bestraft  werden.  Bei  Rückfällen  kann  die  Strafe  auf  das 
Doppelte  ansteigen. 


2)  Unter  solche  Mifshandlungen  von  Tieren  gehört  namentlich: 

a.  Tötung  eines  Tieres  auf  ungewöhnliche  und  zugleich  mehr  als 
nötig  schmerzliche  Weise; 

b.  die  Entziehung  der  einem  Tiere  zu  seiner  Existenz  erforderlichen 
Nahrung  und  Pflege; 

c.  jede  grausame  Behandlung  eines  Tieres  durch  Anstrengung  gegen 
dessen  Natur  oder  über  seine  Kräfte  hinaus; 

d.  das  Zufügen  von  Schmerzen  oder  Qualen  bei  Verfolgung  von 
nicht  erlaubten  Zwecken,  oder  das  Zufügen  von  Schmerzen  und 
Qualen  selbst  bei  erlaubten  Zwecken,  wenn  es  auf  unnötige  Weise 
geschieht. 

3)  Bei  Bestimmung  der  Strafen  soll  die  Gröfse  des  gegebenen 
Ärgernisses,  sowie  der  dem  Tiere  zugefügten  Qual  und  der  Grad  der 
bei  der  Verübung  der  That  zum  Grunde  gelegenen  Bosheit  oder  mora^ 
lischen  Verdorbenheit  zum  Mafsstabe  dienen. 

4)  Die  Geldbufsen  fallen  dem  Armenfond  der  Gemeinde,  wo  der 
Frevel  begangen  worden  ist,  zu. 

5)  Vollstreckungsklausel. 

Dekret,  betr.  die  Ergänzung  des  Gesetzes  über  Tierquälerei 

vom  26.  Juni  1857. 

(Erlassen  „in  Betrachtung  der  Unzulänglichkeit  des  Gesetzes  vom 
2.  Dezember  1844^) 

Art.  1.  Als  rohe  Mifshandlung  oder  boshaftes  Quälen  von  Tieren 
ist  es  anzusehen,  wenn  Pferde  und  andere  Arbeitstiere,  besonders 
schwächliche,  abgemattete,  schlecht  genährte  oder  wunde  Tiere  über- 
mäfsig angestrengt  w^erden. 

Art.  2.  Es  ist  ferner  als  strafbare  Tierquälerei  anzusehen,  wenn 
Kälber,  Ziegen  und  anderes  kleines  Vieh,  das  in  gröfseren  Transporten 
auf  Wagen  durch  den  Kanton  geführt  oder  in  demselben  abgeladen 
wird,  an  den  Füfsen  geknebelt  und  aufeinander  geschichtet  wird.  Zu 
solchen  gröfseren  Viehtransporten  sind  Wagen  zu  verwenden,  welche 
geräumig  genug  sind,  dafs  die  Tiere  in  denselben  stehen  und  liegen 
können  und  vor  den  Rädern  geschützt  sind. 

Art.  3.  Endlich  ist  es  auch  als  strafbare  Tierquälerei  anzusehen, 
wenn  Frösche,  nachdem  ihnen  die  Schenkel  abgenommen  worden  sind, 
nicht  sogleich  getötet  werden. 

Art.  4.  Widerhandlungen  gegen  dieses  Dekret  werden  nach  Vor- 
schrift des  Dekrets  vom  2.  Dezember  1844  wider  die  Tierquälerei  be- 
straft.    Dasselbe  tritt  sofort  in  Kraft. 
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Eaiiton  Frelburg. 

Loi  du  23  novembre   1852,  relative  aux  mauvais  traitements 

exerces  envers  les  animaiix.    • 

1)  Quiconque    exerce   publiquement    et   abusivement   de   mauvais 
traitements  envers  les  animaux   est   puni   d'une  amende  d'un  a  quinze 

iVancs 

2)  Sont  en  general  consideres  comme  des  mauvais  traitements  en- 

vers  les  animaux:  ,       , 

a.  l'occision,  d'une  mani^re  inusitee  et  plus  douloureuse  qu  il  n  est 

necessaire ; 

b.  la  privation  de  la  nouiTiture   et  le  defaut  de  soins  sanitaires  et 

conservatoires; 

c.  l'emploi  qu'on  en  fait  contre  leur  nature  ou  au-dessus  de  leurs 

forces  * 

d.  la  douleur  ou  les  tourments  qu'on  leur  fait  subir,  dans  un  but 
iUieite   ou  mßme   dans   un  but   permis,   si  cela   a   lieu  sans  ne- 

cessite 
3)  II  est  tont  particulierement  defendu,  comme  des  cas  appartenant 
k  la  categorie  des  mauvais  traitements  les  plus  graves: 

a  de  chasser  les  animaux  de  boucherie  avec  des  chiens  qui  mordent 
de  maniere  a  blesser  Dans  ce  cas,  les  chiens  pourront  etre 
abattus  par  mesure  de  police; 

b.  de  transporter  par  chars  les  veaux,  moutons,  chevres  et  porcs, 
en  les  entassant  les  uns  sur  les  autres,  ou  leur  laissant  pendre 
la  tete  sur  le  bord  ou  en  dehors  de  la  voiture; 

c.  de  saigner  les  animaux  dans  les  abattoires  et  autres  lieux  publics 
avant  de  les  avoir  assommes; 

d.  de  laisser  inutilement  stationner  sur  les  routes  et  places  publiques 
des  animaux  domestiques,  exposes  trop  longtemps  ä  la  chaleur, 
ä  rhumidite  ou  au  froid,  de  jour  comme  de  nuit;  le  defaut  de 
nourriture  est  de  nature  aggravante; 

e.  de  surcharger  des  betes  de  trait  ou  de  somme,  ainsi  que  de  les 
frapper,  pour  les  pousser  ou  les  corriger,  sur  la  tete,  sur  des 
blessures  ou  tout  ailleurs,  outre  mesure; 

f.  d'employer   abusivement    de    chevaux    faibles,   malades    ou   ex- 

tenues; 

g.  de  faire  des  jeux  ou  de  donner  des  spectacles  dans  lesquels  des 
animaux  seraient  exposes  k  des  souffrances. 

4)  Dans  le  cas  prevu  ä  la  lettre  d)  de  l'article  pr^c6dent,  tout 
membre  de  Fautorite  locale  a  la  faculte,  et  les  employes  de  police  ont 
le  devoir  de  conduire  ou  de  faire  conduire  l'animal  abandonne  dans 
une  ecurie  d'auberge  ou  tonte  autre,  au  besoin,  pour  y  etre  soignes  et 
nourris  aux  frais  du  proprietaire. 

II  y  aura  s^questre  de  l'animal  jusqu'au  paiement  de  ces  frais,  k 
moins  de  cautionnement. 
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5)  Dans  tous  les  cas  oü  il  y  a  scandale,  la  police  doit  le  faire 
cesser  par  tous  les  moyens  en  son  pouvoir,  sans  prejudice  de  la  pour- 
suite de  la  contravention  commise. 

6)  Les  parents,  instituteurs  ou  tuteurs  qui,  le  pouvant,  n'empechent 
pas  les  enfants  confi^s  k  leurs  soins  de  maltraiter  des  animaux,  sont 
responsables  de  l'amende  et  des  frais. 

7)  Les  amendes  appartiendront  de  moitie  ä  la  bourse  des  pauvres 
du  lieu  du  delit  et  au  denonciateur. 


Kauton  Genf. 

Code  penal  du  21  octobre  1874. 

(Livre  III.  Des  contraventions  de  police  et  de  leur  punition.) 
Art.  385.  Seront  punis  d'une  amende  d'un  franc  k  50  frcs.  et  des 
arrets  de  police  de  un  jour  ^  8  jours  ou  de  l'une  de  ces  peines  seule- 
ment,  sans  prejudice  de  plus  fortes  peines  en  cas  de  crime  ou  delit  .  . 

§  11.  Ceux  qui  se  seront  rendus  coupables  sans  necessite  et  en 
public  d'aites  de  cruaute  ou  de  mauvais  traitements  graves  envers  un 
animal  domestique. 

Reglement  de  Police  pour  la  Protection  des  Animaux. 

Du  24  Septembre  1878. 

Art.  1.  Les  animaux  domestiques  doivent  etre  soignes  et  nourris 
d'un  maniere  convenable.  II  est  defendu  de  leur  faire  executer  des 
travaux  ou  des  courses  au-dessus  de  leurs  forces,  ainsi  que  de  les 
laisser  stationner  sur  la  voie  publique  pendant  un  temps  trop  prolonge. 
L'autorite  de  police  pourra  mettre  en  fourriere,  pour  y  etre  soignes  et 
nourris  aux  frais  de  leurs  propri6taires  ou  possesseurs,  les  animaux  qui 
se  trouveraient  dans  l'un  des  cas  prevus  au  present  article. 

Art.  2.  Tous  actes  de  cruaute  ou  de  mauvais  traitements  graves, 
exerces  sans  necessite  et  en  public,  envers  un  animal  domestique,   sont 

interdits.    (Voir.  C.  p.  385  §  11.) 

Art.  3.  II  est  defendu  d'user,  sans  necessite,  meme  non  publique- 
ment, de  cruaute,  de  violences  ou  mauvais  traitements  envers  un  animal 

domestique. 

Art.  4.  Dans  les  travaux  de  terrassement,  de  remblaiement  ou 
autres  de  cette  nature,  la  marche  en  reculement  ne  doit  etre  que  de 
quelques  pas;  eile  ne  peut  aller  jusqu'ä  l'extreme  bord  des  creux  et  des 

pentes  rapides. 

Art.  5.  II  est  defendu  de  monter  ou  atteler  les  animaux  domestiques 
lorsqu'ils  sont  blesses  ou  malades,  ou  momentanement  impropres  ä  faire 
le  Service  auquel  on  les  destine. 

Art.  6.  II  est  defendu  de  transporter  les  animaux  de  boucherie 
sur  des  chars  sans  qu'ils  soient  pourvus  de  la  litiere  et  de  l'espace  suf- 
fisants. 
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II  est  defendu,  en  outre,  de  les  entasser,  de  les  surcharger,  de 
laisser  pendre  leurs  tetes  en  dehors  des  chars  ou  de  les  lier  de  maiiiere 
k  empecher  la  circulatioii  du  sang  et  k  provoquer  Tenflure. 

Art.  7.  Les  animaux  transportes  par  les  cheniins  de  fer,  ceux  en 
stationnement  dans  les  gares  et  autres  lieux  d'arret  quelconques,  doi- 
vent  recevoir  les  soins  necessalres.  Des  mesures  de  precaution  doivent 
etre  prises  pour  leur  eviter  des  souffrances  dans  les  chargements,  de- 
chargements,  transbordements,  debarquements,  rencontres  de  vehicules 
ou  de  troupeaux. 

Art  8.  II  est  defendu  de  conduire  dans  un  marche  au  betail,  sur 
le  chanip  d'un  concours,  dune  exposition  ou  de  teile  autre  exhibition 
publique,  aucune  vache  ou  chevre  non  traite. 

Art.  9.  II  est  interdit  de  gonfler  les  vaches,  de  gorger  les  veaux, 
moutons  ou  autres  animaux,  ou  d'user  de  tout  autre  nioyen  douloureux 
de  nature  ä  en  augmenter  momentan^ment  le  poids  ou  la  grosseur  ap- 
parente.  —  II  est  egalement  interdit  de  chercher  k  diminuer  le  poids 
des  animaux  en  les  privant  du  breuvage  et  de  la  nourriture  ordinaires. 

Art.  10.  II  est  interdit  de  pratiquer  sur  les  animaux  domestiques 
aucune  Operation  ou  blessure  pouvant  avoir  pour  effet  de  tromper 
raeheteur   sur   l'äge,    les   infirmites,    les   vices    ou    les    defauts    de    ees 

animaux. 

Art.  11  A  moins  dune  autorisation  speciale  du  Departement  de 
Justice  et  Police,  il  est  interdit  de  saigner  les  animaux  destines  k  l'ali- 
mentation,  avant  de  les  avoir  assommes;  la  mort  ne  doit  leur  etre  donnee 
que  d'une  mani^re  instanee  et  avec  toutes  les  precautions  necessaires 
pour  leur  eviter  des  souffrances  prolongees. 

Art.  12.  II  est  defendu  de  faire  accompagner  le  betail  par  des 
chiens,  au  marche  ou  k  l'abattoir,  a  moins  (jue  ces  chiens  ne  soient  mu- 
seles  de  maniere  k  ne  pouvoir  mordre. 

Art.  13.  Lorsque,  par  mesure  de  police,  les  chiens  doivent  ^tre 
museles,  ils  devront  l'etre  avec  des  muselieres  qui,  tout  en  les  empechant 
absolument  de  mordre,  leur  permettent  de  boire  et  de  respirer  aisement. 

Art.  14.  II  est  defendu  d'exciter  les  animaux  les  uns  contre  les 
autres,  de  les  exciter  contre  les  personnes. 

Art.  15.  Les  proprietaires  ou  gardiens  de  chiens  doivent  les  em- 
pecher de  poursuivre  les  chevaux  montes  ou  atteles. 

Art.  16.  II  est  interdit  de  renfermer  dans  les  corbeilles,  cages, 
paniers,  etc.,  des  volailles  ou  d'autres  animaux,  en  quantite  teile  qu'ils 
n'aient  pas  la  place  necessaire  pour  se  tenir  sur  leurs  pieds  et  se  mou- 
voir  librement. 

Art.  17.  II  est  interdit  de  plumer  vivants  les  oiseaux  et  volailles, 
de  leur  crever  les  yeux,  ou  d'exercer  sur  eux  toute  autre  cruaut6.  II 
est  defendu  d'ecailler  les  poissons  vivants. 

Art.  18.  II  est  interdit  de  donner  en  spectacle  des  jeux  ou  des 
combats  danimaux,  qui  mettent  leur  vie  en  peril,  ou  qui  les  exposent 
ä  des  souffrances  ou  k  des  blessures. 


II   Schweiz. 


173 


Art.  19.  II  est  interdit  de  livrer  des  animaux  vivants  en  päture 
k  des  animaux  carnassiers  ou  feroces. 

Art.  20.  Les  contrevenants  aux  dispositions  du  present  reglement 
seront  passibles  des  peines  de  police. 

Reglement  de  police  sur  l'amphiteatre  d'anatomie  et  les 
salles  de  vivisection  du  17  Septembre  1878. 

En  dehors  des  locaux  de  la  faculte  de  medicine  aucune  salle 
d'enseignement  destinee  aux  vivisections,  soit  aux  Operations  pratiqueea 
sur  des  animaux  vivants,  ne  pourra  etre  ouverte  qu'apr^s  que  decla- 
ration  en  aura  ete  faite  au  Departement  de  Justice  et  Police. 

Le  Departement  veillera  k  ce  que  dans  les  vivisections  on  se  serve, 
le  plus  possible,  des  substances  anesthesiques  et  des  instruments  les  plus 
perfectionnes. 

II  est  interdit  au  prepose  de  la  fourriere  de  ceder,  pour  les  expe- 
riences  de  vivisection,  aucun  animal  sequestre,  sans  une  autorisation 
speciale  du  Departement,  qui  ne  Taccordera  qu'autant  que  Tanimal 
n'aura  pas  ete  reclame  dans  le  delai  de  quarante-huit  heures. 

Les  contrevenants  aux  dispositions  du  present  Reglement  seront 
passibles  des  peines  de  police. 


Kanton  Olarus. 

Verordnung  gegen  Tierquälerei  vom  21.  Januar  1846. 

§  1.  Wer  durch  rohe  Mifshandlung  oder  boshaftes  Quälen  von 
Tieren  Ärgernis  verursacht,  soll  je  nach  Gestaltung  der  Umstände  mit 
einer  Geldbufse  von  3—40  Frs.  bestraft  werden. 

In  Wiederholungsfällen  kann  die  Strafe  auf  das  Doppelte  erhöht, 
und  bei  erschwerenden  Umständen  zugleich  auch  noch  Gefängnisstrafe 
verhängt  werden. 

§  2.  Als  strafl)are  Mifshandlungen  von  Tieren  werden  namentlich 
angesehen : 

a.  die  Tötung  eines  Tieres  auf  ungewöhnliche  und  zugleich  mehr 
als  nötig  schmerzliche  Weise; 

b.  die  Entziehung  der  einem  Tiere  zu  seinem  Fortbestehen  erforder- 
lichen Nahrung  und  Pflege; 

c.  jede  grausame  Behandlung  eines  Tieres  durch  Anstrengung  gegen 
dessen  Natur  oder  über  seine  Kräfte  hinaus,  wie  z.  B.  das  Ein- 
spannen von  Hunden  etc.,  sowie  auch  schonungslose  Behandlung 
von  Vieh  beim  Transporte  desselben; 

d.  das  Zufügen  von  Schmerzen  und  Qualen  überhaupt,  sowie  auch 
bei  Erzielung  selbst  erlaubter  Zwecke,  sofern  es  auf  mehr  als 
nötige  Weise  geschieht. 

§  3.  Bei  Bestimmung  der  Strafen  soll  die  Gröfse  des  gegebenen 
Ärgernisses,  sowie  der  dem  Tiere  zugefügten  Qual,  und  der  Grad  der 
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bei  der  VerÜbung  der  That  zum  Grunde  gelegenen  Bosheit  oder  mora- 
lischen Verdorbenheit  zum  Mafsstabe  dienen. 

§  4.    Die  Geldbufsen  fallen  zur  Hälfte  dem  Lande  und  zur  Hatte 

dem  jeweiligen  Kläger  zu. 


Kanton  Graubiinden. 

Polizeistrafgesetz,  in  Kraft  getreten  am  1.  Juli  1873. 

Ver-ehen  gegen  die  Religion  und  Sittlichkeit.  §  22.  Wer  durch 
Tierquälerei  Ärgernis  giebt,  soll  mit  einer  Bufse  bis  auf  20  Frs.  belegt 
werden. 


Kanton  Luzern. 

Polizeistrafgesetz  vom  6.  Brachmonat  1861. 

§  166  Quälerei  von  Tieren  durch  schonungslose  und  grausame 
Behandlung,  rohe  Verstümmelung  oder  mutwillige  Tötung,  wird  mit 
Geldstrafe  von  5-100  Frs.  oder  mit  Gefängnis  belegt. 

(Die  Bestimmung  steht  im  Titel  XI :  Übertretung  der  allgememen 
Polizeiverordnungen,  subH:  in  Bezug  auf  die  polizeilichen  Vorschritten 
ffeffen  Mifshandlung  der  Tiere.) 

Verordnung  gegen  Tierquälerei  vom  17.  März  1873. 
(Erlassen  „in  der  Absicht,  die  Vollziehung  des  §  166  Pol.-Str.-G.-Bs. 

zu  erleichtern".)  ,    ^      i.* 

I.  Als  der  Tierquälerei  schuldig  ist  im  Besondern  zu  betrachten 
und  nach  Mafsgabe  des  angeführten  §  166  zu  bestrafen : 

1)  wer  seinen  »Nutz-    und  Haustieren   die  unentbehrliche  Nahrung 
und  Pflege  versagt; 

2)  wer  ein  solches  Tier  über  dessen  Kräfte  anstrengt,  insbesondere 
wer  mehr  ladet,  als  die  zur  Beförderung  der  Last  verwendeten 
Tiere  mit  Rücksicht  auf  ihre  Beschaffenheit  und  Kräfte  und  auf 
den  Weg,  den  sie  zurückzulegen  haben,  zu  transportieren  ver- 
möo-en.  ^'polizeibedienstete,  welche  so  überladene  Fuhrwerke  auf 
der'^Strafse  betreffen,  sind  nicht  nur  zur  Anzeige  verpflichtet, 
sondern  auch  befugt,  diese  anzuhalten  und  die  Fuhrhalter  anzu- 
weisen, entweder  durch  teilweises  Abladen  die  Last  zu  erleich- 
tern oder  Vorspann  zu  nehmen; 

3)  wer  Zug-,*  Reit-,  Schlacht-  oder  Markttiere  ohne  Not  auf  offener 
Strafse  In  Hitze  und  Kälte,  Regen  und  Schnee,  ohne  schützende 
Vorsorgen  stehen  läfst; 

4)  wer  solche  Tiere  oder  auch  Hunde  auf  rohe  und  grausame  Art 

züchtigt;  ,.     j      r> 

.5)  wer  Hunde  an  andere  als  zweirädrige  Fuhrwerke,   die  der  Be- 

o-leiter  selbst  ziehen  hilft,  anspannt; 


6)  wer  bei  gröfsern  Transporten  von  Kleinvieh:  Kälber,  Schweine, 
Schafe  etc.  mit  zusammengebundenen  Füfsen  transportiert,  oder 
Wagen  und  Karren  dermafsen  überladet,  dafs  die  einzelnen 
Tiere  in  dem  Fuhrwerk  nicht  bequem  Platz  haben  zum  Liegen 
oder  Nebeneinanderstehen ; 

7)  wer  Treibhunde  gebraucht,  welche  die  Tiere  beifsen; 

8)  wer  auf  dem  Transport  ermattetes  Vieh  auf  grausame  Weise 
weiter  treibt  oder  zusammengebrochene  Tiere  durch  Anwendung 
ungewöhnlicher  Qualen  zum  Aufstehen  oder  vorwärts  bringen 
will.  —  In  solchen  Fällen  sind  die  Polizeibediensteten  nicht  nur 
zur  Strafanzeige,  sondern  zum  unmittelbaren  Einschreiten  ver- 
pflichtet ; 

9)  Eisenbahnbeamte,  welche  mehr  Tiere  in  einem  Wagen  verladen, 
als  darin  Platz  zum  Liegen  finden,  oder  welche  in  Waggons  ver- 
ladene Tiere  mehr  als  sechs  Fahrstunden  weit  ohne  Futter  und 
Trank  zum  Transport  annehmen,  ebenso  solche,  welche  Geflügel- 
kasten zum  Transport  annehmen,  die  so  überfüllt  sind,  dafs  die 
einzelnen  Stücke  nicht  Platz  nebeneinander  zum  Niedersitzen 
haben ; 

10)  wer  Tiere  jeder  Art  auf  ungewöhnliche  oder  mit  unnötigen  Qualen 
verbundene  W^eise  tötet; 

11)  wer  die  Brut  von  Fischen  und  Vögeln  zerstört. 

IL  Polizeibedienstete,  welche  Übertretungen  dieser  Verordnungen 
zur  Anzeige  bringen,  erhalten  von  der  dem  Staate  eingehenden  Geld- 
bufse  den  gesetzlichen  Leiderlohn. 

III.  (Aufforderung  an  die  Lehrer  zur  Ermahnung  der  Jugend.) 

IV.  Die  Gemeinderäte  werden  eingeladen,  an  Jahrmärkten  und 
Messen  Schaustellungen  von  Tieren,  die  zu  unnatürlichen  Bewegungen 
oder  Leistungen  gezwungen  werden,  Tanzbären,  abgerichtete  Hunde  etc. 
nicht  zu  gestatten. 

V.  (Die  Polizeibehörden  werden  zur  Verfolgung  der  Tierquälerei 
aufgefordert.) 

Metzgerverordnung  vom  1.  April  1878. 
Die   in   die  Schlachtlokale   zu  bringenden  Tiere   dürfen  nicht   ge- 


knebelt oder  gebunden  auf  Wagen  geführt  werden 


Es  sind  über- 


haupt beim  Schlachten  alle  erforderlichen  Vorkehrungen  zu  treffen, 
um  ...  .  unnötige  Schmerzen  der  zu  schlachtenden  Tiere  zu  verhindern. 
(Die  sonstigen  Bestimmungen  bieten  hier  kein  Interesse.) 


Kanton  Neuchatel. 

Code  penal.    21  Decembre  1855. 
Chap.  II.    Contraventions  et  peines.    Art.  260  No.  9.    Seront  punis 
d'une  amende  de  5  francs: 
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90.  Ceux  qui,  dans  im  Heu  ou  chemin  public,  auront  exerces  des 
actes  de  cruaute  ou  de  fureur  brutale  contre  des  animaux,  meme  ä  eux 
appartenants. 

Projet  du  code  penal.    5  Mars  1889. 
(Verfasser  Cornaz.) 
Titre  4.    Des  delits  contre  la  paix  et  l'ordre  public.     Sect.  6.    Des 
actes  de  cruaute  commis  sur  des  animaux. 

Art  214.  Celui  qui,  publiquement  ou  de  nianiere  k  causer  du 
scandale  exerce  des  actes  de  cruaute  ou  de  fureur  brutale  contre  des 
animaux,  sera  puni  de  l'amende  jusqu'i\   100  francs  ou  de  la  prison  ci- 

vile  jusqu'ä  quinze  jours. 

Sil  est  resulte  des  mauvais  traitements  infiiges  k  l'animal  une  mu- 
tilation,  ou  si  lanimal  a  peri,  la  peine  de  remprisonnement ,  cumulee 
avec  Celle  de  Tarnende,  pourra  etre  prononcee  jusqu'a  un  mois. 


Kanton  Mdwalden  (Unterwaiden  nid  dem  Wald). 

Verordnung  gegen  Tierqälerei  vom  15.  Dezember  1873. 
§  1.    Der  Tierquälerei  macht  sich  schuldig: 

a.  wer  seinen  Nutz-  und  Haustieren  die  unentbehrliche  Nahrung  und 

Pflege  versagt; 

b.  wer  ein  solches  Tier  über  dessen  Kräfte  anstrengt,  insbesondere 
mehr  ladet,  als  die  zur  Beförderung  der  Last  verwendeten  Tiere, 
mit  Rücksicht  auf  ihre  Beschaffenheit,  ihre  Kräfte,  und  auf  den 
Weg,  den  sie  zurücklegen  müssen,  zu  transportieren  vennögen, 
ebenso  wer  Tiere,  die  schwere  Lasten  führen,  zum  Traben  an- 
häh,  und  wer  den  Zugtieren  nicht  genügliche  Ruhe  gewährt; 

c.  wer  Pferde  oder  Rindvieh  ohne  Not  auf  ofTener  Strafse  in  Hitze 
und  Kälte  ohne  schützende  Vorsorge  stehen  läfst; 

d.  wer  solche  Tiere,  oder  auch  Hunde  u.  s.  w.,  auf  rohe  oder  grau- 
same Weise  züchtigt; 

e.  wer  Hunde  an  andere  als  zweirädrige  Fuhrwerke,  die  der  Be- 
gleiter selbst  ziehen  hilft,  anspannt; 

f.  wer  Kleinvieh:  Schweine,  Kälber,  Schafe  u.  s.  w.  auf  quälende 
Weise  aufgebunden,  transportiert  oder  bei  gröfseren  Transporten, 
Wagen  und  Karren  mit  solchen  dennafsen  überladet,  dafs  die 
einzelnen  Tiere  im  Fuhrwerk  nicht  angemessenen  Platz  zum  Liegen 
oder  nebeneinander  Stehen  haben; 

0-.  wer  Treibhunde  gebraucht,  welche  die  Tiere  beifsen; 

h.  wer  auf  dem  Transport  ermattetes  Vieh  zum  Aufstehen  oder  Vor- 
wärtsgehen auf  rohe  Weise  zwingen  will; 

i.  wer  Tiere  jeder  Art  auf  ungewöhnliche  oder  mit  unnötigen  Qualen 
verbundene  Weise  tötet; 

k.  wer  Vogelnester  ausnimmt  und  die  Brut  von  Vögeln,  die  der  Raub- 
vögel ausgenommen,  zerstört; 


1.   wer  sonst  noch  Tieren  irgend  welche  Behandlung  zu  Teil  werden 

läfst,  die  sich  als  rohe  Quälerei  qualifiziert. 

§  2.  Wer  sich  einer  Tierquälerei  schuldig  macht,  wird,  je  nach  der 
Gröfse  seines  Vergehens,  mit  4—50  Frs.  Bufse,  nebst  entstandenen  Unter- 
suchungskosten, oder  mit  korrektioneller  Strafe  belegt.  Bei  leichteren 
Fällen,  wo  der  Fehlbare  nach  Ansicht  der  Untersuchungsbehörde  vom 
Gerichte  zum  Minimum  der  Geldbufse  verurteilt  würde,  kann  sich  der- 
selbe mit  Erlegung  der  Minimalbufse  von  der  Stellung  vor  Gericht  be- 
freien; —  widrigenfalls  soll  er  vor's  Strafgericht  gezogen  werden.  — 

§  3.  (Aufforderung  zur  Verhütung  und  Verfolgung  von  Tierquä- 
lereien an  die  Polizeibehörden.) 

§  4.  Der  Polizeiangestellte  und  jeder  andere  Bürger,  der  eine 
Tierquälerei  zuerst  zur  Anzeige  bei  zuständiger  Behörde  bringt,  erhält 
von  der  dem  Staate  eingehändigten  Bufse  die  Hälfte. 


Kanton  Oswalden  (Unterwaiden  ob  dem  Wald). 

Polizeistrafgesetz    vom  20.  April  1870. 
VI.  Titel.    Strafbestimmungen  gegen  Tierquälerei.     Art.  147.   Wer 
Tiere  übermäfsig,  wider  ihre  Natur   anstrengt,  sie  mifshandelt,  quält 
oder  mutwillig  verstümmelt,  macht  sich  der  Tierquälerei  schuldig.     Als 
Fälle  der  Tierquälerei  sind  besonders  hervorzuheben: 

a.  Vorenthaltung  der  einem  Tiere  zu  seinem  Bestehen  unentbehr- 
lichen Nahrung; 

b.  grausame  Behandlung  eines  Tieres  durch  Anstrengung  gegen 
dessen  Natur  und  über  seine  Kräfte,  besonders  wenn  dieselbe  an 
schwächlichen,  abgematteten,  schlecht  genährten  und  wunden 
Tieren  geschieht; 

c.  Quälerei  beim  Transport  von  Schlachttieren,  namentlich  bei  grofsen 
Transporten  von  Kälbern  und  anderem  kleinen  Vieh,  welches  mit 
zusammengebundenen  Füfsen  auf  Wagen  transportiert  wird; 

d.  Verwunden  von  Schlachtvieh  und  Heerden  durch  Treibhunde; 

e.  mutwilliges  Verstümmeln  von  Tieren; 

f.  mutwillige  Zerstörung  der  Brut  von  Vögeln,  wie  überhaupt  Weg- 
schiefsen  von  Singvögeln; 

e.   das  Leffen  von  Bökeln  und  Letschen  und   andere  derartige  Vor- 

richtungen  zum  Fangen  des  Waldgeflügels; 
h.   Tötung    eines   Tieres    auf   ungewöhnliche    und    aufserordentlich 
schmerzenverursachende    Art.     Es    hat    daher    die    Tötung    von 
ffrofsem  Schlachtvieh  durch  den  Schlag  auf  den  Kopf  des  Tieres 
zu  geschehen. 
Art.  148.   Wer  sich  des  Vergehens  der  Tierquälerei  schuldig  macht, 
ist  mit  einer  Geldbufse  von  3—50  Frs    oder  mit  einer  angemessenen  Ge- 
fängnisstrafe zu  belegen.     Im  Wiederholungsfall   ist  die  Strafe  ange- 
messen zu  erhöhen. 

12 
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Die  Strafe  ist  nach  der  Gröfse  der  dem  Tiere  zugefügten  Qual 
und  des  gegebenen  Ärgernisses,  sowie  nach  dem  Grade  der  Roheit  und 
Bosheit  des  Thäters  auszumessen. 

Kantonratsbeschlufs,  betr.  Schlachten  von  Grofs-  und 

Kleinvieh  vom  28.  April  188;2. 

1)  Sowohl  das  kleine  als  grofse  Schlachtvieh  mit  Inbegriff  der 
Pferde,  soll,  bevor  die  Blutgefäfse  geöflTnet  werden,  durch  den  Schlag 
auf  den  Kopf  schnell  und  vollständig  betäubt  werden. 

2)  Dem  Regierungsrate  wird  Vollmacht  erteilt,  für  das  Töten  von 
o-rofsem  Schlachtvieh  den  Schufsschlachtapparat  einzuführen,  sofern  er 
solches  für  zweckmäfsig  erachtet. 

Wer  diesen  Bestimmungen  zuwiderhandelt,  macht  sich  des  Ver- 
gehens der  Tierquälerei  schuldig  und  wird  mit  3—50  Frs.  bestraft  wer- 
den; die  Hälfte  des  Bufsertrages  fällt  dem  Kläger  zu. 

In  Wiederholungsfällen  ist  die  Strafe  angemessen  m  erhöhen. 

Verordnung  über  Strafsenpolizei 

verbietet  das  Stehenlassen  von  bespannten  Fuhrwerken  in  Dörfern  oder 
auf  Strafsen  ohne  Aufsicht,  namentlich  bei  kalter  Witterung  oder  Un- 
wetter. 


Kanton  St.  Gallen. 

Strafgesetzbuch  vom  11.  Juni  1857. 
Strafbestimmungen  gegen  Tierquälerei. 

Art.  211.  Wer  Tiere  übermäfsig  anstrengt,  sie  mifshandelt,  quält 
oder  verstümmelt,  wird  mit  amtlichem  Verweise,  mit  einer  Geldbufse 
bis  auf  25  Frs.  oder  mit  Gefängnis  bis  auf  5  Tage  polizeilich  bestraft- 

Art.  212.  Rückfällige  sind  gerichtlich  einzuleiten  und  mit  einer 
Geldstrafe  von  25—50  Frs.  oder  mit  Gefängnis  von  5—10  Tagen  zu  be- 
strafen. 

Art.  218.    Nähere  Verordnungen   gegen  Tierquälerei  zu   erlassen, 

ist  Sache  des  Regierungsrates. 

Verordnung  über  Tierquälerei  vom  23.  Mai  1868; 
Art.  1.    Wer   Tiere   übermäfsig   anstrengt,   sie  mifshandelt,   quält 
oder  verstmnmelt,  macht  sich  der  Tierquälerei  schuldig. 

Art.  2.    Als  Tierquälerei  wird  insbesondere  bezeichnet: 

a.  Vorenthaltung  der  einem  Tiere  nötigen  Nahrung  und  Pflege; 

b.  übermäfsige  Anstrengung  oder  Quälerei  durch  Überladung  der 
Fuhrwerke,  durch  unausgesetzte  Verwendung  des  Tieres,  ohne 
demselben  die  nötige  Ruhe  zu  gönnen,  u.  s.  w.; 

c.  mutwillige  Verstünnnelung  der  Tiere,  Tötung  derselben  auf  eine 
Weise,  dafs  dadurch  unnötige  Schmerzen  verursacht  werden; 
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d.  Viehtrieb    mittels    bissiger    Hunde     oder     mittels    übermäfsigen 

Schiagens ; 

e.  nicht   rechtzeitiges  Melken  und  Tränken   von  Vieh,  welches  auf 

den  Markt  gebracht  wird; 

f.  mutwillige  Zerstörung  der  Brut  von  Vögeln. 

Art.  3.  Kälber,  Schweine,  Schafe,  Ziegen  u.  s.  w.  sollen  auf  Wagen 
oder  Schlitten,  stehend  und  nicht  zu  nahe  zusammengedrängt,  oder  aber 
auf  Streue  gelegt,  in  keinem  Falle  übereinander  liegend  oder  mit  ge- 
knebelten Füfsen  transportiert  werden. 

Art.  4     (Aufforderung  an  die  Polizeibediensteten   zur  Verfolgung 

der  Tierquälerei.) 

Von  fehlbaren  Kantonsfremden  kann  für  die  verwirkte  Bufse  die 
Leistung  entsprechender  Kaution  verlangt  werden. 

Art.  5.    Vollstreckungsklausel. 

Strafgesetzbuch  vom  25.  November  1885 
(in  Kraft  seit  1.  Mai  1886). 
Art.  200.  W^r  Tiere  übermäfsig  anstrengt  oder  ihnen  die  nötige 
Nahrung  und  Pflege  vorenthält,  oder  wer  sie  aus  Roheit  mifshandelt, 
quält  oder  verstümmelt,  oder  wer  sie  in  vorschriftswidriger  Weise  tötet, 
wird  polizeilich  mit  einer  Geldbufse  bis  auf  150  Frs.  oder  mit  Gefängnis 
bis  auf  einen  Monat  bestraft.    Diese  Strafen  können  auch  verbunden 

werden. 

Art.  201.  Rückfällige  sind  gerichtlich  einzuleiten  und  mit  einer 
Geldstrafe  bis  auf  300  Frs.  oder  mit  Gefängnis  bis  auf  2  Monate  zu  be- 
strafen.   Diese  Strafen  können  auch  verbunden  werden. 

Art.  202.  Nähere  Verordnungen  gegen  Tierquälerei  zu  erlassen,  ist 
Sache  des  Regierungsrates. 


Kanton  Schaffhausen. 

Zuchtpolizeigesetz  vom  21.  Januar  resp.  1.  Mai  1842. 

Tierquälerei. 

§  85.  Wer  durch  rohe  Mifshandlung  von  Tieren  Ärgernis  giebt 
und  deswegen  schon  zweimal  polizeilich  bestraft  worden,  ist  mit  Ge- 
fängnisstrafe von  3-14  Tagen  oder  Geldbufse  von  5—25  fl.  zu  be- 
strafen. 

Verordnung,  die  Tierquälerei  betr.  vom  9.  November  1854 
(„in  näherer  Ausführung  des  Art.  85"  erlassen). 
Art.  1.    Jede  übermäfsige  Anstrengung  des  Zugviehes,  sowie  jede 
rohe  Behandlung  der  Tiere  ist  verboten.  — 

Dieses  Verbot  erstreckt  sich  besonders  noch  darauf,  dafs 
a.   dem   Zugvieh  nicht  mehr,   als   es  zu  ziehen  vermag,   aufgeladen 

werden  darf, 
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b.  dafs  Tiere  einzeln  oder  in  kleiner  Anzahl  nicht  durch  Hunde  ge- 
trieben, 

c.  dafs  Kälber,  Schweine  und  Ziegen  beim  Transporte  nicht  auf 
schmerzhafte  und  getahrliche,  jedenfalls  äufserst  rohe  Weise  ge- 
bunden und  ebenso  Avenig  an  den  zusammengebundenen  Füfsen 

getragen, 

d.  dafs  die  auf  den  Markt  gebrachten  Kühe  nicht  längere  Zeit,  als 
es  der  Gesundheit  derselben  zuträglich  ist,  ungemolken  gelassen, 

e.  dafs   deren  Euter  nicht   in   einen  entzündlichen  Zustand  versetzt 

werden  dürfen. 

Art.  2.  Es  dürfen  daher  Kälber,  Schweine,  Ziegen,  Schafe  u.  s.  w. 
auf  Wagen  nur  stehend  und  ohne  Zusammenbinden  der  Füfse  trans- 
portiert werden. 

Art.  3.     Ferner  ist   das  Ausheben,  Fangen  und  Töten  der  Snig- 

vögel  verboten. 

Art.  4.  Sämthche  Polizeibeamte  und  Angestellte  haben  darob  zu 
wachen,  dafs  dieser  Verordnung  genau  nachgekonnuen  werde.  Die  Po- 
lizei ist  ermächtigt,   jeder   Übertretung   derselben   womöglich   sogleich 

Einhalt  zu  thun. 

Art.  5.  Jede  Übertretung  dieser  Verordnung  ist  unter  Vorbehalt 
des  Rekurses  an  das  betreffende  Bezirksgericht  mit  einer  Geldbufse  von 
2—25  fl.,   oder  mit  einer  Gefängnisstrafe  bis  auf  vier  Tage  zu  belegen. 

Art.  6.  Endlich  wird  sämtlichen  Eltern,  Erziehern  und  Lehrern 
zur  Pflicht  gemacht,  darob  zu  wachen,  dafs  die  ihrer  Aufsicht  anver- 
traute Jugend  sich  keiner  Quälereien  an  gröfsern  oder  kleinern  Tieren 
schuldig  mache,  und  dieselbe  von  solchen  Roheiten  abzumahnen. 

Gegenwärtige  Verordnung  tritt   mit   dem  Tage  der  Publikation  in 

Kraft. 

Strafgesetz  vom  3.  April  1859. 

§  193.  Wer  boshafter  oder  mutwilliger  Weise  Tiere  quält,  oder 
wer  solche  bei  dem  an  sich  erlaubten  Gebrauche  derselben  übermäfsig 
anstrengt  und  dadurch  öffentliches  Ärgernis  erregt,  soll,  wenn  er  wegen 
dieses  Vergehens  schon  zweimal  polizeilich  bestraft  worden  ist,  mit  Geld- 
bufse bis  auf  100  Frs.,  oder  Gefängnis  zweiten  Grades  bis  auf  20  Tage 
belegt  werden. 

Verordnung  vom  3.  Dezember  1872. 

Die  Verordnung  des  Regierungsrates  vom  9.  November  1854,  die 
Tierquälerei  betr.,  hat  als  nähere  Ausführung  des  Art.  193  des  Straf- 
gesetzes vom  3.  April  1859  fortzubestehen. 


Kanton  Schwyz. 


I 


Polizeidekret,  betr.  Bestrafung  der  Tierquälerei, 

vom  29.  November  1879. 
§  1.    Wer  Tiere  übermäfsig  anstrengt,  sie  mifshandelt,   quält  oder 
mutwillig  verstünmielt,  macht  sich  der  Tierquälerei  schuldig. 
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§  2.     Unter  Tierquälerei  wird  insbesondere  verstanden: 

a.  Vorenthaltung  der  einem  Tiere  nötigen  Nahrung  und  Pflege; 

b.  übermäfsige  Anstrengung  eines  Tieres  durch  Überladung  der 
Fuhrwerke,  durch  unausgesetzte  Verwendung,  ohne  demselben  die 
nötige  Ruhe  zu  gönnen,  besonders  wenn  dieses  an  schwächlichen, 
abgematteten,  schlechtgenährten  und  wunden  Tieren  geschieht; 

c.  mutwillige  Verstümmelung  der  Tiere,  Tötung  derselben  auf  eine 
Weise,  dafs  dadurch  unnötige  Schmerzen  verursacht  werden; 

d.  Viehtrieb  mittels  bissiger  Hunde,  oder  übermäfsigen  Schiagens; 

e.  Transport  von  Kleinvieh  in  der  Weise,  dafs  dasselbe  dabei,  sei  es 
durch  Knebelung,  sei  es  durch  Fesselung  oder  rohe  Behandlung, 
unnötigen  Schmerzen  und  Qualen  ausgesetzt  wird. 

§  3.  Wer  sich  eines  der  in  den  §§  1  und  2  angegebenen  Vergehen 
schuldig  macht,  soll  mit  einer  Bufse  von  5—50  Frs.  bestraft  werden. 

§  4.  Die  Strafe  soll  nach  der  Gröfse  der  dem  Tiere  zugefügten 
Qual  und  des  gegebenen  Ärgernisses,  sowie  nach  dem  Grade  der  Roheit 
oder  Bosheit  des  Thäters  ausgefällt  werden.  Im  Wiederholungsfalle  ist 
dieselbe  angemessen  zu  erhöhen. 

§  5.     (Prozessuale  Vorschriften.) 

§  6.  Von  fehlbaren  Kantonsfremden  kann  für  verwirkte  Bufse  die 
Leistung  entsprechender  Kaution  verlangt  werden. 


Kauton  Solothurn. 

Strafgesetzbuch  vom  29.  August  1885. 

Tit.  14.  Verschiedene  Vergehen.  §  192:  Mit  einer  Geldbufse  bis 
50  Frs.  wird  bestraft: 

6)  Wer  Tiere  mifshandelt  oder  die  zum  Schutze  derselben  erlassene» 
Verordnungen  übertritt. 


Kanton  Tessin. 

Pieta  verso  le  bestie  e  macellazione. 
La  Direzione  d'  igiene  della  Repubblica  e  Cantone  del  Ticino  alle 
Municipalitä  e  ai  funzionari  di  Polizia. 

4  April  1874. 

11  nuovo  Codice  penale  (1873)  agli  articoli  426  e  430  lettera  e,  pu- 

nisce   di  un'   ammenda   dal   primo   al    secundo    grado:    „Colore   che  in 

luoghi  pubblici  incrudeliscono  contro  animali  domestici,   e  chi  macella 

nelle  vie  o  nelle  piazze,  o  nelle  botteghe  e  macellerie  aperte  al  pubblico 

sguardo". 

La  legge  organica  communale,  art.  73,  VII,  lett.  e.,  conferisce  uno 
speciale  obbligo  alle  Municipalitä,  di  vigilare  alla  repressione  di  mali 
trattamenti  in  pubblico  verso  le  bestie  e  di  macellare  in  pubblico. 
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I  Giudici  di  Face,  i  Commissari  e  gli  agenti  pubbliei,  che  hanno  il 
dovere  di  concorrere  alla  osservanza  delle  discipline  in  proposito  vigenti, 
furono  auch'  essi  a  ciö  speciahnente  richiamenti  con  Circolari  28  no- 
vembre  1871  (Foglio  Officiale,  pag.  1166)  e  12  marzo  1873  (F.  O.  p.  280). 

Malgrado  queste  concordi  discipline  si  deve  lamentare  una  soverchia 
trascuranza  di  cotali  doveri,  cosicch^  abnsi  di  questa  natura,  che  per- 
vertiscono  i  costumi  e  fanno  ingrato  contrasto  colla  civiltä,  passano 
spesso  inosservati  ed  impuniti. 

Rinnoviamo  pertanto  i  richiami  gik  pnbblicati,  riassumendoh  e 
ricordando   che   fra  gli   atti  ripiovati   dalle  leggi  vanno  segnatamente 

annoverati  i  seguenti: 

1)  II  transporto  di  vitelli,  pecore,  capre,  capretti,  majali,  ecc,  ani- 
mucchiati  1  uno  a  ridosso  dell'  altro  sopra  carri  o  colla  testa  pen- 
zolone  al  di  t'iiori  o  sui  niargini,  o  colle  gambe  strettamente  legate 

e  a  testa  riversa. 

2)  Lo  spingere  gli  animali  al  niacello,  o  ai  mercati,  acconipagnati 
da  cani  che  li  mordano  o  li  feriscano. 

3)  Lo  esercitare  la  uccisione  con  niezzi  piü  dolorosi  che  non  sia  ne- 
cessario,  quali  per  esempio: 

a.  sospendere  piü  vitelli,  montoni,  capretti,  ecc,  in  una  volta 
sola,  per  dissanguarli,  lasciandoli  cosl  lungamente  in  una 
posizione  penosa; 

b.  dissanguare  i  vitelli  od  altri  animali  nei  niacelli  senza  averli 

prima  tramortiti. 

4)  Lasciar  vagare  o  stanziare  suUe  vie  e  sulle  piazze  animali  do- 
mestici,  senza  nutrimento  o  lungamente  esposti  al  freddo,  al  coldo 

od  alla  umiditä. 

5)  Caricare  soverchiamente  le  bestie  da  tiro  o  da  soma,  batterle  ma- 
lamente,  per  spingerle  o  correggerle,  specialmente  sulla  testa,  o 

sovra  ferite. 

6)  Impiegare  abusivamente  cavalli,   muli  od  altre  bestie  deboli,  am- 

malate  od  estenuate. 

7)  Fare  dei  giuochi   o   dare  spettacoli   nei   quali  gli   animali   siano 

soggetti  a  sofPerenze. 

Rammentiamo  del  pari  che  il  Codice  penale,  art  430,  punisce  nelP 
eguale  misura  lo  smercio  di  carni  corotte  ed  infette,  e  che  la  legge 
4  giugno  1833  (Raccolta,  pag.  431)  considera  come  malsana  la  carne  dei 
vitelli  che  non  abbiano  raggiunta  l'etä  di  15  giorno,  quella  di  bestie 
uccise  per  causa  di  malattia;  e  che  del  pari  novico  alla  igiene  va  con- 
siderato  l'uso  di  gonfiare  le  carne  colla  booca. 

A    cancellare    dai    costumi    le    tristi    abitudini    sovra    segnalate,    fe 

d'  uopo: 

Che  le  Autoritä  locali  anzitutto  facciano  uso  delle  competenze  che 
loro  assegna  la  legge  (vedi  fra  altro  legge  communale  art.  125)  ed  i 
regolamenti  special!  di  Polizia  locale  per  sentire  le  discolpe  degli  impu- 
taU  punirli,  provvedere  al  ritiro  degli  animali  al  caso,  a  spese  dei  pro- 
prietari,  e  deferire  i  colpevoli  all'  uopo  alle  Autoritä   giudiziarie  com 
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petenti  per  il  procedimento  ulteriore;  che  gli  agenti  municipali,  quelli 
di  Polizia,  ed  ognuno  che  s'interessi  al  pubblico  bene,  oltre  agli  avver- 
timenti  ai  colpevoli,  si  facciano  carico  di  segnalarli,  per  ottenere  coli' 
esempio  delle  condanne  la  repressione  degli  atti  di  crudeltä  o  di  costu- 
manze  pericolose  per  la  igiene. 

Che  i  Giudici  di  Face  ed  i  Commissari  cui  incombe  per  la  loro 
posizione  un  Obligo  si  legale  che  morale  di  attentamente  adoperarsi 
perch^  le  vigenti  discipline  non  siano  violate,  provvedano  essi  pure  pro- 
tamente  a  stregua  delle  loro  competenze. 

Agli  agenti  pubbliei  e  denunciatori  compete  poi  una'  quota  delle 
penalita  pecuniarie,  devolvendosi  l'altra  ai  poveri  del  Comune 

.Le  pro  Wide  disposizioni  annonarie,  igieniche  e  penali  di  cui  sopra 
non  devono  restare  lettera  morta  in  un  paese  che,  come  il  nostro,  va 
superbo  per  buone  ed  umanitarie  leggi.  Epperö  nei  richiamare  di  nuovo 
le  disposizioni  stesse,  osiamo  contare  sopra  una  efficace  osservanza  delle 
medesime,  avvertendo  che  laddove  si  verificassero  negligenze  colpevoli 
si  dovranno  altresi  punire  gli  agenti  e  le  Autoritä  amministrative  che 
venissero  meno  ai  loro  doveri. 


Xantou  Thurgau. 

Gesetz,  betr.  die  Tierquälerei  vom  4.  September  1865. 

§  1.  Quälerei  von  Tieren  durch  übermäfsige  Anstrengung,  Ent- 
ziehung der  notwendigen  Nahrung,  schonungslose  und  grausame  Be- 
handlung, rohe  Verstümmelung  oder  mutwillige  Tötung  wird  je  nach 
der  Gröfse  der  dem  Tiere  zugefügten  Qualen,  sowie  nach  dem  Grade 
der  an  den  Tag  gelegten  Roheit  der  Gesinnung  oder  des  gegebenen 
Ärgernisses  mit  einer  Folizeibufse  von  2 — 50  Frs.,  oder  mit  Gefängnis 
bis  auf  einen  Monat  bestraft.  Im  Wiederholungsfalle  kann  die  Strafe 
angemessen  erhöht  werden 

§  2.  (Aufforderung  an  die  Bezirks-  und  Gemeinde-Folizeibehörden 
zur  Verhütung  und  Verfolgung  von  Tierquälereien  und  prozessuale 
Vorschriften.) 


Verordnung,  betr.  den  Gebrauch  der  Hunde  als  Zugtiere, 

vom  9.  Mai  1873. 

(„In  Vollziehung  des  §  1  des  Gesetzes  von  1865"  zur  Verhütung 
bestehender  Mifsbräuche  erlassen.) 

1)  Bei  Verwendung  der  Hunde  als  Zugtiere  sind  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  zu  beachten: 

a.  das  zu  verwendende  Geschirr  mufs  zweckmäfsig  und  so  kon- 
struiert sein,  dafs  das  Atmen  und  die  Bewegung  des  Tieres  nicht 
gehemmt  werden;  es  soll  aus  einem  leichten  Kummet  oder  aus 
einem  weichen,  mindestens  zwei  Zoll  breiten  gepolsterten  Leder- 
riemen bestehen,   der  auf  die  Brust   des  Tieres  zu  liegen  kommt; 
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b.   die  Hunde  dürfen  weder  durch  schnelles  Fahren,  noch  durch  grofse 
Belastung  tiberniäfsig  erhitzt  werden. 

2)   Übertretungen  dieser  Verordnung  sind  bei  kompetenter  Stelle 
zu  verzeigen  und  werden  als  Tierquälerei  betraft. 


Kanton  tri. 


Verordnung,  betr.  Tierquälerei,  vom  28.  Dezember  1876. 

§  1.    Wer  Tiere  übermäfsig  anstrengt,  sie  mifshandelt,  quält  oder 
mutwillig  verstümmelt,  macht  sich  der  Tierquälerei  schuldig. 
§  2.    Unter  Tierquälerei  wird  insbesondere  verstanden: 

a.  Vorenthaltung  der  einem  Tiere  zu  seinem  Bestehen  notwendigen 
Nahrung; 

b.  schonungslose  und  grausame  Behandlung  eines  Tieres,  sei  es  bei 
der  Arbeit,  bei  der  Wart  und  Pflege,  oder  durch  Anstrengung 
jresren  dessen  Natur  oder  über  seine  Kräfte,  besonders  wenn 
dieses  an  schwächlichen,  abgematteten,  schlecht  genährten  oder 
wunden  Tieren  geschieht; 

c.  unnötiges  Stehenlassen  von  Zugtieren  unterwegs  im  Freien; 

d.  Verwunden  von  Schlachtvieh  und  von  Heerden  durch  Treibhunde; 

e.  rohe  Verstümmelung  von  Tieren; 

f.  Tötung   eines   Tieres   auf  ungewöhnliche    und   aufserordentliche 
Schmerzen  verursachende  Art. 

§  3.  Wer  sich  eines  in  den  §§  1  und  2  angegebenen  Vergehens 
schuldig  macht,  soll  mit  einer  Bufse  von  10—50  Frs.  oder  verhältnis- 
mäfsiger  Gefangenschaft  gerichtlich  gestraft  werden.  Im  Wiederholungs- 
falle soll  die  Strafe  angemessen  erhöht  werden. 

§  4.  Die  Strafe  soll  nach  der  Gröfse  der  dem  Tiere  zugefügten 
Qual  und  des  gegebenen  Ärgernisses,  sowie  nach  dem  Grade  der  Roheit 
oder  Bosheit  des  Thäters  ausgemessen  werden. 

In  besonders  hervorragenden  Fällen  von  Tiermifshandlung  soll  die 
Polizei  zu  deren  Behinderung  selbst  mit  Verhaftung  der  Thäter  ein- 
schreiten, w^elcher  überhaupt  die  Anordnung  der  weitern  geeignet  schei- 
nenden Mafsnahmen  auf  Kosten  der  Fehlbaren  zusteht. 

§  5.  Von  der  ausgefällten  Geldbufse  soll  die  Hälfte  dem  Anzeiger 
zufallen. 


Kanton  Waadt. 

Code  penal.     18  Fevrier  1843. 

Chap.  III.     Des  atteintes  k  la  paix  et  ä  f  ordre  public. 

Art.  139.  Celui  qui  cause  un  scandale  public  en  se  livrant  k  des 
mauvais  traitements  graves  ou  k  des  actes  de  cruaute  contre  un  ani- 
mal,  Sans  que  le  fait  soit  reprime  par  une  disposition  speciale  de  la  loi, 


est  puni   par  une  amende,   qui  ne  peut  exceder  60  francs,  ou  par  un 
emprisonnement  qui  ne  peut  exender  15  jours.  — 

Loi,  completant  les  dispositions  de  larticle  139  du  Code  penal  et 
Celles  des  lois  federale  et  cantonale  sur  la  chasse,  en  ce  qui  concerne 
la  protection  des  animaux.    30  novembre  1876. 

Art.  1.  Les  actes  de  cruaute,  les  blessures,  mutilations,  empoisonne- 
ments  ou  mauvais  traitements  exerces  sans  necessite  sur  un  animal 
quelconque  sont  interdits. 

Art.  2.  Les  animaux  domestiques  devront  etre  soignes  et  nourris 
dune  mani^re  convenable.  II  est  defendu  de  leur  faire  executer  des  tra- 
vaux  au-dessus  de  leurs  forces,  ainsi  que  de  les  laisser  stationner  sur 
la  voie  publique  pendant  un  temps  trop  prolonge. 

Art.  3.  L'autorite  de  police  locale  pourra  mettre  en  fourriere,  pour 
y  ^tre  soignes  et  nourris  aux  frais  de  leurs  proprietaires,  les  animaux 
qui  se  trouveraient  dans  Tun  des  cas  prevus  par  l'article  precedent. 

Art.  4.  II  est  defendu  de  fair  suivre  par  des  chiens  les  animaux 
que  Ton  conduit  k  la  boucherie. 

Art.  5.  Lorsque  le  transport  des  animaux  de  boucherie  a  lieu  sur 
des  chars,  ceux-ci  doivent  etre  disposes  de  maniere  ä  ce  qu'ils  soient 
libres  de  leurs  pieds,  non  attaches  et  garantis  par  une  claie  süffisante 
pour  leur  empecher  de  s'6chapper. 

Toutefois,  le  menu  betail,  veaux,  moutons  etc.,  conduit  par  des 
agriculteurs,  pourra  etre  transporte,  couche  sur  des  chars  non  munis 
d'une  claie,  moyennant  que  les  animaux  ne  soient  pas  entasses  les  uns 
sur  les  autres  et  que  leur  tete  ne  d^passe  pas  en  dehors  de  la  voiture. 
II  est  interdit  de  renfermer  dans  des  corbeilles,  paniers,  cages,  etc., 
des  volailles,  ou  d  autres  animaux,  en  quantite  teile  que  ceux-ci  n'aient 
pas  la  place  necessaire   pour   se  tenir   sur   leurs   pieds   et   se  mouvoir 

librement. 

Art.  6.  Lorsque,  par  mesure  de  police,  les  chiens  doivent  etre 
musel^s,  il  devront  l'etre  avec  des  muselieres,  qui,  tout  en  leur  em- 
pechant  absolument  de  mordre,  leur.  permettent  de  boire  et  de  respirer 

aisement. 

Ai-t.  7.  II  est  defendu  de  conduire  dans  un  marche  quelconque, 
sur  le  champ  d'un  concours,  d'une  exposition  ou  de  teile  autre  exhibi- 
tion  publique,  aucune  vache  ou  chevre  non  traite. 

Art.  8.  Les  gendarmes,  les  gardes-forestiers  cantonaux  ou  com- 
munaux  et  particuliers ,  les  gardes-champetres  et  en  general  tous  les 
agents  preposes  ä  la  police,  sont  specialement  tenus  de  denoncer  aux 
Municipalites  les  contraventions  k  la   presente  loi  qui  parviendraient  k 

leur  connaissance. 

Art.  9.  Les  contraventions  a  cette  loi  seront  reprimees  par  des 
amendes  prononcees  par  les  Municipalites  dans  leur  competence,  k  l'ex- 
ception  de  Celles  pr^vues  k  l'art.  139  du  Code  p^nal. 

Art.  10.    Les  amendes  prononcees  par  les  Municipalites,  en  vertue 
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des  dispositions  qui  precedent,   appartiendront  k  la  Boiirse  des  pauvres 
de  la  Commune  dans  laquelle  la  coiitraventioii  aura  ete  repriraee. 

Art.  11.    Le  Conseil  d'foat  est  charge  de  lexecutioii  de  la  presente 
loi  qui  entrera  en  vigueur  des  sa  Promulgation. 


Kanton  Wallis. 

Code  penal  de  1858/59. 
Art.  340.    Sont  coupables  de  eontravention  ä  l'ordre  public: 
Ceux  qui,  dans  un  lieu  ou  chemin  public,  auront  exerce  des  actes 

de   cruaute   ou   de    fureur   brutale    contre   des    animaux    menie    ä   eux 

appartenants. 

Nach  Art.  343  fT.  beträgt  die  Strafe:  Geldstrafe  bis  zu  15  Frs.  oder 

Arrest  bis  zu  3  Tagen.    Bei  Rückfall  innerhalb  eines  Jahres  mufs  auf 

Arrest  erkannt  werden. 


Kanton  Zürich. 

Gesetz,  betr.  Tierquälerei  vom  2.  Heumonat  1857. 

§  1.  Quälerei  von  Tieren,  durch  übermäfsige  Anstrengung,  Ent- 
ziehung der  notwendigen  Nahrung,  schonungslose  grausame  Behand- 
lung, rohe  Verstümmelung  oder  mutwillige  Tötung,  wenn  das  eine  oder 
andere  in  einer  Ärgernis  erregenden  Weise  erfolgt,  wird  nach  der 
Gröfse  der  dem  Tiere  zugefügten  Qualen,  sowie  nach  dem  Grade  der 
an  den  Tag  gelegten  rohen  Gesinnung  und  des  gegebenen  Ärgernisses 
mit  Polizeibufse  bis  auf  200  Frs.  bestraft,  welche  in  Wiederholungsfällen 
verdoppelt  und  mit  Gefängnis  bis  auf  einen  Monat  verbunden  werden 
kann. 

§  2.    Yollstreckungsklausel. 
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Roheit  und  Unmenschlichkeit  der  Gesinnung  und  des  damit  gegebenen 
Ärgernisses  mit  einer  Polizeibufse  von  2—50  Frs.  bestraft,  welche  im  Wie- 
derholungsfalle verdoppelt  und  mit  Gefängnis  bis  auf  10  Tage  verbunden 
werden  kann.  Von  den  ausgefällten  und  bezogenen  Geldbufsen  erhält 
der  Kläger  die  Hälfte. 

§  3.    (Prozessuale  Bestimmungen.) 

§  4.  Der  Regierungsrat  sorgt  dafür,  dafs  dieses  Gesetz  auch  in 
den  Schulen  verbreitet  und  durch  die  Tit.  Lehrerschaft,  vorzugsweise 
mit  Rücksicht  auf  die  nützlichen  Vögel,   den  Schülern  in  angemessener 

Weise  erklärt  werde. 

§  5.    Vollstreckungsklausel. 


! 


Kanton  Zn^. 

Gesetz,  betr.  die  Tierquälerei  vom  10.  Dezember  1863. 
§  1.  Quälerei  an  Tieren  durch  übermäfsige,  über  die  Kräfte  der 
betreffenden  Tiere  gehende  Anstrengung,  Entziehung  der  notwendigen 
Nahrung,  schonungslose  und  grausame  Behandlung,  sei  es  bei  der  Ar- 
beit, bei  der  Wart  und  Pflege,  oder  sonst  wie,  rohe  Verstümmelung  oder 
mutwillige  Tötung,  wenn  das  eine  oder  das  andere  in  einer  Aufsehen 
oder  Ärgernis  erregenden  Weise  erfolgt,  sowie  das  Töten  der  anerkannt 
nützlichen  Vögel  und  das  Zerstören  der  Brut  derselben  ist  aufs  strengste 
verboten. 

§  2.    Solche  Vergehen  werden  je  nach   der  Gröfse  der  dem  Tiere 
zugefügten  Qualen,  sowie  nach  dem  Grade  der  an   den  Tag  gelegten 
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Arkansas. 

An  Act  for  the  Prevention  of  Cruelty  to  Animals. 
Approved  March  llth,  1879. 

Be  it  enacted  by   the  General  Assembly  of  the  State  of  Arkansas: 

Section  1.  If  any  person  shall  overdrive,  overload,  torture,  tor- 
ment,  deprive  of  necessary  sustenance,  or  cruelly  beat,  or  needlessly 
mntilate  or  kill,  or  cause  or  procure  to  be  overdriven,  overloaded,  tor- 
tured,  tormented,  or  deprived  of  necessary  sustenance,  or  to  be  cruelly 
beaten  or  needlessly  mutilated  or  killed,  as  aforesaid,  any  livin«:  crea- 
ture,  every  such  ofTender  shall,  for  every  such  oflTence,  be  g:uilty  of  a 
misdemeanor. 

Sect.  2.  Any  person  who  shall  keep  or  use,  or  in  any  way  be 
connected  with  or  interested  in  the  management  of,  or  shall  receive 
money  for  the  admission  of  any  person  to  any  place  kept  or  used  for 
the  purpose  of  fighting  or  baiting  any  bull,  bear,  dog,  cow,  or  other 
creature,  and  every  person  who  shall  encourage,  aid  or  participate 
therein,  or  who  shall  permit  or  suffer  any  place  to  be  so  kei)t  or  used, 
shall,  upon  conviction  thereof,  be  adjudged  guilty  of  a  niisdenieauor. 

Sect.  3.  Any  person  who  shall  keep  or  use,  or  cause  to  be  iiu- 
pounded  in  any  pound  or  other  place  any  creature,  shall  supply  to  the 
same  during  such  confinement,  a  sufticient  quantity  of  good  and  whole- 
some  food  and  water;  and  in  default  thereof  shall,  upon  conviction,  be 
adjudged  guilty  of  a  misdemeanor. 

Sect.  4.  In  case  any  creature  shall  be  at  any  time  impounded  as 
aforesaid,  and  shall  continue  to  be  without  necessary  food  and  water 
for  more  than  twelve  successive  hours,  it  shall  be  lawful  for  any  person, 
from  time  to  time,  and  as  often  as  it  shall  be  necessary,  to  enter  into 
and  upon  any  pound  or  other  place  in  which  any  such  creature  shall 
be  so  confined,  and  to  supply  it  with  necessary  food  and  water  so  long 
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as  it  shall  remain  so  confined;  such  person  shall  not  be  liable  to  any 
action  for  such  entry,  and  the  reasonable  cost  for  such  food  and  water 
mav  be  coUected  bv  him  of  the  owner  of  such  creature,  and  the  creature 
shall  not  be  exempt  from  levy  and  sale  upon  execution  issued  upon  a 
judgment  therefor. 

Sect.  5.  If  any  person  shall  carry,  or  cause  to  be  carried,  in  or 
upon  any  vehicle,  boat  or  otherwise,  any  creature  in  a  cruel  or  inhuman 
manner,  he  shall  be  guilty  of  a  misdemeanor,  and  whenever  he  shall  be 
taken  into  custody  therefor  by  any  officer,  such  officer  may  take  Charge 
of  such  vehicle,  boat,  &c.,  and  its  Contents,  and  deposite  the  same  in 
some  safe  place  of  custody;  and  any  necessary  expenses  which  may  be 
incurred  for  taking  Charge  of  and  keeping  and  sustaining  the  same 
shall  be  a  lien  thereon,  to  be  paid  before  the  same  can  lawfully  be 
recovered.  Or  the  said  expenses  or  any  part  thereof  remaining  unpaid 
may  be  recovered  by  the  person  incurring  the  same  of  the  owner  of 
said  creature  in  any  action  therefor. 

Sect.  6.  Every  person  who  shall  willfully  set  on  foot,  or  instigate, 
or  move  to  carry  on,  or  promote,  or  engage  in,  or  do  any  act  toward 
the  furtherance  of  any  act  of  cruelty  to  any  animal,  shall  be  guilty  of 
misdemeanor. 

Sect.  7.  Any  person  who  shall  seil,  or  offer  for  sale,  or  use,  or  ex- 
pose,  or  who  shall  cause  or  procure  to  be  sold,  or  offered  for  sale,  or  used, 
or  to  be  exposed,  any  horse  or  other  animal,  having  the  disease  knoT\Ti 
as  glanders  or  farcy,  or  any  other  contagious  or  infectious  disease 
known  by  such  person  to  be  dangerous  to  human  life,  or  which  shall 
be  diseased  past  recovery,  shall  be  guilty  of  a  misdemeanor. 

Sect.  8.  Every  animal  having  glanders  or  farcy  shall  at  once  be 
deprived  of  life  by  the  owner  or  person  having  Charge  thereof  upon 
discovery  or  knowledge  of  its  condition;  and  any  such  owner  or  person 
omitting  or  refusing  to  comply  with  the  provisions  of  this  section  shall 
be  guilty  of  a  misdemeanor. 

Sect.  9.  The  agents  of  the  Society  incorporated  for  the  prevention 
of  cruelty  to  animals,  upon  being  appointed  thereto  by  the  President 
of  such  Society  in  any  county  of  this  State  may,  within  such  county, 
make  arrests  and  bring  before  any  court  or  magistrate  thereof  having 
Jurisdiction,  offenders  found  violating  the  provisions  of  this  act. 

Sect.  10.  Any  officer,  agent  or  member  of  such  Society  may  law- 
fully destroy,  or  cause  to  be  destroyed,  any  animal  found  abandoned  or 
otherwise,  and  not  properly  cared  for,  appearing  in  the  judgment  of 
two  reputable  Citizens  called  by  him  to  view  the  same  in  his  presence, 
to   be    glandered,    injured    or   diseased   past    recovery    for   any   useful 

purpose. 

Sect.  11.  When  any  person  arrested  is,  as  the  time  of  such  arrest, 
in  Charge  of  any  vehicle  drawn  by  or  containing  any  animal,  any  agent 
of  such  Society  may  take  Charge  of  such  animal  and  of  such  vehicle 
and  its  contents  and  deposit  the  same  in  a  safe  place  of  custody,  or 
deliver  the  same  into  possession  of  the  police  or  sheriff  of  the  county 
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or  place  wherein  such  arrest  was  made,  who  shall  thereupon  receive  the 

custodv  thereof. 

Sect.  12.  All  fines,  penalties  and  forfeitiues  imposed  and  coUected 
in  any  county  in  this  State  under  the  provisions  of  every  act  passed, 
or  which  mav  be  passed  relating  to  or  in  any wise  affecting  animals, 
shall  innre  to  such  Society  in  aid  of  the  purpose,  for  which  it  was  in- 
corporated,  and  no  injunction  shall  be  granted  against  such  Society  or 
any  of  its  officers  or  agents,   except  upon  motion  after  due  notice  and 

hearing  thereof. 

Sect.  18.  Upon  coniplaint,  under  oath  or  affinnation  to  any  niagi- 
strate  authorized  to  issue  Warrants  in  criniinal  cases  that  the  com- 
plainant  has  just  and  reasonable  cause  to  suspect  that  any  of  the  pro- 
visions of  law  relating  to  or  in  any  whise  aflTecting  animals,  are  being, 
or  about  to  be  violated  in  any  particular  building  or  place,  such  magi- 
strate  shall  immediatly  issue  and  deliver  a  Warrant  to  any  person 
authorized  bv  law  to  make  arrests  for  such  offences,  authorizing  him  to 
enter  and  sekrch  such  building  or  place,  and  to  arrest  any  person  there 
present  found  violating  any  of  said  laws,  and  to  bring  such  person  be- 
fore  the  nearest  magistrate  of  competent  Jurisdiction,  to  be  dealt  with 

according  to  law. 

Sect.  14.  In  this  act,  and  in  every  law  of  this  State  passed,  or 
which  may  be  passed,  relating  to  or  affecting  animals,  the  Singular  shall 
include  the  plural;  the  words  „animal  or  dumb  animal''  shall  be  held  to 
include  everv  living  creature;  the  words  „torture",  „torment"  or 
,crueltv"  shall  be  held  to  include  every  act,  Omission  or  neglect 
wherebv  injustifiable  physical  pain,  suffering  or  death  is  caused  or  per- 
mittedrand  the  words  „owner"  and  „person"  shall  be  held  to  include 
corporations  as  well  as  individuals.  But  nothing  in  this  act  shall  be 
construed  as  prohibiting  the  shooting  of  birds  or  other  game  for  the 
purposes  of  human  food. 

Sect.  15.    This  act  shall  take  effect  from  and  after  its  passage. 

California. 

An  Act  for  the  more  effectual   Prevention  of  Cruelty  to  Animals. 
20th  March,  1874. 

Colorado. 

Humane  Laws   of  the   State   of  Colorado.    Chapter  XXV,  Section 
230—236. 

Connecticut. 

General  Statutes  1888.     Section  1507-1508;  1543-1545;  3666-3674 

Illinois. 

Criminal  Code,  Chapter  XXXVIII,  Section  50—51. 


Indiana. 

Revised  Statutes  1881.  Section  2101.  —  Whoever  overdrives,  over- 
loads,  tortures,  torments,  deprives  of  necessary  sustenance,  or  inneces- 
sarily  or  cruelly  beats  or  needlessly  mutilates  or  kills  any  animal;  or 
impounds  or  confines  any  animals  in  any  place,  and  falls  to  supply  the 
same  during  such  confinement  with  a  sufficient  quantity  of  good, 
wholesome  food  and  water;  or  carries  in  or  upon  any  vehicle  or  car, 
or  otherwise,  any  animal  in  a  cruel  manner,  or  feeds  cows  on  food  that 
produces  impure  or  unwholesome  milk;  or  abandons  to  die  any  maimed, 
sick,  infirm  or  diseased  animal;  or  being  a  person  or  Corporation  engaged 
in  transporting  live  stock,  detains  such  stock  in  railroad  cars  or  com- 
partements  for  a  longer  continuous  period  than  twenty-eight  hours  after 
the  same  are  so  placed,  without  supplying  the  same  with  necessary  food, 
water  and  attention;  or  permits  to  such  stock  to  be  so  crowded  together 
as  to  overlie,  wound,  crush,  or  kill  each  other  shall  be  fined  not  more 
than  two  hundred  dollars  nor  less  than  five  dollars. 

Kentucky. 

General  Statutes.  Page  347,  Art.  18,  Section  1;  Page  356,  Art.  26, 
Section  9. 

Louisiana. 

Art.  No.  44.  Session  1880.  —  Defining  certain  misdemeanors  arising 
out  of  cruelty  to  domestic  or  domesticated  animals  and  prescribing  the 
punishment  therefor. 

Maine. 

Act  of  March,  1869;  Act  of  February,  1875. 

Maryland. 

Public  Local  Laws.    Vol.  I,  Art.  4,  Section  241—245. 

Massachusetts. 

Public  Statutes.    Chapter  207,  Section  52—67;  Chapter  96,  Section  15. 

Mississippi. 

Code  of  1880,  Chapter  21. 

Missouri. 

Revised  Statutes  1879.     Chapter  24,  Art.  VIII,   Section  1609—1611; 
1635;  1644. 
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New  Hampshire. 

General  Laws,  Chapter  281,  Section  26;  Chapter273.  Sess.  19  and  20; 
Law  of  1879,  Chapter  51,  Section  1.  -  Act  In  «"'^»dn'^t   "*^««  '"P* 
two  hundred  and  eighty-one  of  the  General  Laws.  22nd  Jnly  1881. 

New  Jersey. 

An  act  for  the  prevention  of  cruelty  to  aninials  (Session  Laws  of 
1880,  page  212).  —  Supplement  of  March  23th,  1883. 

New  York. 

The  Penal  Code,  Chapter  676,  Laws  of  1881. 

Title  XVI. 
Crixelty  to  aninials. 
8  655.     Overdriving    animal;    failing    to    provide    proper 
sustenance.  -  A  person  who  overdrives,  overloads,  tortures  or  cruelly 
beats   or  nnjustifiably    injures,    n.aims,    mutilates  or   kills   any   an.mal, 
whether  wild  or  tarne,  and  whether  belonging  to  himself  or  to  auother, 
or   deprives   anv    animal    of   necessary    sustenance,    food    or    dnnk,    oi 
ne-lects  or  refüses  to  furnish  it  such  sustenance  or  drn'k,  or  c™, 
pr^cures  or  permits  any  animal  to  be  overdriven,  o-rloaded,  tortured 
cruelly  beaten,  «r  injnstifiably  injured,  main.ed,  mut.lated   or  k.Ued    o. 
to  be  deprived  of  necessary  food  or  drink,  or  who  wilUully  sets  on  toot 
instigates,   engages  in,   or  in  any  way   furthers  any  act  "^  "«^  of  a 
anv  animal,  or  any  act  tending  to  produce  such  cruelty,   is  guiltj  of  a 

""^Tr^Abandonment  of  disahled  animal.  -  A  person  being 
the  owner  or  possessor,  or  having  Charge  or  custody  of  a  "--^ J^;«; 
eased,  disabled  or  infirni  animal,  who  abandons  such  animal  or  lea>  es 
it  to  die  in  a  street,  road  or  public  place,  more  than  three  hours  atter 
he  receives  notice  that  it  is  left  disabled,  is  guilty  of  a  nusdemeanor. 

8  657  Failure  to  provide  proper  food  and  dnnk  to  im- 
pounded  animal.  -  A  person  who  having  impounded  or  confined  any 
animal,  refuses  or  neglects  to  supply  to  such  animal  dunng  ^  ^^-^"^^^ 
ment  a  sufficient  supply  of  good   and  wholesome  air,  food,  shelter  and 

water,  is  guilty  of  a  misdemeanor.  ^ : «  ,  k  i  p  d 

§  658.  Selling  or  offering  to  seil  or  exposing  disabled 
animal  -  A  person  who  willfully  sells  or  offers  to  seil,  uses,  exposes, 
or  causes  or  permits  to  be  sold,  offered  for  sale,  ^^^^  ^^f^P««^^'  1^"^' 
horse  or  other  animal  having  the  disease  known  as  glanders  or  farc^ 
or  other  contagious  or  infectious  disease  dangerous  to  the  life  or  health 
of  human  beings,  or  animals,  or  which  is  diseased  past  ^ecovery^  or  who 
refuses  upon  demand  to  deprive  of  life  an  animal  affected  with  anj 
such  disease,  is  guilty  of  a  misdemeanor. 
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§659.  Carrying  animal  in  a  cruel  manner,  a  misdemeanor. 
—  A  person  who  carries  or  causes  to  be  carried  in  or  upon  any  vessel 
or  vehicle  or  otherwise,  any  animal  in  a  cruel  or  inhuman  mann  er,  or 
so  as  to  produce  torture,  is  guilty  of  a  misdemeanor. 

§  660.  Animal  wantonly  poisoned  or  attempted  to  be 
poisoned,  a  misdemeanor.  —  A  person  who  nnjustifiably  administers 
any  poisonous  or  noxious  drug  or  substance  to  an  animal,  or  unjusti- 
fiably  exposes  any  such  drug  or  substance  with  intent  that  the  same 
shall  be  taken  by  an  animal,  whether  such  animal  be  the  property  of 
himself  or  another,  is  guilty  of  a  misdemeanor. 

§  661.  Throwing  substance  injurious  to  animals  in  public 
place,  a  misdemeanor.  —  A  person  who  throws  or  places,  or  causes 
to  be  thrown  or  placed  upon  any  road,  highway,  street,  or  public  place, 
except  upon  the  curves,  or  Switches  of  railway  tracks,  any  salt  or  salt- 
petre  or  other  substance  producing  a  freezing  mixture  to  dissolve  or 
remove  any  snow  or  ice  therefrom,  or  who  willfully  throws,  drops  or 
places,  or  causes  to  be  thrown,  dropped  or  placed  thereon,  any  nails, 
pieces  of  metal,  or  other  substance  which  might  wound  disable  or  injure 
any  animal,  is  guilty  of  a  misdemeanor. 

§  662.  Keeping  milk  cows  in  unhealthy  places,  and 
feeding  them  with  food  producing  unwholesome  milk,  a  mis- 
demeanor. —  A  person  who  keeps  a  cow  or  any  animal  for  the  pro- 
duction  of  milk,  in  a  crowded  or  unhealthy  place,  or  in  a  diseased 
condition,  or  feeds  such  cow  or  animal  upon  any  food  that  produces 
impure  or  unwholesome  milk,  is  punishable  by  a  fine  not  less  than  fifty 
dollars,  or  imprisonment  not  exceeding  one  year,  or  by  both. 

§  663.  Transporting  animals  for  more  than  twenty-four 
consecutive  hours,  a  misdemeanor  —  A  railway  Corporation,  or 
an  owner,  agent,  consignee,  or  person  in  Charge  of  any  horses,  sheep, 
cattle,  or  swine,  in  the  course  of,  or  for  transportation,  who  confines,  or 
causes  or  sufTers  the  same  to  be  confined,  in  cars  for  a  longer  period 
than  twenty  four  consecutive  hours,  without  unloading  for  rest,  water 
and  feeding,  during  ten  consecutive  hours,  unless  prevented  by  storm 
or  inevitable  accident,  is  guilty  of  a  misdemeanor.  In  estimating  such 
confinement,  the  time  during  which  the  animals  have  been  confined 
without  rest,  on  connecting  roads  from  which  they  are  received,  must 
be  computed.  If  the  owner,  agent,  consignee,  or  other  person  in  Charge 
of  any  such  animals  refuses  or  neglects  upon  demand  to  pay  for  the 
care  or  feed  of  the  animals  while  so  unloaded  or  rested,  the  railway 
Company,  or  other  carriers  thereof,  may  charge  the  expense  thereof  to 
the  owner  or  consignee  and  shall  have  a  lien  thereon  for  such  expense. 
§  664.  Setting  on  foot  fights  between  birds  and  animals, 
a  misdemeanor.  —  A  person  who  sets  on  foot,  instigates,  promotes, 
or  carries  on,  or  does  any  act  as  assistant,  umpire,  or  principal,  or  is  a 
witness  of,  or  in  any  way  aids  in  or  engages  in  the  furtherance  of  any 
fiffht  between  cocks  or  other  birds,  or  dogs,  bulls,  bears,  or  other  ani- 
mals,  premeditated  by  any  person  owning,  or  having  custody  of  such 
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birds  or  antaals,  is  guilty  of  a  misdemeanor  punishable  by  fine  not  less 
than  ten  doUars,  nor  moie  than  one  thousand  doUars,  or  by  impnson- 
ment  not  less  than  ten  days  nor  more  than  one  year,  or  both. 

8  665.  Keeping  &c.,  a  place  where  animals  are  fought.  - 
A  Person  who  keeps  or  uses,  or  is  in  any  way  connected  with,  or  inter- 
ested  in  the  management  of ,  or  receives  inoney  for  the  admiss.on  of 
anv  Person  to,  a  house,  apartment,  pit  or  place  kept  or  used  for  baiting 
or'fi-htlng  anv  bird  or  animal,  and  any  owner  or  occupant  of  a  house, 
apartoent,  pit  or  place,  who  «illfuUy  procures  or  pennits  the  smne  to 
be  used  or  occupied  for  such  baiting  or  fighting,   is  guüty  of  a  nusde- 

meanor.  .  -.  •   •         „„ 

§  666     Running  horses  on  highway.  -  A  person  driviug  am 

vehicle  lipon  anv  plank  read,  turnpike  or  public  highway,  who  unjusti- 
fiably  runs  the  horses  drawing  the  same,  or  causes,  or  permits,  them  to 
run/is  guilty  of  a  misdemeanor. 

§  667     Leaving  State  to   elude   provisions  of  this  title.  — 
A  person  who  leaves  this  State  with  intent  to  elude  any  of  the  provi- 
sions of  this  title   or  to  commit  any  act  out  of  this  State  which  is  pro- 
hibited  bv  them,  or  who,  being  a  resident  of  this  State,   does  any  act 
without  this  State,  pursuant  to  such  intent,  which  would  be  punishable 
under  such  provisions,  if  committed  within  this  State,  is  punishable  in 
the  same  manner  as  if  such  act  had  been  committed  within  this  State. 
§  668     Fines  and  penalties  to  whom  paid.  -  All  fines,  pen- 
alties  or  forfeitures  imposed  or  coUected  for  a  violation  of  the  provi- 
sions of  this  Title,  or  of  any  act  for  the   prevention  of  punishment  ot 
crueltv  to  animals,  now  in  force,  or  hereafter  passed,  must  be  paid  on 
demand  to   the  American  Society  for  the  Prevention  of  Cruelty  to  Ani- 
mals; and  an   agent    of  that   society  has  the  «'-^«^^  P^^^^^^^^^f '  \" 
respect  to  acts  of  cruelty  to  animals,   as  is  conferred   by   §  293   ot   this 
Code,  on  the  agent  of  an  incorporated  Society   for  the  Prevention  of 
Crueltv  to  Children,  in  respect  to  acts  of  cruelty  to  children. 

§^669     Definitions.   -   1)  The   word   „animal",   as   used   m   this 
Title,  does  not  include  the  humane  race,  but  includes  every  other  livmg 

orp&ture 

2)  The  word  „torture"  or  „cruelty"  includes  every  act,   Omission, 
or  neglect,  whereby  unjustifiable  physical  pain,   suffering  or   death  is 

caused  or  perinitted. 

3)  The  words  „impure  and  unwholesome  milk"  include  all  milk 
obtained  from  animals  in  a  diseased  or  unhealthy  condition,  or  who  are 
fed  on  distillery  waste,  usually  called  „swill"  or  upon  any  substance  in 
a  State  of  putrefaction  or  fermentation. 

Nord-Carolina. 

Code  of  Criminal  Laws  of  1883.    Chapter  12,  Section  2482: 

Cruelty  to  animals  forbidden. 
If  anv  person  shall  willfully  overdrive,   overload,   wound,  injure, 
torture,  toirment,  deprive  of  necessary   sustenance   or   cruelly  beat,   or 


needlessly  mutilate  or  kill  or  cause  or  procure  to  be  overdriven,  over- 
loaded,  wounded,  injured,  tortured,  tormented  or  deprived  of  necessary 
sustenance,  or  to  be  cruelly  beaten,  needlessly  mutilated  or  killed  as 
aforesaid,  any  useful  beast,  fowl  or  animal,  every  such  offender  shall 
for  every  such  olfence  be  guilty  of  a  misdemeanor. 

Ohio. 

Revised  Statutes  of  1880;  Sect.  3719-3721;  3725-3725  a;  6951-6952. 

Rhode-Island. 

Public  Statutes,    Chapter  96,  Sect.  1—16. 

Süd-Carolina. 

An  Act  for  the  Prevention  of  Cruelty  to  Animals,  17th  December 
1881,  Sect.  1—9. 
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The  Geucral  Code  1885: 

bein.'  a  biU,  to  declare  consolidate  and  amend  the  Substantive  geni-ral 

n      Part    II     Absolute  Private  Duties.     Division  6.    Dut.es  towards 

and  c:nce"L,  lower  auin.a.s.    Subdivision  (a).   The  Treatn.ent  ot 

Aniinals. 

1)  The  tenn  „crueltv"  in  this  subdivision  shall  n.ean  the  intentional 
infliction  upon  «„;'  anin.al  of  pain  that  in  its  kind  or  its  degree  or  >ts 
obiect  or  its  circuinstances  is  unreasonable. 

2)  NO  person  shall  do  any  act  or  observe  any  forb.-arance  towards 
anv  animal  which  act  or  forbearanee  involves  crueltv. 

3)  No  person  shall  use  any  anünal  at  any  time  or  ui  any  place  or 
in  anv  manner  or  to  any  extent  or  for  any  purpose  or  in  any  circum- 
stances  which  involves  or  involve  crueltv. 

4  No  person  shall  drive  or  carry  or  kill  any  animal  in  any  manner  or 
in  anv  Position  or  in  anv  circumstances  which  involves  or  involve  cruelty 

5)To  ierson  who'has  the  possession  or  the  custody  of  any  animal 
which  is  contined  or  is  otherwise  unable  to  provide  for  itselt  shall  omit 
^o^o^^e,  such  animal  so  long-  as  it  so  remains  in  h  s  possession  or 
cnstodv  with  proper  and  sufficient  food,  drink,  and  shelter. 

1   NO  person  shall  keep  or  use  any  place  for  the  purpose  or  causing 
to  fight  or  baiting  or  otherwise  maltreating  any  animal  or  shall  act  m 

the  management  of  any  such  place.  ,    t  ^n  up  dopmpd 

7)  The  following  acts  when  done  to  any  animal  shall  be  deemed 

to  involve  crueltv  (that  is  to  say): 

(a)  Over-riding  or  over-driving  or  ovcr-working ;  or 

(b)  Over-loading  or  driving  when  over-loaded;  or 

(c)  Riding  or  driving  or  employing  or  transportmg  any  animal  that 
is  unfit  for  any  such  use;  or 

(d)  lll-treating  or  injuring  or  tormenting  or  torturing;  or 

e)  Doing  in  circumstances  that  amount  to  cruelty  any  of  the  fol- 
lowing  acts  (that  is  to  say):  Beating,  wounding,  mutilatmg,  kilhng, 
or  causing  unnecessary  pain;  or  ,  ,      .       „:^  ^, 

(f)  Causing  or  procuring  to  be  done  any  of  the  ac  s  a^oresaui  or 
permitting  any  such  act  to  be  done  to  any  animal  of  which  the 
offender  has  the  custody  or  control. 
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Provided  that  the  acts  specified  in  this  section  shall  be  deemed  to 
be  mentioned  by  way  of  example  only  and  shall  not  be  construed  to 
restrict  in  any  way  the  generality  of  any  prohibition  herein  contained 
or  to  limit  the  same  to  cases  resembling  all  or  any  of  the  cases  specially 

mentioned. 

8)  If  any  person  ofFend  against  any  provision  hereinbefore  con- 
tained, he  may  be  arrested  without  Warrant,  and  shall  on  conviction 
before'  justices  be  liable  to  a  penalty  for  the  first  offence  not  exceeding 
Ten  pounds  or  to  imprisonment  for  a  term  not  exceeding  one  month, 
and  for  the  second  oifence  to  a  penalty  not  exceeding  Twenty  pounds 
or  to  imprisonment  with  or  without  hard  labour  for  a  term  not  exceeding 
two  months,  and  for  the  third  and  every  subsequent  offence  to  a  penalty 
not  exceeding  Fifty  pounds  or  to  imprisonment  for  a  term  not  exceeding 

six  months. 

Where  any  such  offender  is  not  the  owner  of  the  animal,  if  by 
such  offence  he  causes  any  demage  to  such  animal  or  to  any  person  or 
property,  he  shall  in  addition  to  such  punishment  make  compensation 
to  the  owner  of  the  animal  or  to  the  party  damaged,  and  the  justices 
by  or  before  whoin  the  offender  is  convicted  shall  if  requested  by  the 
owner  so  to  do  determine  the  amount  of  compensation. 

9)  Except  as  hereinafter  provided,  nothing  herein  contained  shall 
apply  to  any  act  done  in  any  of  the  following  cases : 

(k)   In  the  extermination  of  rabbits,  foxes,  wild  dogs,  or  vermin;  or 

(b)  In  the  hunting,  snaring,  trapping,  shooting,  or  taking  of  any 
animal  not  in  a  domestic  State;  or 

(c)  In  any  experiraent  or  vivisection  performed  for  the  purposes  of 
scientific  investigation  upon  any  animal  by  any  legally  quaUfied 
medical  or  veterinary  practioner  duly  registered  therefor.  Pro- 
vided that  the  Governor  in  Council  may  from  time  to  time  make 
and  alter  regulations  for  the  registration  of  those  practioners 
who  desire  to  perform  such  experiments  or  vivisection  and  for 
the  human  conduct  of  their  Operations. 

10)  The   exemption  contained  in  the  next   preceding  section  shall 

not  take  effect: 

(a)  In  any  case  of  cruelty;  or 

(b)  In  any  case  of  vivisection  or  other  experiment  wherein  the 
following  conditions  are  neglected  (that  is  to  say): 

(i)  The  Operation  shall  be  performed  in  accordance  with  the  re- 
gulations of  the  Governor  in  Council  as  aforesaid;  and 

(ii)  The  animal  subject  to  the  Operation  shall  during  the  whole 
time  thereof  be  so  under  the  influence  of  some  anaesthetic  as 
to  be  insensible  to  pain;  and 

(iii)  Where  the  animal  has  in  the  course  of  the  Operation  been 
so  injured  that  its  recovery  would  involve  serious  suffering, 
it  shall  be  destroyed  while  still  insensible. 

11)  Where  anv  animal  is  impounded  or  confined  in  any  slaughter- 
yard,  pen  cage,  hutch,  pound  or  receptacle  of  the  like  nature  and  con- 
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tiimes  confined  without  fit  and  sufficient  food  and  water  for  more  than 
twentv-four  consecutive  hours,  any  person  may  enter  into  and  upon  the 
place  "^in  which  such  animal  is  so  confined  and  may  supply  such  animal 
with  fit  and  sufficient  food  and  water  during  so  long  a  time  as  it  con- 
tinues  confined  as  aforesaid,  and  such  person  shall  not  be  liable  to  any 
action  of  trespass  or  other  proceeding  by  any  person  whomsoever  for 
or  bv  reason  of  such  entry  for  the  purposes  aforesaid,  and  the  reason- 
able"  cost  of  such  food  and  water  shall  be  paid  by  the  owner  of  such 
animal  to  the  person  who  has  supplied  the  same  and  may  be  recovered 
in  a  summary  way  before  justices. 

12)  Any  animal  found  abandoned  or  diseased,  injured,  or  disabled 
to  such  an  extent  that  its  existence  involves  continued  suffering  may 
be  destroyed  upon  the  authority  of  any  two  justices  whether  such 
animal  shall  have  been  the  cause  of  a  prosecution  or  not. 

13)  Where  any  person  having  Charge  of  any  vehicle  or  animal  and 
being  also  the  owAer  thereof  is  taken  into  custody  for  any  cruelty  to 
such  animal,  the  member  of  the  police  force  making  the  arrest  may 
take  Charge  of  such  vehicle  or  animal  and  deposit  the  same  in  some 
place  of  safe  custody  as  a  security  for  the  payment  of  any  penalty  to 
which  such  person  may  become  liable  and  of  any  expenses  which  may 
have  been  or  may  be  necessarily  incurred  for  taking  Charge  of  and 

keeping  the  same. 

The  justices  before  whom  the  case  is  heard  may  order  such  vehicle 
or  such  animal  to  be  sold  for  the  purpose  of  satisfying  such  penalty 
and  reasonable  expenses  in  default  of  payment  thereof  in  like  manner 
as  if  the  same  had  been  subject  to  be  and  had  been  distrained  for  the 
payment  of  such  penalty  and  expenses. 

14)  Punishment  for  bestiality. 
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